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Es führeui durch das Programm: 

Aktionsmappen-Zeichner Joachim Gutermuth hat mit neben- 
stehenden Figuren Charaktere geschaffen, welche die LeserInnen 
und NutzerInnen unterhaltsam auf ihrem Wege.durch diese Map- 
pe begleiten wollen. 

Vi: Brono Viti ist Erster Vorsitzender des "Vereins zur 
Erhaltung prähistorischer Naturschutzansätze e.V." Desweiteren 
ist er Beisitzer im Naturschutzbeirat des Chemieunternehmens 
MÜFF AG, ehrenamtlicher Umweltberater der Atomlehr- und 
Genforschungsawtalt in Krepier (ALehrGiK). Sein täglich Brot 
verdient.er als Abteilungsleiter im Straßen- und Parkplatzbau- 
Zentralamt (Strapaze). Seine Hobbys sind Golf spielen, Jagd, Au- 
tofahren und Naturschutz. 

VIW Br- ,möchte im wesentlichen bei der geziehen Su- 
che nach Kapiteln behilflich sein und taucht ansonsten ab und an 
als treuer Gefährte und Vereinswappentier von Herrn Vorsitzen- 
den. br. Brono Diti auf. 

Bi t t i  
Schnelle Dr. Brono Dit i  Bronti 

BiM Schnelle verdient ihr Geld in der Solarfirma SONNE/KOMMT GbR und arbeitet in ihrer Freizeit in der "Bürge- 
rInneninitiative zur Aufdeckung von MÜFF-Skandalen" mit. Daneben hat sie mif ein paar Nachbarinnen eine Food-Coop gegrün- 
det. Sie packt dort an wo, Not an der Frau ist, hat sich aber bislang keine zähe Gremienarbeit zumuten müssen. Vielmehr ver- 
sucht sie, neben ihrem projektorientierten Umweltengagement in ihrem Alltagsverhalten ihre ökologische und soziale Weltan- 
schauung umzusetzen. 



Eine neue, erfolgreiche 

Während Industriemanagement und teilweise auch die Politik gerade in 
den letzten Jahren ihre Handlungsstrategien immer wieder gewandelt 
haben, agieren Natur- und UmweltschützerInnen immer noch auf den- 
selben, jahrzehntealten Wegen. Der einzige Unterschied ist, daß aus 
Resignation oder Protest gegen die verkrusteten Strukturen und Stra- 
tegien fast aller Umweltverbände und -gruppen viele qualifizierte und 
engagierte Personen auf gegeben haben. I h re  Plätze sind meist von an- 
gepaßten Personen, oft  sogar von VertrcterInnen aus Politik und Wirt- 
schaf t eingenommen worden. 

Alle großen Verbände leiden an ... 
- Übergewicht von Männern gegenüber Frauen 
- Übergewicht von Reichen und AbiturientInnen 
- Übergewicht an AmtsträgerInnen (Vorsitz, Kassenführung usw.) 

gegenüber an konkreten Sachf ragen arbeitenden Menschen 
- Überalterung 
- Mangel weitreichender Visionen und Konzepte. 

All dieses macht den Natur- und Umweltschutz widerstandsunfähig ge- 
gen die sich wandelnden Strategien derer, denen es um die Ausnutzung 
der Natur des schnellen Profits wegen geht. Neue Wege, neue Struk- 
turen und Strategien sind nötig. Wenn der Natur- und Umweltschutz 
nicht gänzlich in der Bedeutungslosigkeit verschwinden soll, muß 
schnellstmöglich das Zeitalter der trägen, großen und hierarchischen 
Strukturen beendet werden. Nötig sind schnelle, selbständig handeln- 
de und dadurch flexible und schlagkräftige Aktions- und Fachgruppen. 
Die Verbände müssen zu Netzwerken werden, die ihre Aufgabe in einer 
optimalen ~oordination, Vernetzung sowie der Hilfe zur Selbsthilfe Se- 
hen. Ih re  Ressourcen müssen den selbständig handelnden Gruppen zur 
Verfügung stehen. 

Der Trend muß zur Vielfalt, Unberechenbarkeit sowie zur unabhängig- 
keit führen. Unabhängige, kleine Gruppen, die weder von der Bürokra- 
t ie der Verbände noch vom Staat bzw. der Industrie kontrolliert wer- 
den, haben die Chance, den wesentlichen Merkmalen moderner Na- 
turzerstörungsstrategien entgegenzutreten. Know-How im konkreten 
Fall, schnelles Reagieren in einer Zeit, die schnelle Entscheidungen be- 
nötigt (z.B. um in der Presse noch am gleichen oder spätestens am fol- 
genden Tag auf ein Geschehen reagieren zu können), sowie die Bef ähi- 
gung zu spontaner Handlung in eigener Verantwortung und im eigenen 
Namen sind Kennzeichen von Unabhängigkeit und Projektorientierung. 



Ein "neuer Naturschutz" ist nötig - strukturell und strategisch. Die 
A k f i o m n a e  h w e i - i  gibt das Handwerkszeug, von der Gründung 
solcher Gruppen über die finanziellen und rechtlichen Möglichkeiten 
bis zu konkreten Tips für Aktionen. Sie ist geschrieben für alle, die 
unabhängig sind oder es werden wollen. Das können genauso BürgerIn- 
neninitiativen sein wie verbandliche Gruppen, Gewerkschaften, Be- 
triebsräte, Kirchengemeinden usw. Wichtig ist nur: Die Sache steht 
im Mittelpunkt, nicht die eigene Ehre, das Verbandsabzeichen oder ein 
sich ständig überall einmischender, konkrete Arbeit lähmender Vor- 
stand. 

Wir wünschen uns ein Netz von Aktionsgruppen - überall. Wir wün- 
schen uns ein neues Ringen um neue Strategien und die Freisetzung 
der Energie vieler tausend Menschen, die für  die Umwelt kämpfen 
wollen, aber stattdessen auf Funktionarsposten in Parteien, Behörden 3 
und Verbänden ein trostloses Dasein fristen (auch wenn ihnen das 
nicht immer bewußt ist). Die A m t - @  WwweH soll Impulse ge- 
ben für eine neue, erfolgreiche Umweltbewegung. 

Die Redaktion, Februar 1997 



Vielfakd uvid kreativ ... 
Schon wieder ein Infostand gegen Autos in der Stadt! Dabei weiß mittlerweile doch 
echt fast jede/r, daß Autofahren der Umwelt schadet ... und wen interessiert das 
noch?" ~kt ionen können Forderungen Nachdruck verleihen und politisch eine Menge 
bewegen - sie können diesen Zweck aber auch gründlich verfehlen. Der tausendste 
Infostand zum gleichen Thema langweilt auch die letzten PassantInnen, und blinder 
Aktionismus bringt meist auch nicht den Erfolg. Gefordert ist strategisches Han- 
deln - sinnvolle Aktionen erfordern eine Menge Überlegung und Planung, aber auch 
Mut und Kreativität. Dieses Kapitel soll helfen, Aktionsstrategien zu planen. I n  einer 
A ktionsf ormenliste werden Anregungen für originelle A ktionsideen gegeben. Außer- 
dem beinhaltet es Informationen über rechtliche Fragen, die bei Aktionen wichtig 

L sind - damit nicht gleich Angst auf kommt, wenn mal jemand mit einem Prozeß droht. 

)Klare Die erste Frage vor Planung einer Aktion 

Viel Energie und Engagement werden in sollte immer lauten: "Was will ich von wem?" 

Aktionen gesteckt, die dann sinnlos verpuf- - und zwar möglichst konkret. Also nicht 

fen. Hinterher fragen sich alle, ob die Aktion "über die Umweltschädlichkeit von Autos in- 

denn irgendwas verändert hat - so richtig formieren", sondern 'Wir fordern vom Stadt- 

glaubt eigentlich niemand daran. Vielleicht rat, den Verkehr in der KarlstraDe zu beruhi- 

erscheint ein schöner Artikel in der Lokalzei- gen" oder "Wir zeigen PassantImen auf, daß 

tung, aber das war's dann auch. Gerade Car-Sharing auch für sie möglich ist." 

Gruppen, die eher "spontihaft mal 'ne Aktion 
machen", stolpern immer wieder in die u g e -  
meinheits-Tale". 

Viele Aktionen versuchen, Umweltthemen 
L allgemein zu thematisieren, z.B. daf3 Autofah- 

ren umweltschädiich ist. Das tut niemandem 
weh, spricht aber auch niemanden direkt an 
- sprich: die Aussagen verhallen ungehört, 
jede/r denkt sich im stillen: Weiß ich doch 
längst, aber ich kann ja nichts ändern, bin ja 
nicht verantwortlich!" Eine M o n  macht nyr 

h I h r d r r a p i r  
Stadtrat 

K B T W  dichm 
, AutofahrerIn 

-cars-velllr , DuFant 
-FCKW-Fkddckn 

mittelladen 
-KehDosenVea Sinn, wenn klare Ziele benannt werden und 

ein/e Adressatin mit der Aktion eindeutig an- 
gesprochen wird. Je konkreter eine Aktion 
wird, desto eher kann sie wirkliche Folgen Es ist wichtig. die Angesprochenen auch 
haben. Dazu gehört freilich auch etwas Mut. konkret zu benennen und wirklich annispre 
Wer Leute direkt anspricht und Forderungen . chen, d.h. mit ihnen in Kontakt zu treten. Die 
stellt. macht sich auch angreifbar, muß mit Forderung "Keine Dosen verkaufen" sollte 
heißen Diskussionen und gegebenenfalls 
auch aggressivem Verhalten rechnen. Wer 
bei Aiigemeinplätzen verbleibt, kann igno- 
riert werden, gerät nicht in die Schußlinie. 

nicht nur auf einem Transparent stehen, son. 
dem dem/der LadeninhaberIn auch direkt 
vorgetragen werden. Gerade dieser offensive 
Kontakt erfordert Mut, gute Vorbereitung 

Kampagne 
'Neue Mobilität' 
c/o Projektwerkstatt 
Haupstr. 12 
35181 Weiiburg- 
Kubach 
06411/41157 



und Klarheit über die Ziele. Wenn nicht klar 2.B. (wie in verschiedenen Orten gesche 
ist, zu wem Kontakt aufgenommen werden hen), ein Geiiist auf dem Marktplatz aufiu- 
muß, dann sind auch dfe Ziele &r Aktion ioRellen, an dem so viele leere Getränkedosen 
noch zu "'wischi-waschin. Je konkreter eine baumeln, wie an einem Tag in der Stadt leer- 
Aktion ist, je direkter sie Angesprochene b e  getrunken werden. 
nennt und auf diese zugeht, desto eher kann 
sie etwas bewirken. GI& Utopien und G e  
seiischaftsentwllrfe lassen sich folglich so ,Direkte Aktion 
kaum vermitteln 

' 
Von der direkten Aktion ist der/die Ange 

d 
sproehene direkt betroffen, er/sie ist mit 
den Folgen der Aktion unmittelbar konfron- 
tiert (im positiven wie im negativen). Direkte 

Wenn Ziel und Adressatinnen einer Akti- Aktion erfordert Courage, weil sie den direk- 

on klar sind, dann gilt es, ZU überlegen, wel- ten Dialog mit den Angesprochenen erfor- 

cher Typ von Aktion angemessen ist. im Rah- dert. Es ist der "klassische" Weg politischer 

men einer umfassenden Aktionsstrategie Bewegungen: Vom Streik über die Blockade 
J 

oder einer längeren Kampagne lassen sich bis zum Boykott. Eine direkte Aktion wäre 

Elemente der verschiedenen Aktionstypen .B., einem Supermarkt, der Dosen ver- 

auch kombinieren. kauft; einen ~ a c k  leere Dosen von 
die Tür ZU kippen. 

~ o n e .  Tndirekte Aktion 
Greenpeace 
Vorsetzen 53 

20459 Hamburg 
I Indirekte Aktionen oder poliü- 

040/31186-o sche Lobbyarbeit versuchen, g e  

Greenpeace wählte VolksvertreterInnen, 
Ost-Deutschland ehörden etc., sei es 

Hannoversche Str. 1 
10115 Berlin durch Gespräche 

030/2315342 oder Unterschrif- 

Robin wood tensammlungen, 
Erlenstr. 34-36 
28199 Bremen 

Handeln zu bewe J 
0421/500405 gen oder über Formen di- 

rekter Demokratie (Volks- 

, Symbolische Aktkn 

Eine symbolische Aktion hat .nir den/die 
Angesprochene/n hinie direkten Folgen - 
er/sie ist nicht uxuniear betroffen. Symbe 
lische Aktionen stellen 'Öffentlichkeit her 
und schaffen "'Publicity" für ein Problem oder 
eine Lösung. ~ ~ g a  ist hier die Gefahr 
der "Flucht ins AUgemeineW am gröi3ten; die 
Distanz erleichtert das Ausweichen. Gerade 
bei einer symbolischen Aktion soliten Ziele 
und Adressatuuien besonders Mar definiert 
und mit Gesprächen mit den Betroffenen ver- 
bunden sein. Eine symboiische Aktion wäre 

und BürgerInnenentscheid) 
politische Veränderungen zu erreichen. 

Auf kommunaler Ebene ist dieser Weg oft 
eine gute Möglichkeit, wenn er durch sym- 
bolische und direkte Aktionen begleitet 
wird. Auf höheren Ebenen ist die Macht 
großer Interessenverbände meist so "durch- 
schlagend", d d  freie Gruppen nur selten 
Gehör finden. Es gibt aber auch hier Aus- 
nahmen, bei denen gerade Volksentscheide 
auch auf Landesebene politische Verände 
rungen durchgesetzt haben. Beispiel einer 
indirekten Aktion wäre, einen BürgerInnen- 
entscheid für eine kommunale Einwegsteuer 
in die Wege zu leiten. 



Der "Stil" einer Aktion ist sozusagen der 
"Umgangston", in dem die Angesprochenen 
aufmerksam gemacht weräen. Er kann je 
nach den Zielen der Aktion sehr variieren: 
Von einem extrem kooperativen Auftreten bis 
zur harten Konfrontation. Beide Stile sind 
prinzipiell bei allen drei Kktionstypen mög- 
lich. Bei einer symbolischen Aktion können 
sowohl Plätzchen an Fahrgäste in der 
Straßenbahn verteilt als auch dem/der Bür- 
gerneisterIn eine "Umweltsau" aus Papp  
mach6 überreicht werden. Bei der direkten 
Aktion kann ebenso ein Boykott einer Super- 

< marktkette wie ein Verkauf umweltfreundli- 
cher Schreibmaterialien organisiert werden 
Und bei der indirekten Aktion kann ein gutes 
Verhältnis zu KomrnunalpoliükerInnen 
gepflegt, genau wie ein BürgerInnenbegeh- 
ren gegen einen Stadtratsbeschluß durch- 
gedrückt werden. 

Zwischen den Aktionsstilen gibt es keine 
allgemeine Priorität - was angenlessen ist, 
hängt von den Zielen, den Angesprochenen 
und.der konkreten Situation ab, -:-W: 

,Der kooperative Stil 

Beim kooperativen Aktionsstil überwiegt 
das konstruktive Moment. Die Gruppe unter- 
stützt ein Verhalten, das Aiternativen zur Um- 
weltzerstörung darstellt oder versucht, die 
Angesprochenen durch das Anbieten von Un- 
terstützung zur Aktivität zu veranlassen. 

In Göttingen verhandelten MitarbeiterIn- 
nen des Projektes "Total tote Dose" z.B. mit 
MarktleiterInnen von Supermärkten, die D e  
se aus dem Sortiment zu nehmen. Ais die 
Bemühungen erfolgreich waren, wurde der 
"Dosenfreie Stadteil" in einer bundesweit be 
achteten Pressekampagne vorgestellt, was 
auch für die beteiligten Läden eine gute und 
kostenlose Werbung war. Der Dialog mit 
den/der Angesprochenen steht hier irn Vor- 
dergrund, er/sie ist in erster Linie Kooperati- 
onspartnerh. Kooperative Aktionen schaffen 
leicht ein positives Ansehen und können hel- 
fen, eine breite Unterstützung zu finden. Wer 

allerdings nie "Zähne zeigt", wird auch rasch 
nicht mehr ernst genommen. 

Der 

k e M  

konf rontative Stil 

konfrontativen Stil wird die direkte 
Auseinandersetzung mit dem/der Angespro- 
chenen gesucht. Er/sie soll "unter Druck" g e  
raten. Ein umweltschädliches Verhalten wird 
so öffentlich gebrandmarkt oder direkt ver- 
hindert. Auch hier ist der Dialog wichtig, da- 
mit der/die Angesprochene direkt erfährt, 
welches Ziel die Aktion verfolgt. 

Konfrontative Aktionen erfordern eine 
Menge Auseinandersetzungsbereitschaft, es 
mui3 rnit Gegenreakti6nen gerechnet werden. 
Zeitgleich zu einer Aktion in Bonn, wo rnit ei- 
nem Dosengerüst ein Verbot der Getränkedo- 
se gefordert wurde, beauftragte die Dosenin- 
dustrie eine Werbefirma, die Anzeigen "pro. 
Dose" in den Lokalzeitungen schaltete, und 
warb mit einem Pantomimen in der Stadt für 
Dosen. ~e~ebenenfal ls* wird der/die Ange- 
sprochene auch versuchen, juristisch gegen 
die Gruppe vorzugehen (s.u.). Konfrontative 
Aktionen bringen Mißstände auf den Punkt 
und können Änderungen durchsetzen. Wer 
immer nur konfrontativ auftritt, gerät aber 
leicht in Isolation und findet nur schwer Un- 
terstützerInnen 

,Langsame Eskalation 

Generell empfiehlt es'sich bei längerfristi- 
gen Kampagnen, die Konfrontation langsam 
eskalieren zu lassen. Wer gleich am Anfang 
"sein Pulver verschossen" hat, kann nicht 
mehr mit einer "härteren Gangartn drohen. 

Ein schönes Beispiel ist der Schülerimen- 
Einwegboykott 1989 in Niedersachsen. Zu- 
nächst forderte eine Umwelt-Arbeitsgemein- 
schaft eines Götünger Gymnasiums bei ei- 
nem Besuch die Großmolkerei in Hannover 
auf, den Schulmilchverkauf von Polystyrol-Be 
chern auf Mehrwegflaschen umzustellen. Die 
Molkerei erklärte, daß dies aus technischen 
und wirtschaftlichen Gründen unmöglich sei. 
Später drohte die Gruppe der Molkerei an, 

KawJagne 
Total Tote Dose' 
J~gend~Umweltbiiro 
Güterbahnhofstr. 10 
37073 Göttingen 
0551/487103 



Aktions- & Mappe 
tJwcud?- 

die Schulrnilch abzubestellen und organi- 
sierte eine Boykottoaoohe an der Schule. Da- , 

nach gab es erneute Gespräche mit der Mol- 
kerei, die ergebnislos verliefen. in der Folge 
drohte die Gruppe eine stadtweite Boykott- 
woche in Göttingen an, die mit Unterstützung 
des Stadtschülerinne~ates. von verschiede 
nen Schul-Umwelt-Arbeitsgnippen gemein- 
sam organisiert wurde. 

Eine Woche lang wurde an allen Göttin- 
ger Schulen die Milch abbestellt. Der Boy- 
kott fand ein breites überregionales Me- 
dienecho. Erneute Gespräche mit der Moike- 
rei blieben ergebnislos. Als weitere Eskaiati- 
onsstufe wurde nun eine landesweite Boy- 
kottwoche organisiert. 

Die Schüleriqnen fanden Unterstützung 
durch eine Jugend-TTmneltorganisation, die 
bei der Finanzierung half und Infrastruktur 
zur Koordination zur Verfügung stellte. Dar- 
aufhin drohte die Molkerei den Schülerin- 

'nen: Wenn sie weitere wirtschafüiche Ein- 

Kurve Wustrow 
Kirchstrafie 14 

29462 Wustrow 
06843/50Z 

Fränkisches 
Biidungswerk für 

Friedensarbeit 
HessestraBe 4 

90443 Nürnberg 
0911/288500 

b d e n  in Kauf nehmen müsse, würde der 
Milchverkauf ganz eingestellt. Die.SchülerIn- 
nen seien dann verantwortlich, daß es keine 
Schulmilch in Ostniedersachsen mehr geben 
wü;de. So wurde vernicht. "moralischen" 

A p p  
Gerade konfrontative Aktionen erfordern 

nicht nur ~urchhaltevermö~en, sondern 
auch eine gehörige Portion Konfliktfähigkeit 
und Standfestigkeit. In angespannten, ag- 
gressiven, womöglich auch gewaltbereiten 
Situationen "die Nerven zu behalten", will 
auch erst einmal gelernt sein. Wer gewalt- 
frei und offen agiert, kann Aggressionen 
nicht einfach aus dem Weg gehen. 

Wem die 'Erfahrung oder der Mut zur offe- 
nen Auseinandersetzung fehlt, für den kann 
ein gewaltfreies Aktionstraining hilfreich 
sein. Solche Seminare werden von verschie 
denen "Rahingskollektiven" aus dem Um- 
feld dw E'riedensbewegung angeboten - g e  
gebenenfalls auch extra für eine Gruppe. 

Presse- G O f  femt- 
lichkeitsarbeit 

Druck auszuüben und die breite Unterstüt- Wer kennt das Problem nicht: Da ist eine 

zung durch Lehrerinnen und SchülerInnen Aktion, nur wenige wissen es überhaupt und 

zu untergraben. noch weniger gehen hin. Und weil so wenige 

Schon im Vorfeld der Boykothmche gab da waren, hält es auch die Presse nicht für 

es eine beachtliche Medienpräsenz. Kurz nötig, iiber die Aktion zu berichten ... Im fol- 

vor Beginn lenkte die Molkerei ein und kün- genden einige kurze Hinweise zur Öffent- 

digte die Umstellung auf Mehrweg an; der lichkeitsarbeit in bezug auf konkrete Akti- 

Boykott wurde daraufhin gestoppt. onsplanung. Konkrete Tips zum Umgang mit 

Von nun an wurde ein kooperatives Ver- Presse und Medien finden sich im entspre 
chenden Kapitel (Kapitel 11„ "Pressearbeit"). 

SchülerImen aufgebaut. 
wurde für die Molkerei 
ke ting-Argument . 



~ ~ ~ ~ u n ~  Offentlichkeitsarbeit ma- 
chen will, soiite sich zunächst über die Ziel- 
gruppe im klaren sein. Beispiel: Wiii mensch 
möglichst viele Leute direkt erreichen und 
mit diesen reden, ist ein Termin am Samstag 
Vormittag in der Innenstadt sicherlich nicht 
schlecht. Soiien dagegen möglichst viele 
Leute über Presse, Radio und Fernsehen, am 
besten auch noch überregional erreicht wer- 
den, ist letzterer Termin denkbar ungeeignet, 
weil am Sonntag nur wenige ze ikgen  er- 
scheinen und JournaiistInnen meistens sams- 
tags frei haben. 

Zunächst sind eine Reihe strategischer 
Überlegungen notwendig, die in ein festes 
Öffentlichkeitsab,eitskonzept integriert wer- 
den müssen. Im Vorfeld einer Aktion kommt 
es wohl meistens darauf an, möglichst viel 
Aufmerksamkeit zu bekommen, um die Akti- 
on bekannt zu machen. Bei der Aktion selbst 
steht dagegen im Vordergrund, die inhalte 
und Forderungen an den Mann/die k a u  zu 
bringen. .- 3 

Mensch stelle sich vor: Jemand geht 
durch die Stadt, sieht ein Aktionsplakat, das 
er/sie sogar ganz interessant findet. Aber b e  
vor er/sie dazu gekommen ist, auchnur den 
Termin anzugucken, hat er/sie auf einmal 
den Geruch von frischen Waffeln in der Na- 
se. Er/sie hat Hunger, daher sind die Waffein 
wichtiger, die Aktion ist vergessen. Es reicht 
nicht, irgendwo Plakate aufzuhängen oder ei- 
ne Mitteilung in die Zeitung zu bekommen. 
Statt dessen mu5 mensch erreichen, daf) die 
Leute anfangen, darüber zu reden, die G e  
schichte mu5 zum Dorf-, Stadt- oder Schulge 
spräch werden. 

Konzept 

Wird eine Aktion geplant, bietet es sich ' 

an, in den Zeitplan für die Vorbereitungen 
auch einen Zeitplan für die Pressearbeit zu 
integrieren. 

- Drei Wochen vor der Aktion: hesseinfor- 
mation "Die Bürger schmeißen X-tausend 
Getränkedosen pro Tag in unserer Stadt 

in den MU, Aktion etc.", arn Nachmittag 
vor dem Erßcheinen (Redakteurin fragen) 
Plakate in der Innenstadt verteilen, Akti- 
onsflugblätter in Schulen, Imbissen etc. 
verteilen Die Leute soiien so morgens den 
Artikel lesen, danach werden sie schon 
viel eher auf die Plakate und Flugblätter 
aufmerksam. 

- Zwei Wochen vor der Aktion können noch- 
mals Plakate in der Innenstadt aufgehängt 
werden. Die Presse wird wiederum (aber 
mit einem neuen Aufhanger "Schüler sam- 
meln X-tausend Gebänkedosen, Aktion- 
stermin etc.") informiert. Zusätzlich kann 
in der Innenstadt ein Infotisch stehen, eine 
kleine "Voraktion" oder ein gemeinsames 
Dosenfädeln stattfinden, wobei nochmals 
Flugblätter verteilt werden. 

- Zwei Tage vorher kündigt die Presse die 
Aktion nochmals an, wiederum hängen - 

überall Plakate. Aderdem werden an al- 
len Schulen Transparente aufgehängt und 
Flugblätter verteilt ... 

Arger mit 
dem h e t z ?  

Wer nicht jedem Süeit aus dem Weg geht, 
muß damit rechnen, daß eine politische Aus- 
einandersetzung gegebenenfalls auch zur 
rechtlichen wird. 

Die Drohung mit einer Klage gehört zum 
üblichen Repertoire vbn PolitikerInnen und 
Wirtschaftshten. Aber das ist kein Grund 
zu übertriebener Vorsicht. Die Aktiven soii- 
ten vielmehr über die rechtliche Situation bei 
Aktionen bescheid wkeri. Ein Brief vom An- 
walt ist kein Grund zur Panik, gerade hier 
wird viel und oft "geblufftn. 

Genereii sind zwei Formen möglich, juri- 
stisch gegen eine Akti&, vorzugehen: Bei 
der zivilrechgchen Klage versucht derldie 
KlägerIn, die Gruppe m. Unterlassung einer 
Aussage zu bewegen oder für erlittene Nach- 
teile Schadenersatz zu erhalten. . .  

Bei einer Strafanzeige hingegen prozes 
siert gegebenenfalls der Staat. Hier geht es 
darum, ob ~andlun~en-.&welner Teiinehme 
rInnen im Sinne des Strafrechtes "'verboten" 
waren. 

Grüne Liga 
Haus der Demokratie 
Frie*chstr. 185 
lüill Berlin 
030/2299271 

Pestizid Aktions- 
Netzwerk (PAN) 
Nemtweg 32 
22785 Hamburg 
040/393978 

Bundesverband 
Bürgerinitiativen Um- 
weltschutz (BBiJ) 
M-Aibert-Str. 43 
53113 Bonn 
0228/214032 



Zivilrecht h Yaf tung und Schadenersatz 

Die zivilrecnuiche Klage richtet sich nor- 
malerweise gegen die Gruppe als ganze. 
Wer dabei letztlich beklagt wird, hängt von 
der ~ormalshktur- ab (siehe Kapitel 1, "Or- 
ganisation"). Handelt es sich 2.B: um einen 
eingetragenen Verein, wird der Verein b e  
klagt - nicht eine Einzelperson, auch nicht 
der Vorstand. Gibt es keine formale Struktur, 
so kann jede/r Beteiligte für d e s  haftbar g e  
macht werden, auch mit privatem Geld. 

Jer/die "GegnerIn" kann die Gruppe für 
Folgen der Aktion haftbar machen wollen. 
Das heiDt, entstandene Schäden sollen er- 
setzt werden. Wichtig ist, d& eine Schaden- 
ersatzklage nur Erfolg haben kann, wenn 
der/die Geschädigte dabei in seinenlihren 
Rechten verletzt wurde. 

Wegen eines Presseartikels, der auffor- 
dert. ein Plodukt nicht zu kaufen oder we 
gen eines Boykottaufrufs gegen eine Firma, 
hat niemand eine Chance, für den Verdienst- 
ausfall Schadenersatz einzuklagen. 

,Unterlassungsklage Gelegentlich kann es auch zu Schadener- 
satzansprüchen kommen, wenn im Rahmen 

Bei der Unterlassungsklage versucht einer Aktion versehentlich jemand geschä- 

derldie Klägerin, die Gruppe gerichtlich zu digt wurde - 2.B. eine umkippende Steil- 

zwingen, eine Äderung in Zukunft zu unter- wand am Infostand ein Auto zerbeult hat. 

lassen. Normalerweise kommt zuerst ein Hier ist eine gute Haftpflichtversicherung 

Schreiben von einem Anwalt. das die Grup ratsam - sie zahlt in solchen Fällen für den 

pe auffordert, eine Erklänuig nirückzusen- Schaden (siehe Kapitel 1, "Organisation"). 

den, mit der sie sich verpflichtet, in Zukunft 
z.B. 2.000,- DM an den/die "GegnerIn" zu 
zahlen, wenn sie' bsbuptet, da8 erlsie ein/e 
Umweltsünderin sei; sonst 'würde Unterlas- 
sungsklage eingereicht. Hier heii3t es, sich Eine Strafanzeige richtet sich immer g e  

nicht einschüchtern zu lassen! gen eine Einzelperson, nie gegen die Grup 

Wer unterschrieben hat, hat sich wirklich pe insgesamt. Im Strafprozeß mui3 der betof- 

verpflichtet (!!!); das kann ziemlich dumm fenen Person konkret eine strafbare Hand- 

sein. Mit einer Unterlassungskiage hat der/ lung nachgewiesen werden. Die Organisati- 

die KlägerIn normalerweise nur eine Chan- onsform der Gruppe ist dabei normalerwei- 

ce, wenn wirklich etwas U ~ c h t i g e s  %ehaup se egal. Strafrecht bei Aktionen ist ein kom- 

tet wwde. Wenn die Argumente stichhaltig pliziertes und heikles Kapitel, diese Mappe 

sind und die.Fakten kamesnur anreißen. 
glaubwürdgen Quden entstam- Ein gutes Rechtshilfebuch kann hilfreich 

men, kann nicht aielpassieren. . sein, wenn zu befürchten ist, daß die "Gegne 
r h e n "  versuchen werden, strafrechtliche 
Schritte zu gehen. 

.R&&iv Siänfig ist die Verleumchmgs- 
-&age. ,Anders .ds bei der unter&- 
-szirigsklage geht es hier nicht dar- 
um, 'dielGnippe zu zwingen, eine be  

atimftite- Behauptung zu unter.lassen, 

leumdung zu verhängen. Ob eine 



Aussage Verleumdung ist, ist oft nicht ein- 
fach zu beurteilen. Zunächst muß zwischen 
Meinungsäußerung und Tatsachenbehaup 
tung unterschieden werden. Es gibt ein 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung - 
die Behauptung einer Tatsache ist aber kei- 

'ne Meinungsäderung. Der Unterschied ist 
manchmal minimal: "Ich halte das Verhalten 
von Herrn X für eine Umweltsauerei" ist eine 
Meinungsäußerung, "Herr X begeht eine Um- 
weltsauerei, weil er giftige Abwässer einge 
leitet hat" hingegen eine Tatsachenbehaup 
tung. Auch eine Tatsachenbehauptung ist 
nur dann eine Verleumdung, wenn die b e  
haupteten Fakten nicht sicher bewiesen wer- 

t den können. Bei Sätzen wie "Herr X leitet gif- 
'L tige Abwässer ein" ist das relativ einfach - 

bei "Herr X begeht eine Umweltsauerei" ist es 
eine Ermessensfrage des Gerichtes, ob die 
Behauptung den Fakten angemessen ist. Je 
kiarer argumentiert wird und Fakten auf den 
Tisch kommen, desto schwieriger wird es, ei- 
ne Verleumdung zu unterstellen. 

Sachbeschädigung 
b 

ve Behinderung ohne Materialeinsatz, 2.B. 
das Sitzen auf der StraOe, ist danach keine 1.7 
Nötigung. Trotzdem kann es immer zu einer 
Nötigungskiage kommen. wenn jemand ir- 
gendwo "im Wege steht", Nötigung ist 2.B. 
jemanden festhalten, Bau von Barrikaden, 
Türen mit Fahrradschlössern dichtmachen. 

Weit schwerer als Nötigung wird "Gefähr- 
licher Eingriff in den Straßen- oder Schienen- 
verkehr" bestraft. Diese Paragraphen sind 
aber nur anwendbar. wenn Menschen ge- 
fährdet werden und z,B. ein erhöhtes Unfaüri- 
siko provoziert wird. Da aber auch Prozesse, 
die mit Freispruch enden, belastend sind, 
wird gelegentlich eine Anklage "zum Ein- 
schüchtern" auch dann benutzt, wenn keine 
"Chance" auf Verurteilung besteht. 

Als Sachbeschädigung wertet das Gesetz 
Handlungen, die bewußt Eigentum anderer 
zerstören oder beschädigen. Eine Ariklage 
wegen Sachbeschädigung erfolgt unabhän- 
gig von einem etwaigen Zivilprozeß wegen 
Schadenersatz. Es gibt keinen 'Mindestscha- 
den" für Sachbeschädigung. Während. nor- 
malerweise nur bei größeren Beschädigun- 
gen mit einer W a g e  zu rechnen ist, 
reicht in politisch angespannter 
Situation unter Umständen 
schon ein mit Farbe beklecker- 
ter Schuh aus (hat es schon g e  
geben !!!). 

walt daran gehindert wird, etwas zu tun. 
Lange Rechtsstreitereien gab es 
dabei um den Begriff "mit Gewalt" 
bis das Bundesverfassungsge 
richt hier Stellung bezog. Passi- 

. Hausfriedensbruch . 

P Hausfriedensbruch ist das widerrechtli- 

che Betreten eines hivatgrundstückes. Bei 
öffentlich zugänglichen Grundstücken @.B. 
Läden, Bahnhöfe, Tankstellen, etc.) ist Haus- 
friedensbruch nur gegeben, wenn der/die Ei- 
gentürnerIn oder jemand anderes mit Haus- 
recht die Aktionistinnen auffordert, das 
Grundstück zu verlassen und sie dem nicht 
folgen. Das Hausrecht eines Eigentümers/ei- 
ner Eigentümerin endet an der Grundstücks- 
grenze. Findet die Aktion auf öffentlichem 
Gelände statt, 2.B. vor einem umweltschädi- 
genden Betrieb, kann das 



kein Hausfriedensbruch sein. Aber Achtung: 
Auch viele öffentlich zugängliche Plätze, z.B. 
Bahnhöfe, Einkaufspassagen etc. können Pri- 
vatgrundstücke sein. Ärger kann es auch 
dann geben, wenn sich eine Aktion gar nicht 
gegen die EigentümerInnen richtet. Hier ist 
wichtig, sich im Vorfeld schriftlich eine Ein- 
verständniserkläning zu besorgen. 

Widerstand gegen 
die Staatsgewalt 

T Wegen Widerstandes gegen die Staatsge 
walt kann angezeigt werden, wer sich aktiv 
gegen PolizistInnen wehrt. Bloßes Nichtbe 
folgen von Aufforderungen oder Weglaufen 
sind kein Widerstand, wohl aber jemanden 
festhalten, schubsen, sich aneinanderklam- 
mern etc. Problematisch dabei ist, da5 es oft 
schwer ist, im nachhinein eine Situation vor 
Gericht noch zu rekonstruieren, und Zeugin- 
nenaussagen oftmais widersprüchlich sind. 

Aussageverweigerungsrec h t 

b Gegenüber der Polizei hat jedeIr ein 

Recht auf Aussageverweigerung, d.h. auf 
Fragen von PolizistInnen mui3 keine Antwort 
gegeben werden - außer den genannten An- 
gaben zur Person. Oft ist es ratsam, von d i e  
sem Recht Gebrauch zu machen: Alies, was 

der Polizei gesagt wird, kann 
vor Gericht verwendet werden. Und da fast 
niemand unvorbereitet die oft komplizierten 
Rechtsfragen überschauen kann, passiert es 
leicht. da5 mensch etwas sagt, was ihm/ihr 
selbst oder anderen schaden kann. 

Auch wenn nach einer Aktion eine Vorla- 
dung zur Polizei irn Briefkasten Liegt, mui3 
mensch nicht hingehen - wer höflich ist, ruft 
kurz an und sagt, dai3 er/sie keine Aussage 
machen will. Etwas anderes ist eine Vorla- 
dung der Staatsanwaltschaft. Wenn eine 
solche kommt. sollte ohnehin einje Rechts- 
kundige/r hinzugezogen werden. 

Wenn die Polizei 
Si kommt ... 

Bei Aktionen kommt es oft vor, da5 jemand 
m die Polizei ruft oder Polizistinnen auf Streife 

"Durch die Wüste' 
Anti-Repres- 

siohs-leitfaden 
Das derzeit wohl um- 

fangreichste und voii- 
ständigste R e c h W e  
buch Wr poMisch en- 

gagierte Leute. 
Erhäitlich bei der: 

Antirepressionsgrup 

Scharnhorststr. 57 
48115 Münster 

02S1/521112 

B. Schmidt-Bleibetreu 
und F. Dimberger: 

Rechtsschutz gegen 
den Staat (1992, dtv 
in München, 397 S.) 

Hmüiirich GalhRas: 
Polizei und Bürger 
(1993, div in Mün- 

chen, 149 S.) 

einfach so kontrollieren. Je nach Aktion ist 
es wichtig, da5 im Vorfeld notwendige G e  
nehmigungen (z.B. für einen Mostand) b e  
sorgt und bei der Aktion griffbereit sind. 

Bei einer Versammlung oder Demonstrati- 
on gelten die Bestimmungen des Demonstra- 
tionsrechtes - wesentliche Aspekte sind un- 
ten erläutert. Gelegentlich kann es vorkom- 
men, dai3 die Polizei die Personalien über- 
prüfen will. Dann ist es wichtig, einen gulti- 
gen Personalausweis (Reisepa5 genügt 
nicht!) dabei zu haben. Sonst kann die Poli- 
zei entsprechende Leute zur Wache mitneh- 
men, bis die Personalien überprüft sind - 
das ist nervig und kann Stunden dauern. 

Mensch ist verpflichtet, die Angaben auf 
dem Personalausweis und eine allgemeine 
Berufsbezeichnung &geben - aber nicht 
mehr!!! (2.B. Beruf "BusfahrerInn, aber kei- 
ne/n Arbeitgeberin). 

Immer, wenn sich eine Gruppe von Perse 
nen drauBen versammelt, um öffentlich poli- 
tische Aussagen zu vertreten. mui3 prinzipi- 
ell eine "Versammlung unter freiem Himmel" 
oder eine Demonstration angemeldet wer- 
den Damit ist das Demonstrationsrecht für 
die meisten Aktionen relevant. 

Einiges gilt allerdings nicht als Demo: 
- Wenn es weniger als drei Leute sind (eine 

Person, die mit einem Transparent rum- 
läuft und Flugblätter verteilt). 

- Wenn es keine politischen oder geseli- 
schafüichen Inhalte gibt (Fahrradtour). 

- Künstlerische Darbietungen (z.B. Straßen- 
theater). 

- Infostände, Straßenfeste etc. ohne Ver- 
sammlung drumherum. 

Oft ist es sinnvoll, eine Demonstration 
auch dann anzumelden, wenn es nicht unbe- 
dingt nötig wäre. Eine Öko-~ahrradtour ohne 
Transparente mui3 nicht angemeldet wer- 



'Jmgang mit Auf lagen 

tion mui3 48 Stunden vor öffentli- 
cher Bekanntgabe angemeldet 

sein - entweder schriftlich 
(Einschreiben!!) oder direkt 

bei der zuständigen Stelle 
("nu Niederschrift"). 

Die Anmeldung muß Fol- 
gendes enthalten: 

den, aber ... Das D e  - Wann (Beginn und Dauer) und wo (gege 
monstrationsrecht ist ein Grund- benenfalls Route) 

recht, und wenn eine Demonstration an- - Thema - worum geht's? 
gemeldet ist, muß die Polizei prinzipiell für - (ggf. Organisation/VeranstalterIn) 
deren sichere und ungestörte Durchführung - Erwartete TeilnehmerInnenzahl 

sorgen. Das heißt z.B., daß Polizeibegleitung - Demornittel (Transparente, Flugblätter, B e  
für die Fahrradtour eingefordert werden gleitfahrzeuge, etc.) 
kann. Die Polizei muß dann den Verkehr r e  - Verantwortliche/r LeiterIn (eine konkrete 
geln und die Tour durch die Stadt begleiten. Person!). 

Außerdem darf zu einer Demo nicht zur 
selben Zeit am selben Ort eine Gegenveran- 
staltung abgehalten werden Direkt neben ei- 
nen Infostand gegen den "Grünen Punkt" auf 
dem Marktplatz kann das Duale System Die Behörde, die eine Versammlungsan- 
Deutschland auch einen Stand stellen - ist meldung entgegennimmt, kann Auflagen ma- 
der Infostand aber rechtzeitig als Demo an- chen. Diese dürfen aber das Demonstrations- 
meldet, wird der Platz dafür "gesperrt". ziel nicht gefährden; z.B. ist es keine zuiässi- 

ge Auflage. daß eine Fahrraddemo Radwege 
benutzen muß, da dies die Demo zerreißen 

Anmeldung - nicht ~enehmigung würde und sie nicht mehr als geschlossene 
Versammlung erkennbar bliebe. 

Eine Demonstration muß nur angemeldet, Leider versuchen immer wieder Behör- 
nicht genehmigt werden; es  gibt ein Grund- den, auch solche Auflagen durchzusetzen; 
recht auf Versammlungsfreiheit. Zwar korn- hier hilft manchmal nur der Rechtsweg. Man- 

L men gerade bei groi3en und spektakulären che Beamte halten es für nötig, fast das g e  
Veranstaltungen DemeVerbote vor, aber ein samte Versammlungsgesetz abzutippen und 
solches ist nur in Ausnahmefällen haltbar. als Auflagen beinifügen. Die Auflagen soll- 

Sollte tatsächlich jemand eine Demonstra- ten gründlich durchgelesen werden und 
tion verbieten wollen - so ist das ein Grund- daraufhin überprüft werden, ob sich irgend- 
rechtsbruch: Dann heißt es, auf jeden Fall se wo problematische Punkte "'versteckt" haben. 
fort eine Klage anzudrohen. Falls das nichts Gegen Auflagen kann bei der Anmelde 
nützt, sollte ruhig ernst gemacht werden. Je behörde begründeter Widerspruch eingelegt 
nach Bundesland wird eine Demo entweder werden. Dieser hat aufschiebende Wirkung: - 
bei der Polizei (z.B. Nordrhein-Westfalen) Wenn die Behörde bis 'zur-~emo nicht rea- 
oder beim Ordnungsamt (z.B. Niedersach- giert, ist die Auflage ungultig. Manche Behör- 
sen) angemeldet. den schreiben direkt in die Anmeldebestäti- 

Eine Demo, die mehrere Gemeinden be- gung, daß "wegen öffentlichen Interesses" 
trifft, kann beim Landkreis angemeldet wer- der Widerspruch keine aufschiebende Wir- 
den. Eine Demo (z.B. Fahrraddemo) über ' kung hat. In diesem Fall rnuß beim Amtsge 
mehrere Landkreise wird beim Innenministe richt Wiederherstellung beantragt werden. 
rium des Landes (geht schneller) oder bei ei- Wird ein Widerspruch zurückgewiesen, 
nem Landkreis angemeldet. Eine Demonstra- so kann Klage eingereicht werden. 



Aktions- 
A m -  &=: 

,Die bemoleitung ben Gruppen am gleichen Tag Aktionen für einen 
dosenfreien Stadtteil gemacht. In ein paar Grobstäd- 

Der/die Demoleiterin ist für d e s ,  was ten waren die bundesweiten Medien mit dabei. 

während der Versammhmg passiert, mit ver- krbrß.piaaaBdiördea 
antwortlich und kann auch für von Teilneh- An Behörden können Anfragen zum Stand von Pla- 
menden begangene Straftaten unter Umstärt- nungen und MaBnahmen gerichtet werden. Das ist 

den belangt werden. Er/& häit den Kontakt 2.B. in Form eines "offenen Briefes" möglich, der 
gleichzeitig an die Presse gesandt wird. 

nir Polizei und sollte vor der Demo rechtzei- 
tig mit dem/der EinsgtzleiterIn sprechen. 

Der/die Demoleiterb ~ol i te  miiglichst ei- 
ne selbstsichere Person sein, die sich auch 
im Konfliktfail nicht eirtschiichtm'läf3t und 

-tdl- ihre Rechte kennt. Der/die DemoleiterIn 
Eine Umwelt-Aktions- kann die Versammlung jederzeit auf lösen 

Ausstellung mit dem Ti 
teln~otivationstatt~e und ist dann für das weitere ;Geschehen 

siFation* ist in nicht mehr verantwortlich - er/sie solite al- 
Versionen (deutsch, 

englisch, schwedisch & lerdings den Demonstrationsoit verlassen. 
deutsch, französisch, 

itaüenisch) gegen 
Frachtkostenübernah- 

me auszuborgen. 
Sie besteht aus jeweils 
drei dreieckigen Hplz- 

Säulen mit Fotos und 
Texten in den jeweiligen 
drei Sprachen. Die Th* 

men sind Wasser. Natur- 
schutz, Energie. Abfall, 

Weitere Infos und die 
Begleitbroschüre sind 

erhältlich bei der: 
Jugend-Umwelt- 
Mdtelle WS) 

Dippelstr. 10 
36251 Bad Hersfeld 

06621/41581 

Tolstefanz (1991): 
Aktionsbroschüre 
gegen Atonunüu- 

transporte 

,5pontandemonstrat ion 

Die Teilnahme an e h r  unangemeldeten 
oder verbotenen Demonstration ist eine Ord- 
nungswidrigkeit, ähniich wie 2.B. Fahrrad- 
fahren mit kaputtem Licht. Dafür gibt es un- 
ter Umständen einen BuBgeldbescheid. Für 
diejenigen, die nach Auflösung einer De- 
monstration nicht gehen, gilt selbiges. 
Der/die DemoleiterIn einer unangemeldeten 
Demonstration - falls die Polizei jemanden 
ausfindig machen kann - kann sich auch 
strafbar machen. Eine legale Möglichkeit für 
eine unangemeldete Demo gibt es aller- 
dings: eine Spontandemonstration zu veran- 
stalten, wenn das Ereignis, um das es geht, 
weniger als 48 Stunden zurückliegt. Hierzu 
ist keine Anmeldung nötig. 

Viele Tips und inform* 
tionen fUr Aktionen - vor 
allem gegen Atomtrans 
Porte. Vieles ist auf an- 

dere Aktionen übertrag- 
bar. Die BroschUre ent- 

häit vor allem gute 
Rechtstips. Erhältlich 

bei: 
Tolstefanz 

29439 JeetzeI41 
05841/4521 

Nachfolgend Beispiele für Aktionen. Sie 
können Ideen uhd Anregungen liefern, er- 
setzen aber nicht die eigene Kreativität: 

-kr- 
Viele Leute schaiten gemeinsam eine grobe Anzeige 
in der Lokaizeitung und beziehen so zu einem aktuel- 
len Thema Stellung. Die Kosten werden geteilt. Klei- 
ne Anzeigen, die auf eine Aktion oder ein hojekt hin- 
weisen, bekommt mensch - auch in überregionalen 
Medien - gelegentlich als "LückenfüilerH umsonst un- 
ter, wenn die Zeitung dafür eine Spendenquittung b e  
kommt (siehe Kapitel 11, "hessearbeit"). 

B i u p r c h k e i o n w  
Um auf die Relation von Verpackung und inhalt hin- 
zuweisen, wird die Ware an der Supermarktkasse 
ausgepackt. Der "Grüne Punkt" löst nicht die Abfali- 
problerne - Auspackaktionen sind immer noch aktu- 
eil. Wichtig ist, daß die Presse mit dabei ist (siehe 
Kapitel 11, 'Pressearbeitn), auch um tfberreaktionen 
von Eiliaüeiterinnen zu vermeiden. 

Eine Möglichkeit, ein grofles Publikum zu erreichen, 
und a u k d e m  ein guter Rahmen für weitere Aktie 
nen sind Ausstellungen. Es köwen lokale Themen 
selbst aufgearbeitet oder eine gröbere Ausstellung 
in die Stadt geholt werden Schulen, Büchereien, 
Banken, Univdtäten und Rathäuser sind geeignete 
Räumlichkeiten. Wichtig ist, daß der Ort gut zugäng- 
lich und reich frequentiert ist. Sinnvoll ist, wenn eine 
Ausstellung auch betreut wird, 2.B. in Verbindung mit 
einem Büc- Eine gute Ausstellung spricht vor 
d e m  durch Bilder an - "B1eiwüsten"liest niemand 
(siehe Kapitel 13, "Layout und Druck"). 

Um die W e l l u n g  der Bevölkerung zu einer Frage 
heraumbdcmmen und Bürgerinnen zum Nachden- 
ken anzuregen, ist eine Befragung sinnvoll. Doch 
müssen für ein repräsentatives Ergebnis schon ein 
paar hundert .Menschen befragt werden, die auch 
den Dwchs&nitt widerspiegeln sollten. Für eine 
gute Befragung k m  es sinnvoll sein, mit Sozialwb 
senschafüerInnen fünis) zusammenzuarbeiten. Eine . , 
nette'kktion sind auch "Alternative Wahiiokale" an 
Wahltagen in der FufigängerInnenzone, an denen 
Uber dMxqende politische kagen direkt "abge 
stinmii" werden kann und auch Kinder/Jugendliche 
oder/und AiisländerInnen stimmberechtigt sind. 

Viele Aktionen zu einem Thema an einem oder vielen 
Orten zusammenfassen Eh schtines Beispiel sind 
die Aktionstage."Tokl tote Dose'. In vielen Orten ha- 

mochda 
Eine Aktionsform, die leicht in Gefahr gerat, die 
Grenze der Legaütät zu überschreiten Aber nichtje 



de Blockade ist strafbar. Nach einem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts ist eine reine ,!3itzblockade 
ohne Materialeinsatz keine Nötigung. Blockaden er- 
fordern jedenfalls Mitarbeit von erfahrenen Leuten. 

--- 
Den ganzen Tag werden wir von d e n  Seiten mit Infos 
berieselt - von "objektiven" Zeitungen und direkt von 
GroDkonzemen und LobbyistInnen. Die Absichten 
der ~einungsrnacher~ken enthülien heii3t demanipu- - 

Boykott ist der Versuch, den/die "GegnerIn' zu isolie 
ren oder zu schädigen, indem aufgerufen wird, be- 
sümmte Produkte, Einrichtungen, Veranstaltungen 
etc. zu meiden. Bekannt ist der "TropenhoIzboykottn 
oder der "Schülerinnen-Einwegboykott". 

Boykottaufrufe sind legal, wenn sie nicht mit wirt- 
schaftlichen Eigeninteressen verbunden sind. Vor- 
sicht: Nm abgesicherte Fakten verbreiten! Falsch- 
aussagen ermöglichen rechtliches Vorgehen und sind 
peinlich, wenn sie die Firma g l a M d i g  dementie 
ren kann. Ein wirksamer Boykott bedarf einer g e h  

.sen GrÖDe, er mu5 für die Firma spürbare Folgen hin- 
terlassen. 

Büchertische sind beliebte Mormationsquellen bei 
Veranstaltungen wie Kongressen, Straßenfesten, D e  
monstrationen etc. Büchertische können entweder 
selbstorganisiert oder in Zusammenarbeit mit einem 
Buchgeschäft aufgebaut werden. Verlage überlassen 
vielleicht den einen oder anderen Titel in Kommissi- 
on, d.h. nicht verkaufte Exemplare werden nach der 
Veranstaltung zurückgegeben, bzw. geben Bücher 
zum Buchhandelsrabatt ab. Aber Achtung: Sie unter- 
liegen in der Fkgel der Preisbindung. 

B ü n g o r I n n e w b ~ g  
Das ist eine rechtlich vorgesehene Form der An- 
hörung von Bürgerinnen in Gemeinden, die offiziell 
einberufen wird. Dazu ist eine bestimmte Zahi von Um 
terschriften nötig. Die Zahl der Unterschriften mu5 
vorher in Erfahrung gebracht werden, sie ist überall 
verschieden. 

lieren. Das kann dadurch geschehen, da5 mensch - 
in Kenntnis der heimlichen Kbsicht und scheinbar ah- 
nungslos - bewußt, "moraüsch gefestigt" (!) und mit 
offenen Augen ein Stück weit in die Falle (Veranstal- 
tungen von Gentechnik-Befürworterinnen, Gespräche 
an Infoständen. der Autolobby etc.) hineinläuft. 
AnschlieDend ist es möglich, öffentlich Bericht zu er- 
statten, den Mechanismus zu beschreiben und offen 
zu legen, wie da gearbeitet wird. 

Demo- 
Die "Massische~emonstration beeindruckt vor al- 
lem, wenn viele Leute beteiligt sind. Aber auch mit 
wenigen Menschen kann eine Demo schon Aufmerk- 
samkeit erregen. vor d e m ,  wenn sie mit originellen 
Ideen verknüpft ist. Eine Demo kann mit Straßenthea- 
ter, Infoständen, "DieIn's" und vielem mehr kornbi- 
niert werden. Beliebt sind auch Fahrraddemos - s e  
wohl in der Stadt, als a u 5  mehrere Tage über Land. 

Da-Qinbmbn 
Ais das Waldsterben noch öffentlich war (inzwischen 
hat sich fast jede/r daran g~wöhnt), gab es vielerorts 
"Denkmalschutz"-Alttionen. Ein Denkmal oder ein 
kleiner Baum wurden mit einer Plane gegen den "sau- 
ren Regenn geschützt - meist auf öffentlichen Plätzen. 
Dazu wurden Flugblätter verteilt, aus denen hervor- 
ging, da5 Luftverschmutzung Bäume und Kulturdenk- 
mäler angreift. 

W ( w t a t i 0 n  
Eine gute Dokumentation anzulegen, ist eine schwie 
rige und zeitraubende Krbeit, lohnt sich aber, um 
größere Aktionen zu dokumentieren und auf diese 
Weise Erfahrungen weiterzuvennittein. 

Gute Arbeitshilfen fur 
die Organisation eines 
Boykotts enthält die 
gleichnamige Broschü- 
re der Werkstatt für ge- 
waltfreie Aktion Ba- 
den. "Boykott" ist er- 
h W c h  beim: 
Biichertisch der 
Umweltwerkstatt 
Herrlichkeit 1 
27283 Verden 

Kostengünstiges Inior- 
mationsm+terial 2.B. 
für Bücherüsche gibt 
es bei der: 
MateriaiAuswahl 
UrnweItSchutz (MAUS) 
Postfach 1818 
36228 Bad Hersfeld 

V - ( z & = h m i e ) E O ~ ~ ~  

-IJ uad UiiWmndörler 
In einem Stadtteil wird mit d e n  Einzelhändlerinnen 
verhandelt, ein umweltschädliches Produkt @.B. die 

Eine besonders intensive und dauerhafte Aktionsform 
Getränkedose) aus dem Sortiment zu nehmen. Wenn 

sind Zeltlager oder Hüttendörfer an Stel- 
d e  dem zustimmen, wird dies gegenüber der 

len, wo eine Umweltsauerei geplant Presse bekanntgemacht. 
ist. 

Auf der geplanten Trasse einer 
Strde, dem Gelände geplanter 
Golfplätze, Teststrecken, Flughä- 
fen etc. werden Zelte und Hütten - 
errichtet und bewohnt. Öffentlich- 
keitsarbeit und Kontakt Bevöl- - 
kerung sind wichtig. 

b:-m- 
Es werden Aktionen an einem bedeuten- 
den Datum durchgeführt, 2.B. dem Ju- 
biläum einer Umweltkatastrophe. Be 
kamt sind z.B. Demos an den Jahresta- 
gen des Atom-Unglücks in Tschernobyl. 



Gugel, G., Furtner, H. 
(1983): Gewaltfreie 

Aktion (1 12 S.) 
ISBN 3922833292a 

Doseavorhaag 
Um auf den giganümhm hWberg hinzuweisen, der 
durch Getränk- wrurm&t wird, wird ein be 
deutendes Gebäude in der W t  mit leeren Getränke 
dosen an einem Baugesüst wgehängi - zB. mit so 
vielen, wie in der Stadt an einein Tag verbraucht wer- 
den. 1992 wurde in k l i n  so das Brandenburger Tor 
von SchülerInnen neinge&sta. 

Exkursionen in von Natuww&&ung bedrohte Gebie 
te sind eine gute Mögkib i t ,  Menschen für die B e  
drohung zu senddisken.  Wer die Natur nicht 
kennt, wird wenig In- an ihrem &halt zeigen. 

Demonstrationen mit dem Fahrrad können relativ 
gro5e Entfernungen zurücklegen und werden von 
vielen Leuten gesehen Beliebt sind "d&nonstrative 
Fahrradtourenn z.B. entlang der Trasse einer geplan- 
ten Autobahn. Sie gahlan &er mehrere Tage mit 
Übernachtung in Tumhailen oder Zelten Solche Tou- 
ren motivieren oft viele tbnsehen zum Mitfahren, g e  
rade wenn sie die richtige Ibfbchung aus erholsamer, 
netter Radtour und politischer Demo bilden. 

F- 
Viele Gemeinden und Städte bieten fiir Kinder in den 
Schulferien Ferienpässe oder Ferienkalender an Ei- 
ne (Umwelt-) Gnippe kann in-Absprache mit den Her- 
ausgebern (Gemeinde oder Stadtverwaltungen) hier 
eigene Veranstaltungen anbieten, zB. Exkursionen, 
Naturschutzeinsätze, Seminare oder aüea aridere, wo 
Kinder mitmachen kanr(en Meist haben solche Feri- 
enpässe lange Vorlaufmiten 

rnU#b1ätbar 
Sie sind ein wichtiges MqUum zur Verbreitung von 
inhalten, gerade auf Demmstrati~nen und an in- 
foständen. Wichtig: Weniger Text ist mehr; lange 

Flugblätter werden fast nicht gelesen. Kleine Men- 
gen lass& a@h kopieren, gro5e Mengen drucken - 
am billigsten oft an Schulen, Unis und sozialen Ein- 
richtungen (siehe Kapitel 13, "Layout und Druck"). 
Am M o s t d  solltei passend für Interessierte aus- 
fiiiulichere Broschüren bereitgehalten werden. 

Gebete und Gottesdienste an von Umweltzerstörung 
betroffen. Orten dienen der inneren Sammlung und 
vermiitein persönlichen Rückhalt und Stärke. Kriti- 
sche Pastorinnen sind oft wichtige Mittlerinnen zwi- 
schen Bevökerung und politischen Bewegungen. 

-' 

Es werden Flugblätter in geldscheinähnlicher Form 
gedruckt, auf denen z.B. steht, welche Kosten ein um- 
weltzerstörendes Projekt für den/die Steuerzahlerln 
verursacht. Wichtig: Darauf achten, daB solche 
"Geldscheine' echtem Geld nicht zu ähnlich sind - in 
Göttingen gab es schon eine Strafanzeige gegen die 
Designerinnen eines 'Neander-Talersn, weil jemand 
in einem Lokal den Schein mit Aifenkopf tatsächlich 
als Zahiuugsmittel erfolgreich verwendet hatte. 

Colia 
Ein Raum, ein Büro 0.ä. wird symbolisch für einige 
Zeit "besetzt". Wenh eine Behörde die Bearbeitung ei- 
nes Vorgangs verzögert, kann die Gruppe "vorbei- 
schauen' und mit Kaffee, Kuchen, Schlafsäcken etc. 
dableiben, bis die Antwort endlich da ist. Die Presse 
s d t e  mit dabei sein. 

Es ist nicht leicht, an der Haustür zu klingeln, um ei- 
ne Diskussion anzufangen. Mensch muß also einen 
akzeptablen Anlai3 schaffen, z.B.'eine Unterschriften- 
sarnrnlung. 

Firmen aber auch Behörden reagieren auf Veröffentli- 
chung von internen Vorgängen, die sie in einem 
schlechten Licht stehen lassen, oft sehr sensibel. 

I d o s a a d e  
Ein gut gemachter Infostand kann auf Straßenfesten, 
in der FuOgängerInnenzone, auf Wochenmärkten 
oder an W i c h e n  Anziehungspunkten Aufmerksam 
keit erregen. Wichtig ist, offensiv auf Leute Zuzuge- 
hen. Ein langweiliger 08/15Stand interessiert n ie  
manden. Strdentheater, eine Ausstellung, Musik, 
Jonglage und vieies andere mehr machen einen Infe 

I stand interessant. 
Auf Privatgnind @.B. im Bahnhof) ist eine Geneh- 

migung des Eigentümers/der Eigentümerin nötig, 
auf öffentlichem Gelände eine sogenannte Sonder- 



nutzungserlaubnis. Diese stellt je nach Kommune nor- 
malerweise das Liegenschaffsamt oder das Ord- 
nungsamt aus, evtl. gegen Gebühr. M&& ist ist Ver- 
kaufsstand teurer als ein reiner Mostand. Materialien 
können aber "gegen Spende" abgegeben werden. Bei 
Straßenfesten oder Märkten gibt es meist zentrale Ge 
nehmigungen für die Veranstaltung - hierfür iat das 
Einverständnis der Veranstalterlnnen nötig. 

Meluere Menschen bewegen sich unter einem langen 
Bettlaken als "Lindwurm" durch die FußgängerInnen- 
Zone. An die Seite wird eine Forderung 0.ä. gemalt. 
Der Lindwurm eignet sich auch, um 2.B. auf einen In- 
fostand auiinerksam zu machen 

L Kontakt zu "Volksvertreterinnen" aufnehmem, sie zu 
Hause oder bei "Bürgerinnen-Sprechstundenn besu- 
chen, persönüche Briefe schreiben: Das zwingt sie, 
sich mit dem Voik zu beschäftigen (siehe Kapitel 2, 
"Behörden und Lobbyarbeit"). 

r N - I X ~ ~  
Für viele Umweltgruppen nehmen praktische Bi* 
toppflegeeinsätze einen wichtigen Teil ihrer Arbeit 
ein. Solche Einsätze verkommen leicht zum Alibi, 
wenn ringsum weiter Natur zerstört wird. Sinnvolles 
Handeln erfordert eine Menge fherlegung und 
Kenntnisse. Wer ein Naturschutzprojekt plant, sollte 
Kontakt zu erfahrenen Gnippen aufnehmen. 

N-lnit 
Jede Zusammenarbeit mit dem/der GegnerIn wird 
vermieden. 

- 

Ordnungsstörung als gewaltireie Aktion ist ein gut 
vorbereitetes Eindringen m anderer Leute Ordnung. 
So nutzte 2.B. eine Gnippe Jugendlicher den feierli- 
chen Rahmen der Verleihung eines Umweltpreises, 
um öffentlich auf die Paradoxie der Vergabe des Prei- 
ses durch ein urnweltschädigendes Unternehmen hin- 
zuweisen. Als in Göttingen die Stadtverwaltung einen 
Umwelttag samt Clownshow mit Werbung für den 
"Grünen Punkt", aber ohne Beteiligung von Umwelt- 
gruppen abhielt, hing über der Bühne ein Ranspa- 

Sie ist rund um die Uhr anwesend Es gibt viele MÖg- rent: 'Erst spricht der Umweltdezernent, und dann 
lichkeiten zu einer Mahnwache. Wichtig sind genii- kommt noch ein Clown". 
gend Leute, die sich auch abwechseln können. 

M- 
Menschen umrunden symbolisch ein bedroht- G e  
biet oder eine umweltschädigende Einrichtung oder 
verbinden zwei Orte miteinander, indem sie einander Eine Petition ist eine Bittschriit. Sie kann als Brief, 

an den Händen halten Postkartenaktion oder Unterschriftenüste gestaltet 
sein. Petitionen k5nnen an alle Parlamente gerichtet 

#UtPrPchltnrlrP werden. Sie müssen immer Name, korrekte Anschrift 

Eine Mitmachkarte ist eine Postkarte mit Kontakt- und Unterschrift der/des BittstellerIn enthalten. 

L adresse und Kurzvorstellung der Gruppe und ihrer 
Ziele. Sie kann mitgenommen und eingesdtkkt wer- P l a k S ~  

den. Kurzentschlossene können aber auch sofort ihre Plakate erregen Aufrnerksamlteit und weisen auf Ver- 

Adresse aufschreiben und vor Ort in einen Karton anstaltungen der Art hin Gro0e Plakafflächen kön- 

werfen ,Mitmachkarten gehören an jeden IiSagtand, nen gemietet, kleine Plakate in Läden aufgehängt (Be- 

in jede Ausstellung. zu Vorträ- sitzerIn fragen) oder mit Tapetenkleister in der Stadt 
verklebt werden. Vorsicht: An vielen Steilen ist 
Plakatieren Sachbeschädigung. Werden nur be- 

reits plakatierte Flächen 
(auBer vermieteten) und 

ausgewiesene Plaka- 
tierflächen verwen- 
det. kann nur wenig 

passieren. Plakate 
dürfen nicht zu viel 
Text enthalten. Gut 

ist, wenn Plakate, 
Ransparente 

und Flugblätter zu 
einer Aktion 

ähnlich gestal- 
tet sind 



Postk- 
Zwei Varianten sind dgi ich .  Bei beiden ist auf der 
Postkarte ein Text zum m e m  abgedruckt. Die ei- 
ne Form ruft auf, die Karten an eine bestimmte Adre* 
se zu senden, wo dann tausende eintreffen und die 
Forderung unterstreichen. Bei der anderen Form wer- 
den die Karten an Freundinnen und Bekannte ver- 
schickt. Sie enthalten den Aufruf, weitere Karten zu 
bestellen und selbiges damit zu tun 

RoieMLeqs 
Im Rahmen von ProjeMagen an Schulen ist oft eini- 
ges möglich. Wer Lehrerinnen oder SchüierInnen 
kennt, kann sich mit Infoständen, Ausstellungen oder 
Vorträgen einladen lessan oder sogar mit Schülerin- 
nen zusammen z.B. eine Ausstellung entwerfen. 

, " a i i o k o . I ~  
Bei Vortragen und Knsprachen, wo keine Möglich- 
keit zur Diskussion besteht, dreht sich eine Gruppe 
demonstrativ um und kehrt dem Redenden den Rük- 
ken zu. Die wenigstenRedner käauien dies "cool" 
übergehen und geraten meistens aus dem Konzept. 

R ~ r o p ~  
Bekannt ist die freiwiiüge Rückgabe von Führer- 
scheinen, um auf das umdbh&digende Verkehrs- 
mittel Auto zu vemichteu~ B&n Umweltfestival Auf- 
takt 1993 bekamen TeiIndumrInnen, die ihren Fiih 
rerschein nuiickgegeben hatten, eine Freikarte. 

bS 
Sandwiches 

Große Plakate auf Pappe geklebt, die mensch vor 
dem Bauch und auf dem Rücken trägt, verbunden mit 
Kordel über der Schulter. 

SPtttclu~leihriog 
Hessens MinisterprWdent Eichel bekam auf dem 
Hessentag 1995 feierlich vor Presse und öffentlich- 

' 

keit die "Goldene Umweltsaun überreicht, weil das 
Land bei der Ausrichtung des Hessentages selbst Mi- 
nirnalstandards im Umweltschutz unterboten hatte. 

S t r a b d t s l  
Um AutofahrerInnen zB. auf die COrBelastung durch 
den Pkw-Verkehr hinzuweisen. haben sich nach 
layoutete 'StrafZetteln als wirkungsvoll erwiesen Sie 
sind besonders auf p 5 e n  Parkplätzen schnell - un- 
ter die Scheibenwischern geklemmt - verteilt und er- 
schrecken die AutorfahrerInnen erst einmal sehr, b e  
sonders, wenn sie optisch an Xnöllchen' erinnern. 

straßan- 
Es macht ein wenig Arbeit, +e r  auch sehr viel SpaB, 
wenn plötzlich aüe ihre Fwgkeit zur Improvisation 
und ihre Spontaneität entdecken. Die Stücke sollten 
kurz sein und wenig Text enthalten, damit die Leute 
im Vorbeigehen des mitkriegen. Eine Variante ist 
das "unsichtbare Theater", wobei PassantInnen nicht 

merken, da8 hier gespielt wird, z B. können zwei Leu- 
te in der StraBenbahn über ein kommunalpolitisches 
Thema diskutieren und Umstehende mit einbinden. 

Wenn viele k u t e  an einem Tag bei einem umwelt- 
schädigenden Unternehmen oder einer Behörde am 
rufen und Fragen stellen, liegt da rasch d e s  lahm. 
Auch huderte von Faxen sind eindrucksvoll und b e  
hindern die alltägliche Arbeit. 

Im .Rahmen einer kleinen Demonstration werden For- 
derungen beispielsweise der am Ort regierenden 
Partei übergeben 

~ r u i g p o n ~ c b ~ n  
Stxabn oder institutionen, die nach zweifelhaften 
Personen oder Ereignissen benannt sind, werden 
durch &erkleben der Schilder symbolisch um- 
W t .  Gleichzeitig wird von den Verantwortiichen 
eine Umbenennung gefordert. 

-'mmloiis 
Unterschrifteniisten müssen Namen, Adresse und Un- 
terschrift enthalten. Wirksamer ist das Sammein von 
Einwendungen gegen zerstörende Planungen. 

Entscheidend ist die Form der Übergabe: Wer- 
den 1.000 Unterschriiten als Stapel im stillen Käm 
merlein an dieIden Umweltministerin bzw. seinen/& 
ren StaatssekretkIn übergeben, rei0t das nieman- 
dem vom Hocker: weder den/die StaatssekretärIn 
noch die Presse und die Öffentlichkeit. Praktisch ist 
es, wenn die h r g a b e  - begleitet von einer Aktion - 
dann stattfindet, wenn sowieso die Medien anwe 
send sind. So geschehen bei einer Umweltminister- 
konferenz: Zunächst wurde den Ministerinnen ein 
Dosenberg vor die Tür gekippt. Danach wurden die 
Unterachriftenlisten, die zu einer 100 Meter langen 
Kette aufgefadelt waren, in die Konferenz getragen. 
Die Forderungen konnten kurz vorgestellt werden, 
und die MjnisterInnen wurden von der Presse zu den 
Forderungen interviewt. Auf diesem Weg haben 
10.000 Unterschriften für einen Bericht in den T a  
gesthemen gereicht. Seitdem heißt es: "Die Umwelt- 
ministerkonferenz unterstützt Dosenüeie Zonen". 

Peter von Riiden (Bildungsgruppe für 
Ökologie und Selbstbestimmung) 
C/O Kultur und Ökologie eY. 
Postfach 11 31,2?261 Verden 
Tel. ü4231/4878, F a  487'9 
eMaik pmedenQlink-n.cl.sub.de. 



I? Klinkern putzen gehen.. 
Dieses Kapitel bezieht sich auf Situationen in der Kommunalpolitik, die (noch) nicht 
eskaliert sind oder deren Konf liktpotential relativ gering gehalten werden kann. Ge- 
gen Klimaschutzmaßnahmen zum Beispiel, noch dazu unter dem Rückenwind einer Re- 
solution der UNO (Lokale Agenda 21), wird bis zu einer gewissen Radikalität kaum ei- 
ne/r etwas haben. Und ein Radweg ist zumindest dann immer mehrheitsfähig, wenn 
man damit nicht Einschränkungen für den Motorisierten Individualverkehr verbin- 
det. O f t  gibt es also die Chance, durch konstruktive Kommunikation zu einem guten 
Ergebnis zu kommen. Hilft dies nichts, muß eben eine "schärfere Gangart" einge- 
SC hlagen werden (siehe u.a. Kapitel 1, "Aktionsformen" oder 11, "Pressearbeit"). 
Letztlich ist es bei fast allen politischen Auseinandersetzungen klug, zumindest im - Vorfeld konstruktive Gesprächsbereitschaf t gezeigt zu haben. 

. sie nun befürwortet oder bekämpft werden, 
nicht außer acht gelassen werden. Vor aliem 

Angenommen, eine Initiative verfolgt b e  für langfristig ausgerichtete Projekte und In- 

stimmte Anliegen: Stadt, Landkreis oder die itiativen ist es wichtig, sich damit auseinan- 

Gemeinde sollen übe~zeugt werden, z.B. auf derzusetzen. 

Tropenholz in öffentlichen Bauten zu verzich- 
ten, eine Fußgängerzone e i . c h t e n  oder 
einen Fußgängerüberweg zu schaffen. 

Verantwortli- 
sich Behörden- und Lobby- 

arbeit vor allem für län- 

L Erfolgreiche Lobbyar- 
eit baut nicht nur auf 
vereinzelten Gesprä- 
chen zu Funktions- 
trägerInnen auf, son- 
dem in der Regel auf 

einer gewissen Ver- 
trauensbasis zwischen 

den GesprächspartnerIn- 
nen. Dies erfordert eine 

chen überzeugt werden? Welche Organisa- langfristige kontinuierliche Arbeit. 
tionen/Personen können dabei hilfreich 2. Viele Initiativen entstehen erst in einer 
sein? akuten Bedrohungssituation. Leider ist es 

Um diese Fragen beantworten zu können, dann aber meistens schon zu spät, effektiv 
ist es notwendig, die Entscheidungs- und Ver- Einfluß zu nehmen, wenn die Pläne bereits 
waltungsstrukturen zu kennen sowie die jahrelang diskutiert wurden. Außerparla- 
Menschen und Interessenverbände, die hier mentarischer Druck gewinnt durch dauer- 
wirken. Sogenannte "informelle Informations- haftes Einbringen eigener Themen im- 
und Entscheidungswege" dürfen dabei, ob mens an Schlagkraft. 

B.A.U.M. Consult: 
Die umweltbewuBte 
Gemeinde 
(1996. Bayr. Umwelt- 
ministerium in Mün- 
chen. 2 Ordner) 
Umfangreich. gut g e  
staltet und sehr pra- 
xisonentiert sind die 
beiden Aktenordner: 
Handlungskonzepte 
und konkrete Anlei- 
tungen zu aüeh The 
menfeldem des Ne 
hu; und Umweltschut- 
zes in der Gemeinde. 
überraschend. wel- 
che Qualtität aus ei- 
ner staatlichen Steiie 
kommt. wenn auch 
deutlich einige Gren- 
zen zu erkennen sind. 
Gar nicht brauchbar 
sind die Literaturii- 
sten, dort £inden sich 
kaum gute Bücher. 
sondern fast nur 
MinistenumsscMen 
uä. Dennoch: Die 2 
Ordner sind das be 
ste, was zur Zeit 
als Übersicht auf 
dem Markt ist. 



Thomas Dohmen: 
Bürger und Behörden 

(1993, Dreisam 
Verlag in KUn, 176 S. 

Leo Wler u.a.: 
Das kleine Rathaus 
(1P94. Nomos in Ba 
den-Baden, 228 S.) 
Hinweise zur Kun- 

dhnorientienuig und 
Produktivitätsstei- 
g e m g  einer Ge 

meindeverwaltung. 

Kommunaipolitik 
(1994, Leske & Bu- 

dxuclc Opladen, 
628 S.) Eine umfas 

Sande Einfühning in 
aUe Organisations 
und Themenielder 

dar Gemeinde. 

Diese beiden Gründe sprechen nicht ge- 
gen Lobbyarbeit bei kurzfristigen Situatie 
nen. Eine langfristige lirbeit ist aber meist 
erfolgversprechender, .wenn der Weg über 
Kontakte zu Politik und Verwaltung läuft. 

Politische Entscheidungen werden in den 
legislativen Organen und Gremien gefäilt. 
Die größte Bedeutung auf kommunaler b 
ne sollten dabei die von den BürgerInnen g e  
wählten Parlamente (Stadt-/Gemeinderat, 
Stadtverordneten- oder Gemeindevertreter- 
Innenversarnmlung, Kreistag etc.) haben. In 
einigen Bundesländern ist der Einnuf3 von 
Landrätinnen bzw. Bürgermeisterinnen se 
wohl gegenüber der Verwaltung als auch ge- 
genüber den Parlamenten groß. da sie di- 
rekt gewählt (und abgewählt) werden und 
oft auch an der Verwaitungsspitze stehen. 

Neben dieser in Süddeutschiand verbrei- 
teten dualen Rat-BürgermeisterIkVerfassung 
existiert das Modell der norddeutschen Rats- 
verfassung und der Magistratsverfassung. 
So ist derldie Bürgermeisterin in Nord- 
deutschland lediglich "ehrenamtliche/r" Vor- 
sitzendeIr des %acRtigenW' Rates, wäh- 
rend die Vemdtung der/dem Stadtdirekte 
rin untersteht. in Hessen und Schieswig-Hol- 
stein ist der/die Bürgermeisterin Vorsitzen- 
de/r der Verwaltung, nicht aber des Rates. 

Den Parlamentsausschüssen kommt gene 
rell meist eine beratende Funktion zu. Rotz- 
dem tagen zumindest die Fachausschüsse in 
der Regel öffentlich und tragen wesentlich 
zur Entscheidungdmdmg bei. tZber die Ter- 
mine von solchen Sitzungen kann mensch 
sich meistens in der lokaien Presse, fast irn- 
mer jedoch irn "Amtsblattw der Kommune in- 
formieren. 

In der Stadt- bzw. Gsmeindeverwaltung 
werden die Ekekutiven vor Ort Husammenge 
f d t .  in diesem Sinne sind die Kommunal- 
behörden und -ämter in erster Linie "ausfüh- 
rende Organe". Ihr beratender Wüiuf) auf 
die Legislative ist durch die Fachkompetenz 
und das umfassende Personal jedoch erheb 
lich Irn Falle früherer &tscheidungen des 

Rates, bzw. bei entsprechenden Vorgaben 
durch Landes- oder Bundesgesetze kann 
auch die Stadtverwaltung selbst entschei- 
den. Dieser stehen für die Auslegung dieser 
Vorgaben umfangreiche kmessensspielräu- 
me zur Verfügung. Generell ist zu sagen, dai3 
die Kommunahrerwaltung eine der ersten, 
wenn nicht die erste Ansprechpartnerin für 
Bürgerhemnliegen ist. 

Der öffentliche 
ff aushak 

Sehr viele gute Ideen und Projekte wer- 
den spätestens dann nicht umgesetzt, wenn 
sie nicht finanziert werden können. Oftmals 
ist es aber auch die "griffigste" Ausrede für 
eine StaQt oder Gemeinde, sich mit dem Ver- 
weis auf die leeren Kassen der Verantwor- 
tung zu entziehen. 

Deswegen lohnt es sich immer, einen 
Blick in den Haushaltsplan der Kommune zu 
werfen. Die öffentlichen Haushalte der Städ- 
te und Gemeinden werden meist zu Beginn 
des Jahres vom Parlament beschlossen. Die 
Diskussionen um den Haushalt beginnen oft 
schon im Oktober und enden mitunter erst 
im März. Nach der Verabschiedung des 
Haushaltes liegt dieser öffentlich aus. An- 
sonsten kann er bei den ParlamentarierIn- 
nen eingesehen werden. 
Ein Haushalt ist in der Regel sehr umfang- 

reich und oft selbst für Abgeordnete ein 
Buch mit sieben Siegeln. Wichtig zu wissen 
ist, da8 Haushalte generell in einen Vermö- 
genshaushalt und einen Verwaltungshaus- 
halt geteilt sind. Vorhaben mit größeren In- 
vestitionen müssen deswegen im Vermö- 
genshaushalt gesucht werden, während se 
genannte Tördertöpfe" oft irn Verwaltungs- 
haushalt versteckt sind. 

Wichtig: Zu vielen Ausgabeposten gibt es 
auch einen Einnahmeposten der Stadt. Hier 
erst sieht mensch, wieviele Zuschüsse die 
Kommune für das Projekt bekommt und wie 
viel sie eigentlich selbst dazu gibt. 

Wer in die politische Haushaltsdebatte 
einsteigen will oder aber einen überblick 
über die Problemlage der städtischen Kas- 
sen bekommen möchte, kann dafür auch öf- 



fentliche Sitzungen des Finanzauschusses 
nutzen. Oder aber mensch wendet sich di- 
rekt an den/die obersteIn Verantwortliche/n 
über die kommunalen Finanzen: dieIden 
Stadt- bm. Gemeindekämmererer/in Mitunter 
ist auch derldie Bürgermeisterin oder der/ 
die Erste Beigeordnete für die Erstellung und 
Verwaltung des Haushaltes zuständig. 

Sollte einmal kein Geld im aktueli be- 
schlossen Haushalt .zur Verfügung stehen, 
gibt es immer noch die Hoffnung auf einen 
Nachtragshaushalt. Durch ihn kann die Stadt 
auf unvorhersehbare Ereignisse im Laufe des 
Jahres reagieren. 

Die Verwai-tumt 

Der erste Weg führt meist ins Rathaus bzw. 
in ein sogenanntes Bürgerbüro. 

In der Verwaltung ist zunächst einmal zu 
klären, 'wer zuständig ist. Dies ist leicht 
durch denldie Pförtnerh oder MitarbeiterIn 
in städtischen Bürger- und Umweltberatungs- 

reicht meist die untere Ebene. Für konkrete 
VorstöBe zur Umsetzung von Anliegen muß 
nicht erst jeder Amtssohhmel geritten wer- 
den: Oft kann-es hier sinnvoll sein, erst auf 
der Ebene der Sachgebiets- oder Amtslei- 
tung anzusetzen. 

Sind für die Umsetzung des eigenen Pr@ 
jektes auch finanzielle Zuschüsse erforder- 
lich, sollten unbedingt vorher eventuelle För- 
derrichtlinien gelesen werden (siehe Kapitel 
14, "Finanzen"). 

Am überzeugendsten sind allerdings die 
sachlichen Argumente. Um diese gut 'rüber- 
zubringen, sollte mensch sich im Vorfeld 
genau und kritisch mit der Sachproblematik 
auseinandergesetzt haben. Oft empfiehlt es 
sich, prägnante Gutachten und Studien zu 
kennen und gegebenenfalls den behördli- 
chen Gegenüber darauf zu verweisen. Mitun- 
ter wird es sogar W t i g  sein, eine Studie in 
Auftrag zu geben. 

Trifft mensch auf ein Gegenüber, derldie 
den Ideen und Vorschlägen sehr aufge 
schlossen ist und auch die Verwaitungsspit- 
ze (StadtdirektorIn, FinanzdezernentIn, Bau- 

Schmid/F'ieischer: 
Rechtsschutz im Ver- 
waltungsrecht A-z 
(1992, dtv in M b  
chen, 274 S.) 

Jürgen Streich: 
Dem Gesetz zuwider 
(1993. Zabulon in Ws 
ddorf,  152 S.) 

amtsleiterin) davon überzeugen kann, so ist 
vieles bald kein Problem mehr. 

L Es kann natürlich -ch passieren, daß die 
die Verwaitungsspitze den Vorschlag ab- 
lehnt oder die Initiative von der Verwaltung 

blockiert bzw. gar boykottiert wird. 
Die Ablehnung deslder Verwaltungs- 
beamtIn kann verschiedenste Gründe 

einrichtungen zu erfahren. Existiert von der 
Stadt oder Gemeinde kein Verwaltungsorga- 
nisationsplan oder eine ähnliche Broschüre, 
hilft auch das Telefonbuch bzw. die Tele 
fonauskunft der Stadtverwaltung aufs erste 
weiter. Gute Tips über die offiziellen und in- 
ternen Strukturen geben zudem BürgerIn- 
neninitiativen und Projekte. die bereits län- 
ger aktiv sind. 

Wichtig ist es, sich zu überlegen, auf wel- 
cher Verwaltungsebene mensch ansetzen 
will. Für Erkundigungen und Informationen 

haben. So kann es sein, dai3 das Anliegen 
nicht ausreichend begründet war undIoder, 
dai3 aufgmnd generell anderer Wertvorstel- 
lungen der/die Ansprechpartnerin zu ande 
ren Ergebnissen kommt. In Streitfällen kann 
durch weitere Verhandlungen oder letztlich 
auch durch einen Antrag im Stadtrat eine 
Entscheidung herbeigeführt werden. Ein sol- 
cher Antrag muß von einer im Parlament ver- 
tretenen Fraktion eingebracht werden. In 
manchen Kommunaiverfassungen ist es auch 
möglich, direkte BürgerInnenanträge in der 
Art eines BürgerInnenbegehrens zu stellen. 

Das Buch ist gerade 3 
Jahre ait und schon 
wird es verramscht. 
interessiert das The 
ma nicht? Dabei 
könnte das Buch hel- 
fen. die Augen zu öff- . ' 
nen fllr die Realität: 
Deutsche Eehörden 
schiampn und dek- 
ken umweltzerst6ren- 
de induskie - selbst 
dann noch, wenn die 
Firmen selbst zu Ver- 
besserungen bereit 
sind bzw. die Schädi- 
gungen zugeben. 



Problematisch wird es, wenn das Handeln 
des/der Verwaltungsbeamten/in nicht durch 
Rationalität, sondern durch andere Faktoren 
geprägt ist. Es kann zum Beispiel sein, da5 
diese/r einfach andere Disziplin- und Ord- 
nungsvorstellungen vertritt oder daß er/sie 
befürchtet, mit seinerlihrer Zusümmung, die 
Interessen von Vorgesetzten oder anderen 
einflußreichen interessensgruppen in der 
Stadt zu verletzen. Es kann ihm/ihr aber 
auch schüchtweg zuviel Aufwand erschei- 
nen, sich auch noch um ein weiteres Anlie- 
gen zu kümmern. In ai i  diesen Fällen kann 
mensch so viele gute Gründe vorbringen, 
wie er/sie vvill: Der Verwaltungsmensch 
setzt sich ohne echte Auseinandersetzung 
über das Aniiegen hinweg. 

,Öffentlicher Druck 

Das braucht sich eine Gruppe aber nicht 
bieten zu lassen. Es stehen viele Möglichkei- 
ten offen, kommunalpolitisch Druck zu ma- 
chen, sei es durch Presse und Öffentlich- 
keitsarbeit und Aktionen, sei es durch Ein- 
schalten von Vorgesetzten oder letztlich 
durch einen herbeigeführten Beschla des 
Stadtrates im Sinne des Anliegens. Ohnehin 
sollten öffentliche Forderungen und Anlie- 
gen auch von vornherein mit 6ffentlichkeits- 
arbeit begleitet werden, um so schon "sanf- 
ten" Druck auszuüben und eine Verpflich- 
tung herbeizuführen. Wenn der große politi- 
sche Vorschlaghammer ausgepackt wird, 
sollte auch beachtet werden, wie Komrnunal- 
politik informell abläuft. Es gilt, von Situation 
zu Situation abzuwägen, welches Verhalten 
angemessen ist. 

Filz f& f i i~dIl irn 

Neben der Verwaltung spielen noch weite 
re komrnunalpolitische Akteure eine Rolle: 
WählerInnen, ~artthen, ~okal:/Presse, Inter- 
essensgruppen und promhente Einzelperso- 
nen. Wenn mensch sich Kommunen an- 
schaut, dann gibt es auf der einen Seite den 
offiziellen Weg. Diese haben mit den Orga- 
nen Stadtverwaltung und Stadtrat nebst Par- 
teien einen vorgegebenen Rahmen. Neben 

dem offiziellen Wegen gibt es aber auf der 
anderen Seite viele ungeschriebene "Geset- 
ze" und Konventionen. Diese werden von 
Menschen übernommen und aufrechterhal- 
ten. die durch formelle und informelle Kon- 
takte verbunden sind. Entstehungsorte sol- 
cher Beziehungsgeflechte können sein: ehe- 
malige Schulklassen, Familien, Verwandt- 
schaft, Kirchen, kommunale Wirtschaftmer- 
bände, Firmen, Parteien, Banken, Vereine, 
Skatklubs, Sportvereine, Geheimlogen etc. 

Diese Gefüge gilt es, beim Mitmischen in 
der Kommunalpolitik im Auge zu behalten, 
weil Konflikte in diesem Rahmen in der R e  
gel nicht über brachiale Formen von Öffent- 
lichkeitsarbeit oder Dienstaufsichtsbe- 
schwerden gelöst werden. J 

Die Anwendung solcher Mittel gilt an vie 
len, insbesondere kleineren Orten, kodex- 
gemäß schon als unmöglich und untragbar. 
Bei der kommunalen Meinungsbildung und 
bei der Einschätzung der jeweiligen gegne- 
rischen Macht spielt es eine große Rolle, 
welche Rückendeckung diese bei entschei- 
denden Personen aus entscheidenden Netz- 
werken hat. 

Dann stellt sich die Frage: Welche Mög- 
lichkeiten gibt es also, bei einem Machtkon- 
flikt zu handeln? Wenn die Verhandlungs- 3 
par&er&en in der Stadtverwaltung oder/ 
und in den Parteien taub und für die Argu- 
mente umgänglich sind, muD auf andere 
Art und Weise Einfiuß genommen werden. 
Es folgt eine unvollständige Reihe von An- 
satzpunkten und Tips. 

,Kontakte knüpfen 

Entscheidungen sind auch dadurch be- 
stimmt, wer wen kennt. Unterstützung für ein 
Projekt ist nur durch Kommunikation zu be 
kommen, sei es durch Gespräche, Presse& 
beit oder Aktionen. Argumenten, die im di- 
rekten Gespräch vorgebracht werden, steht 
mensch im allgemeinen aufgeschlossener 
gegenüber als einem Presseartikel. In einer 



solchen Situationen können eigene Einstel- teiübergreifend im Konsens getroffen wer- 
lungen geprüft und Fehler zugegeben wer- den. Diese Leute sollten das Aniiegen auch 
den. Eine offizielle Stellungnahme in der den zunächst strikten GegnerInnen nahebrin- 
Presse kann dagegen nicht ohne Gesichts- gen. Dadurch sind sie offener für Inhalte und 
verlust zurückgenommen werden. Aus d i e  bekommen den Eindruck, dai3 eine große 
sem Grund sind informelle Lobby-Gesprä- Mehrheit den Vorschiidgen zugeneigt ist. 
che für politische Arbeit ebenso wichtig. 

Der erste wichtige Schritt ist, auf einem 
großen Papierbogen alle Menschen und Or- 
ganisationen der Stadt aufzuschreiben, die 
zu einem bestimmten Anliegen Stellung be 
ziehen könnten. 

Mögliche kommunalpolitisch einflußrei- 
che Akteure (unvollständige Liste): 
- Abgeordnete in den verschiedenen 

Parteien 
- MitarbeiterInnen der Verwaltung 
- Mitglieder von Lions-/RotaryClub 
- GeschäftsfiihrerIn/Vorsitzende/r des 

kommunalen Einzelhaiidels/ 
Wirtschaftsverbandes/der Industrie 
und Handelskammer (IHK) oder der Hand- 
werker 

- VertreterInnen von Banken 
- Landtags-/ und Bundestagsabgeordnete 

a& der Stadtldem Landkreis 
- VertreterInnen der kesse  
- FnseurejZahnärztInnen/ 

ApothekerInnen/ ... 
- KirchenvertreterInnen 
- VertreterInnen von Sport-/Schiei%/ 

Karnevals-/ ... vereinen 
- VertreterInnen wichtiger Firmen 

(ArbeitgeberInnen am Ort) 
- etc. 

Polarisierung vermeiden 

Lobbyarbeit ist nur 
dann wirklich erfolgreich, wenn die Diskussi- 
on um ein Aniiegen noch nicht sehr polari- 
siert ist, d.h., es ist manchmal schon vor dem 
Gespräch in der Verwaltung sinnvoll, mit be 
stimmten Menschen über die Idee zu reden. 
Wie schon gesagt, gibt es in einem Ort b e  
stimmte ungeschriebene Gesetze, die in den 
Gesprächen nicht oder nur leicht verletzt 
werden dürfen, wenn die Argumente gehört 
werden sollen. 

$npassen7 Wer es ganz arg treiben will mit der An- 

passung, sollte auch darauf achten: Klei- 
dung, Höflichkeit und Ordnung. Dadurch, 
dai3 mensch sich auf die Ordnungsvorstellun- 
gen des Gegenübers einstellt, signalisiert 
er/sie Offenheit auch für seine/ihre Einstel- 
lungen. Es fällt ihm/ihr im Gegenzug leichter, 
sich selbst offen zu zeigen und sich nicht an 
Äußerlichkeiten aufzureiben. Vorsicht: Die 
Kleidung muß passen, sonst wirkt es steif, un- 
echt, manipuliert. 

D a  kann markiert werden, welche der 
Menschen dem Anliegenlder initiative eher 
positiv, welche eher negativ gegenüberste ,Verschwiegenheit 
hen. Zum Schluß wird geklärt, mit wem es 
sinnvoll ist, direkt in einem Vier-AugenCe Gerade in direkten Gesprächen bekommt 
spräch zu reden und bei wem dies eher kon- mensch viele Dinge (z.B. kleine Skandale) 
traproduktiv wäre. Besondere Bedeutung mit, die unter der Annahme der Verschwie- 
kommt dabei einigen Schlüsselpersonen in genheit gesagt werden, auch wenn dies nicht 
der Stadtlder Gemeinde zu. Das sind insbe- direkt abgesprochen wird. Dies wird kompli- 
sondere diejenigen, die über Partei- und in- ziert, wenn mit vielen Personen gesprochen 
teressensgruppen hinweg Kontakte zu Men- wird, d.h., es muß unterschieden werden, wel- 
schen haben, deren Grundüberzeugungen che Informationen weitergegeben werden 
denen der eigenen Partei widersprechen, dürfen, welche nicht. werden heikle Informa- 
bzw. die sich auch sonst dafür einsetzen, da5 tionen an Dritte weitergegeben. muß sorgfäl- 
Entscheidungen der Stadt möglichst par- tig darauf geachtet werden, d a  der/die In- 



formantIn nicht in den Verdacht geraten 
kann, eine Information ausgeplaudert zu ha- 
ben. So ist es zum Beispiel bei Informationen 
aus nichtöffentlichen Ausschubitzungen 
oder Magistratsaitxungen wichtig, diese in- 
formationen erst dann zu verwenden, wenn 
mensch sie mindestens von VertreterInnen 
zweier Parteien gehbrt hat. 

Die Situation zumindestens in kieineren 
Städten ist so, daß eigentlich aiie interessier- 
ten fast aiies wissen. Mensch will nur nicht 
offen darüber reden. 

)Offenheit Fast im direkten Widerspruch nun "Kodex 

der Verschwiegenheit" steht der "Kodex der 
Offenheit". Diese Paradoxie wird möglich, 
weil das Gegenüber in der Regel von der 
Einhaltung der Verschwiegenheitsregel aus- 
geht. So kann zwar nicht des, aber sehr viel 
gesagt werden. Der kritischste Punkt an der 
Krbeitsform Lobbyarbeit ist, die Grenze zwi- 
schen bewuDter Höflichkeit und Akzeptanz 
des Kodexes und dem Eintreten für die eige 
nen Interessen nicht zu verwischen. Es gilt 
zu erkennen, wann die interessensgegensät- 
ze zu demlder Gesprächspartnerin zu groß 
sind, bzw. wann den Ekwteliungen so wenig 
entgegengekommen wird, daß auf andere 
Arbeitsformen, wie Presse und Öffentlich- 
keit oder Aktionen etc., zurückgegriffen wer- 
den sollte, um mit Druck zu erreichen, daß 
mensch als GesprächspartnerIn ernstge 
nommen werden. In der Regel werden die 
Lobbygespräche erst durch entsprechenden 
begleitenden Druck, durch Presse und Öf- 
fentlichkeitsarbeit wirlciich fruchtbar. 

stützerinnen zu finden, die eigene Arbeit 
transparent ZU machen und bestimmte Argu- 
mente breit ZU streuen. 

Druckmittel gegen 
Ignoranz & Ungerechtigkeit b 

V 
Mensch kann sich auch direkt mit dem 

Positive Selbstdarstellung 

rresseartikel, Infostände und eigene Pu- 
blikationen stellen das Anliegen oder auch 
Kritik positiv vor, ohne direkt auf politischen 
GegnerInnen einzugehen. Ziel ist eS Unter- 

Ziel an die Öffentlichkeit wenden, Druck auf 
die Entscheidungsträgerinnen auszuüben, 
eine krasse, bewußt verursachte Ungerech- 
tigkeit zu unterlassen oder aufzuheben. Es 
geht dabei darum, die Entscheidungsträge 
rInnen direkt anzugehen und zu kritisieren. 
Die Vertreterinn- der Presse sind vor allem J 
am zweiten Punkt interessiert. Je polarisier- 
ter die Diskussion ist, desto einfacher ist sie 
zu verstehen, desto besser ist sie den L e  
serInnen ZU vermitteln. Dies liegt aber nicht 
unbedingt im interesse einer Initiative, weil 
dadurch nachhaltige Lösungsfindungen, die 
auf einem einigermden breiten Konsens 
aufbauen; erschwert werden. Nur wenn die 
Gegenseite sich so verhält, daß 2.B. bei der 
Genehmigung eines Atomstandortes oder ei- 
ner Autobahn ein Konsens nicht mehr mög- 
lich ist. ist die zweite Strategie sinnvoll. 

Auf die Mischung 

Die zweite Form von Pressearbeit trägt 
natürlich wesentlich zur Konfrontation bei. 
Gute Pressearbeit kann aber mit einem Mix 
der beiden Grundformen reagieren. Einer- 
seits sollte sie das Anliegen klar und sach- 
lich formulieren, andererseits klar benen- 
nen, welche Hürden dazu zu nehmen sind 
und wer der Umsetzung zustimmen müßte. 
Diese Benennung sollte aber nicht in Form 
einer Anklage formuliert werden. Vielmehr 
sollte dabei deutlich werden, daß Gesprä- 
che und weitere Unterstützung des Prozes- 
ses möglich sind. So hat Öffentlichkeitsar- 
beit indirekt drei Aussagen zu vermitteln. 
1. W u  haben ein sachlich begründetes An- 

liegen, von dem wir glauben, dai3 es von 
den meisten Menschen geteilt wird. 

2. Wir üben Druck auf die Verantwortlichen 



aus, um diesem Anliegen gerecht zu wer- 
den. Durch die Präsenz in der Presse zei- 
gen wir indirekt, d& wir die Möglichkeit 
haben, grobe Ignoranz öffentlich zu ma- 
chen und es auf einen offenen Konflikt an- 
kommen zu lassen. Dieser könnte ihren 
Rückhalt in der Bevölkerung tmd bei Ent- 
scheidungsträgerInnen gefährden. 

3. Wir sind bereit, in weiteren Gesprächen 
über Lösungen zu diskutieren, die unse 
rem Aniiegen gerecht werden. Die glei- 
chen Kriterien sollten auch Infostände, Kk- 
tionen, eigene Publikationen erfüllen. 
Durch massive Präsenz in der .Bevöllce 
rung und durch deren Unterstützung, wird 
die darin versteckte Drohung, im schlimm- 
sten Faiie bei dem Aniiegen den Konsens 
und die Einhaltnng des Kodexes aufzukün- 
digen und Konflikt vor den Augen der öf-' 
fentlichkeit auszutragen, immer stärker 
und die Initiative gewinnt anEinfiui3. 
Vorsicht: Damit diese insgeheime Dro- 
hung ihre Wirksamkeit behält, darf sie nie 
offen ausgesprochen werden. 

Eine .weitere Möglichkeit. Einflui3 und 
Druck auszuüben, ist die Gestaltung umfang- 
reicher ~eteili'&n~srnö~lichkeite~t von ande 

ren BürgerInnen an der Diskussion. Dies 
kann über Veranstaltungen, Zukunftswerk- 
stätten, Aufnife zu Leserbriefen, Protestpost- 
karten, Unterschriftslisten bis hin zu Boykott- 
aufrufen gehen, je nachdem, wieviel Aktions- 
bereitschaft bei den Menschen vermutet 
wird (siehe Kapitel 1, "Aktionsformen"). Der 
Vorteil dieser Form ist, d& die Initiative da- 
durch in der Lobbyarbeit als Sprachrohr die  
ser BürgerInnenwünsche auftreten kann. Das 
Problem ist, daß dieser EinfluDgewinn evtl. 
so schnell passiert, daß das Gegenüber Pa- 
nik bekommt und selbst sich in einer Art "'An- 
griff ist die beste Verteidigungl-Aktion öffent- 
lich festlegt und so weitere konsensorientier- 
te Gespräche gefährdet sind. 

Hierarchien nutzen 
b 

Wenn mensch mit einem Anliegen in der 
Verwaltung nicht weiterkommt, weil die Um- 
setzung des Vorschlages von Einzelnen nicht 
gewollt wird, kann mensch sich in einer 
Behördenhierarchie immer wieder an den/ 
die nächsteIn VorgesetzteIn wenden. In klei- 
neren Städten ist es aber in der Regel so, d& 
mensch schon sehr bald demlder Bürgermei- 
sterIn/ StadtdireMorIn gegenüber- sitzt bzw. 
dieser das Aniiegen gleich nu ChefInnensa- 
che erklärt. Wenn die Verwaltungsspitze ver- 
schlossen bleibt, bleibt die Möglichkeit über 
Kontakte in Parteien, einen Antrag irn Stadt- 
oder Gemeinderat stellen zu lassen, gegen 
Vorhaben gerichtlich vorzugehen oder sich 
an Landes, Bundes oder Europastellen zu 
wenden. die in bestimmten Fragen @.B. 
Denkmalpflege) Einspruchsrecht gegenüber 
den kommunalen Planungen haben Die Ver- 
waitungsspitze ist an so erreichte weisungen 
gebunden. 

Die Welt geht weiter ... 

&as ist auch bei heftig umstrittenen h t -  

M. Quantel 
M. Schwarz: 
Kommunale Umwelt- 
schutzpoliiik 
(1998, HansBöckler- 
Stifhing in Düssel- 
dorf, 112 S.) 
Die Stärke dieses Bu- 
ches liegt in den Ka- 
piteln m den Rahmem 
bedingungen, also 
der Organisation der 
Umwelivemaltung. 
der Einbindung 
von Umweltgruppen 
usw. Die Abhandlun- 
gen zu den einzelnen 
Themen wie Ver- 
kehr, Energie u m .  
sind dagegen sehr 
oberiiächlich 

scheidungen überaus wahrscheinlich. Das 



-- Aktions- 

heißt auch, daß sich die AkteurInnen der 
Kommunalpolitik bei anderen KonfMctpunk- 
ten wiedertreffen Weil auch in anderen Fra- 
gen weiter mit diesen Menschen zusammen- 
gearbeitet werden m d ,  sollte darauf Rück- 
sicht genommen werden. 

Keine leeren 

b Drohungen verwenden 

Offene Drohungen behindern in der Regel 
eine rationale Lösung von Problemen und 
sind als Druckmittel nicht brauchbar. Dies 
gilt inbesondere dann, wenn mensch sich 
nicht sicher ist, ob die Drohung im Zweifels- 
fall wahr gemacht werden kann oder über- 
haupt gewollt ist. Drohungen lösen beim G e  
genüber Trotweaktionen aüs und sind, gera- 
de wenn mensch (bei Bürgerinneninitiativen 
zu Beginn ihrer Arbeit die Regel) wenig di- 
rekten Einflu5 hat, nicht sehr glaubwürdig. 
Deshalb ist wohl die beste Strategie, einen 
Konflikt sehr langsam und sehr bewußt es- 
kalieren zu lassen und immer wieder G e  
sprächsbereitschaft zu signalisieren. 

,Bündnisse schließen 

Gerade für die langfristigere Arbeit ist es 
sehr sinnvoll, Partnerorganisationen zu su- 
chen, die in der Öffentlichkeit die eigenen 
Positionen @.B. als MitträgerInnen von Ver- 
anstaltungen, Erstunterzeichnerinnen von 
Unterschrifteniisten, MitherausgeberIn von 
Veröffentlichungen) unterstützen. Dafür ist 
es nötig, immer wieder mit anderen kommu- 
nalpolitisch Aktiven im Kontakt zu bleiben 
(siehe Kapitel 8 'Vernetzung"). 

Welle, dem "Marsch durch die Institutionen", 
einige "brauchbare Alt-68erW in Behörden 
und Parlamenten hinterlassen. 

Denkbar ist auch eine Mitarbeit in legisla- 
tiven Organen, welche von "Beratenden Bür- 
gerinnen" über ehrenamtliche Magistrats- 
mitarbeit bis hin zu Kandidaturen auf offe 
nen Wahllisten ohne Parteirnitgliedschaft 
möglich ist. Durch diese Mitarbeit in ver- 
schiedenen Strukturen kann mensch Ent- 
scheidungsprozesse mitunter besser beur- 
teilen und beeinflussen, kann Kontakte 
kniipfen und ist für die Presse als "Person 
des bffentlichen Lebens" eventuell interes- 
santer. Aiierdings birgt dieser Weg zahlrei- 
che Gefahren: 

Erstens kann er mitunter schiicht und er- J 

greifend ineffektiv sein. Ehrenamtliche 
Beiräte kosten meist die doppelte Zeit, weil 
hinterher auch noch der Sitmgsspeck a b  
trainiert werden mu8. Oft entsteht in solchen 
Gremien der Eindruck, dai3 hier durch Aus- 

\ 

sitzen verschiedene strittige Vorhaben legiti- 
miert werden soilen. 

Zweitens führen solche "Abordnungen" oft 
zu Problemen mit den entsprechenden Per- 
sonen, da diese zumindest informell schnell 
Hierarchien ausbilden. 

Und drittens denken viele, wenn sie erst 
einmal "geschafft" haben, da5 der einzige 
Sinn des Klinken-Putzens darin bestand, jetzt 
dieselben von anderen putzen zu lassen. Zu- 
mindest wird mensch schnell zum "Rad im 
Getriebe", so daß am Schluß eines völlig hin- 3 
ten runter fu t :  die Arbeit an der Umsetzung 
von konkreten Projekten. 

Die Autorelli 

KirmKem pu-rzem 
lassem! 

Jörg Bergstedt 
c/o Institut für Ökologie - Büro Osthessen- 
Hersfdder Sir. 3,36222 Niederaula 
Tei. 08625/919295, Fax 919297 
eMaii: insiitut@juis.insider.org 

Gerade wenn ein Projekt oder eine Initiati- 
ve auf Langfristigkeit ausgerichtet ist, kann 
es  sinnvoll sein, MitstreiterInnen in verschie 
dene Gremien zu entsenden Diese Idee ist 
an sich nicht neu und hat nach ihrer letzten 

Marco Schrui 
c/o Jugend- & Aktion&hojektwerkstatt 
Fürstengraben 30,07743 Jena 
Tel./Fax: 03641/449304 
eMaii: gl.thuer.presse@IPN-B.corn1ink.apc.org 



Bürgerlnrien mischen mif 
Es gibt sehr viele Wege, sich an aktuellen politischen Entscheidungen zu beteiligen 
oder auch neue Ideen einzubringen. Allerdings haben nur wenige davon einen ver- 
bindlichen Charakter. Wer rechtsgültige Entscheidungen will, hat in einigen Bundes- 
ländern sowie regelmäßig bei Bundes- und Landesentscheidungen (sowie in der Eu- 
ropäischen Union) nur die eine Möglichkeit: Selbst in die Parlamente einzuziehen. 
Das aber bedeutet einen langen Weg der Anpassung, bis Regierungsverantwortung 
oder Parlamentsmehrheit erstritten ist. Für Menschen, die nicht jahrzehntelang 
erst einmal einer Partei dienen wollen, um dann vielleicht an der einen oder anderen 
Entscheidung mitwirken zu können, bleibt nur der Weg, außerparlamentarisch alle 
Chancen zu nutzen, auf politische Vorgänge Einf luß zu nehmen. 

Umfang und Ablauf der BürgerInnenbetei- 
ligung hängen sehr stark vom jeweiligen Ver- 
fahren ab. Daher sollen zu Beginn die Verfah- 
renstypen vorgesteilt werden. 

Die Bauieitplanung ist das Verfahren nir 
Aufstellung von Bebauungs- und Flächennut- 
zungsplänen. Durchfiihrende ist die Gernein- 
de, der Plan wird öffentlich in Ausschüssen 
und irn Parlament behandelt. In der Regel fin- 
den zwei BürgerInnenbeteiligungen statt, ei- 
ne zu Beginn des Verfahrens, eine bei vorlie 
gendem Planentwurf. Mit Tricks kann die 
BürgerInnenbeteiligung umgangen werden. 
Gesetzesgmdlage ist das Baugesetzbuch 
(siehe Kapitel 5, "Bauieitplanungn). 

grRyc::g beinhaltet die Erarbei- 
tung umfassender Pläne auf Kreis-, Regional- 
oder Landesebene. Hierbei findet keine Ein- 
beziehung der Öffentlichkeit statt. . 

,Planf eststellung 

Die Planfeststeilung ist Verfahrensform 
der meisten Fachplanungen (Flurbereini- 
gung, Wassemirtschaft, Leitungstrassen. 
Verkehrsbauten usw.). Gesetzesgrundlage 
ist das Verwaltungsverfahrensgesetz, in dem 
der Ablauf für alle beschrieben ist. Aller- 
dings gibt es teilweise abweichende Festle 
gungen in den jeweiligen Fachgesetzen. Die 
BürgerInnenbeteiligung ist deutlich schlech- 
ter als bei der Bauieitplanung, meistens nur 
einstufig oder gar nur auf direkt Betroffene 
beschränkt. Planungsträger ist der Vorha- 
bendurchführende. 

@J )PIangenehrnigung 

Die Plangenehmigung ist die Verfah- 
rensform für alle Bereiche, für 
die auch die Planfeststeiiung 

gelten könnte, wenn das j e  
weilige Vorhaben bestimm- 
te Größenordnungen nicht 

Vereinigung hessi- 
scher Ökologen: 
Leitfaden Ökologi- 
sche Leispgen 
(1996, W O  in Pohl- 
heim. 56 S.) 
Das Büchlein erleich- 
tert die Kostenab 
Schätzung für ökolo 
gische Arbeiten er- 
heblich. in übersicht- 
lichen Tabellen ist 
der durchschnittli- 
che Zeitaufwand 2.B. 
von Karüerungen. 
Kartenauswerhing. 
botanischen und fau- 
nistischen Untersu- 
chungen aufgeführt. 
Die Arbeitsschritte 
werden beschrieben. 

Karlfried Daab: 
Analyse und Ent- 
wurfsmethodik 
(1997, Dortmunder 
Vertrieb für Bau- und 
Planungslitera!ur, 
273 S.) 
Das Buch führt in die 
Methodik ökologi- 
scher Planung ein. 
im Vordergrund s t e  
hen die Auswahl von 
Leitindikatoren, Be 
Wertung und Zusam 
menfühning verschie- 
dener Parameter so. 
wie die Schritte zum 
städtebaulichen Ent- 
wurf. Einige Bei- 
spiele illustrieren 
das Werk. 

P. Grolirnund/ 
K. Peter: Integrierte 
ökosystembezogne 
Umweltbeobachtung 
(1994, vdf in Zürich, 
206 S.) 
Wer Stoffflüsse und 
andere Abläufe in 
Ökosystemen exakt 
wissen will. wird um- 
fangreich messen 
müssen. in diesem 
Buch werden Metho. 
den dargesteilt so- 
wie bestehende MeS 
netze 2.B. für Wetter- 
daten oder Luftschad- 
stoffe beschrieben 



Peter Küppers: 
Bürgerbeteiligung in 

Genehmigungsver- 
fahren für industriel- 

le Aniagen und D e p  
nien (1994, Ökdmti- 

tut in Darm- 
stadt,M S.) 

Ein Leitfaden nir wir- 
kungsvollen Nutzung 

der Beteiligungs- 
rechte. 

Johann Bizer ua.: 
Die Verbandsklage 

im Naturschutzrecht 
(1990. E. Blottner in 
Taunusstein, 119 S.) 

Erich Gassner: 
Methoden und M& 
stäbe für die planeri- 

sche Abwagung 
(1993, Bundesanzei- 

ger Verlag 
in K a k  134 S.) 

Rechtl. Grundlagen 
U Bewerhmgsverfah- 

ren. 

W. Hopfe/ 
M. Beckmann: 

Planfeststellung 
und Plangenehmi- 

gung im Abfallrecht 
(1990. Umweltbwt 

desamt) 

Ök~Illstitut: 
Ermittlung und B e  

werhmg anlagenbe 
zogener hnissionen 

und Immissionen 
(1992, Darmstadt) 

überschreitet, von allen Behörden befürwor- 
tet wird usw. Die Grenze ist schwammig. Da 
bei der Plangene&rnigmg gar keine Beteili- 
gungen nötig sind* versuchen viele, ihren 
Eingriff als geringfügig einstufen zu lassen. 

Umweltverträglichkeits- 

Nach dem Uxmmhwkäglichkeitsprü- 
fungs-Gesetz müssen bestimmte Vorhaben 
einer besonderen ''IJVP" unterzogen werden. 
Damit ist auch eine BfitgerInnenbeteiiigung 
zu allen die Umwelt betreffenden Punkten 
vorgeschrieben Gesetzesgrundlage ist das 
UVPGesetz, in dessen Anhang eine Liste der 
Vorhaben enthalten ist. 

Verfahren nach dem Bundes- 
Immissionsschutzgesetz 

Für viele umwelttechnische Anlagen ist 
das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm- 
SchG) zutreffend, entweder ausschliefllich 
oder, wenn bei Anlagen, die über die Bauleit- 
planung vorbereitet werden, Luft- oder Lärm- 
ernissionen zu erwarten sind, zusäplich. 

Verfahren nach 
weiteren Fachgesetzen 

Gegenüber den grundlegenden Verfah- 
renstypen kann es im Einzelfall Abweichun- 
gen geben, wenn Fachgesetze besondere Re- 
gelungen vorsehen. Dann ist ein Blick in sel- 
biges (Abfaiigesetz, Bundesfemstraßenge 
setz usw.) oder entsprechende Bücher mit 
Erläuterungen unerläßlich. 

BürgerInnenbeteil igung 

Sehr häufig werden zwei Dinge miteinan- 
der verwechselt, die in der Realität auch oft 
verbunden sind, jedoch zwei unterschiedli- 

che Dinge aussagen: Die BürgerInnenbeteili- 
gung und die direkte Demokratie. Bürgerin- 
nenbetefligung sagt, daß die BürgerInnen 
über anstehende Planverfahren oder andere 
politische Entscheidungen informiert wer- 
den Dieses kann ganz unterschiedlich sein 
- ftiikeitig und umfassend oder auf das Not- 
wendigste beschränkt. Eines aber fehlt im- 
mer: Derldie Bürgerin kann zwar die eigene 
Meinung äußern. aber entscheiden kann 
er/sie nicht. Die Anregungen werden dem 
Parlament oder einer anderen Entschei- 
dungsinstanz vorgelegt - und die macht da- 
mit, was sie will. 

$irekte Demokratie 

G m  anders ist es bei der direkten Dem* 
kratie, also Volksabstimmung, BürgerInnen- 
begehren, BürgerInnenentscheid usw. (es 
gibt viele Begriffe für dasselbe). Hier kommt 
es zu einer Abstimmung der BürgerInnen, 
die tatsächliche Rechtsgidtigkeit hat. Ais 
Problem tritt hierbei oft das Gegenteil von 
BürgerInnenbeteiiigung auf: Es fehlen infor- 
mationen Behörden und Politik sind nicht 
verpflichtet. ihr Wissen in ein laufendes A b  
stimmungsverfahren einzubringen. Für eine 
wirksame und umfassende Mitbestimmung 
wäre eine Kombination beider Elemente am 
günstigsten: Die BürgerInnen werden infor- 
miert und können direkt entscheiden. 

Neue Trevrds 

Gesetzliche Einschränkungen 
b 

Obwohl die beiden Mittel, Beteiligung 
und direkte Demokratie, sich in vielen Punk- 
ten ähneln, sind die politischen Trends 
genau gegenläufig. Während der Ruf nach 
mehr Elementen direkter Demokratie immer 
lauter wird und in den letzten Jahren z.B. die 
Möglichkeiten direkter BürgerInnenent- 
scheide in. den Gemeinden, teilweise auch 
auf Landesebene erst geschaffen oder deut- 
lich verbessert wurden. werden die Beteili- 
gungsrechte in Planverfahren immer stärker 
abgeschafft. Für letzteres ist vor d e m  der 



Bundesgesetzgeber zuständig, der durch die 
Beschleunigungsr, Planungsvereinfachung~ 
und Investitionserleichterungsgesetze nicht 
nur Umweltschutzstandards abgeschafft hat, 
sondern vor ailem eine Entdemokratisiemg 
herbeiführt: Für viele Planverfahren und Vor- 
haben sind überhaupt keine Beteiligungen 
mehr vorgesehen, z.B. für Baumailnahmen an 
Fließgewässem, die inzwischen fast alle als 
Plangenehmigung laufen können, für Müii- 
verbrennungsanlagen oder Kraftwerke, bei 
denen nur noch das Bundesimmissiop 
schutzgesetz ais rechtliche Basis herhält s e  
wie für Bauleitplanungen, bei denen eben- 
fails immer öfter vereinfachte Verfahren an- 
gewendet werden, die eine Öffentlichkeitsbe 
teiligung ausschließen. 

Gerichtliche Möglichkeiten 

b Eingeschränkt wurden zudem die gencht- 

lichen Möglichkeiten, eine als falsch empfun- 
dene Planung überptüfen zu lassen. Klagen 
haben nur noch selten aufschiebende Wir- 
kung, nach der ersten Instanz gar nicht mehr. 
So kann es vorkommen, dai3 eine Anlage. ei- 
ne Straße 0.ä. schon gebaut ist, während yor 
Gericht noch über die Planung verhandelt 
wird. Während der Verhandlung ktinnen die 
Planungsträger Verbesserungen nachrei- 
chen und so eine Klageabweisung herbeifüh- 
ren - der Klagende zahlt trotzdem die K e  
sten. Das Recht auf Widerspruch ist gerade 
in den letzten Jahren dadurch unterhöhlt wor- 
den, dai3 Gebühren eingeführt oder erheb- 
lich erhöht wurden. 

Weitere Einschränkungen 

b Hinzukommen soll jetzt noch die Rege 

lung, dai3 F h e n ,  die sich einem Öko-Audit 
unterzogen haben (was teilweise von den Fir- 
men selbst durchgeführt wird und nicht für 
umweltfreundliche FVoduktionsverfahren ga- 
rantiert), auch ohne Genehmigungsverfahren 
Neuanlagen bauen dürfen. Dann ist dort je- 
des Beteiiigungsrecht abgeschafft. Es ist mit 
einer immer stärkeren Entdemokratisierung 
zu rechnen. Es ist das Engagement jeder Um- 
weltgruppe nötig, um die bundes und lan- 

desweite Politik mit zu beeinflussen, um 
nicht vor Ort aUe Chancen zu verlieren, über- 
haupt mitmischen zu können. 

Wenn es um den 'Blick hinter die Kulis- 
sen" geht, nhynt Deutschland im intematio- 
naien Vergleich, auch und gerade mit ande 
ren Industrienationen, einen schlechten Platz 
ein. Bis vor kurzem waren überhaupt keine 
Möglichkeiten gegeben, Einsicht in Umwelt- 
daten (Meßwerte, Genehmigungsunterlagen, 
Jahresberichte usw.) zu nehmen. 

Eine EU-Verordnung zwang die Bundesre 
gierung, auch' für Deutschland ein entspre 
. chendes Gesetz zu erlassen. Darum drückte 
die Regierung sich länger, als erlaubt war, 
und verabschiedete dann das Umweltinfor- 
mationsgesetz, das auch nach Ansicht der 
EU-Kommission den Anforderungen nicht 
genügt. Danach hat zur Zeit jedeIr BürgerIn 
die ~ö~ l i chke i t .  die Akten bei Behörden ein- 
zusehen, die maßgeblich irn Umweltschutz 
tätig sind. Die Auslegung, wer das ist, bleibt 
jedoch umstritten. 

So werden teilweise Straßenverkehrsbe 
hörden angewiesen, keine Informationen her- 
auszugeben, obwohl hier zweifelsfrei wichti- 
ge Unterlagen zu finden sind. Zusätzlich zu 
den grundsätzlichen Einschränkungen versu- 
chen viele Ämter, über horrende Gebühren 
Mormaticrnssuchende abzuschrecken. So ist 
es schon vorgekommen, dai3 Anfragen für ei- 
nige Daten Gebühren bis zu 100.000,- DM 
nach sich gezogen haben. Oft wird dann per 
Vorankündigung solcher Beträge nachge 

och weiter Interesse an einer Ak- 
teneinsicht besteht. Auch d ie  

Th. Schomerus u.a: 
Umweliinformati 
ohsgeaetz 
(1995. Nomos in Ba- 
den-Baden, 321 S.) 
Gesetzestexte (im 
Anhang) um- 
fangreicher Korn 
mentar zu den Mög- 
lichkeiten und Gren- 
zen des Rechts auf 
Einlfiick in die Um- 
weltakten. Die Aute 
ren geben mit ihren 
Kommentaren auch 
wichtige Hinweise 
auf die richtige Vor-. 
gehensweise. 

Eckart Meyer-Rutz: 
Das neue Umweltin- 
f 0 n M t i 0 n s g ~  
(1996, Bundesanzei- 
ger k l a g  in Köin, 
124 S) 



Gebars, B. u.a.: 
199& Bürgerrechte im 

Umweltschutz (Öke 
institut in Frei- 

burg. 1996) 

Öko-Instiq: Das 
Recht auf freien Zu- 

gang zu Umweltinfor- 
mationen (Öko-Insti- 
tut, Danwtadt, 1994) 

IDEE 
In neuer Verfassung 

(1990, Selbstverlag in 
Bonn, 132 S.) 

Vorschlag für eine 
neue Verfassung mit 
verbesserten Beteili- 
gungsrechten und di- 

rekter Demokratie. 

se Gebührensätze sind von der EXT-Kommis- 
sion inzwischen als nicht rec;htmäßig b e  
zeichnet worden - der bundesdeutsche G e  
setzgeber hat aber noch nicht reagiert. 

Eine Verbesserung des Zugangs zu Um- 
weltinformationen ist also dringend erforder- 
lich. Ohne diese k a ~  es niemais zu einer 
Waffengleichheit-chen Behörden, Trä- 

' gern von umweltbelastenden Vorhaben und 
den BürgerInnen kommen. 

Für die praktische Arbeit von Umwelt- 
gruppen bzw. BürgerInneninitiativen bedeu- 
tet dies, sorgsam darauf zu achten, d& der 
Zugang möglichst intensiv und möglichst 
lange offenbleibt. Hier können gute Kontakte 

doch wieder eingeschränkt worden, weil 
nun bei etlichen Verfahren eine Beteiligung 
nicht mehr notwendig ist. Wo und wie die 
Verbände beteiligt werden, regeln die Lan- 
desnaturschutzgesetze sowie entsprechen- 
de Ausfühmngsbestimmungen. 

In der Regel werden Verbände bei Plan- 
feststeliungen sowie bei aiien Naturschutz- 
gebiete betreffenden Fragen beteiligt. In ei- 
nigen Ländern kommen die Bauleitplanung 
und andere Fäile hinzu. Besonders schwer- 
wiegend ist die Einschränkung, dai3 Plange 
nehmigungen keiner Beteiligung der Ver- 
bände bedürfen. 

zu den Behörden von Nutzen sein, d.h. der In- 
formationszugang erfolgt nicht über den g e  
setzlichen Mindestweg, sondern über den di- 
rekten Draht zu BehördenmitarbeiterInnen. ~~~~~~~e Länder haben den aner- 

ve~eiligungsrecn~ 
fur die Verbä~de 

kannten Verbänden auch das Recht ein- 
geräumt, in den Fällen, wo sie sich beteili- 
gen können und sich auch beteiligt haben, 
Klage zu erheben. um gerichtlich überprii- 
fen zu lassen. ob Recht ind  Gesetz irn Plan- 
verfahren eingehalten wurden, Durch dieses 

Grundlage Recht wird das Mitwirkungsrecht erheblich 

b Landesnaturschutzgesetz gestärkt. Da die Behörden nun die Stellung- 
nahmen der Verbände berücksichtigen müs- 
sen, wollen sie keine juristische Auseinan- 

Einige der gro5en Naturschutzverbände, dersetzung riskieren. Von daher haben es 
''Iem Naturschut-d und Bund Untergruppen der anerkannten Verbände 

Umwelt und Naturschutz Deutschland oder solche Umweltinitiativen, die zu den an- 
(BUND) Smie mit Unterschieden von erkannten Gmppen gute Kont&te pflegen, 
desland zu Bundesland auch weitere, oft leichter. 
zweifelhafte Natumutzerimenverbände von 
Jägerhen,  AnglerInnen usw. sind von der 
jeweiligen Landesregierung nach dem Na- 
turschutzgesetz anerkannt worden. Damit 
haben sie ein Privileg erworben, das vor al- 
lem einen besseren 
Zugang zu Um 
weltinformationen 
in konkreten Pla- 
nungsfälien b e b  

Durch die B e  

onserleichte 



$el bstbeschränkung 

In der Praxis allerdings ist das Vorrecht 
für die anerkannten Verbände durch diese 
selbst stark ausgehöhlt. So werden Verstöße 
gegen die Informationspflicht der Behörden 
von Seiten der Verbände kaum kritisiert Zu- 
dem werden die Daten gut behütet und meist 
nicht an andere weitergeben - obwohl das 
rechtlich zuiässig wäre, denn den Verbänden 
obliegt keine Schweigepflicht. 

Viele Verbandsvertreterinnen sprechen 
aber von einer treuhänderischen Übergabe 
von Unterlagen und legen sich, sicher zur 
Freude der staatlichen Stellen und der An- 
tragsteiierInnen, selbst einen Maulkorb um. 

L 
Und schliefilich gibt es auch noch die inner- 
verbandliche Hierarchie: Die anerkannten 
Landesverbände mißtrauen ihren örtlichen 
MitarbeiterImen und reichen gerade an aMi- 
ve, konsequentere Mitglieder die Daten nicht 
weiter. Letztlich mui3 die jeweilige Lage vor 
Ort ausgelotet werden. 

Kommunale BürgerInnen- 4 begehren & -entscheide 

Welche Möglichkeiten bestehen und wie 
die genaue Ausführung aussieht, regeln die 
Komrnunaiverfassungen, auch Gemeindeord- 
nungen genannt. Sie werden, was angesichts 
des gmdgesetzlich garantierten Selbstbe 
stimmungsrechts der Gemeinden schon 
zweifelhaft erscheint, durch die Landtage 
verabschiedet (die Landesverfassungen 
macht schließlich der Landtag selbst, die 
Bundesverfassung der Bundestag, die G e  
meindeverfassung aber machen diese nicht 
selbst). 

Genau in diesem Unterschied aber findet 
sich der Grund, warum BürgerInnenentschei- 
de in einigen Ländern zulässig sind. Selbst 
hätten die Gemeinden den Bürgerinnenent- 
scheid wohl nicht eingeführt - schließlich b e  
deutet jede Teilhabe an der Macht eine Ein- 
schränkung der bislang bestehenden umfas 
senden Entscheidungskompetenzen der Poli- 
tikerInnen. 

Alle wichtigen Rahmenbedingungen sind 
in den Kommunaiv8l:fassungen gleich rnitge 
regelt, ein Blick dort hinein ist also notwen- 
dig. Dort findet sich vor aiiem eine Liste, zu 
welchen Punkten Entscheide zulässig oder 
unzulässig sind. Sodann werden die Hürden \ 

benannt, die ein Bürgeihenentscheid neh- 3.5 
men muß, bis er eine gültige Entscheidung A 

darstellt. Immer muß ein Vorverfahren (z.T. 
"Bürgerbegehren" genannt) durchlaufen wer- 
den, in dem ein bestimmter Prozentsatz der 
Wahlberechtigten (je nach Bundesland 10 bis 
20 Prozent) die Fragestellung unterstützen 
muß. Ist diese Hürde übersprungen, entschei- 
det meist noch das Gemeindeparlarnent. Es 
kann dem Antrag in der Regel auch einfach 
zustimmen und damit den BürgerInnenent- 
scheid überflüssig machen. Es kann aber 
auch entscheiden, daß das Verfahren rechtli- 
che Fehler aufweist und der BürgerInnenent- 
scheid gar nicht durchgeführt wird. Hierge 
gen ist Klage möglich. Geht aiies "gut", 
kommt es zum Bürgerinnenentscheid. Damit 

Mehr Demokratie e.V. 
dieser aus Sicht der AntragsteiierInnen er- ~r i tz -~em~atr .  I 

folgreich ist, muß meist nicht nur die Mehr- 81241 München 
089/8211774 

heit der Stimmen auf "JaVauten, sondern die 
Wahlbeteiligung insgesamt bzw. die Zahl der 
JaStimmen einen bestimmten Prozentsatz 
der Wahlberechtigten erreichen (Quorum). 

Wie auch immer: Einen Bürgerentscheid 
durchnrführen, ist bei allen Aniässen, die 
wichtig genug sind, die Bürgerinnen gemein- 
deweit dafür zu interessieren, das geeignet- 
ste Mittel demokratischer Streitkultur. Eine 
Bürgerinneninitiative oder Umweltgruppe 
verliert damit ihre einflußlose Bittsteiierposi- 
tion gegenüber Politik und Verwaltung. Die 
PolitikerInnen müssen sich vielmehr der öf- 
fentlichen Auseinandersetzung stellen und 
ihre Argumente deutlich machen. Das übli- 
che Küngeln ist kaum noch möglich. 

Bürgerinnenentscheide sind oft sowohl 
bei neuen Ideen zulässig wie auch als Ver- 
such, einen ungeliebten Gemeinderatsbe- 
schluß zu 'kippen". Ailerdings sind bei letzte 
rem Fristen zu beachten. Es lohnt sich also 
schon, vor dem (meist ja deutlich früher ab- 
sehbaren) Beschld Vorbereitungen für die 
Durchführung des Bürgerinnenbegehrens zu 
treffen, um anschliebend schnell handeln zu 
können. Beachtet werden mui3 zudem noch, 
daD nur Wahlberechtigte abstimmen können, 

Adregsen von Lart 
desverbänden sind 
bei der Bundeslcom 
taktsteiie erhäitlich. 

Stiftung Mitarbeit 
(Stühng für Staats 
bürgeriiche Mitver- 
an-g) 
Bornheimar Str. 37 
53111 Bonn 
0228/6042422 



Michael Zschiesche: 
Einmischen 

(1994, Unabhängiges 
institut iiiz Umwelt- 

iragen in Berlin, 
so S.) 

Kun und sehr tiber- 
sichtlich werden die 
Mwchkeiten politi- 
scher Miiwirkung an- 

gesprochen. 

Schriften der Stiftung 
Mitarbeit zu Bürger- 

beteiligungen und Di- 
rekter Demokratie 

(Weine Heftchen mit 
sehr praxisnahen 

Mormaüonen): 

Bettina I(neup: 
Plebiszitäre Verfah- 
ren als Ergänzung 

der repräsentativen 
Demokratie 

Helmut Hopp: 
Beaufhagte in Politik 

und Verwaltung 

Der Runde Tisch - 
ein neues Demokra- 

tiemodeii? 

Planungszeiien - 
Bürgergutachten 

Th. Biihier /Th 
Mayer: 

Modeiie und Instru- 
mente der lokalen 
Bürgerbeteiligung 

obwohl Jugendliche, Wohnsitziose und Aus- 
1änderInnen überall einen hohen Prozentan- 
teil ausmachen - in manchen W e n  sogar 
die Mehrheit. 

Landes- 6 bundesweite 
) Volksentscheide 
r 

Während die kommunalen Bürgerinnen- 
entscheide trotz sichtbarer Mängel durch- 
aus ein nutzbares Mittel sind, wie BürgerIn- 
neninitiativen ihre Ideen durchsetzen kön- 
nen, sind überregionale Volksentscheide 
(hier wird dieser Begriff benutzt) in Deutsch- 
land nicht oder nur sehr schwer möglich. 
Auf Bundesebene gibt es gar keinen Volks- 
entscheid, obwohl das Grundgesetz vorgibt, 
daß die Bürgerinnen wählen und abstimmen 
dürfen. Doch sie finden nicht statt. 

In einigen Landesverfassungen sind A b  
stimrnungsformen vorgesehen. Allerdings 
haben sie entweder zu hohe Anfangshürden 
oder keinen rechtsverbindlichen Charakter 
@.B. nur Antrag an den Landtag, sich mit ei- 
nem Thema zu beschäftigen). Z u  Zeit dürfte 
daher das Mittel des landesweiten Ent- 
scheids für BürgerInneninitiBtiven und Um- 
weltgnippen entfallen. "Mehr Demokratie in 
Deutschland e.V." und einige andere Organi- 
sationen bemühen sich um Besserung, sie 
benötigen weitere Unterstützung, gerade von 
Basisgruppen. 

-I 1 . 

. Bauleitplanung 

dach dem Bundesbaugesetz sind die Be  
teiligungsrechte geregelt. Das Beteiligungs- 
verfahren ist relativ umfangreich. Einge 
schränkt ist es jedoch'duch die Möglich- 
keit, vereinfachte Verfahren durchzuführen, 
' wenn mit Einsprüchen nicht zu rechnen ist 

(so das Gesetz). Dieses wird vielerorts vor- 
schnell festgelegt und kann wegen der 
Nichtbeteiligung hinterher nicht widerlegt 
werden. 

I *  

Der Ablauf der Bürgerlnnenbeteiligung in 
der Bauleitplanung wird in einem gesonder- 
ten Kapitel dieser Mappe (5) dargestellt, da  
diese planung für alle besiedelten Bereiche 
die entscheidende ist. Leider mischen sich 
Umweltgruppen hier viel zu wenig ein, o b  
wohl alie Themenbereiche berührt sind (en- 
ergiesparendes Bauen, Landschaftmer- 
brauch, Grün in der Stadt, Versiegelung, 
Wassenrerbrauch, Entsorgungskonzepte, In- 
frastruktur, Verkehrswege und -anbindun- 
gen sowie Fragen zu weiteren sozialen The 
men wie kinder-, alten-, frauenfreundliche 
Gestaltung usw.). 

Planf eststellungen 

b Wegen des unberechtigten Desinteresses 

an der Bauleitplanung seitens vieler Umwelt- 
gruppen nehmen Planfeststellungen den 
breitesten Raum bei der Auseinanderset- 
zung mit staatlichen Planungen ein. Hier 
gibt es sehr unterschiedliche Verfahrens& 
läufe, obwohl das Planfeststellungsverfahren 
im Vedtungsverfahrensgesetz einheitlich 
geregelt ist. Dieses Gesetz ist jedoch jünger 
als die meistenFachgesetze, so da5 etliche 
Ausnahmevorschriften regeln, da5 die Fach- 
gesetze weiterhin giiltig sind. 

Planfeststellungsverfahren mit Öffentlich- 
keits bzw. Naturschutzverbandsbeteiligung 
werden unter anderem durchgeführt für: 
- Flurbereinigungen (Ausnahme: kleine 

Verfahren wie "freiwilliger Landtausch"). 
- Wasserbauliche Verfahren (Ausnahme: 

Plangenehmigungen, unter deren Mantel 
inzwischen auch umfangreiche Gewäs- 
serausbauten laufen können). 

- Verkehrswege, Leitungstrassen, Rohe r -  
legung etc. außerhalb bebauter Bereiche. 

- ~roßanlagen (Deponien, Flughäfen usw., 
Ausnahme: Erstellung eines Bebauungc- 
planes für die Anlage). 

Das Planfeststellungsverfahren sieht ma- 
ximal eine Stufe der Beteiligung vor, zum 
Teil werden die BürgerInnen gar nicht betei- 
ligt. Die anerkannten Naturschutzverbände 
werden aber in jedem Faii gehört, ebenso al- 
le "Träger öffentlicher Belange" - das meint 



die jeweils betroffenen Behörden, Denkmal- 
ämter, Landwirtschaftsämter usw. Die tat- 
sächliche Form des Verfahrens ist von Land 
zu Land und von Themengebiet zu Themen- 
gebiet sehr unterschiedlich. Es lohnt sich, 
2.B. durch einen guten Kontakt zu erfahrenen 
Naturschutzbeauftragten der Gemeinden, der 
Verbände oder zur Naturschutzbehörde infos 
über Planungsabläufe zu erhalten. 

Da die Mitspracherechte in den Planfest- 
steiiungsverfahren nicht über das Anhö- 
rungsrecht hinausgehen, sollten in allen 
wichtigen Fäilen weitere Maßnahmen zur 
Durchsetzung von Umweltschutzaspekten 
ins Auge gefaßt werden: Öffentlichkeitsar- 
beit, Bürgerinnenentscheid ... BegrüSenswert 
wäre zudem, wenn die anerkannten Verbän- 
de öfter ihr Klagerecht (wo sie es haben) nut- 
zen würden. Eine ernstgemeinte Vorberei- 
tung einer Klage kann bereits im laufen- 
den Verfahren die eingebrachten Stellung- 
nahmen in ihrer Bedeutung fordern. 

Umweltverträglichkeits- 

Wiederum hat ein Gesetz der EU in 
Deutschland die Beteiligungsrechte gefor- 
dert. Wiederum ist die Umsetzung dieser 
Richtlinie nur teilweise erfolgt. Mit dem G e  
setz über die Umweltverträglichkeitspriihng 
(UVP) sollte ein ~indeststand&d geschaffen 
werden, der in d e n  Verfahren. bei denen 
Umweltbelange betroffen sind, zu gelten hat. 
Dabei werden im Gesetz sowohl Anforderun- 
gen an die Qualität der Untersuchungen (wel- 
che Auswirkungen ein Eingriff hat) gestellt 
als auch die Festlegung, daß frühzeitig in ei- 
nem Verfahren diese der Öffentlichkeit vor- 
gelegt werden müssen und eine Anhörung 
durchzuführen ist. Von den Festlegungen des 
WPGesetzes darf nur abgewichen werden, 
wenn ein Fachgesetz, nach dem die Planung 
läuft, weitergehend ist. 

in der Raxis ist die Umweltverträglich- 
keitsprüfung allerdings oft ein stumpfes 
Schwert. Zum einen gibt es eine Reihe von 
Ausnahme und Übergangsregelungen, nach 
denen vor allem schon lange andauernde 
Verfahren nicht von der UVP berührt werden. 

Zudem sind die Anforderungen an die Qua- 
lität von Untersuchungen sowie der An- 
hörung so unpräzise, dai3 in der Realität 
kaum eine Verbesserung der Beteiligungs- 
rechte eingetreten ist. 

. Verfahren nach BImSchG 

P Das Genehrnigungsverfahren nach dem 

Bundes-immissionsschutzgesetz kennt zwei 
Stufen. Das förmliche Verfahren gilt für 
gröi3ere Anlagen (was darunter zu verstehen 
ist, ist irn Gesetz definiert, 2.B. Kraftwerke mit 
über 50 bzw. 100 Megawatt Leistung) und 
sieht eine einstufige BürgerInnenbeteiligung 
vor. Dabei ist eine zweimonatige Auslegungs- 
Zeit mit Möglichkeit, Einwendungen zu erhe 
ben, vorgeschrieben. Die Auslegung muß in 
den amtlichen Bekanntmachungen veröffent- 
licht werden (in der Regel in der Tagespres- 
se oder lokalen Wochenzeitungen). Zum A b  
schluß kommt es zu einem nichtöffentlichen 
Erörterungsterrnin, an dem alle Einwenderin- 
nen und der Antragsteller teilnehmen dürfen. 
Oft werden auch Experünnen gehört. Eine 
Gewähr, dai3 Einwendungen auch berück- 
sichtigt werden, gibt es  nicht. 

Bei kleineren Anlagen bzw. solchen mit 
geringeren Emissionen kann das vereinfach- 
te Verfahren durchgeführt werden. Dann ist 
keine Beteiligung der Öffentlichkeit vorgese 
hen. Nachbarinnen können allerdings g e  
richtlich vorgehen, was im förmlichen Ver- 
fahren nicht möglich ist, weil sie sich dort im 
Verfahren einbringen können. 

reitere Neben den 

~erwaltun~sakte 

genormten Verfahrensabläu- 
fen fällen Behörden, Regierungen und Parla- 
mente ständig Felentscheidungen, die 
Umweltschutzfragen betreffen. Zentral ist da- 
bei die Haushaltsplanung von Gemeinden, 
Kreisen, Land.und Bund. Was hier festgelegt 
wird, kann finanziert werden. Damit ist der 
wichtigste Sciuitt zur Umsetzung getan. Sind 
Umweltschutzmaf3nahmen im Haushalt ver- 
ankert. können sie leicht verwirklicht wer- 

, den. Sind umgekehrt naturzerstörende M& 

Hans-Joachirn Pe 
ters: 
Das Recht der Um 
weitvertriigiicit 
keitsprüfung 
(1985/96, Nomos in 
Baden-Baden, 2 Bän- 
de mit 499/Z39 S.) 
Zwei handliche. 
übeisichüiche und 
gut geordnete Bän- 
de, der erste mit 
den Geseteestexten 
und einer E k i l j i ~  
rung in das UVP 
Recht, der zweite 
mit Kommentaren 
sowie der E i e  
hung weiterer Ge 
setze wie die BIm 
SchV, AtViV, BauGB, 
BBexgG und 
LUVPG. Beide zu- 
sammen bilden eine 
umiangreiche Mate 
rialsammlung 

K.-H. Hüblerfl. 01- 
to.Zimmermann: 
Bewertung der Um 
weitvertriigiichiceit 
(1991 E. Blottner in 
Taunuastein, 201 S.) 
Ein umfassendes 
Buch nu Umwelt- 
verträglichkeitsprli- 
fung. Mit Beispielen 
USW. 

E. Gassnerl 
k Winkelbrandt: 
Umweitverträglich- 
keitspriifung in der 
Rads 
(1992, JehleRehm in 
München, 198 S.) 
Ein systematischer 
Leitfaden zur 
Methodik. 



DateMammiungen 
auf CDRom: 

(Verlag: Bundes&&- 
kerei in Berlin) 

Umwelt 
Besonders wertvoll 

ist diese CD. Sie 
enthält wichtige Da- 
tenbankendesum- 

weltbundesamtes s e  
wie Software zur Su- 
che nach Stichwor- 
ten oder Titeln. Die 

CD enthält die Litera- 
turdaten (180.000 

Quellen), die Daten- 
bank zu Forschungs- 

vorhaben (30.000 
Eintragungen) sowie 
Umweltrecht (18.000 

Datensätze). Die SoR 
Ware erlaubt zudem 

das Suchen nach 
Themen und das Ex- 
poriieren der Daten 

für andere Anwen- 
dungen 

Umwelkecht 
Sammlung von Ent- 

scheidungen zu den 
wichtigsten Gebie 

ten des Umweltschut- 
zes im Land-. B m  

des- und EGRecht 

Weitere Rechts- 
sammlungen: Bau- 

recht, Bundesrecht, 
Verwaltungsrecht. 

nahmen finanziell abgesichert, werden sie 
auch mit Nachdrudc vorangetrieben, da das 
Geld bzw. davon abhängige Zuschüsse sonst 
verfallen können, d.h. ein J a h  später die 
Maßnahme vielleicht nicht mehr durcfiführ- 
bar ist. Im Haushaltsrecht gibt es keine Ein- 
f l d -  und Mitbesthmungsmöglichkeiten 
durch die Bürgerinnen, obwohl es sie hin- 
sichtlich Gebühren usw. sogar selbst betref- 
fen k m  (siehe Kapitel 2, "Behörden und 
Lobbyarbeit"). 

Einzelne Verwaltungwakte oder politische 
Entscheidungen können die Bewilligung 
oder Ablehnung von Bauantrsgen, Förder- 
summen und die Ausweisung von Schutzge- 
bieten sowie Befreiungen von denselben 
sein. Auch hier ist in der Regei eine Öffent- 
lichkeitsbeteiligung muht und eink Beteili- 
gung der anerkannten Naturschutzverbände 
nur selten vorgesehen Parlammtsentschei- 
dungen bekommt mit, wer in den 'Amtlichen 
Bekanntmachungenn der örtlichen presse 
die Einladungen zu den Parlamentssitzun- 
gen (mit Tagesordnung) reg-ig liest 
oder selbst zu solchen Sitzungen hingeht 
(was leider nicht viele tun - wenn auch w e  
gen der ständigen langatmigen, inkompeten- 
ten und durch die Fr&tionsdisPpiin auch im 
Ergebnis vorhersehbamn Debatten verständ- 
lich). Parlamentsdebätten eignen sich aber 
in jedem Fall .zur ~ormationsbeschaffung 
und auch zur Demonstration abweichender 
Positionen (Traneparenf aufatden, Infoblät- 
ter verteilen um). 

Die Bürgerinnenbeteiligung an den ver- 
schiedenen Planverfahren bietet keine G e  
währ, daß eingebrachte Einwendungen auch 
berücksichtigt werden. Ganz irn Gegenteil: 
Häufig und in neuerer Zeit sogar zunehmend 
entsteht bei aktiven Bhgerinnengruppen 
der Eindruck, dai3 ein faires Verfahren gar 
nicht gewollt ist, der Ablauf nur auf die Inter- 
essen desIr AntragsteiierIn zugeschnitten ist 
und im Erörterungstermin keine Gelegenheit 
ist, Einwände so zu begründen, wie das nötig 
wäre. In allen diesen Fällen ist es vorteiihaft, 
über ein weiteres Mittel der Einmischung zu 

verfügen: Das Klagerecht. Wer klageberech- 
tigt ist, kann vor Gericht (und damit unter 
den Augen eines/r oftmals eher neutralen 
Richterin) die Abwägungsprozesse bzw. den 
Verfahrensablauf rechtlich überprüfen las- 
sen. AUerdings gibt es d&ei zwei Probleme: 
die in neuerer Zeit erlassenen Gesetze, die 
auch hier die BürgerInnen entmachten und 
die AntragstellerInnen bevorteilen sollen, so- 
wie die Schwierigkeit, überhaupt klagebe 
fugt zu werden. 

Der erste Punkt ist für eine BürgerInneni- 
nitiative oder Einzelpersonen nicht zu än- 
dern, schmälert aber die Chancen vor G e  
ncht. Vor allem ist es schwieriger geworden, 
zu verhindern, daß trotz laufendem Gerichts- 
verfahren einfach schon gebaut wird. 

E w e  guteIr Rechtsanwalt/Rechtsanwäi- 
tin sollte hier Bescheid wissen, welches Ver- 
fahren das richtige ist und ob bzw. wie ein 
Aufschub des Baubeginns erreicht werden 
kann. 
Für den zweiten Punkt gibt es zwei Wege. 

Zum einen ist in jedem Fail klageberechtigt, 
wer eine direkte Betroffenheit nachweisen 
kann. Das sind in der Regel alle, die in der 
betroffenen Fläche Grundeigentum haben 
oder direkte Nachbarinnen sind. Ebenso 
sind betroffen ail die, die einen direkten 
Nachteil haben können bzw. wo ausreichend 
wahrscheinlich ein direkter Nachteil entste 
hen kann. Die Feststellung, ob eine Betrof- 
fenheit vorliegt, ist letztlich Entscheidung 
des Gerichts. Möglich sind 2.B. Nachteile 
durch wegfallende Wegeverbindungen für 
LandnutzerInnen, Grundwasserabsenkun- 
gen mit Schäden auch in der Umgebung 
usw. Der sicherste Weg ist, sich in gefährde 
ten Gebieten Grundeigentum zu sichern 
bzw. GrundeigentümerInnen zu finden, die 
zur Kiage bereit sind. Das finawielle Pro- 
zei3risiko kann solchen Personen ja durch ei- 
ne Kostenübernahmevereinbarung genom- 
men werden 

Die zweite Kiagemöglichkeit steht in eini- 
gen Bundesländern den anerkannten Natur- 
schutzschutzverbänden zu. Im Gesetz sind 
die Verfahren näher bezeichnet. Leider ma- 
chen die Verbände kaum Gebrauch von ih- 
remRecht - und leider kann mensch sich 
auf sie auch nicht verlassen, da personelle 



und materielle Verflechtungen mit dem Staat 
oder Firmen die Naturschutzverbände erheb 
lich in ihrer Handlungsfreiheit einschränken. 
Daher sollte eine Bürgerinneninitiative in j e  
dem Fall anstreben. selbst Magerecht zu er- 
halten. Hinzuweisen ist noch darauf, d& 
auch ein Widerspruchsrecht. so es über- 
haupt vorgesehen ist, nur den direkt Betroffe 
nen zusteht. 

besser zu informieren und ihre Kritik bzw. 
Vorschläge m sammein. Darin liegt auch die 
Stärke dieser Verfahren Zum anderen aber 
bieten sie keine wirkliche Mitbestimmung. 
Ob die eigenen Vorschläge und Ideen auch 
verwirklicht werden oder wenigstens in das 
Verfahren einflieBen, ist nicht gesichert. Und 
noch schlimmer: in etlichen Fällen wurde 
schon offensichtlich, d& einige der Verfah- 
ren (insbesondere bei Runden Tischen, M e  

Ver "gute Riecher" 
:; , S ' ,  

Angesichts von PolitikerInnen und kntern 
in diesem Land, die am liebsten alles alleine 
und unbeobachtet machen wollen (wobei das 

diation und Zdcmftswerkstätten) Kooperati- 
onsbereitschaft und Offenheit suggerieren 
sollten, vor aüem aber potentielle Kritiker ru- 
higstellten, weil diesen eine Mitwirkungs- 
möglichkeit vorgegaukelt und letztlich auch 
ihre Zeit vertan wurde. 

in Deutschland eine ganz besondere Traditi- 
on hat, wird doch hier die Akteneinsicht im 
Gegensatz zu fast allen anderen industnelän- 
dem sehr restriktiv gehandhabt), sollte sich 
keine Umweltgmppe auf die offipelien Wege 
verlassen. 

Wichtig ist, überall selbst die Nase reinzu- 
stecken, Beteiligte und Behörden 
"anzuzapfen" (was einige gerne mit 
sich machen lassen, andere muf) 
man lange genug "nenren"), Augen 
und Ohren offenzuhalten, eine r e  
gionaie Tageszeitung zu lesen 
(selbst abonnieren oder bei Nachbarn, 
Bekannten lesen, auch wenn da noch so 
viel Sch ... drinsteht ..., denn viele umwel- 
tinteressierte BürgerInnen neigen zum Lesen rr?/L\ 
überregionaler, "linksbürgerlicher" Zeim 

W 
gen, was ihnen jeden Bezug zum lokalen G e  
schehen nimmt) und zu lernen, auch zwi- ,Feste Strukturen 
schen den Zeilen zu lesen und zu hören 

Grundsätzlich ist wichtig und richtig, Bür- 
gerinnenbeteiligungen dadurch abzusichern, 
dai3 feste Strukturen entstehen, über die Vor- - schläge oder ibitik gesammelt werden. An- 

Verfahren i" - waltsplanerinnen, zahlte Fachkräfte, d.h die von als der Schnittstelle Kommune zwi- be 

Die Beteiligung von Btrgerhmm id in schen Verwaltung und Bevölkerung dienen 
mancher Beziehung modern geworden. Neue (also einerseits Informationen aus der Ver- 
Begriffe haben sich etabliert: Mediation, Zu- waitung an die BürgerInnen bringen über Be- 
kunfkwerkstätten, Planungszellen, Bürge ratung. Akteneinsicht, Momationsveranstai- 
rhnengutachten, Anwaltsplanung usw. Sie tungen usw., andererseits Entgegennahme 
aiie haben zweierlei gemeinsam. Ihr Ziel ist der Anregungen aus der Bevölkerung und 
zunächst einmal, Bürgerinnen über Planun- Einbringen in die poliüschen Entscheidungs 
gen oder andere politische Entscheidungen abläufe), sind dann eine Hilfe. wenn sie nicht 
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dazu Mbraucht werden, die Bevölkerung 
zu beschäftigen, irrezuleiten, zu beruhigen 
usw. Das gleiche gilt iür Planungszellen (so 

Arbeit professionell durchführen) noch ver- 
stärkt wird, darf nicht dazu führen, da5 der 
direkte politische Kampf ausbleibt. 

heißt das Verfahren, nach dem eine reprä- 
sentativ ausgewählte Gruppe der Bevölke- 
rung über einen bestimmten Zeitraum zu- 
sammen eine Planung entwirft, eine Ent- 

Wer hilft? 
scheidung vorbereitet usw.), Bürgerhen- 
büros, BürgerInnenläden usw. Zumindest ei- 
ne bessere Information, d.h der Zugang der 
interessierten Bevölkerung zu allen die Ent- 
scheidung betreffenden Daten und Unterla- 
gen, sollte gewährleistet sein. Um dem Mi& 
brauch der benannten insinunente vorm- 
beugen, sollte das als Mindestbedingung 

Jede Umweltgruppe, der das Know-How 
fehlt, sollte sich BeraterInnen suchen. Das 
können kooperationsbereite Personen aus 
den Umweltämtern und Naturschutzbehör- 
den sein (obwohl die wegen gezielter Entlas- 
sungen und Mobbing gegen konsequente 
UmweltschützerInnen seltener werden), 
aber auch erfahrende Naturschützerhen 

gefordert werden. aus Verbänden und anderen Umweltgrup 
pen, Rechtsanwältinnen, Architekthen, 
Planerhen oder IngenieurInnen. 

Achtung, 

b "Beschäftigungstherapie" 

Wer in einem Mediationverfahren steckt, 
steht weniger auf der Straße. Daher versu- 
chen Behörden oder Antragsstellerhen urn- 
weltzerstörender Anlagen oft, durch solche 
Schein-Beteiligungsformen, die in Wirklich- 
keit eine "Beschäftigungstherapie" poten- 
tielle Widerstandsgruppen sind ist, Kritik an 
ihrem Projekt im Rahmen einer nicht nach 
au5en tretenden ~ r u ~ ~ e  entsprechend zu 

Für Genehmigungsverfahren für Großan- 
lagen (Deponien, Industrie usw.) gibt es eine 
bundesweite Koordinationsstelle. Wer sich 
dort als örtliche Kontaktperson oder cpnip 
pe eintragen 1äi3t, erhält Bescheid, wenn in 
der Umgebung eine Anlage geplant ist. 
Auch Beratung ist möglich 

' i Ver Autor 

kanalisieren. Die Faszination gruppendyna- 
mischer Prozesse, die durch sogenannten Jörs Bersstedt 

c/o Institut für Ökologie - Büro Osthessen - 
"Moderat~rInnen"~ mit klangvollem Namen Hersfelder Str. 3 
(oft Dr. oder Prof., mindestens aber Mitwir- 36212 Niederaula 
kende von Agenturen od Tel. 06625/919295. Fax 919297 

Instituten, die solc eMaik Mtut@juis.insider.or 
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- 
Umfamemde Konzepte 

Mut zu uwfasseuidevi 

Lieber kleckern s tat t  klotzen is t  "in" - schon seit Jahren. Die freiwillige Selbstbe- 
schränkung, lieber nur das zu fordern, was ohne Probleme durchsetzbar ist, basiert 
auf dem dabei eintretenden Erf olgsgefühl. Das selbstgesteckte Ziel wird erreicht, 
die Erfolgsbilanz zum Jahresabschluß ist gesichert. Wieweit das Ziel überhaupt 
noch in einem Verhältnis zum Notwendigen steht, wird nicht überprüft. So kommt es 
zur Diskrepanz ständiger Erfolgsberichte aus Naturschutzgruppen, -behörden und 
Parteien, während draußen der Ausverkauf der Umwelt in vielen Bereichen schneller 

L 
voranschreitet als j e  zuvor. Die Alternative: Umfassende Konzepte entwerfen und 
die damit verbundenen Anfangsschwierigkeiten in Kauf nehmen, um mittel- und lang- 
fristig zusammenhängende, große Projekte durchsetzen zu können. 

Umf assevid ... wa! 
soll das heisse~? 

Eine Definition ist nicht einfach. Sie 
könnte etwa so lauten: Umfassende Konzepte 
zu erarbeiten und umsetzen, bedeutet, dai3 
in einem Bereich (z.B. Verkehr, F'iießgewäs- 
serschutz usw.) alle dort anfallenden Frage 
stellungen angegangen und auch in ihren 
Wechselwirkungen geprüft werden. Das 
klingt theoretisch und bleibt unterschiedlich 

L auslegbar. Daher sollen ein paar konkrete 
Beispiele aus verschiedenen Themen zu 
Beginn dieses Kapitels das Prinzip erläutern. 

,Beispiel ,"RadwegeM 

EiazebHionw Einsetzen für ein paar 
Meter Radweg ohne Überlegungen, wie 
ein/e RadlerIn dahinkornrnt, wo das Rad 
abgestellt wird usw. 

W x n f a s s e a d e m  Konaept: Radwegepla- 
nung in einem ganzen Ort mit Anbindung an 
überregionale Verbindungen. Planung von 
Abstellanlagen, Mitnahmemöglichkeiten im 
öffentlichen Personennahverkehr, Servicesta- 
tionen, Zusammenarbeit. mit Fahrradläden. 
Alies zusammengefai3t in einem Plan und 
Textband. Dokumentationen der Schwaoh- 
stellen usw. mit Fotos und Video. 



Beispiel " Fl ießgewässer" 

b 
Einze- Bach säubern. Mal 

die Gewässergüte untersuchen. Ein paar 
Bäume an einer stelle pflanzen. 

Umfassender Eoruept: Einen Bach 
von Quelle bis Mündung erfassen ein- 
schließlich der von ihm durchflossenen Nie 
derungen (Sümpfe, BYebengewässer, g e  
nutzte Flächen, geschädigte Flächen). Syste- 
matische Gewässefuntersuchungen in A b  
schnitten, um Verschmutzungen lokalisieren 
zu können. Biotopschutzprogramm für die 
ganze Niederung, Schutz gegen Schadstoffe 
überall, Ersatz aller Rohrstrecken durch 
Renaturierung bm.  Brücken. 

Das Dilemma des strategielosen Naturschut- 
zes wird deutlich, wenn man die Verhält- 
nisse umkehrt - hier 2.B. mit dem Straßen- 
bau. Während StraßenbauerInnen sinn- und 
n i s a n u n ~ g s l o s  Asphaltflecken in der 
Landschaft verteilen (vorzugsweise dort, wo 
sonst keiner was vorhat) und dabei hoffen, 
da5 auf Dauer ein zusammenhängendes 
Strai3ennetz entsteht, arbeiten viel mehr 
Naturschüfierinnen mit modernster Technik 
.und eigenen Planungsabteilungen daran, 
die neuen und auch alte Asphaitflecken wie 
der zu zerstören und neue Naturflächen zu 
schaffen Während die StraßenbauerInnen 
einen neuen Fleck schaffen, werden meh- 
rere alte entfernt. Dennoch feiern die 
StraßenbauerInnen jeden neuen Asphait- 

- - 
W* um umfas- b sende Kmizepte? 

fleck wie einen "Durchbruch". Verkehrte 
Welt - leider! 

Beispiel "Steinkauzschutz" 

b Einze-nen: Aufhängen einer oder 

weniger Nisthilfen. Winterfütterung. 
Umfassemde6 Xomxept: Kartierung 

aller Vorkommen sowie aller steinkauztypi- 
schen Lebensraumstnikturen in einem zu- 
sammenhängenden Gebiet. Flächendecken- ,Fachliche Gründe 
des h.ogramm für alle Lebenssituationen 
eines Steinkauzes (Brutplätze, typische Le- Einzelaktionen im Natur- und Umwelt- 
bensraumstnikturen, Giftfreiheit der Nah- schutz bergen große Gefahren, Fehler m 
rungstiere usw.). machen, deren Auswirkungen nicht abge- 

Die wenigen Beispiele zeigen, worum es schätzt werden können. SowoN die ökologi- 
geht. Einzelaktionen sind nicht in der Lage, schen Zusammenhänge als auch das Verhai- 
den wirklichen Gefährdungen entgegenzu- ten der menschlichen Gesellschaft sind viel- 
wirken, weil sie nur Teilaspekte berücksich- fältig und kompliziert. Wer nur einzelne 
tigen, die höchstens zufällig der entsChei- Bereiche herausgreift, wird 
dende Faktor sind. Meistens sind hoblem- höchstens zufällig tatsäch- 

wirkuhgen in der Natur kom- 
plex und über Einzelaktionen 

nicht m lösen. 



-A ktiows 

6 C Z e  Umfassende Konzepte % 
lieh eine Verbesserung erreichen. Stabilisiert 
der Krötenzaun an der StraDe wirklich die 
Population oder sind nicht ganz andere Fak- 
toren (fehlende Laichgewässer, Gifteintrag 
aus der Landwirtschaft, Biotopvernichtung 
usw.) die Gründe für den Rückgang der Art? 
Ist die geplante Hecke wirklich ein Vemet- 
mgselement - oder trennt sie nicht an der 
vorgesehenen Stelle sogar Lebensräume von- 
einander? Kann das geplante Stück Radweg 
überhaupt etwas bringen, wenn doch andere 
Bedingungen für das Radfahren nicht verbes- 
sert werden? Wieviel bringt der Einsatz für 
Energiesparlampen in der Schule oder im 
Rathaus, wenn an den gleichen Orten noch 
Elektroheizungen eingesetzt werden? 

L Um die räumlichen Wechselwirkungen 

möglichst genau einschätzen zu können, ist 
es unerläßlich, vor der ersten Manahmen 
die Ist-Situation zu erfassen. Dabei muß das 
Gebiet, das untersucht wird, mindestens so 
groß sein, daß es alie räumlichen Zusammen- 
hänge berücksichtigen kann. 

Bei Maßnahmen, die das Verhalten der 
Menschen bztreffen (Verkehr, Müll, Wasser, 
Energie usw.) sind dieses in der Regel 
abgrenzbare Einheiten wie ein Gebäude 
oder Gebäudekomplex @.B. für Konzepte zur 
Energieeinsparung), Stadt- und Qrtsteile 
bzw. eine ganze Gemeinde. 

Bei Maßnahmen zum Schutz der Biotope 
und Arten sind als Abgrenzung zusammen- 
hängende Landschaftsräume (Niederung, 
Talraum, trockengeprägter Höhenzug, Wald- 
gebiet mit angrenzenden Flächen, Bodenab 
baufläche mit direkter Umgebung, See mit 
Uferzonen und Zuflüssen, Hochmoor mit 
umgebenden Niederungen. Küstenstreifen 
mit allen Übergängen zum Binnenland) zu 
wählen, weil innerhalb dieser Räume beson- 
ders enge Verflechtungen im ökologischen 
Gefüge bestehen. Das betrifft vor allem Tier- 
wanderungen und den Stoffaustausch über 
Erosion, Sedimentation und den Wasserfluß 
ober- und unterirdisch. 

Das Vorgehen in Einzelaktionen kann 
sogar derart fehlerhaft sein, dai3 die Situation 
nach der Einzelaktion schlechter ist als vor- 
her. So können Maßnahmen zum Arten- und 
Biotopschutz andere Arten oder Biotope 
gefährden. Gerade die Neigung, "neue" Bio- 
tope auf solchen Flächen anzulegen, auf 

denen ohnehin schon Wildwuchsflächen u.ä. 
vorherrschen, kann im Ergebnis mehr Scha- 
den als Nutzen bringen. Gleiches gilt 2.B. für 
ein kurzes Radwegstück, das wegen des Ein- 
und Ausfädelns aus dem fließenden Verkehr 
eher Gefahrenpunkte neu schafft als die Rad- 
verbindung zu verbessern. Einzelaktionen 
ohne oder sogar mit negativer Wirkung sind 
seit Jahren an der Tagesordnung. Aus der 
Sucht nach schnelien und einfachen Taten, 
die befriedigen und die eigene Erfolgsbilanz 
schönen, entstehen oft Aktionen, die den 
eigenen Zielen zuwiderlaufen. 

. Arbeitstechnische Gründe 

P Umfassende Konzepte bedürfen eines 

erheblich größeren Arbeitsaufwandes als 
Einzelaktionen. Aber: Ein umfassendes Kon- 
zept beinhaltet sehr viele einzelne Maßnah- 
men, die nur besser aufeinander abgestimmt 
sind. Insgesamt ist der Arbeitsaufwand dann 
wieder niedriger im Vergleich zum Aufwand, 
ali diese Einzelaktionen, die im Konzept zu- 
sammengefai3t sind, einzeln vorzubereiten. 

Mit dem erarbeiteten Konzept entsteht für 
lange Zeit eine Basis für die Durch- und Um- 
setzung, so da5 im günstigsten Fall eine stän- 
dig fortschreitende Verwirkiichung erreicht 
wird. Das arn Ende vorweisbare Ergebnis ist 
selbst dann, wenn es nicht allen Zielen des 
umfassenden Konzeptes entspricht, wesent- 
lich bedeutender als einige zusamrnenhangs- 
lose Einzelaktionen. 

Psychologische Gründe 

b Umfassende Konzepte wirken in zwei Rich- 

tungen - zum einen auf die Adressaffnnen, 
also 2.B. PolitikerInnen, die EinwohnerInnen 
eines Ortes, Land- oder ForstwirtInnen usw. 
Diese gilt es zu überzeugen bzw. zum Mitma- 
chen anzuregen. Zum anderen ist aber auch 
die Wirkung auf die erarbeitende Gruppe 
(BürgerInneninitiative, Verein 0.ä.) nicht zu 
vergessen. Die Arbeit muß so gestaltet wer- 
den, daf3 die am Projekt arbeitenden Men- 
schen auch dauerhaft Interesse an der Wei- 
terführung haben. 



a Umfassende KonzepCs 

Wirkung auf das Umfeld 

b 
Umfassende Konzepte erwecken gegen- 

über Einzelaktionen zunächst den nachteiii- 
gen Eindruck. dai3 sie weniger leicht durch- 
setzbar erscheinen. Das stimmt grundsätz- 
lich, kann aber als Argument nur begrenzt 
gelten, weil die Wirkung einer Einzelaktion 
viel niedriger, gar nicht vorhanden oder 
sogar negativ ist. Wer sich freiwillig auf Vor- 
schläge zurückzieht, die niemanden stören, 
arbeitet nur nach dem Prinzip, etwas für sein 
eigenes Wohlbefinden zu tun - aber nicht 
nach fachlichen B-iterien zu handeln. 

Natur- und Umweltschutz sind in diesem 
Fall mehr eine Beschäftigung der handeln- 
den Menschen, vergleichbar dem Briefmar- 
kensammeln oder Kegeln. Wer kein Ziel hat, 
kann es auch nicht verfehlen", urteilte Wolf- 
gang Erz vom Bundesamt für Naturschutz 
schon vor ungefähr 15 Jahren über einen sol- 
chen Stil von Naturschutz. Zu alledem 1äDt 
sich mit einem Trick der   acht eil umfassen- 
der Konzepte, nicht schon nach kurzer Zeit 
einen meßbaren Erfolg vorweisen zu kön- 
nen, ausgleichen: Aus der entstehenden 
Liste von Maßnahmen werden einzelne her- 
ausgenommen und als vorgezogenes Einzel- 
projekt umgesetzt. 

Das kann auch noch andere Vorteile ha- 
ben, 2.B. der Aufbau eines positiven Images 
in der Öffentlichkeit, Kennenlernen von zu- 
ständigen Personen usw. Doch Achtung: Bei 
der Auswahl der vorgezogenen Projekte 
mui3 darauf geachtet werden, daß diese 
schon Teil des Gesarntkonzeptes sind, damit 
nicht fachliche Fehler auftreten. Zudem ist 
empfehlenswert, das umfassende Konzept 

Aktions- 

tbuz:: 
bei den vorgezogenen Einzelaktionen schon 
einmal öffentlich anzukündigen. Damit wird 
ein gravierender Nachteil von Einzelaktie 
nen überwunden, nämlich daD die Aktionen 
auch für die Adressatinnen immer wieder 
überraschend kommen und keine langfri- 
stige Entwicklung absehbar ist. 

Umfassende Konzepte haben langfristi- 
gen Charakter. Die erarbeitende Gruppe 
legt einen Plan vor, der ihr selbst und den 
Adressatinnen ihres Konzeptes (eben Ent- 
scheidungsträgerInnen und/oder B e v ö b  
rung) eine klare Perspektive für die nächste 
Zeit (meist ein oder wenige Jahr/e Durch- 
und Umsetzungszeit) geben. Kontaktge 
spräche, Diskussionen usw. werden effekti- 
ver, weil sie nun nicht mehr nur für eine 
M o n  stattfinden müssen, sondern ein gan- 
zes Paket von Maßnahmen verhandelt wird. 
Die wichtigste Wirkung aber entspringt der 
besseren fachlichen Begründung. 

Umfassende Konzepte haben als zentra- 
len Grund, besser die fachlichen Grundla- 
gen und die räumlichen Wechselwirkungen 
usw. einbeziehen zu können. Folglich wer- 
den die Manahmen auch besser zu begrün- 
den sein. Ein Biotop, neu und ohne Zusam- 
menhang zur Umgebung "gebastelt", wird 
zwar häufig als Lebensraum und Vernet- 
zungselement "verkauft", untersucht hat das 
aber niemand. Bei umfassenden Konzepten 
besteht die Möglichkeit, die erarbeitete Pla- 
nung in Text, Karte und Bild gleich so darm- 
stellen, dai3 der Grund für die vorgeschla- 
gene Manahme ersichtlich wird. Wenn 2.B. 
in einem Plan ein renaturierter Bach mit brei- 
ten Uferstreifen erscheint und die Uferstrei- 
fen mit einem Symbol "Schutz gegen Nähr- 
stoffeintrag" versehen sind, erspart das nicht 
nur lange Reden zur Begründung, sondern 
den GegnerInnen der Maßnahme fälit es 
schwerer, dagegen zu reden, weil sie nicht 
nur die Maßnahme selbst, sondern auch den 
erwünschten Effekt (im Beispiel: Sauberhal- 
tung der Gewässer) ablehnen. 

Wirkung auf die Gruppe 

Gruppe erreicht mit der Arbeit an 
einem umfassenden Konzept eine Fixierung 
ihrer Arbeit. Besonders sinnvoll ist, für ein 



umfassendes Konzept eine spezielle Projekt- I 
gruppe zu gründen. die dieses Konzept zum 
Mittelpunkt ihrer Arbeit macht. Die Gruppe 
wechselt vom bislang verbreiteten "Mal-hier, Die Erarbeitung eines umfassenden Kon- 
maidaU-Stil des Naturschutzes zu einem auch zeptes schafft nicht nur eine Leitlinie für die 
die eigene Arbeit strukturierenden Kon- 
zeptansatz. Dieses bündelt die Kriifte. Nach- 
und Vorteil ist, dai3 mit dem umfassenden 
Ansatz auch die Gradmesser für Mißerfolg 
und Erfolg verschoben werden. Es entstehf 
ein neuer Blick für das, was natwendig ist. 
Das Iäßt kleine Aktionen in einem neuen 
Licht erscheinen. Selbstbejubelung für Mini- 
aktionen, die oft wie ein "Endsieg Natur- 
schutz" gefeiert werden und in Naturschutz- 
gruppen seit vielen Jahren immer yi&r prä- 
gend sind, verbieten sich dann vgn selbst. 
Wer eine Einzelaktion derart intensiv feiert, 
wird weder die Kraft für mehr haben, noch in 
der Lage sein, andere davon zu überzeugen, 
dai3 das erst der Anfang sei. 

Grundsätzlich kommt projektorientierte 
Arbeit dem Ansatz umfassender Konzepte 
entgegen. Vereine, die vor ailem auf Vor- 
standsebene agieren, werden Probleme ha- 
ben, ein Projekt so intensiv umzusetzen, da 

eigene Arbeit, sondeni auch den Gradmes- 
ser für Erfolg und m r f o l g .  Der Fortschritt 
der Umsetzung kann genau am Zielbild ins- 
gesamt gemessen werden. Dieses Zielbild 
sind der Gesamtplan und die daraus abgelei- 4.5 
tete Liste an Einzelmaßnahmen, wobei diese 
nicht nur aus konkreten Veränderungen am 
"Objekt", sondern auch aus den Begleitma5- 
nahmen besteht, 2.B. eine Ausstellung, Bro- 
schüre, Seminare, Vorträge oder eine Doku- 
mentation. Besonders günstig wirkt sich auf 
die ErfolgskonQolle aus, wenn ein Zeitplan 
der Umsetzung bereits Teil des Konzeptes ist. 
Dadurch muß nicht die Flexibilität einge 
schränkt werden, Veränderungen werden 
aber festgestellt und vermerkt. Der fehlende 
Maßstab gehört zu den Hauptgründen für die 
Erfolglosigkeit des Natur- und Umweltschut- 
zes, weil die aktiven Personen und Gruppen 
seit Jahren oder seit Jahrzehnten krampfhaft 
Kleinprojekte verfolgen, ohne die Effizienz 

der Vorstand für aiie Angelegenheiten zu- dieser Strategie zu überprüfen. 
ständig ist. Umfassende Konzepte bedürfen 
einer Konzentration auf das Thema, was in 
einer unabhängig von Vereinsfomalitäten 
agierenden, freien Projektgruppe am besten 
zu leisten ist. Wenn diese einem Verband 
bzw. mehreren Verbänden und Institutionen 

Politische Durch- 
Q d + 7 u ~ f i Q ~ & k b i f  . 

L angehört, ist eine effektive Arbeit trotzdem Umfassende Konzepte sind, anders als es 
möglich, solange die Formaigremien nicht auf den ersten Blick scheint, besser durch- 
ständig über die Arbeit der Projektgruppe setzbar als getrennte Einzelaktionen. So wird 
bestimmen wollen. 2.B. die Straßenbaulob 

by durch völlig utopi- 
sche Leitbilder wie "je 

em Ort seinen 
Autobahnan- 

Berndt Zuschlag: 
GutachtenQualität 
(1996. expert in Ren- 
ningen, 129 s.) 
Optimierungshin- 
weise für die P12 
nung und Erstellung 
von Gutachen, ver- 
schiedene techni- 
sche Fachsparten. 

G. Schmidt- 
Eichstaedt u.a: 
Planspiel Modell- 
StadtÖkologie 
(1994, Dt. inst. für 
Urbanistik in Berlin. 
403 C.) 
Dokumentation des 
Verlaufs und der Er- 
gebnisse eines Plan- 
spiels. 

ÖkeInstitut: 
Die Zukunft der Bun- 
desrepublik 
(1988, Iiesch & Röh- 
ring in Hamburg, 
237 C.) 
Prognosen. Szenari- 
en und Konzepte für 
die Zukunft. 



Aktfouis- @ Umfassende bmzepte &E:: 

Jörg Bergstedt: 
Handbuch Ange 
wandter Biotop 

schutz (1997, Eco- 
med in Landsberg. 

Loseblatt Ca. 1000 S.) 
Ein umfangreiches 

Buch zu Planung und 
Biotopschutz mit m e  
thodischer Anieitung 

ZU Eka@eitung um- 
fassender Natur- 

schuizkonzepte in 
der Landschaft. 

Hermann Remrnert: 
Naturschutz 

(1990, Springer Ver- 
lag in Berlin, 202 s.) 
Eine kritische Aus- 

einandersetzung mit 
den heutigen Natur- 

schutzstrategien. 

Schritte tu rn  um- 

fassenden Konzept 

~.*rd;;rl 
Pläne des Bundes@Btes mit vielen neuen 
StraBen eher gest%Licia. Niemand dieser Lob 
byisten aber diskutiert darüber, daß diese 
Ziele nicht oder lange nicht zu erreichen 
sein werden. Die Strategie ist die gleiche wie 
bei den Tarifverhandlungen - Einstieg mit Im folgenden sollen die einzelnen Schritte 

umfassenden Fordmgskatalogen, um in aufgezeigt werden, die von der Idee eines 

der Diskussion das meiste "heraiisnischla- umfassenden Umweltschutzkonzeptes bis 

gen". Ganz anders gehen die meisten Natur- zur Verwirklichung führen. Dabei sind diese 

schutzgruppen vor. Behaftet mit Minderwer- Schritte jeweils allgemein erläutert sowie an 

tigkeitskomplexen (die in erstaunlichem Wi- zwei Beispielen (Biotopschutzprogramm für 

derspruch zu ihren eigenen Erfolgsbilanzen eine Gemarkung sowie Konzept für den Öf- 

stehen) reduzieren sie ihre Farderungen fentlichen Personennahverkehr für einen 

schon selbst auf das, was sie für durchsetz- Ort) verdeutlicht. 

bar halten, um dann äiese Forderung in den 
Verhandlungen nochmals nur teilweise 
durchsetzen zu können. Das Ergebnis ist 
mager, lehrt die NaturschiitzerInnen aber, 

. beim nächsten Mal noch weniger zu fordern. 
Und immer so weiter. Das Ende ist, sich nur . 
noch auf Restfiächen zuriickhiehen, um ,Problemstellung 
die Schmach von 'Niederlagen am Verhand- 
lungstisch oder in den Vedtungsappara- Meist entstehen konkrete Projekte aus 
ten nicht zu erleben. aktuellen Vorgängen (neue Eingriffe, per- 

Ein umfassendes Konzept, gut aufbereitet, sönliches &lehn verbesserungswürdiger 
klar und verständlich dargestellt bzw. be- Zustände, Pressetexte usw.). Wenn die Idee 
gründet, entfaltet demgegenüber eine ganz für e h  umfassendes Konzept in einem B e  
andere Kraft. Die vorgeschlagenen Maßnah- reich eingebracht wird, ist darauf zu achten, 
men sind keine "~~~ oder Gele daß nicht gleich zu Beginn die Machbar- 
genheitsideen, s,oz~ak ergeben sich aus keitsfrage gestellt wird. Diese ist ohne 
den Analysen dm IstSituatbn und den zu detaiiiierte Planung des Projektablaufs näm- 
erreichenden Zielen. Nun mu3 die andere lich gar nicht diskutierbar, öffnet aber den 
Seite beginnen, ungewünschte Maßnahmen " F o ~ t e n U ,  die vor ailem in den Vorstän- 
aus dem Konzept ni streichen - eine Umkeh- den sitzen, aile Möglichkeiten, ein neues 
rung der bisherigen Verhältnisse, wo die Projekt mit formalen oder Totschlag-iirgu- 
Naturschutzgruppen die Eingriffe verhin- menten ("keine Kapazitäten", "wir sind am 
dern wollten. Jetzt agieren die Natur- und Ende verantwortlich", "ist ailes schon mal 
UmweltschützerInnen, sie setzen die Ziele. versucht Q p-worden", "'utopisch") zu stop 

Um möglichst viele 
terer Schäden, son- 
die Verbesserung 
Situation. 



Ideen zu sammeln, wäre zu Beginn ehes je 
den Projektes eine offene, ungehemmte I d e  
ensammelphase sinnvoll (Brainstorming). 
Vorteilhaft ist, wenn hieran möglichst viele 
Menschen beteiligt werden können, 2.B. auch 
Mitglieder von Naturschutzgruppen, die 
selbst in einer später zu gründenden Projekt- 
gruppe mitarbeiten wollen. Dennoch könnten 
sie wertvolle Anregungen liefern. 
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~ ~ u b p r o  Ö f ~ a m F w w =  
O g f i i r d n e C a  neandwerkeb 
markung (6- 

Anla5 können eine laufen- Anl& kann die eigene 
de Flurbereinigung, Wi- Verärgerung über 
derstand gegen einen Zer- schlechte Verbindungen 
störenden Eingriff, massi- (insgesamt, zu einem b 
ve Flächenstillegw.gen stimmten Ort, abends 
oder die Anregung ei- oder feiertags), zu hohe 
nes/einer Grundeigentü- Preise, Einstellung einer 
mers/Grundstückseigerr Bahnlinie usw. sein. 
tiunerin sein. Abhängig ist Der ÖPNV ist fast d e n  an 
das Projekt davon nicht. Umweltfragen interessier- 
In jeder Gemarkung kann ten Personen geläufig. 
ein Schutzprogramm erar- Am Anfang könnte auch 
beitet werden Das bedeu- eine Phase stehen, WI eini- 
tet, den Weg weg von Ein- ge Wochen vermehrt B w  
zelmaßnahmen in der se und Bahnen zu nutzen 
Landschaft hin zu einem und darauf zu achten, wel- 
Konzept zu finden, das che Qualität sie haben 
auch Vernetzungselemen- Daraus wird entworfen, 
te integrieren kann. welche Teibreiche bear- 
Zu klären ist, wo was ge- beitet werden ktiMen (Li- 
schehen SOU. Möglich ist nienfühning, Takt und 
die Begrenzung auf eine Fahrplanumfang, überm. 
Gemarkung / Gemeinde gionale hb iqdunpn ,  
(wegen der dann einheitli- Fahrkonüort, Preise, Ver- 
chen Zuständigkeiten) ständlichkeit von F-12- 
oder die (fachlich besse nen, FahrmöglicMten bei 
re!) Abgrenzung nach ei- besonderen Anlässen wie 
nem LandSchaftsraum Festen oder Gro5veran- 
@.B. eine Niederung). stalfhgen usw.). 

Entscheidung für die Gründung ) einer Projektgruppe 

Wichtig ist in der Regel, die Erarbeitung 
und Durchsetning eines umfassenden Um- 
weltschutzkonzeptes einer speziell daran 
arbeitenden Projektgruppe zu überlassen, da 
andere Gremien auch andere Aufgaben ver- 
folgen. Die Entscheidung zur Gründung 
einer Projektgruppe sollte &ht den forma- 
len Entscheidungsgremien einer Organisa- 
tion obliegen, sondern den daran interessier- 
ten Personen. Wenn für ein Projekt genügend 
InteressentInnen zusammenkommen, die 

selbst einschätzen, die ins Auge gefaßte 
Arbeit auch leisten zu können, so gibt es kei- 
nen Grund mehr, sie d a a n  zu hindern. Ohne 
hin ist zu überlegen, eine solche Gruppe 
nicht direkt an einen Verband zu binden, da 
es zu Interessenskoiltsionen kommen kann 
(2.B. politische Auseinandersetzungen, wäh- 
rend die andere Teiigruppe gerade ein 
gemeinsames Projekt mit politischen Gre 
mien durchführen will). Eine unabhängige 
Gruppe ist flexibler und bietet die Chance, 
auch von anderen Organisationen unterstützt 
zu werden. Die Entscheidung für die Grün- 
dung ist also nichts anderes als das Zusam- 
menfinden der Gründungspersonen. Sie kön- 
nen sich dann zur Aufgabe setzen, noch wei- 
tere Personen zu finden (siehe Kapitel 6, 
"Gruppenarbeit"). 
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Biotopsehub 6~wv 

Finden sich genügend Sollten einige Personen 
Personen. wird die Ar- die Entscheidung treffen, 
beitsgruppe "Biotop in das Thema umfassend 
schutzprogramm ..." g e  einzusteigen, ist empfeh- 
gründet und hifft sich ab lenswert, eine eigensth 
sofort separat von Vor- dige Projektgruppe zu 
ständen oder ähnlichen gründen (BegrUndung 
Organen, die kraft Amtes siehe links). 
an vielen Themen gleich- 
zeitig arbeiten. 

Vorbereitungsprozeß ) in der 6rupp-e 

Nach der ~deenfhdung und Gründung 
wird die Gruppe in der Regel erst einmal Zeit 
brauchen, um sich selbst in das Thema 
genauer einzuarbeiten. Dazu können die B e  
schaffung von bestehenden Unterlagen gehö- 
ren, ebenso aber auch die eigene Fortbil- 
dung durch Besuch von Veranstaltungen, 
Fahrten zu vergleichbaren Projekten, Litera- 
turauswerQng, gegenseitige Vorträge usw. 
Teilweise können solche thematischen Ver- 
anstaltungen auch öffentlich durchgeführt 
werden, wobei auf das aiilaufende Projekt 
hingewiesen wird. Interessant kann es sein, 
fachlich geschulte Personen für die Projekt- 
gruppe zu gewinnen oder sich ihrer Beratung 
in Einzelsituation zu vergewissern. Ausdrück- 
lich zu warnen ist allerdings davor, politische 



EntscheidungstrggerInnen aus Parlamenten, 
Parteien oder Verwaltung direkt zu beteili- 
gen. Gute Leute dort k&nnen das Projekt bes- 

bei müssen fachliche Gesichtspunkte (wel- 
che räumliche Grenzziehung ist fachlich ver- 
tretbar?) oder andere (z.B. wieviel Zeit kann 

ser unabhängig unterstützen, in der Projekt- investiert werden usw.?) abgewogen wer- 
gruppe aber aufgrund von Interessenskolli- den. Ais Abschlui3 werden die Arbeitsschrit- 
sionen sehr lähmend wirken 
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Biotop.chrib 
I 

Seminare ZU Natur- 
schutzthemen werden an 
vielen Orten angeboten. 
Sie soiiten danach auag8 
wählt werden, welche h- 
gesteiiungen auch im aus- 
gewählten Gebiet amte- 
hen (FlieDgewässer, Stra- 
obst, Zerschneidung 
durch Straßen, Flurberei- 
nigungsrecht usw.). Um 
welt- und Unibiiotheken 
bieten Lesestoff. Zur Mit- 
arbeit in der G ~ p p e  k6n- 
nen interessierte Anwoh 
nerinnen, Hobbyomihollo- 
ginnen usw. gewonnen 
werden, typische Unter- 
stützerinnen am Rande 
können naturschutzden- 
tierte Jägerinnen und För- 
sterInnen, MitarbeiterIrt 
nen in Planungsbüros 
oder Naturschukbehör- 
den, Umweltbeaufimgte 
der Gemeinde oder um- 
weltpolitische Sprecherh 
nen der Parteien sein. 
Wichtig ist, alie am Ort ar- 
beitenden Naturschutz- 
gmppen und Bürgerh 
neninitiativen einzubin- 
den - direkt in der G N ~  
pe oder über ständige 
Kontakte, für die An- 
sprechparinerInnen dort 
und in der Projektgruppe 
fest vereinbart werden 
sollten. Die Erfahrung 
zeigt, daß schlechte Infor- 
mationsflüsse schneli 
Streit bewirken können, 
weil viele Naturschutz- 
gmppen Gebiete oder 
Themen als "ihres" be- 
trachten und andere Per- 
sonen nicht akzeptieren 
Das ist zwar primitive J3 
teliceit, aber eben vorhan- 
den. 

te festgelegt und ein Arbeitsbeginn verein- 
bart. Dazu gehört auch eine Aufgabenvertei- 
lung der ersten Schritte auf die beteiligten 
Personen. 

Zu fachlichen Ehrbei-  
hmg sollten Gespräche 
mit den Verkehrsbetrie 
ben, Besuche in Orten mit 
besondem attraktiven 
NahverkehrSangeboten 
sowie die Auswertung von 
Literatur @wäNt werden 
Verschiedene Veranstal- 
terlnnen bisten auch Semi- 
nare oder Beratungen an. 
über Verbände, wie den 
Verkehrsclub Deutsch- 
land. oder die Kampagne 
"Mobil ohne Auto" sowie 
i h r  Bürgglnutiativen, 
UmWeltverbände oder 
ProjeMwerkstätten k61-1- 
nen fachkompetente Ak 
sprechpartnerInnen er- 
fragt werden. Als Unter- 
fitzerinnen soiiten mög- 
lichst die Verkeiusbetrie 
be sowie weitere arn Th8 
ma arbeitende Personen 
aus Po- und Verwal- 
iung geiunden werden 

Abstecken des Pro jektumf angs 

Zum Vorbereitungsprozeß gehört auch, 
den Arbeitsumfang genau abzustecken. Da- 
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Zum Abstecken des Pr* Abzustecken sind die zu 
jektumfanges gehört die untersuchende FlLche 
Feetlegung der Gebiets- (Kreis, Gemeinde, Ortsteil, 
größe sowie die Entschei- Bahnlinie mit Anschlu5 
dung, ob flächendeckend verbindungen, ...) sowie 
gearbeitet wiad oder nur Verkehrsmittel. Es emp 
einzelne Biotoptypen her- fiehit sich. die Wechsel- 
auszugreifen sind (2.B. Wirkungen zwischen 
ein Schutzprogramm für Bahn, Bus, Fahrrad uwo: ZU 

die F l M g m h m r  einer erfassen Jedenfalls sollte 
bestimmten Region). die übenegionale Anbin- 

dung mit untersucht wer- 
den  Zu klären ist, ob die 
Shkturpolitik Teil der 
Untersuchung ist, 2.B. G e  
schäite "auf der grünen . 
Wiese" erhebliche Auswir- 
kungen haben. 

Erfassung der 
Is f  -Situatiovi 

Sichtung vorhandener Karten, 

b IPläne, Forderungskataloge, ... 

Zu jeder Fragestellung im Natur- und Um- 
weltschutz existieren bereits irgendwelche 



Papiere. Kartengrundlagen sind bei der 
Stadt- oder Gemeindeverwaltung, im Buch- 
handel und bei den Katasterämtern zu bezie 
hen. Bei letzteren gibt es auch Luftbilder, die 
für viele Arbeiten hilfreich und gar nicht so 
teuer sind, ebenso historische Karten. In 
jeder Gemeinde werden alle Pläne aufbe 
wahrt, die die zukünftigen Veränderungen in 
einer Fläche festlegen (Bebauungen, Straßen- 
bau, Flurbereinigungen usw.). Außerdem 
haben die Fachverwaltungen (Straßenbau-, 
Flurbereinigungs-, Wasserwirtschafts- und 
Forstämter, Naturschutzbehörden um.) min- 
destens die Pläne für ihren eigenen Bereich. 
In allen Behörden sind zudem für den e ige  
nen Bereich weitere Daten vorhanden, oft 

L sehr unsortiert und selbst für die Behörden- 
rnitarbeiterhnen kauin nutzbar archiviert. 
Das können Messungen von Schadstoffen 
sein, Artenerfassungen im Rahmen von 
bereits gelaufenen Untersuchungen @.B. als 
dort ein anderer Eingriff geplant war) oder 
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Biotop.ch- ök'nv 
Biotopstrukhukartiemg, Gesichtet werden müs- 
Erf&~~ungseltamer ~ r t e n  sen: Aktuelie und frühere 
Sichtung v~zhandener Ar- Fahrpläne und Liniennet- 
tenerfassungen. Auswer- ze sowie die bereits exi- 
tung von aktueiien und hi- stenten Gutachten. Fahr- 
storischen W e n  / Luft- gaskähiungen, Verkehrs- 
bildern Gerade letztere ströme auf den Strafkn 
sowie äitere EinwohnerIn- usw. 
nen können wichtig für in vielen Schubladen lie 
das Zielbild sein, denn die. gen interessante Vor- 
Situation vor SO oder mehr a g e  für eine V e r b  
Jahren kommt in vielen v g  des ÖPNV - es ha- 
Fäiien einem nahu- pest jedoch an der Umset- 
gemäßen Zustand ähniich zung. 
@.B. Verlauf von Fiie5ge- Zudem werdenaigene 
wässern, Versumpfungs- Nängeiüsten erstellt, in- 
gebiete). Die Massungen dem die Gmppenmitgli 
müssen unbedingt stan- der eigene Beobachhm- 
dardisiert werden (Kartie gennotieren sowie mög- 
rungsbogen), damit aile lichst viele andere Men- 
an der W e r u n g  beteilip schen befragen 
ten Parsonen auf die gl& Eh Ragebogen für 
chen Elemenb achten und ÖPNV-Nutzarhen und 
&es vollständig erfaa4en AutofaluerInnen kann 
Ohne solche Bögen achtet wichtige Informationen 
jede/r auf die ihmlihr ver- Uber M e n  und Mängel 
trauten Bereiche stärker. h8NoTbringen 
Bei Gewässern ist die G e  
wässergüte ZU pr3fen. 
Die Artenetfassung kann 
mit der Biotopkartierung 
erfolgen oder von Spezia- 
lisünnen vorgenommen 
werden, die zB. nur eine 
-g~ppe- 
diesd dann aehr 
genau. 

auch Studien-, Diplom- oder Doktorarbeiten 
zum Gebiet oder Thema. Ohnehin empfiehit 
es sich, an oder in der Nähe von Hochschul- 
standorten bei passenden Instituten nach 
dort vorliegenden Schriften zu forschen. 

Eine weitere Queiie für Informationen sin'd 
Naturschutzgruppen, Ortslandwirte, manch- 
mal Jägerinnen, FörsterInnen oder auch äIte 
re EinwohnerInnen, die alte Zustände und 
Veränderungsprozesse beschreiben können bleiben von ihnen einige "hängen" und wir- 

oder auch Fo-s von früher haben Ergän- ken im Rahmen der Projektgruppe auch wei- 
L zend kann ein öffentlicher Aufruf erfolgen, terhin mit. Einzelne Personen können über 

Wissen und Daten der Projektgruppe bereit- einen Verband oder eine unterstützende In- 

zustellen. stitution als Praktikanünnen eingestellt wer- 
den und das Projekt so unterstützen. 

Kooperat ionspartnerInnen 

Je breiter ein Projekt getragen wird, desto 
besser. Naheliegende Partner sind Natur- 
und Umweltschutzgruppen, aber auch An- 
wohnerinnen sowie wissenschaftliche Ein- 
richtungen. An Hochschulstandorten lohnt 
sich der Weg zu den passenden Instituten, 
weil möglicherweise ein/e DozentIn ein S e  
minar zum Thema anbietet, in dessen Rah- 
men Studentinnen bei der Datenbeschaffung 
und der Planung mithelfen. Möglicherweise 
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ICooperatiompartnerIn- 
nen kiinnen sehr viele IEooperationspart- 
sein: Anwohnerinnen, Nut- nerInnen können die Ver- 
ze rhen  und Eigentiime- kehrsverbünde, Busunter- 
r h e n  der mchen, Erhe nehmerlnnen, weitere 
lungssuchende, Umwelt- Vereine mit Interesse an 
beauitragte in Gemein- guten Verkehrwerbindun- 
den, Khchen, Vereinen, gen, die Gemeinde usw. 
Parteien, PlanerInnen, Ar- sein. 
chitekünnen - eigentlich In der Nähe von Unistäd- 
aiie, die irgendeinen Be ten haben auch Studiek 
 ZU^ zu der bearbeiteten gmppen oft Planungen 
Fläche oder zu den The für Verkehrsentwicklun- 
men der Projektgruppe gen erarbeitet. 
haben 



Ansprüche anderer ausloten 

b In fast jedem Bereich konkurrieren ver- 
schiedene Interessen miteinander. Ansprü- 
che anderer zu kennen, kann für die spätere 
Umsetzungsstrategie sehr wichtig sein. So 
ist es gut zu wissen, was Strdenbaubehör- 
de, FlurbereinigerInnen, Wasserwirtschaftle 
rInnen usw. in einem konkreten Gebiet wol- 

Clo len. In persönlichen Gespr3chen sollte das 
unverbindlich Wefkagt werden. Dabei müs- 
sen eigene Planungen noch mcht formuliert 
sein und auch nicht vorgebracht werden. In 
diesem Stadium ist das ohnehin zu früh und 
zu gefährlich, 'm nicht Widerstände zu wek- 
ken, bevor überhaupt das umfassende Kon- 
zept erstellt ist. 

Das Wissen um andere Ansprüche darf 
auch die konkreten Vorschläge nicht beein- 
flussen, weil diese nur aus fachlichen G e  
sichtspunkten abgeleitet werden. Wohl aber 
kann irn Zeitpian der Umsetzung darauf 
Rücksicht genommen werden. indem 2.B. 
nicht gleich mit dem Projekt begonnen wird, 
das am meisten Ärger hervorruft. 

Formulierung 

Grundsäf zliche Zielbitder 

Zum einen sollten eigene Ziele formuliert 
werden, ohne dai3 dabei Rücksicht auf et- 
waige Umsetzungsschwierigkeiten genom- 
men wird. In der ersten Phase der Zielfin- 
dung muß der Kopf frei von Schranken und 
Grenzen sein. Die Gruppe muß versuchen, 
eine Idealsituation für den bearbeiteten Be  
reich bm. das Gebiet zu fixieren. Zum zwei- 
ten können Quellen ausgewertet werden, in 
denen Ziele von anderen formuliert wurden. 
Dazu gehören Parteiprogramme, bestehende 
Beschlüsse, usw. Es ist bemerkenswert, wie 
weitgehend vor aiiem in den allgemeinen 
Zielsetzungen dieser Queiien Natur- und 
Umweltschutzziele gef&t sind. In der Regel 
sind diese Formulierungen so weitgehend, 
wie sie auch idealerweise formuliert wurden. 
Nicht die Zielformulierungen, sondern die 

' 
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h a l l  in &er Landschaft Straßenneubauten können 
werden VieWtige Knspni- eine Verbesserung des 
che an dia Nutzung ge- ÖPNV erschweren, denn 
macht. je attraktiver und achnel- 
Diese A-ge besteht ler das Straßennetz ist. d e  
fort, obwohl bereits ein h e  sto weniger Menschen 
her Stand anFlächenver- fahren mit dem ÖPNV. 
siegel11ng edstiert. Gleiches gilt für den Neu- 
Lan-che Nut- und Ausbau von Parkhäu- 
zung aui erttagreichen Sem, innerstädtischen 
Standorten wird immer Parkplätzen usw. Mögli- 
mehr intensiviert, neue cherweise haben ÖPNV- 
Wege und Sfrahn werden Anbieterinnen selbst in- 
gebaut, ebenso Strom und teresse an einer schiechte 
andere Vm-lei- ren Situation. um 2.B. deK- 
tungen, ht- und Bew- zitäre Bahnlinien süiliegen 
rungen, neue Wohn- und zu können. 
Indwt&g&ete eowie ra- Hauptschuldner der zu- 
sani zumhmd grob nehmenden Autoströme 
und kleine Fbizeiteinrich- sind die Gemeindeved-  
tungen (vom ungenehmig- tungen mit ihrer Struktur- 
ten Gartenhit#en mit un- politik. Neuahsiedlungen 
passender Bepflanzung von Geschäften und Ge 
mdh- bis zu Golfan- werbe "aui der grünen 
lagen und gr05en freizeit- Wieseyaiso am 
Parks). Stadtrand) führen zu ver- 
Um die mderstände bei mehrtem Autoverkehr, 
einem Wassenden dem Aussterben der W s -  
Biotopschutzprogramm kerne und damit zu gerim 
frühzeitig zu kennen, sind gerem Interesse am 
der Flächennutzungsplan ÖPNV. Busse und Bahnen 
(Gemeinde), Fachpläne sind in den Ortskemen 
(verschiedene h r )  aus- dem Auto überlegen. weil 
zuwertm &e Gesprä- hier die Parkplatzsuche 
che mit potenüelien Nut- erschwert ist und lange 
zerInnen (Ortslandwirt, Jä- FuBwege zu den Geschäf- 
gerin, BürgenneisterIn ten in Kaut genommen 
usw.) zu m e n  werden müssen Die beste 

S&ukturpolitik ist die För- 
derung attraktiver und l e  
bendiger Ortskeme und 
der Verzicht auf G e w e r b  
und Wohngebiete aufier- 
ball, der bisherigen B e  
bauungsgrenzen! 



praktische Umsetzung ist in Parteien und 
Behörden das Problem. Zur Unterstutning 
der eigenen Argumentation kann es interes- 
sant sein, die Ziele derer, die später vom 
umfassenden Konzept überzeugt werden 
müssen, selbst in das Konzept aufzunehmen. 
Später in den Verhandlungen kann es dann 
heißen: "Sie selbst fordern in ihxem Be- 
schluß/Programm vom ..., daß ... . Unmx Kon- 
zept ist nicht anderes als die konsequente 
Umsetzung dieser Zielformuiierung". 
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Irn Naturschutzgesetz des 
Landes sowie in allen Par- 
teiprogrammen finden 
sich allgemeine Aussagen 
der Art "Das k l e b e n  
der heimischen Arten ist 
zu sichernwer "Die Ar- 
tenvielfalt ist ni erhalten" 
oder "Die typische Land- 
schaitsstruktur mu8 nach- 
haltig bestehen". Daraus 
lassen sich eindeutige 
Schlüsse ziehen, welche 
Mdnahmen nötig sind 
Der heute praktizierte 
"Malhier, maldan-Natur- 

Zielbilder können Anga- 
ben zur zukünftigen Nut- 
zung von Nahverkehrsmit- 
teln sein, vor aüern aber 
solite es dessen Qualität 
festlegen Hierzu gahören 
Reise. Erreichbarksit der 
wichtigen A l l t e t t ü l -  
punkte (Einkauhueniren, 
Oriskem, Schulen. Kino, 
Sportstättem, Diskotheken, 
Krankenhäuser,,'Uni-Fach- 
bereiche, Behörden), Fahr- 
plantakt t a e ,  abends 
und am Wochenende, die 
Wahl und Kombination 

schutz hat kein6 Chance, dem Fahrgastaufkommen . 
die Ziele zu erreichen. Nö- angemessener Verkehm I 
tig sind flächendeckende 
und umiassende Konzep 
te. Ein solches ist also 
nichts anderes als die kor- 
rekte, fachliche Ausfiih- 
rung der vorgegebenen 
Ziele. Wer das spätere 
Konzept ablehnt, handelt 
gegen die eigenen Ziel- 
festsetzungen und die des 
Naturschutzgesetzes (W 
wie vieler weiterer Geset- 
ze). Als eigenes Zielbild 
sollte alles gesammelt 
werden, was an Ideen in 
der Gruppe nisammenge- 
tragen wird Au* können 
außenstehende Personen 
über ihre Vorschläge be- 
fragt werden Besonders 
wichtig sind staatiiche 
Vorgaben für den eigenen 
Bereich. So gibt es beste- 
hende Rechtsverordmin- 
gen für naturnahen Wald- 
bau oder Landwirtschaft 
auf Staatsflächen. rihnu- 
che BescNiisse haben 
auch viele Kirchen für ihre 
Flächen gefällt, ohne die- 
se in die Wirklichkeit um- 
zusetzen 

mittel (Bahn, Bus. B&- 
gerhenbus  bzw. AR 
nifsamrneltaxi um.) sowie 
kurze FahlZeiten und be- 
queme bzw. schnelle Um 
steigem6glichkeiten. 
W~chtig ist auch die ge 
taktete Anbindung an 
überregionale Verkehrs 
verbindungen (vor a b m  
des nächstgelegenen 
Bahnhofs mit sinnwlien 
ümsteigezeiten zu Zagen). 
Ein wichtiges Ziel kann 
auch der Fahiicomfort 
sein Bequemlichkeit, 
leichte Einsteigembgiich 
keiten auch WI Behinder- 
te, Personen mit Fahrrad 
und Kinderwagen uaw., 
Gestaltung der Haltegtel- 
len bzw. Entfemuugm zu 
den angebundenen @den. 
Wichtig suid grundsätzü- 
che A y  zu beglei- 
tenden Ma0nahmen der 
Stadtentwickiung (lebe* 
diger Ortskern, keine new 
en StraBen, staitdeawn 
Verkehrsberuhigung und 
gute Lage der Haltestel- 
len, Busspwen uaw.). 

Konkrete Pianuna 

Die Erfassung der IstSituation muß nun 
mit dem Zielbild verglichen werden. Wo sind 
die Mängel? Wo fehlt etwas? Was muß ge- 
schehen? Große und kleine Maßnahmen wer- 
den in eine Karte eingetragen, bis zeichne- 
risch die Gesamtsituation so verändert ist, 

Y 

daD das Ziel erreicht werden könnte. Der 
Plan besteht nicht nur aus (flächenmäßig) 4.11 
kleinen und großen ~ikel~rojekten,  sondern 
auch aus schwer oder leicht durchzusetzen- 
den. Kein Vorschlag sollte unterbleiben, nur 
weil die Gruppe oder Einzelne aus ihr etwas 
für schwer durchsetzbar oder zu teuer hal- 
ten. Ausschlaggebend sind allein die fachii- 
chen Grundlagen, welche Maßnahme wo nö- 
tig ist, das Ziel zu erreichen. 
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AUe Ideen und die Festle- Als konkrete Planuns ent- 

I gungen nun Erreichen steht aus den vielen Ideen 
des Zieles müssen nun in zu den Einzelsesmenten 
den Plan eingetragen wer- 
den Es empfiehlt sich, ei- 
ne Kartengrundiage zu be- 
schaffen und zunächst zu 
vervielfäitigen, weil wäh- 
rend des Zeichens im- 
mer wieder (vor allem 
kleine) Veränderungen er- 
folgen werden jeder Vor- 
schlag wird diskutiert, ob 
er das zu Erreichende o p  
timal erfüllt und ob der 
Plan vollständig ist. Nicht 
diskutiert wird, ob etwas 
durchsetzbar ist. Das wird 
die Durchsetning selbst 
zeigen Was nicht ver- 
sucht wird, kann nicht g e  

der Gesarntpl& 
Er besteht vor allem aus 
einem neuentwickelten Li- 
niennetz, das alle wichti- 
gen Orte ansteuert und 
sinnvolle Umsteigemög- 
lichkeiten schafft (ideal- 
form: Stern mit zentralem 
Umsteigeplatz. so daß je- 
der Ort mit maxind ein- 
maligem Umsteigen zu er- 
reichen ist). 
Getakteter und verständli- 
&er Fahrplan 

Plan mit ~egrhdungen 

b 
Nach Abschluß der Planungsphase wer- 

den die endgllltigen Ergebnisse in einem 
sauber gezeichneten Plan zusamrnengefai3t. 

Um diesen vieifäitig einsetzen zu können, 
sollte wie folgt vorgegangen werden: 
1. Grundkarte besorgen oder zeichnen (gute 

Kopie erstellen als Grundlage) 
2. Einzelrnaßnahmen einfarbig schwarz hin- 



einzeichnen (erneut davon Kqbn ziehen) 
3. Einen oder wenige Pläne ab Arbeits- und 

Anschauungspläne farbig anmalen. 
4. Einige der farbigen Pläne mit Symbolen 

versehen (z.B. Aufkleber mit Symbolen), 
die die jeweilige Maßnahme begründen. 

Dieses Vorgehen ist sinnvoll, um von allen 
Schritten Ve~elfäitigungsvorlagen zu ha- 
ben. So können später schnell weitere Exem- 
plare entstehen. Würde dagegen nur ein 
Plan in mehreren Farben gefertigt, wäre es 
nicht möglich, ihn auf Flugblättern, in Bro- 
schüren, der Presse usw. abzudrucken, 
(Farbdruck ist deutlich W e r ,  wenn auch oft 
sehr viel anschaulicher). 
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Nach der Planungaphase Liniennetz und Fahrplan 
entstehen die endgdltigen werden gezeichnet und 
Pläne in den beschriebe mit ~egdindungenverse 
nen Varianten (schwam hen. 
weiß, Farbe usw.). Die in 
der letzten Stufe einni- 
zeichnenden Begründmt 
gen können unter an- 
derem folgende sein. 
Saumbiotop (Schutz ge 
gen Schadstoffe U.&.), Ver- 
netzungswirkung (linear 
oder Trittstein), Kembe- 
reich, Windschutz, Emai- '.!. 
onsschutz, ästhetische 6: 

Aufwertung, Lännwhutz, 3 .  

Spätfrostschutz, Grund- 
wasserschutz usw. Wich 
tig ist, verständliche Sym- 
bole zu wählen, die den je 
weiügen Grund der Mai% 
nahme verdeutlichen 

Liste der Einzelmaßnahmen 

- Aile im Plan eingetragenen Vorschläge 
werden in einer langen Liste beschrieben 
bm.  Detailzeichnungen gefertigt. Dabei ist 
eine Karte (am besten @e der schwarz- 
weiavorlagen) mit Nummern zu versehen. 
Zusätzlich werden alle bestehenden Elemen- 
te daraufhin untersucht. ob sie in Details zu 

verbessern sind. Die Liste mit Beschreibun- 
gen der Einzelmaßnahmen umfaBt Neues 
und die Aufwertung des Bestehenden. 
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In der Liste werden alle Die Maßnahrnenliste 
Neuanlagen von Lebens- enthält Beschreibungen 
räumen sowie die Aufwer- der einzelnen Linien, der 
hmg bestehender b e  Haitestellengestaitung 
schrieben Dabei sollten @.B. mit dazu passenden 
die Angaben so detailliert Fußwegverbindungen, 
sein, daß nicht später Fahrradabstellanlagen 
nocheintnai geplant wer- usw.). Vorschlage für Prei- 
den mu5. Bepflanzungen, se und besondere Tickets 
Erdbewegungen um. kön- (Semester- oder Monat- 
nen beschrieben oder stickets, besondere Tic- 
auch skizziert werden. kets für sozial Schwache 
Eventuell sind Beispiele usw.). 
aus anderen Qebieten Wichtig ist, da0 dort, wo 
b m .  Biichern einzdgen. noch keine Verkehrsver- 
Was schonvon anderen bünde bestehen einheitli- 
durchdecht U@ darge che Fahrkarten entwickelt 
steiit wurde, mut3 nicht werden, damit nicht beim 
neu "erfundan' werden. Umsteigen von einem An- 
Daher lohnt es sich, quali- bieter zum anderen (Bahn 
f'izierte Biichw diirchnzse zu Bus, Busgeseiischaft A 
hen. Aufw&m-nah- zu Busgeseiischafi B usw.) 
men für bestehende Bi* immer wieder ein neuer 
tope sah elmnialis d e  Fahrschein gelöst werden 
taüliert sein bis zu kleinen rnuß. 
Mahahmen wle die Her- 
ausnahme nicht standort- 
gemäßer Pflanzen, größe 
re Abetände bei Zäunen 
zum Schutz vor Viehver- 
bin um. 

Vorgezogene Projekte b 
Aus der entstehenden Liste können nun 

einzelne Projekte ausgewählt werden, die 
widerstandslos ynd schnell umgesetzt wer- 
den können, weil z.B. die EigentümerInnen 
mitspieien. Wichtigster Grund solcher Pro- 
jekte ist neben der internen Wirkung auf die 
Gruppe (endlich konkret loslegen ...) die 
Möglichkeit, begleitend zu praktischen Ver- 
änderungen das umfassende Konzept in die 
öffentliche Diskussion zu bringen. Dieses 
bedeutet, die Pressearbeit am vorgezogenen 
Projekt zu starten und dabei das gesamte 
Konzept zu präsentieren. 

Gleiches gilt für die ersten Verhandlun- 
gen, die mit dem konkreten Einzelprojekt be- 
ginnen, aber bereits die Vereinbarung zu 
weitergehenden Verhandlungen enthalten 



sollten. Die ersten hojekte sind der entschei- 
dende Moment, die Bahn zu ebnen für das 
spätere umfassende Konzept. in dieser Phase 

L werden fast alle gesellschaftlichen Organisa- 
tionen als UnterstützerInnen zu gewinnen 
sein, weil die konkreten Auswirkungen noch 
nicht klar sind. Wenn aber erst einmal viele 
zum (Lippen-)Bekenntnis geführt worden 
sind, endlich wirksame Umweltschutzkon- 
zepte anzugehen, werden sie später schwe 
rer wieder davon runterkommen, wenn sie 
merken, daß die Vorschläge heißgeliebte 
Projekte (Straßen, neue Industrie, Müildepo- 
nien, Golfplätze, Sporthallen ...) gefährden. 

Organisatorische Regelungen 

b r Wichtig für die Umsetzung ist die Klärung 
der finanziellen Rahmenbedingungen. Dabei 
können meist mehrere Quellen gefunden 
werden, zum einen staatliche (Gemeinde, 
Kreis, Land, Bund, EU), darüberhinaus Stif- 
tungen, private und Firmensponsoren usw. 
Einige Einrichtungen oder Firmen können 
materielle Hilfe leisten (Geräteausleihe). 

Bei der Umsetzung sind zudem beste 
hende Vorschriften zu beachten, z.B. Bau- 
recht, Naturschutzrecht, Betretungs- und 
Nachbarrecht. Eine Vorklärung mit den zu- 
ständigen Behörden kann späteren Ärger 
vermeiden. Die Zuständigkeit von Behörden 
ist nicht immer einfach festzustellen, gerade 
bei umfangreicheren Aktionen können auch 
mehrere Stellen betroffen sein. 

Ziel ist, alle Möglichkeiten der finanziel- 
len, rechtlichen und materiellen Unterstüt- 
zung auszuloten und anwenden zu können. 
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~ l s  vorgeeog- Projekte Vorgezogene Projekte 
eignen sich vor d e m  d e  sind nur irn Einvernehmen 
Aufwert-ungsma&dmen, mit der Stadt oder dem 
die keine Flächennutmng Verkehrsuntemehrnen 
betreffen (Pflegen von müglich. 
Kopf- und Obstbäumen, . So kann als Werbern& 
Gestaitungsma6nahmen nahme ein neuer Bus mit 
auf Restflächen, Waid- verbessertem Fahrkom 
randgestaitung usw,). fort eingesetzt oder eine 
Gleiches gilt für aile Eis- neue Haltestelle geschaf- 
zelvorschläge, wo die fen werden. 
Flächeneigentümerinnen Das Ereignis sollte als 
(Land- Gemein- Auftaki zu einem Was- 
de, Kirche usw.) ohne wei- senden Verkehrskonzept 
tere Bedingungen wie dargestellt werden. 
GeldzaNungen usw. zii 

stimmen Besonders s i m  
voli sind beispiehafte P m  
j e b .  die im Laufe des 
Projektes in ähnlicher 
Form wiederholt werden 

Beispiele - Beispiele - Beispiele - Beispiele - Beispiele 

8 ~ m  

AUe "anzapibaren* F'inam ~ e r u n g s m ö g l i c h l r e i -  
quellen sollten auigeiistet ten bestehen vor allem auf 
und geprüft werden, für Landesebene aus dem G e  
welche Bereiche sie eirt- meindevarkehrsfhnzie 
setzbar sind Hierzu gehö- mgstöpfen Eine h e r -  
ren bereits vorhandene kennung als Modellgebiet 
Naturschutztöpfe von Stif- k m  zusätzliche Mittel 
tungen, Gemeinde, Ver- freisetzen. 
bänden usw., Fdrderpre Letztlich sind die Summen 
gramme für Biotopanla- aber so hoch, daß die Ge 
gen oder R e n a M e m  meinde oder das Ver- 
gen, naturnahe Pflege, na- kehmmternehmen die F e  
turnahe Landwirtschaft. darfühning der Umset- 
Umstellung von Betrieben zung übernehmen muß. 
auf ökologischen Land 
bau usw. In der Regel sind 
erhebliche Summen abzu- 
schöpfen, aber auf sehr 
viele Töpfe mei i t .  G e  
schicktes Agieren und die 
jeweiis richtige Auswahi 
können erhebEiche Geld- 
mittel freisetzen. 
Zu klären sind auch die 
rechtlichen Möglichkei- 
ten der Umsetzung, 2.B. 
auf rein freiwilüger Basis 
oder im Rahmen einer aus 
Naturschutzgründungen 
eingeleiteten Flurbereini- 
gung, die über Flächen- 
tausch die Verwirkiichung 
etlicher Maßnahmen er- 
heblich vereinfachen 
kann @.B. Zuaammenle 
gen extensiver Griuiland- 
flächen an Magerstand- 
orten und in Gewäs- 
sernähe). 

Umfassende Konzeg 
te sind in d e n  The- 
menbereichen mäg- 
lich und nötig. Die 
folgende Liste soli 
nur eine Anregung 
sein, die Themen 
können auch anders 
abgegrenzt werden 
- vor allem aber 
wird es eine Vieizahi 
weiterer Akiionsfel- 
der geben Volistän- 
digkeit ist also nicht 
gewährt: 

- Radwegenetz 
- Abfalhrermeidung 
an Schulen und öf- 
fentlichen Einrich- 
tungen 

- Dosenfreie Stadt 
- %rau raus - Grün 

rein' (naturnahe 
Gärten und Grük 
anlagen, begrünte 
Häuser) 

- Forderung des öke 
logischen Land- 
baus und der Di- 
rektvennarktung 

- Energiesparen und 
Solardächer 

- Energiekonzept für 
die ganze Gemeirr 
de 

- Karte und Vor- 
schläge für Ektsie 
gelungmaf5nah- 
men ui der ganzen 
Gemeinde 

- Wassersparen und 
Regenwassemut- 
-g 

- Naturnahe Wdder 
und Gehölze 

- Kein Gift in Bächen 
und Flüssen 

- Umweltschutz am 
Arbeitsplatz 

- Umweltprogramm 
fiir eine Kirchenge 
meinde (siehe Ka- 
pitel 17, 'Kirche") 

- um. 



das Konzept dann entsprechend zu verän- 
d e m  Zudem werden in der Ausführung oft 
Fehler gemacht. 

insgesamt bleibt of- 
fen. was aeschehen . - 

würde, wenn Tau- 
sende von Umwelt- 
schützerbnen und ' 
Hunderte von Um- 

weltgruppen in 
Deutschland statt 
Vorstandswahlen, 
Kassenpriifmgen 

und Kleinstaktionen 
ihre Krme auf je- 

weih einige umfas- 
sende Konzepte bün- 
deln &den Minde 
stens würde eine Art 

"Waffengleichheit" 
entstehen, dem die 
ZerstörerInnen der 

Umwelt verfugen 
über solche Pläne . 
und müssen nicht 

ständig ihre Kraft in 
Neuplanungen stek- 
ken Wer aiiein die 

Wunschiiste an neu- 
en Autobahnen und 
UmgehungsstraBen 
anschaut, wird wis 
Sen, wo die Urnwelt- 
bewegung zur Zeit 

steckt ... ihr fehit der 
Mut. Kleinerfolge' 
sind kein "Gegen- 

g W  gegen eine Au& 
beutunp und Zer- 
störungslobby, die 

mit fast militäri- 
schen Mitteln den 
Feldzug gegen die 

letzten Reste der a e  
schundenen ~ a k r  

durchführt. 

Während der ersten konkreten Umset- 
zung einzelner MaDnahrnen wird das ge- 
samte Konzept vorgestellt. Hier sollte nach 
dem Motto "Lieber zuviel als zuwenign agiert 
werden, d.h. es sollten mit mwlichst vielen 
gesellschaftlichen Gruppen Tennine zur 
Vorstellung des. Konzeptes vereinbart wer- 
den, zu den vorgezogenen Projekten ist auf 
breiter Basis einzuiaden, für die'Presse sind 
gesonderte Vorgteiiungstemhe & machen 
und Unterlagen bereitnisteiien (reprofähige 
Planauszüge, Texte, Kapie des Gesamtkon- 
zeptes mit Zusammenf-g usw.). Die Öf- 
fentlichkeit kann über Ausstenungen, Vorträ- 
ge, Exkursionen, infoblätter usw. eingebun- 
den werden. 

Der genaue Ahlauf ist unterschiedlich. 
Gerade aus dem Bemiihen um viele Kontakte 
können sich sehr unterschiedliche Farmen 
der Weiterentwickiung ergeben. Wichtig ist, 
immer am Gesamtplan festxuhalten. Debat- 
ten nach dem Motto "Das wird gemacht, 
dafür verzichtet ihr auf das und das" sind 
fachlich unhaltbar. Das iunfassende Konzept 
ist schließlich' aus fachlichen Grundlagen 
entstanden. Wird nur ein Teil umgesetzt, so 
wird das Ziel auch nur teilweise erreicht. 
Das kann die Projektgruppe zwar akzeptie- 
ren, aber es. darf nicht dani führen, da5 
öffentlich von Erfolg gesprochen wird. Jeder 
Fortschritt ist nur ein Schritt zum Ziel. 

Während der gesamten Umsetzung ist 
eine Erfolgskontrolle nötig, zB. in Form 
eines Jahresberichts, -der Preswt, Öffentlich- 
keit, PolitikerInnen &. darüber informiert, 
welcher Anteil des Gesamtkonzeptes in wel- 
cher Art verwirklicht ist und was noch zu tun 
ist. Um auch später immer wieder das 
Thema in der Presse plazieren zu können, 
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Die bearbeitete Flächen Da im Verkehrsbereich 
soiite fotografiert werden fast nur öffentliche F1ä- 
Ftir Aussteliungen, Dia- chen und die Verkehrs 
vorträge, Broschüren kon- sowie Bauleitplanung be 
nen so die Fotos mit dem troffen sind, müssen Ge- 
ht-Zustand und Piäne mit meinde sowie Verkehrs 
Vorschiägen nebeneinan- untemehrnerinnen für die 
der angebracht werden. Umsetzung gewonnen 
Zu beachten ist immer, ' werden. 
daß die für ein Konzept zu Die hojektgruppe muß 
gmMenden Personen sich auf dffentlichkeitsar- 
keine Fachleute sind. La- beit und die Kontrolle 
teinische Pflanzennamen konzentrieren. 
sind sinnios wie Vor d e m  muß verhindert 
Fachausdrücke. Auf der werden, daß aus einer an- 
anderen Seite sollten die fängiichen Zusümmung 
fachlichen CMinde für die schiie5lich nur eine Ver- 
Maenahmen erkennbar zögerungstaktik wird 
und nachvollziehbar sein bzw. nur einige kleine . . - s&i&kh sind sie das Maßnahmen durchge- 
wichtig& Argument zur führt werden. um dann 
DuTchgetgimg. Hier ist die Sache im Sande ver- 
Kreativitat ggehagt, d e s  laufen zu lassen. 
kun. b W g ,  veaständüch Um immer wieder neue 
und docfi b r  zu vermit- Bewegung in die Diskus- 
teln. R&gnantb Beispiele sionzu bringen, können 
herausstellen kann sinn- Teilaspekte neu aufge 
voller sein als eine griffen werden, 2.B. in 
unüberschaubare Daten- spektakulären Aktionen 
menge. Um im Verlauf der (Bewirtung für d e  Nutze- 
Umsetzrmg Reuen Elan rInnen des ÖPNV an ei- 
enbtehen zu lassen, kön- nem Tag, symbolische 

. 

nen Teflaegmente "neu Einrichtung von Haltestel- 
auigebrUht" werden, 2.B. len oder Busspuren, Ver- 
die im Gesamtplan enthal- kehrsberuhigung durch 
tene F l i e B g ~ e n a t u -  Anmeldung einer Kund- 
rienmg odea der Erosions- gebung um.). 
schuk durch Hecken. Erfolgskontroiien helfen, 
Die Qidgskonttolie ist den Stand der Dinge stän- 
einfach Anhand der M& dig darzustellen Interes 
d m m b t e  Ecann über- sant kann ein Vergleich 
priW wwien, was umge der Maßnahmen für den 
setzt ist und was nicht. Ei- ÖPNV mit denen für den 
ne eirtbche prozentuale Autoverkehr sein 
BericBtersWtung (nach 
Zahl bzw. nach Fläche der 
Mdnahrnen) kann schon 
sehr aussagekrhhg sein. 

kann ein Trick angewendet werden: Teilas- 
pekte des Gesamtkweptes werden heraus- 1 

gelöst und gesondert in die Diskussion 
gebracht. 

Nichts soiite dem Zufaii überlassen wer- JW *Bstedt 
c/o institut für Ökologie - Büro Osthessen- 

den. Alles, was umgesetzt wird, muD über- HerSielder str. 3 
prüft werden. Das ist auch wichtig, um 
schnell reagieren zu ktinnen, wenn unerwar- 
tete Effekte auftreten Möglicherweise ist 

362T2 Niederaula 
Tel. 08625/919295, Fax 919297 
eMail: institut@juis.insider.org 



Eine Stadt hat so viele StadtplanerInnen wie EinwohnerInnen - ein alter Witz. O f t  
wird er als Entschuldigung v&wendet, obwohl er doch politisches Programm sein 
müßte. Möglichkeiten der Einf lußnahme auf kommunale Planungen gibt es viele, aber: 
Sie werden fast nie genutzt. Selbst BürgerInneninitiativen, die "nur" ihre eigene 
Haut/eigenes Haus retten wollen, nutzen ihre Gestaltungsmöglichkeiten o f t  nicht. 
Auf der anderen Seite wird die BürgerInnenbeteiligung meist als rechtlicher Bal- 
last empfunden, nicht als Quelle fü r  Diskussion und Inspiration. Wie können nun kom- 
munale~~lanun~srechte ~ o - ~ e n u t z t  werden, daß viele'direkt beteiligt werden und 
Parkhäuser in Zukunft im Park stehen und nicht voller Autos sind? 

5 1 Baugesetzbuch (BauGB) fallen diese Vor- 

1 haben bzw. Planungen nämlich unter die Pla- 
nungshoheit der Gemeinde. Dies entspricht 

Folgendes Beispiel sei angenommen: Eine dem kommunken Seibstverwaltungsrecht 
BürgerInneninitiative will eine Umgehungs- und bedeutet, dai3 die Kommune durch ihre 
straße verhindern, die durch ein geplantes Bauleitplanung im Normalfall über die "bauli- 
Wohngebiet führen soll. Den ktarbeiterln- che und sonstige Nutzung der Grundstücke 
nen schwebt ein Wohngebiet vor, das sie in der Gemeinde" entscheidet. Zwar muß sich 
selbst gestalten können und in dem sie sich die Kommune auch hier der Raumordnung 

Eine Interes- des Bundes und der Landesplanung an- 
passen. Dies ist jedoch in der Praxis vor 

ben wenig relevant. 

sensgemeinschaft bemüht sich um ein bes- 
seres, stadt- und umweltverträglicheres Ver- 
kehrskonzept. Wenn sich diese Initiativen 

G. Roller/B. G e k s :  
Umweltschutz durch 
Bebauungspläne 
(1995, Ökdnstitut in 
Freiburg. 100 C.) 
Ein übersichtliches, 
an der Praxia ausge 
richtetes Buch. Ohne 
lange Umschweife 
werden zu den einzel- 
nen Themenfeldem 
konkrete Vorschläge 
gemacht, wie was im 
Bebauungsplan zu re 
geln ist. 

Joachim Kormann: 
Naturschutz und 
Bauleitplanung 
(1995, JehleRehm in 
München, 140 S.) 
Insbesondere die 
Neufasaung der Ein- 
grifiregelung bei 
Bauleitplanungen 
wird in diesem Buch 
dargestellt. Verschie 
dene AutorInnen 
greifen weitere Fra- 
gestellungen auf, 2.B. 
die Ausgleichsirage 
oder den Bau von 
Golfplätzen 

rechtzeitig in die Planungen der Kommune Zahlreiche Großprojekte wie Autobahnen, 
einmischen und politischen Dmck auf die Müllverbrennungsanlagen oder Wasserkanä- 
Gemeinde bzw. Stadträte ausüben, haben sie le, sind meist Vorhaben mit erheblichen Um- 
eine gute Chance, erfolgreich zu sein. Nach weltauswirkungen, die* nach 3 38 BauGB 



Walter Bielenbeig 
u.a.: Baugesetzbuch 
(1994, JehleRehm in 

München. 1104 S.) 
Erster Teil: Die G e  
sekestexte einschl. 
Baunutzungsverord- 

nung u.a., zweiter 
Teil: Erläuterungen 

Ekkehard Hangarter: 
Grundlagen der 
Bauleitplanung: 

Der Bebauungsplan 
(1996, Werner-Verlag 
in Düssaldorf, 296 S.) 

Präzise, anschauiiche 
und umfangreiche . . Euifiihning mit Erläu- 
terung der Planzei- 
chen und Gesetze 

stexteq. 

Lore Abart-Heriszt 
Wirkungsonentierte 

ökologische Planung 
(1995, vdi. Zürich, 

389 S.) 
"Stellenwert von 

Schadstoffkonzentra- 
tionen und -deposi- 
tionen in der Raum- 
planung heiDt der ' 

Untertitel des Ban- 
des. in dem Möglich- 

keiten untersucht 
werden, ökologische 
Vorgaben in der kon- 

kreten Planung zu 
berücksichtigen Im 
Anhang h d e n  sich 
beispielhafte Tabel- 

len und Karten. 

nicht unter die Planungshoheit der Gemein- \ 
de fallen. Dort greifen einzelne gesetzliche 
Regelungen wie z.B. das Bundesfemstraßen- 

: 
gesetz, das Telegraphenwegegesetz, das 

1 

Gentechnikgesetz sowie das Abfailgesetz Wieder ein Beispiel: In beiden Lokalzei- 
und das ~&dehmissionsschutz~esetz tungen stand es. gleich auf der ersten Seite: 
(siehe Kapitel 3, THirgerinnenbeteiiigmg1'). 
Bei diesen groben Vorhaben ist es meist sinn- 
voii, sowohl fachliche als auch verwaNungs- 
rechtliche ExpertInnen zu Rate zu ziehen. 

Anders dagegen sieht es bei der örtlichen 

Der meWorstand der regierenden örtlichen 
Volkspartei will nun doch eine Strafie durch 
das geplante Wohngebiet bauen. Die Wohn- 
qualität, so die Paiteioberen, werde dadurch 
"nicht übennä8ig belastetH. Dafür aber wiir- 

Bauleitplanung aus: Hier ist das Planungs- de der Feierabendverkehr zu den Einkaufs- 
und Genehmigungsverfahren leicht durch- zentren auf den "grünen Wiesen" am Rand 
schaubar, die Möglichkeiten der Beteiligung der Stadt die Innenstadt weniger belasten. 
und Einflußnahrne durch die BürgerInnen Eine Woche später wird zur Gründung einer 
sind vergleichsweise grob. Die allgemeinen Bürgerinneninitiative "Rettet den Friedens- 
rechtlichen Grundlagen ftir Planungs- und Mg" aufgerufen. Zum ersten Treffen in der 3 
Genehmigungsverfahren sind im Baugesetz- Kleinpfmkneipe am Friedensberg er- 
buch (BauGB) niedergeschrieben scheint ein buntes hiblikum. 

Das öffentliche Baurecht gliedert sich in 
das Bauplanungsrecht, das Bauord- 
nungsrecht (Landesbauordnung, Ver- 
waltungsvorscluiften, #ommunaie Orts- 
gestaitungssatzungen) und das Bau- 
nebenrecht (Straßemecht, Abfall-, 
ImmissionsschutPecht, Natur- 
schutz-, Wasser- und Gesund- 
heitsrecht). 

Gerade für Belange des U m  
weltschutzes ist es immerhin 
ein Teilerfolg, da8 d w h  die neu- 
en §§ 8a-c des Bundmahir- 
schutzgesetzes (BNatSchG, 
eingeführt durch das Investitians- 
erleichterungs- und Wohnbau- 
landgesetz vom 22.4.1993) das 
Verhältnis zwischen natur- 
schutzrechtlicher Eingriffsrege 
lung und kommunaler Bauleitplanung gere  Neben besorgten Anwohnerlnnen und In- 
gelt wird. teressenünnen für das neue Wohngebiet ha- 

Dem eigentlichen Bauplanungsrecht liegt ben sich auch einige jugendliche Umwelt- 
folgende Hierarchie zugninde: schützerinnen eingefunden. Da keiner 

Auf Bundesebene gilt das Raumordnungs- gleich einen Verein gründen will, wird das 
gesetz, im Land werden Raumordnungspre Problem sofort angegangen. Eine Arbeits- 
gramm und Landesentwickiungsplan erar- gruppe soll sich um den Stand der städti- 
beitet, in einigen BundeP,ländm gibt es zu- schen ~ l a x h g e n  kümmern, eine um die Pla- 
dem die Regierungsbzhke sowie Urnland- nungen von Aktionen und Lobbyarbeit. We 
verbände der Großstädte mit den regionalen gen der Öffentlichkeitsarbeit will mensch 
Raurnordnungsplänen, und in den Kommu- sich gemeinsam zusammensetzen. Die Ar- 
nen wird aufgnuid der Bauieitpläne (F'lä- beitsgemeinschaft "Planungsverfahren" b e  
chennutuigs- und Bebauungn3pla.n) Bau- schließt, erst einmal die rechtlichen Grund- 
recht geschaffen. lagenuid Planungsstand zu sondieren. 



Ver Bebauunasplan n - Eingriffsfolgen in den Naturraurn zu bewer- 
' ten und daraus die erforderlichen Aus- 

Grundlage fü r  Bauvorhaben 
b 
Y Grundlage einer jeden Bebauung ist im all- 
gemeinen ein Bebauungsplan (BPlan). Eine 
Ausnahme bilden u.a. Vorhaben innerhalb 
bebauter Ortsteile, welche nach 34 BauGB 
genehmigt werden können, wenn sie sich 
dem Erscheinungsbild der Umgebung anpas- 
sen. Der Bebauungsplan enthält nach s 8 
BauGB die "rechtsverbindlichen Festsetzun- 
gen für die städtebauliche Ordnung". Das 
heiBt im Klartext: Erst der in Kraft getretene 
B-Plan bildet die rechtsverbindliche Grundla- 
ge fix Bauvorhaben. Solange wie ein BPlan 
nicht per Satzungsbeschiuß der Gemeinde 
Ortsrecht geworden ist, kann mensch also 
Einfluß auf die Planung nehmen. 

In Ausnahmefällen ist es allerdings mög- 
lich, nach 3 33 BauGB bereits nach der Bür-- 
gerhenbeteiligung, in der Praxis also meist 
nach dem Abwägungsbeschluß, eine Bauge- 
nehmigung zu erteilen. 

Ein Bebauungsplan besteht aus der Plan- 
zeichnung (Karte), den textlichen Festsetzun- 
gen und dem Grünordnungsplan (GOP). Ein 
qualifizierter B-Plan enthält mindestens fol- 
gende Darstellungen: Art und Maß der bauii- 
chen Nutzung, die überbaubaren Grund- 
stücks- und die Verkehrsflächen. § 9 des 
BauGB gibt zudem Auskunft, was in einem B 

L Plan zusätzlich festgeschrieben werden 
kann. Weitere mögliche Festsetzungen wer- 
den durch Vorschriften des Landes bzw. der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) geregelt. 

Der "Grünordnungsplan" b 
Y Die textlichen Festsetzungen eines BPla- 
nes enthalten gerade für Laien wichtige 
Äu5erungen sowie Details, die ebenso wie 
die Planzeichnung Bestandteil des Beschius- 
Ses sind. Nicht rechtswirksam dagegen wer- 
den Hinweise und nachrichtliche Übernah- 
men (Hinweise über Festlegungen aufgmnd 
anderer Gesetze) sowie die dem B-Plan bei- 
gefügte Begründung. Irn nach § 8 BNatSchG 
vorgeschriebenen begleitenden Grünord- 
nungsplan (GOP) sind die zu erwartenden 

gleichs- und ErsatzmaBnahmen abzuleiten. 
Die aus dem GOP abgeleiteten Maßnahmen 
können (und sollten) im B-Plan verbindlich 
festgeschrieben werden. Zudem ergibt sich 
aus dem Bundesnaturschutzgesetz das Ver- 
bot vermeidbarer Beeinträchtigungen. Selbst 
wenn sich aus 1 Abs. 3 BauGB eine Plan- 
rechffertigung ergibt, d.h. ein Vorhaben (Bau- 
gebiet, größere Anlage u.ä.) k m  trotz B e  
denken geplant werden, ist zu prüfen, ob die 
Eingriffsfolgen ohne wesentliche Einbußen 
für die städtebauliche Zielsetzung minimiert 
werden können. Dies ist u.a. durch Verschie 
bung der Baufenster (Festlegung der Aus- 
richtung und Lage der Gebäude), eine Ände- 
rung des Maßes der baulichen Nutzung oder 
ein anderes Erschließungskonzept für den 
Verkehr möglich. 

Für die BI "Rettet den Friedensberg" im 
Beispiel heißt das konkret: In dem B-Plan 
mu5 die verkehrstechnische Anbindung über 
reine Erschließungsstraßen (max. Hauptsarn- 
melstraßen) erfolgen und dementsprechend 
in Karte und Text festgesetzt werden. Auch 
die bebaute Grundfläche und die Bauhöhe 
werden im B-Plan geregelt, ebenso wie der 
Erhalt von Biotopen, Grünzügen, die Festset- 
zung von Gemeindebedarfsflächen etc. Wer 
diese Möglichkeiten nutzen will, sollte sich 
so früh wie möglich in das Planungsverfah- 
ren einbringen. 

Bei einem B-Plan wird wie bei fast jedem 
Planaufcteliungsverfahren nach folgendem 
Schema verfahren: 

- AufstellungsbeschluB 
- erste Bürgerbeteiligung 
- Erarbeitung des Planentwurfs 
- Auslegung und 2. Bürgerbeteiligung 
- Abwägung . 
- Satzung (siehe Tabelle auf Seite 4). . 

Nachdem der Gemeinde bzw. Stadtrat die 
entsprechenden Beschlüsse gefaßt hat bzw., 
bei der zweiten Beteiligungsstufe, wenn die 

Dt. Institut für Stadt- 
forschung: 
Planerische Vorsor- 
ge f" Ausgleich 
& Ersatz in Bauleit- 
plänen (1998, difu, 
Berlin, 219 S.) 
Bauleitpläne bedür- 
fen des Ausgleichs 
bm. der Bereitstel- 
lung von Ersatz- 
flächen als Gegert 
leistung fin F'lä- 
chenJersiegelung 
und Zerstomg von 
Biotopen. Im Buch 
wird beschrieben, 
welche Mittel der 
Gemeinde offenste 
hen, durch Fiächen- 
bevonatung und g e  
schickte Planung 
den Aufwand g e  
ring zu halten. Zu- 
dem werden die 
Schritte der Bauleit- 
planung dargestellt. 

Fred Rauft: 
Okologische Mo- 
dernisierung von 
Wohhsiedlungen 
(Bauverlag, 199 S.) 
Der Autor, Architekt 
und Stadtpaler, 
zeigt an konkreten 
Planungsaufgaben 
die Moglichkeiten 
stadtökologischer 
Verbesserungen 
aut Anhand von ver- 
schiedenen Hand- 
lungsfeldem wie 
2.B. Bodenshutz, 
Luftreinhaltung 
oder AbfallWut- 
schaft werden 
zunächst die Proble 
me aufgezeigt, aü- 
gemeine Ziele. L& 
sungsstrategien und 
Rechtsgrundlagen 
behandelt, um diese 
dann auf das g e  
wählte übertragen Gebiet zu 



Die ~ a & b l a n u n ~  
auf schadstoffbela- 

steten Flächen U. die 
Amtshaffung der Ge- 

meinden 
(1994, Peter Lang in 

Reinkfiut. 165 S.) 
Die Ausweisung von 

Baugebieten ohne 
genaue Prüfung et- 

waiger Bodenverun- 
reinigungen kann die 

Nichtigkeit des Be- 
bauungsplanes nach 

sich ziehen, weil 
wichtige Parameter 
fehlen. Irn Buch wer- 
den die Anforderung 
an Untersuchung, A b  

wägung, Kontrolle 
und Schadensersatz- 

regelungen aufse 
führt. 

BauGB Rat I Ausschüsse Verwaltung Bürgerbeteiligung Verbandsarbeit I 
§5 nach Q 3 BauGB Einzelner 

und Politikern mogl. 
E I ~ ~ I U ~  auf grundsäk- 

Bekanntmachung 

Erarbeitung eines 
Planungskonzeptes 

b. 

. ... 
C ><.* Planungskonzeptes 

. .. 
6 -, - 

,,- ) , L  : .f . - 
. ' < J ' .  , (Planungsabteilung und 

Beschluß zur 

343 

Planentwurf 

und Anregungen (bei I .  • gnindung von Einwb- - .  
3,(3) grundlegenden Ade- 

. 
.. . - Öffentlichkeitsarbeit . . 

Öffentlichkeitsarbeit 

~6 z ,- 
Beschluß 

hßhere Verwaltungs- 

611 1 + 12 

W , '$ Klage 
? i 

' I  . +-. . - Normenkontrollver- 
fahren (bei B-Planen) 
- Inzidentkontrolle 

I 

~ ~ ~ ~ a w m = d b r ~ . I i 3 u w B - m t e d t . e c o n u m i F a e b - l a a  

Planentwürfe vorliegen, müssen sie veröf- 
fentlicht werden. Die Bekanntmachung er- 
folgt in der Regel im "Amtsblatt" der Kommu- 
ne (bm. Tageszeitug oder ärtliches Wo- 
chenblatt, manchmal auch durch Aushang). 
Oft ist bereits vor dem Aufsteiiungsbeschluf3 
bekannt, daß die Kommune einen B-Plan er- 
arbeiten möchte. Teilweise werden auch 
frühzeitig Aufsteiiungsbpschiüsse gefdt,  
um eine Veränderungssperre zu erwirken. 

Mit der Veränderungssperre kann sich die 
Kommune einen künftigen "Planbereich" si- 
chern, auBerdem kann sie bereits in dieser 
Phase Baugesuche zurücksteiien. Aiierdings 
gilt die Veränderungssperre für maximal 
zwei Jahre, danach mu8 ein B-Plan erstellt 
werden (Verlängerungen in Einzeifäiien 
mögiich). Bereits irn AufstellungsbeschluD 
werden die Planungsziele festgelegt. Ein 
Planziel kann dabei natürlich auch sein, das 



künftige Wohngebiet vom Individualverkehr 
zu entlasten und statt dessen gut durch den 
öffentlichen Nahverkehr zu erschließen. 

Mit dem AufsteliungsbeschiuD hat die Ver- 
waltung den offiziellen Auftrag erhalten, ei- 
nen Vorentwurf für den Planbereich zu erar- 
beiten. In dieser Phase Werden meist die ver- 
schiedenen Planungsalternativen geprüft. 
Spätestens seit der Änderung des 3 8 
BNatSchG ist es hier mehr als nur moralische 
Pflicht, auch Varianten (2.B. bei der verkehrs- 
technischen ErschlieDung) mit Minirnalstan- 
dard - bis hin zur Nullvariante, d.h. dem kom- 
pletten Verzicht auf das Vorhaben - zu prü- 
fen. Bereits in dieser Phase werden auch die 
Träger öffentlicher Belange (TÖB), 2.B. Fach- 
behörden, ErschlieDungsträger, aber auch 
die Naturschutzbeiräte, -behörden und die 
nach Landesnaturschutzgesetz anerkannten 
Umweltverbände um Stellungnahme gebe 
ten. Ais Billigungs- und Auslegungsbeschluß 
verabschiedet der Gemeinde bm. Stadtrat 
den eventuell durch die Anregungen noch 
veränderten Entwurf, der von der Mehrheit 
des Parlamentes auch getragen wird. 

Nach der BürgerInnenbeteiligung werden 
die Einwände vom Gemeinde oder Stadtrat 
abgewogen, d.h. einzeln in Ausschüssen und 
irn Parlament diskutiert und abgestimmt. 
Werden in der Abwägung die Grundzüge 
des Entwurfes geändert, muß erneut ausge 
legt werden. Ansonsten wird der B-Plan per 
Satmgsbeschluß bestätigt und bei der zu- 
ständigen Landesbehörde angezeigt bm.  zur 
Genehmigung eingereicht. Nach öffentlicher 
Bekanntmachung tritt er als Ortsrecht in 
Kraft. Verfahrensmängel und Formfehler kön- 
nen nach § 59 der Bauplanungs- und Zulas- 
sungsverordnung innerhalb von einem Jahr 
nach Bekanntmachung des Satzungsbe 
schlusses, Mängel in der Abwägung inner- 
halb von sieben Jahren beanstandet werden. 
Neben den Bebauungsplänen gibt es als wei- 
tere Form der verbindlichen Bauleitplanung 
den Vorhaben- und Erschiießungsplan (V & 
E-Plan). Er unterscheidet sich von einem B e  
baukgsplan jedoch lediglich durch die 
Form der Planung und Finanzierung. Bei ei- 
nem V&E-Plan wird durch einen Durchfüh- 
rungmertrag geregelt, welcher Anteil an den 
Planungs- und Erschließungskosten durch 
den/die InvestorIn getragen wird. 

jedeIr direkt über die BürgerInnenbeteili- 
gung und indirekt (presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit, Aktionen, Lobbyarbeit) Einflui3 
nehmen. Letztlich regelt 'bei Vorhaben der 
Kommune aber erst der alljährliche Haus- 
haltsbeschluß, ob 2.B. für eine Strai3e Geld- 
mittel zur Verfügung gestellt werden sollen. 
Die vom Gesetzgeber festgelegten Möglich- 
keiten der direkten Beteiligung der BürgerIn- 
nen bei Planaufsteliungsverfahren finden 
sich im 3 3 BauGB wieder. Die hier vorgese 
hene BürgerInnenbeteiligung erfolgt in zwei 
Stufen. In der "vorgezogenen Bürgerbeteili- 
gung" (3 3 Abs. 1 BauGB) sind die BürgerIn- 
nen über die wesentlichen Planungsziele, 
über "sich wesentlich unterscheidende' Lö- 
sungen" (!) und die zu erwartenden Auswir- 
kungen aufniklären Zudem ist den Bür- 
gerInnen "Gelegenheit nir Äußerung und 
Erörterung" Ri geben Irn günstigsten Fail 
veranstalten die Kommunen hierzu eine Infor- 
mationsveranstaltung im betroffenen Gebiet, 
leider ist das jedoch recht selten, da die Bür- 
ger~nnenbeteiligung als unbequemes "Muß" 
(durch Gesetz vorgeschrieben) gesehen 
wird. 

Möglich wären jedoch auch die Bildung ei- 
nes Arbeitskreises oder eines Planungsbei- 
rates mit BürgerInnenbeteiligung. Nur bei un- 
wesentlichen Auswirkungen, die im s 3 Abs. 
1 BauGB genau festgeschrieben sind, kann 
auf die BürgerInnenbeteiligung verzichtet 
werden Leider wird diese Regelung immer 
häufiger als Trick verwendet, um die Mit- 
sprache der BürgerInnen zu umgehen. So gilt 
2.B. eine Abrundungssatzung als unwesentli- 
che Änderung. Gemeint ist nach dem Gesetz 
die Schließung kleiner Lücken in Baugebie 
ten, um einen geschlossenen Ort zu errei- 
chen. Tatsächlich wird aber als Abrundung 
oft auch ein ganz neues Baugebiet darge 
stellt - in Einzelfällen sogar dann, wenn es 
deutlich aus dem bisher geschlossenen Ort 
herausragt. Solange die Aufcichtsbehörde 



?&L Aktioris - 

"mitspielt", können solche Rechtsverdrehun- Die öffentliche Auslegung ist die bedeu- 
gen ungehindert durchgehen. Da in diesem tendste Phase der Bürgerbeteiligung. Hier 
Verfahren keim Mhdrkkung mdglich ist, wird letztlich darüber entschieden, ob der 
bleibt nur der Weg iiber öffentlichen Druck vorliegende Entwurf die Zustimmung der Be- 
gegen solche Tricks. völkerung findet . 

Zurück zum Beispiel: Die Möglichkeit ei- 
ner BiirgerInnenversammiung soilte die BI 
" ~ e i e t  den Friedeitsberg" natiiriich unbe 
dingt nutzen. Hier kann der planenden Ver- 
waltung deutlich gemacht werden, auf wel- 
chen Widerstand die Planung einer Umge- 
hungsstraße stößt, hier können Planungsal- 
temativen gefordert und eingeklagt werden. - 

Zudem bietet sieh die Möglichkeit, Kontakte 
zu Kominunalpolitikem zu knüpfen bzw. 
Druck auf diese auszuüben (siehe Kapitel 2, 
"Behörden und Lobbyaibeit"). 

)Zweite Die zweite Stufe der BürgerInnenbeteili- 

gung erfolgt nach 5 3 Abs. 2 BauGB durch öf- 
fentliche Auslegung des Entwurfes zum B 
Plan einschließlich der Erläuterung oder Be- 
gründung. Die Auslegung der Pläne ist min- 
destens eine Woche vorher öffentlich b e  
kanntzumachen, was in der Regel wiederum 
über das örtliche Amtsblatt erfolgt. In der 
einmonatigen Einwendungsfrist kann jede/r 
die Pläne einsehen und schriftlich Einwand 
erheben. Eine direkte Betroffenheit, Ortszu- 
gehörigkeit oder ähnliches sieht das BauGB 
hier nicht vor. Die Entscheidung über den 
 inw wand durch den Stadt- bzw. Gemeinderat, 
die sogenannte Abwägung, mui3 den Einwen- 
derInnen schriftlich und an jedeIn Einwen- 
derIn persönlich mitgeteilt werden, es sei 
denn, über 100 Personen haben 'Einwände 
mit wesentlich gleichem Inhalt vorgebracht". 
Dann erfolgt die Benachrichtigung über eine 
öffentliche Bekanntmachung. Bei den Ein- 
wendungen wird in der Regel in Hinwei- 
selknregungen und Bedenken (Rechtsver- 
stöi3e) unterschieden Berechtigte Bedenken 
müssen berücksichtigt werden. Hinweise 
und Anregungen werden meist wie folgt a b  
gewogen: Der Einwand wird berücksich- 
tigtlnicht beNicksichti@/teilweise berück- 
sichtigt. 

Zurück nun Beispiel: Bei ihren Einwänden 
sollte die BI "Rettet den Friedensberg" des- 
wegen auf folgende Details achten: 

- die Einwendungsfrist sollte von möglichst 
vielen wahrgenommen werden, alie wich- 
tigen inhaltlichen Einwendungen sollten 
präzise dargelegt werden; 

- die &wände sollten so ' formuliert wer- 

den, daß sie auch ,eindeutig abgewogen 
werden können; wird ein Einwand "teil- 
weise berücksichtigt", sollte man zumin- 
dest eine PräPsierung fordern; 

- rechtliche Bedenken sollten als solche er- 
kenntlich sein und auf die entsprechen- 
den Gesetze verweisen; der Bezug auf 
Gutachten bzw. ExpertInnenaussagen ist 
in jedem Fall sinnvoll; 

- der Aufwand für inhaltlich gleiche Ein- 
wendungen knapp über 100 Personen ist 
zumindest fraglich; grofie Unterschriften- 
sammlmgen können auch parallel zum 
Planverfahren laufen und öffentlich dem/ 
der BürgemeisterIn übergeben werden. 

Weitere 
Mitwirkungsrnöglichkeiten 

Die Möglichkeiten für jede/n, sich in Pla- 
nungen einzubringen, beschränken sich 
nicht auf die laut BauGB vorgeschriebene 
Biirgainnenbeteiiigung. In vielen Komrnu- 
nen gibt es über Mittel der direkten Dem* 
kratie die Chance, Planungen und Entwick- 
lungen zu beeidlussen. In den "Komrnunal- 
verfassungen" (Hauptsatzung, Geschäftsord- 
nung des Gemeinde bzw. Stadtrates) sind 
des Meren "kommunale Volksentscheide" 
(BürgerInnenbegehren) verankert, zudem 
sehen einige eine repräsentative Bürger- 
Innmb&agung vor. Einige Geschäftsord- 
nungen von Kommunalparlamenten ermögli- 
chen neben der Fragestunde der Abgeord- 
neten auch eine BiirgerInnenfragestunde. 



Hier ist zumindest möglich, der Regierung 
bzw. der Verwaltung vor einer breiteren Öf- 
fentlichkeit eine Frage zu stellen. Oft existie 
ren die verschiedenen Möglichkeiten der di- 
rekten Demokratie in den Kommunen nur auf 
dem Papier, die Erfahrungen mit der Durch- 
führung kommunaler Bürgerhenbegehren 
sind meist gering oder gar nicht vorhanden 
(siehe Kapitel 3, "BürgerInnenbeteiligungll). 

Sieht eine "Kornmunalverfassung" Formen 
der direkten Demokratie erst gar nicht vor, 
lohnt sich meist ein Blick in die vom Land er- 
lassenen Komrnunalordnungen. Wichtig ist 
es natürlich, nicht im Saft der eigenen Bürge 
rInneninitiative zu schmoren. Auf jeden Fall 
sollte der Kontakt zu verschiedenen Interes 

L senverbänden von Jugendinitiativen über B e  
hinderten- und Kleingärtnerverbände bis 
nun SeniorInnenverein aufgenommen wer- 
den. Direkt in die Planung mitehbezogen 
werden die Träger öffentlicher Belange 
(TÖB), darunter auch die nach 29 Bundes- 
naturschutzgesetz anerkannten Naturschutz- 
verbände (das sind überall der BUND und 
der NABU sowie von Land zu Land verschie- 
den weitere Verbände). Unter diesen findet 
mensch oft wichtige Experthen von der 
Denkmalpflege bis zum Umweltschuti. Nur 
wenn mensch möglichst viele Kräfte mobili- 
siert, hat mensch eine Chance, verbindliche 
Planungen noch relativ kurzfristig zu beein- 
flussen. Besser ist es deswegen, auch langfri- 
stig die Stadtentwicklungsplanung nicht aus 

L dem Auge zu verlieren (z.B. durch Besuch 
der AusschuBsitzungen oder direkte Kontak- 
te zu Politik und Verwaltung). 

Am Beispiel: Ein wichtiger Bündnispartner 
für die Bürgerheninitiative "Rettet den F n e  
densberg" wurde schon nach kurzer Zeit die 
Interessengemeinschaft (IG) "Das bessere 
Verkehrskonzept". Hier hat mensch sich 
schon lange A t  der komplexen Verkehrspla- 
nung beschäftigt und Einfluß auf die Stadt- 
entwicklungsplanung genommen. 

So wurde zum Beispiel erreicht, daß die 
Durchgangsstraße über den Friedensberg 

irn Flächennutzungsplan nicht. enthalten ist. 
Statt dessen ist der Friedensberg als Grün- 
fläche dargestellt. 

ver riacnen, 
nutzungsplai 

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellt für 
das gesamte Gebiet einer Kommune dar, wel- 
che Krt der Bodennutzung für bestimmte Flä- 
chen besteht bzw. vorgesehen ist: neben 
Wohnbauflächen, Mischbauflächen und G e  
werbebauflächen u.a. auch die "Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaftu bis 
hin zu den Flächen für den überörtlichen Ver- 
kehr und die örtlichen Hauptverkehrszüge 
(siehe 5 Abs. 2 BauGB). Irn Gegensatz zum 
verbindlichen Bebauungsplan ist der Flä- 
chennutzungsplan (FNP) nur ein vorbereiten- 
der Bauleitplan (§§ 1-4 BauGB). Er ist deswe 
gen auch nicht "parzellens~harf', d.h. grund- 
stücksgenau, und wird maximal im Maßstab 
1 :5000 abgebildet. 

Im Flächennutzungsplan wird die Art der 
vorgesehenen und bestehenden Bodennut- 
zung für das Gebiet der gesamten Kommune 
dargestellt, aber nicht, wie im Bebauungs- 
plan, festgesetzt. 

Insofern ist der FNP nicht außenwirksam, 
aber: Für das Handeln und die Planungen 
der Verwaltung ist der Flä- chennutzungs- 
plan bindend, zudem ist er politisches Pro- 
gramm. 

Die B-Pläne einer Kommune müssen aus 
den Flächennutzungsplänen abgeleitet wer- 
den. Entspricht ein Vorhaben nicht der im 
FNP vorgesehenen Nutzung, muß zuerst der 
FNP geändert werden. Dies erfordert meist 
einen erheblichen Aufwand. 

Am Beispiel: Durch die Arbeit der IG "Das 
bessere Verkehrskonzept" muß die Stadtre 
gierung nach ihrem Umschwung nun alsa 
erst einmal den Flächennutzungsplan än- 
dem. Dadurch beschränkt sich die Diskussi- 
on nun nicht mehr auf den vorgesehenen 
Planbereich. Die Verkehrsproblematik und 
die Folgen der Umgehungsptraße müssen 
nun für das gesamte Stadtgebiet erneut dis- 
kutiert werden. 

Ajo iiinzen u.a.: 
Umweltschutz in der 
Flächennutzungspla- 
nung 
(1995, Bauverlag in 
Wiesbaden, 97 S.) 

Dieter D. Denskel . 
Hans-Peter Noll: 
Brachilächen und 
Flächemecycling 
(1995, Ernst & Sohn 
in Berlin, 322 S.) 
Möglichkeiten, statt 
neuer Flächen b e  
reits erschlossene, 
ungenutzte Bauge 
biete wieder& 
leben. 

A. Mitscherlich: 
Die Unwirtlichkeit un- 
serer Städte. Anstif- 
tung zum Unirieden 
(1995. Frankfurt) 



stimmte Gebiete städtebauliche Rahmenplä- 
ne erarbeitet werden. Der Planungshorizont 

Neben dem eigentlichen FNP gewinnen des Flächennutzungsplanes als langfristig- 

auch die ergänzenden Fachpläne zun&hmen- ster Bauleitplanung bewegt sich jedoch im- 

de Bedeutung. Neben dem Verkeftrsentwick- mer zwischen 10 und 15 Jahren. 

lungsplan (VEP) ist aies vor aüem der Land- . 
schaftsplan (LP). Diese Faohpiäne sind 
meist wesentlich detdlierter als die Darstel- 
lungen im FNP und bieten oft eine sachliche 
Grundlage für die Auseinandersetzung. 

Die Erarbeitung des Landschaftsplanes 
bzw. des Erneuerungsplanes (zur Zeit etwa Langfristige Planungen 
aiie 10 bis 15 Jahre) ist eine wichtige Phase, 
da die Inhalte des Landschaftsplanes bei b Weii Flächennutzungspläne für einen lan- 

der Erstellung der rechtswirksamen Bebau- gen Zeitraum erstellt werden, ist es nötig, 

ungspläne herangezogen werden müssen. auch über längere Zeiträume zu planen. Zu- J 
Leider gibt es mit wenigen Ausnahmen kei- dem ist die konventionelle Bauleitplanung 

ne BeteiIigungsmöglicmeiten für die Bürge oft nicht ausreichend. Sowohl innerhalb der 

rInnen - je nach Landesnaturschutzgesetz Bauleitglanung nach BauGB als auch aui3er- 

sind die Regelungen unterschiedlich. Es halb bieten sich dafür wichtige Möglichkei- 

kann lohnenswert sein, sich für einen qua- ten Innerhalb von B-Plänen sollte aus Grün- 

litätsvollen Landschafbplan einzusetzen. den des Umweltschutzes u.a. Folgendes be- 
Was dort nicht enthalten ist, hat auch später achtet werden: 

weniger Chancen. 
Für abgegrenzte Gebiete können zusätz- - die Reduzierung der versiegelten Flächen 

lich Ortserhaltungssatzungeri erlassen wer- @.B. Verkehrsflächen, Schul- und Hinter- 

den. Darin kann auch das natürliche Umfeld, höfe) auf das nötigste und die Festsetzung 

welches ortsbildprägenden Charakter hat, angemessener Ausgleichsmaßnahmen 
miteinbezogen werden. In einer Axt vorberei- möglichst irn selben Planbereich 

tender Bauleitplanung können zudem für be- - Baumbestand, Windrichtung und Sonnen- 

Straßenbauverwaitung Begleitplanung Landschaftsplanung + 
Naturschutz 

Bedarfsplanung, -pbn Landschaftsprogramm 

Voruntersuchungen W t i i h e c  Einwirken ( A g m )  Biotopschutzkonzept 
auf Landesebene 

Linienbestimmungsverfahren Landschaftsrahmenplan 

Vorentwurf Plan der Leitbilder 

Detailangaben; Biotopfunktionspian 

Bauentwurf 

Planfeststellung 

Ausführung, Kontrolle 

A b l a r i b c l u n r p V ~ ~ i a u ~ a n g m P P d b r ~ . J ö i g ~ 1 . ~ ~ ~  



einstrahlung bei der Plazierung und Aus- 
richtung von Baufenstem , % 

- gute Anbindung der verschiedenen Nut- 
mgsarten an die entsprechenden um- 
weltverträglicheren Verkehrsmittel (Wohn- 
gebiet mit ÖPNV-Anschlu~, industriege- 
biet an der Bahn) 

- Erhalt vorhandener Grünzüge und Biotope 
- Erhalt alter FuDwegeverbindiigen, evtl. 

Separieren vom Verkehr, E-ehung 
des Radverkehrs in die Verkehrsplanung 

- Vermeidung langer ~ebäuder ie~el ,  Zuläs- 
sigkeit von Photovoltaik-Magen, Kollekte 
ren und Windenergieanlagen 

- ausreichende Imrnissionsschutzmaßnah- 
men (Lärm, Staub) 

- siehe auch Kapitel 4, "Umfassende Kon- 
zepte'' 

Umweltverträglich- 

r 

Für eine exakte Bewertung der Ökologi- 
schen Folgen eineg Vorhabens wäre zudem 
eine Umweltverträgiichkeitsprüfung (UVP) 
wichtig. Unabhängig vom existierenden UVP- 
Gesetz vom 12.12.1990, welches lediglich für 
einige Anwendungsgebiete (z.B. industriean- 

einer f r e iwgen  UVP verpflichtet. Die Eta- 
blierung dieser kommunalen UVP ist ein 
wichtiger Schritt in die Richtung nachhaltige 
Stadtentwicklung (siehe auch Seite 3.6). 

F e r g i e  sparen 

Einige Städte .schreiben zudem bereits 
jetzt in der Art der Bebauung einen Niedrig- 
energiehausstandard fest. Diese Festsetzung 
könnte zwar theoretisch als unverträglich mit 
landes- und bundesrechtlichen Bestimmun- 
gen angesehen werden, ist aber in der Praxis 
bisher nicht beanstandet v0orden. Einige 
Kommunen haben bereits im Flächennut- 
zungsplan Flächen zur Windkraftnutzung 
ausgewiesen und diese durch Windgutach- 
ten etc. untersetzt. Weitere wichtige Impulse 
kommen aus Initiativen, die sich der Umset- 
zung der lokalen Agenda 21 der UN-Umwelt- 
konferenz in Rio als Ziel gestellt haben. Zu- 
nehmend, wenn auch nicht ausreichend, set- 
zen sich Kommunen und BürgerInnen mit 
den sozialen Aspekten der Stadtentwicklung 
auseinander. Leider trifft das, was 'der Phile 
soph Nexander Mitscheriich in den 60er Jah- 
ren attestierte, auch heute noch auf viele 
Städte zu: "Es ist eigentlich ein schlechtes 



Bild, heute noch in Knlehnung an Organi- 
sches vom Städtewachstum zu sprechen. 
Städte werden produziert wie Automobile." 

ZU, ein Interessengleichgewicht zu arrangie- 
ren; wir benutzen aber den Wettstreit der 
Meinungen noch nicht dazu, die Grundpro- 
bleme der Fortexistenz dieser unserer De- 
mokratie diskutieren zu lassen, 

Fhnungszellen" . Statt dessen überbieten sich, was die Zu- 
kunfts-, mehr noch die Gegenwartsfragen 

Die Stadt München zum Beispiei versucht unserer Städte betrifft, Regierung und Oppo- 

unter dem Motto "München: kompakt, urban, sition - letztere w a t e  es einmal besser - in 

grün" neben st&dtdxinüchen und wirtschaft- einer christliCh dekorierten Unterwürfigkeit 

lichen vordergründig auch suziale und öku vor den Bodenbesitzern." 

logischen Aspekten mit einer langfristigen 
Entwicklungsplanung gerecht ZU werden 
(ohne allerdings so verheerende Fehlent- 
wicklungen kie d& Weiter- und Neubau 
von innerörtlichen Sehnellstraßen und Stadt- 
autobahnen zu unterlassen). 

Zudem gibt es inzwischen verschiedenste 
Ansätze, Bürgerinnen noch konkreter und 
verbindlicher in Planungen mit einnibezie- 
hen; zum Beispiel ämch sogenannte Pla- 
nungszeiien oder durch von den Bewohne 
rInnen selbst geplante und gestaltete Stadt- 
viertel (siehe auch Kapitel 3, "BürgerInnen- 
beteiligung"). In solchen Verfahren verwirk- 
licht sich auch ein Stück der 
eigentlichen Kritik des Phi- 
losophen Mitsbherlichs, . 
der geschrieben hat: 
"Demokratie dient / 
uns vorerst nur da- d 

D Der Autor 

Marco Schrui 
c/o Jugend- & Kktions-Projektwerkstatt 
Fürstengraben 30 
01143 Tena 



Alleine Iäßt sich meist wenig erreichen. Zwar gibt es auch engagierte Einzelkämpfe- 
rInnen, die eine Menge auf die Beine stellen - meist müssen aber viele an einem 
Strang ziehen, damit sich auch größere Projekte verwirklichen lassen. 

Eine Gruppe, BürgerInneninitiative oder ähnliches muß her. Aber die gemeinsame 
Arbeit in Gruppen hat ihre Tücken. Koordination und interne Kommunikation ist  Ar- 
beit, die meist unterschätzt wird. Viel Zeit und Kraft kann fü r  Treffen, Plena, Be- 
sprechungen, Telefonate e t ~ .  draufgehen; und die sind dann o f t  unproduktiv, an- 
strengend und langatmig. Nur einzelne haben den Durchblick und sind im Dauerstreß, 
während andere nie richtig wissen, was zu tun ist. I n  diesem Kapitel geht es um Y 

gleichberechtigte Zusammenarbeit vieler in Gruppen und Methoden und Hilfen zur 6-1 
effektiven Zusammenarbeit. 

Die Gründung einer Gruppe oder Bürger- 
Inneninitiative ist die erste Hürde. in Zeiten 
sinkender Bereitschaft zum politischen Enga- 
gement kostet es oftmals Mühe, Menschen 
zu erreichen, die aktiv werden wallen. Am 

Das muß nicht unbedingt heißen, dai3 eine 
kontinuierliche Gruppe entsteht. Eine Initiati- 
ve kann auch Ausgangspunkt für verschie 
dene, sich neu formierende und gestaltende 
Projektgruppen werden. Wo es bestehende 
Zusammenhänge gibt, wo sich Leute kennen. 
und Sachen zusammen machen, ist der Start 
leicht: in der Nachbarschaft, in Schulen, B e  
trieben, Stadtteilzentren etc. Eine Gruppe 
"aus dem Nichts" zu stampfen, ist viel an- 
strengender. 

einfachsten ist es da, wo viele von einem kon- 
kreten Problem betroffen sind: die Stadtsa- 
nierung im eigenen Viertel, der .Fluglärm 
über der Wohnung, das Atomkraftwerk vor 
der Haustür. 

Für ein konkretes Projekt mit klar abge )Das erste Treffen 
L steckten Zielen finden sich leichter Leute als 

für eine allgemeine "Umweltgruppen. Wenn - Am Anfang gilt es, einen Termin für ein er- 
erst einmal eine Gruppe besteht, kämen von stes Treffen anzusetwn Zeitpunkt und Wo- 
dort relativ leicht auch weitere Projekte aus- chentag überlegen: Kinder und jüngere Ju- 
gehen. Viele BürgerInnenintiativen, die ZU ei- gendliche nachmittags, Berufstätige 
nem konkreten Problem gegründet. wurden, abends, Eltern mit Kindern oft besser vor- 
waren Kristallisationskeme für vieUUtiges 

- Giinstig sind öffentliche Räume wie Volks- 
hochschule, Stadtteiizentrum, Dorfgemein- 
schaftshaus, ... Vieh,,frtrute haben Hemmun- 
gen, ZU einem Treffen in einer Privatwoh- 

BBU: 
Bürgerinnen und Büx- 
ger initiieren Zukunff 
(1996, BBU in Bonn, 
32 S.) 
Tips zur Gründung 
von Bis. Guter Ein- 
stieg, aber leider ein 
paar Fehler im Detail. 
Bei rechtlichen Fra- 
gen lieber in diese 
Mappe schauen. 



Bundesverband 
Bürgerinitiativen 

Umweltschutz e.V. 
Prinz Albert Str. 43 

53113 Born 
02281214032 

Landesverband 
Bürgerinitiativen 

Umweltschutz (LBU): 

LBU Niedersachsen 
Waldheirnstr. 9 

30519 Hannover 
0511/830813 

LBU 
Schleswig-Holstein 

Fnedrichstai 32 
29939 Flensburg 

0461/45222 

LBU Hessen 
Hezsfelder Str.3 

36222 Niederaula 
06625/7244 

Grüne Liga 
Fnedrichstr. 165 

101 17 Berlin 
03012299ni 

Bundesvereinigung 
gegen Fluglärm 
Westendstr. 26 

64546 Mörfelden- 
Walldorf 

06331144845 

Bund für Umwelt 
und Naturschutz 

Deutschland 
h Rheingarten 2 

53225 BOM 
0228/40097-0 

Naturschutzbund 
Herbert-Rabi- 

U&&. 26 
53225 Born 

0228/975614 

Greenpeace 
Vorsetzen 53 

20453 Hamburg 
040/3118&0 

Gaststätten mit Hinterzimmer sind auch 
möglich, Jugendliche und Leute mit wenig 
Geld werden diirCh den Verzehrzwang 
aber eventuell abgehalten. 

- Mundpropaganda ist die wichtigste Wer- 
bung; der Termin wird überall herurner- 
zählt. Eine AnkÜnaigwg in der Presse 
und kopierte Plakate in Liiden und öffent- 
lichen Gebäuden tun ihren Teil dazu Gut 
ist auch, auf Veranstaltungen nim Thema 
oder ähnlichen Themen - z.B. Vorlesun- 
gen in der Uni, Vorträge in der VHS - das 
Treffen mündlich anzukündigen. Sinnvoll 
ist natürlich dei Kontakt zu bestehenden 
Gruppen, 2.3. von Umdtverbänden. 

Auf dem Treffen selbst sollten nicht gleich 
organisatorische und bürokratische Fragen 
im Vordergrund stehen, sondern die Interes- 
sen aller Anwesenden erfragt und diskutiert 
werden. Ein kurzer Ehfiümmgsvortrag zu 
dem ins Auge gefaflten Thema schadet si- 

cher nicht - ein langes Referat beim 
ersten Treffen schreckt eher ab. 
Wichtig ist, &ch gleich eine kon- 

krete Aktion vorzunehmen - 
wenn es zunächst 

nur etwas Meines ist; von einem "Labertref- 
fen" geht niemand zufrieden nach Hause. 
Selbst wenn nur wenig Leute kommen - nicht 
enttäuscht und resigniert k a s t  verbreiten; 
d e r  Anfang ist schwer. 

Zu einer Gruppe, die etwas auf die Beine 
steilt und bekannt ist, kommen vielfach auch 
immer wieder neue Leute - Gruppen wach- 
sen oft erst mit ihrer Aktivität. 

,Freie truppe/BI 

Am nikihstliegenden ist sicher die Grün- 
dung einer unabhängigen Gruppe oder Bür- 
gerinneninitiative. Eine unabhängige Grup 
pe genießt die höchste Form von Selbstän- 
digkeit und Eigenverantwortlichkeit. Nie 
mand redet in die Arbeit herein, Aktionen 
sind spontan und ohne Rücksprache mit ir- 
gendwdchen Gremien möglich. Die Unab 
hängigkeit von bürokratischen Strukturen 
ist das größte Plus der unabhängigen Grup 
pe. Sie ist allerdings auch ganz auf sich ge- 
steilt. Um alle Organisationsfragen, von der 
Versicherung bis zur Zusammenarbeit mit 
anderen. muß sich die Gruppe ganz allein J 
kümmern. Es kann sinnvoll sein, als freie 
Gruppe in einer Dachorganisation wie dem 
Bundesmrband Bürgerinitiativen Umwelt- 
sch* Mitglied zu werden. Teilweise gibt es 
auch landesweite oder thematische (z.B. 
Bundesverband der Fluglärmgegner) Zu- 
sammenschlüsse. 

,Umweltverbande 

Als Ortsgruppe eines Umweltverbandes 
gibt es Unterstützung durch landes- oder 
bundesweite Strukturen (oft 2.B. Versiche 
-ngsschutz), der Bekanntheitsgrad des Ver- 
barides kann nützlich sein für die Arbeit vor 
Ort, Demgegenüber gibt es oft strikte inhait- 
liche und strukturelle Vorgaben ''von oben". 
Umweltverbandsgruppen sind sowohl "di- 
rektAdurch Rechtfertigungspflicht gegen- 
über übergeordneten Gremien, ais auch "in- 
direkt"durch Mitverantwortung im öffentli- 
chen Ansehen, von Landes und Bundesver- 
bänden abhängig. Ärger gibt es eventuell, 
wenn die Ortsgruppe etwas macht, was 
Funktionärinnen nicht paßt, oder sie muß 
sich &.das rechtfertigen, was FunktionärIn- 
nen des Verbandes sagen und machen. 

Wenn sich eine Gruppe von Leuten gefun- 
den hat, werden formale Aspekte der Orga- 
nisation rasch wichtig. Die Gruppe muß sich 
überlegen, wie sie sich organisieren will und 
wie intern gearbeitet und vor aiiem Entschei- 
dungen getroffen werden. 

)Umwelt-A6 Wo es bestehende Organisationen gibt, 
- 

kann es sich anbieten, dort eine Umwelt- 
gruppe zu etablieren. Möglich ist eine Um- 



welt-AG im Sportverein, im Stadtteilzentrum, 
bei der Freiwilligen Feuerwehr etc. Solche 
Gruppen können sowohi nach außen wirken, 
als auch versuchen, die Arbeit ihrer Organi- 
sation umweltfreundlicher zu gestalten. Ver- 

* breitet sind Umwelt-AG's von SchülerInnen 
an Schulen - z.T. mit Unterstützung von Leh- 
rerInnen - und Studierenden irn Rahmen der 
AStA- (Allgemeiner Studierenden Ausschuß) 
oder Fachschafts-Arbeit an der Hochschule 
(siehe Kapitel 18, "Hochschulen"). Auch ge- 
werkschaftliche Umweltgruppen im Betrieb 
können eine lohnende Herausforderung sein. 

auch eine "vereinsmäOigen Struktur mit ei- 
nem gewählten Vorstand, der die Entschei- 
dungen trifft und die Gruppe vertritt. Diese 
Struktur ist aber aus vielerlei Gründen unge 
eignet für eine Initiative. Durch einen Vor- 
stand wird ein Macht- und Informationsgefäl- 
le erzeugt, was für alle Nicht-Vorstandsmit- 
glieder zum Hemmnis bei der Mitarbeit wird. 
Arbeit und Verantwortung werden nicht 
mehr nach persönlicher Bereitschaft und In- 
teresse verteiif, sondern nach vorgegebenen 
Strukturen. Grundlage einer konstruktiven 
und effektiven Zusammenarbeit sollte aber 
eine gleichberechtigte Mitwirkungsmöglich- Y 

keit aller sein. Probleme durch Informations- 
gefalle und unterschiedliche Möglichkeit, 6.3 
sich einzubringen, gibt es in fast allen Grup 
pen, sie sind ein Haupthemmnis für Aktivität. 

Wichtig für jede Gruppe ist, wie sie ge- 
Vorstandsstnikturen legitimieren dieses Ge 

meinsam Aktivitäten plant, Entscheidungen 
fälle und verhindern so, dai3 es reflektiert 

trifft und die Arbeit organisieren will. Die 
kann. Das Vereins- 

beiterhen so& recht läi3t eine Menge Spielräu- 
me, niemand ist aus rechtli- 

chen Gründen zu hierarchi- 
schen Arbeitsstrukturen g e  
zwungen. Wer sich freiwil- 

lig solche Strukturen gibt, un- 
tergräbt d& eigene Arbeitsfähig- 

keit (siehe Kapitel 1, "Organisation")). 

Basisdemokratische * 

n Entscheidungen b e  
teiligt werden. Die Gruppe beschließt 
auf gemeinsamen Treffen oder Plena, 

, , , , , M  1 \ was gemacht werden soll - entweder 
mehrheitlich oder besser einvernehmlich 

ten sich ein wenig Gedanken über die interne (s.u.). Basisdemokratische Strukturen funk- 
Struktur der Gruppe machen Vor allem tionieren gut in Meinen Gruppen, bei großen 
sollten sie es sich nicht zu einfach machen Gruppen kann es Untergruppen und einen 
und das ""übliche" Entscheidungswesen über- "Rat" geben, wohin jede dieser Untergruppen 
nehmen. Vielmehr gilt es, den Mut aufzu- VertreterInnen entsendet. Basisdemokrati- 
bringen, mit neuen Strukturen zu expe- sche Strukturen sind meist "zäh" und lang- 
rirnentieren. sarn. Sie hemmen unter Umständen die Akti- 

vität einzeiner. Dafür stellen sie sicher, da0 
bei allen Entscheidungen alle beteiligt wer- 
den. Sinnvoll sind basisdemokratische Struk- )VPreins"-Struktur I 

Viele Gruppen, die sich aus rechtlichen 
turen vor allem in Gruppen, die gemeinsam 
an EINEM Projekt arbeiten, z.B. BürgerIn- 

Gründen als Verein konstituieren, geben sich neninitiativen gegen konkrete Bauvorhaben. 



Aktions - 

&"ZfWB 
Projektf reiheits-Struktur 

Gegenüber der basisdemokratischen 
Struktur bietet sich die Projektfreiheits- 
Struktur vor allem da an, wo in einer Gruppe 
mehrere Projekte oder relativ unabhängige 
Arbeitsbereiche existieren Hier entscheiden 
nicht alle, sondern immer die direkt Betroffe 
nen, also so viele, wie unmittelbar nötig und 
beteiligt sind. Grundprinzip ist die "Projekt- 
freiheit", das meint, niemandkann bei etwas 
mitreden, wo er/sie nicht auch mitarbeitet. 
Jedes Projekt ist f& sich "frei" von der Ab 
hängigkeit gegenüber übergeordneten 
Strukturen oder der Gruppe insgesamt. Din- 
ge, die verschiedene Arbeitsbereiche betref- . 
fen, werden von diesen gemeinsam b e  
schlossen. 

Gesarntplena äienen nur dem Infoaus 
tausch und der ~ e s p r e c h u n ~  von Fragen, die 
alle angehen. Es gibt spezielle "Räten nir Ko- 
ordination zwischen den Arbeitsbereichen in 
Einzelfragen. Das kann aB. ein Finanwat 
sein. Hier klären die Einzelbereiche 2.B. ei- 
nen Haushaltsplan, welcher Bereich wie viel 
Geld aus dem Gruppensiickel bekommt (das 
betrifft aile), einzelne Ausgaben (Druck von 
einer Broschüre) werden nur noch im Projekt 
oder Teilprojekt entschieden (solange der 
Etat nicht überschritten ist). 

Die Projektfreiheit&truhr kann sehr 
schnell upd effektiv handeln, da fast immer 
nur wenige entscheiden. Es gibt wenig auf- 
reibende Diskussi011spr~zesse. Sie setzt al- 
lerdings bei allen eine hohe Bereitschaft 
voraus, Unterschieds und W t l i c h e  wie 
persönliche Differenzen in der Gruppe zu 
akzeptieren und einander ein hohes Mai3 an 
Eigenverantwortlichkeit und Freiheit m u -  
gestehen. "Das würde ich nie so machen"', 
"Eine vierfarbig gec&uckte Broschüre ist 
echt zu grofikotzig" etc. - das sind in fodera- 
listischen Strukturen keine Gründe, in einen 
Beteich, wo man selbst nicht mitarbeitet, hin- 
einzureden. 

Diskussion ist natürlich erlaubt und drin- 
gend notwendig, aber die Entscheidung 
liegt immer bei denen, die sich um einen Be- 
reich kümmern. Wie weit innerhalb der ein- 
zelnen Projekte oder TeilprojeMe intern w i e  
der Projektfreiheit besteht oder hier basisde 

mokratisch entschieden wird, kann unter- 
schiedlich gehandhabt werden - das ist Sa- 
che des jeweiligen Projektes oder Teilpro- 
jektes; es gibt sinnvolle "kleinste Einheitenn, 
wo gemeinsam gehandelt werden muß und 
nicht jede Einzelperson alleine "ihr Ding" 
macht. Eine wichtige Stärke der Projektfrei- 
heitsStruktur ist, dai3 es einen relativ dauer- 
haften organisatorischen Rahmen geben 
kann, in dem einzelne Projekte entstehen 
und vergehen (siehe Kapitel 9, "Projektwerk- 
stättenn). 

&uppendynawik 

Neben der "formellen" Struktur gibt es 
auch "informelle" Strukturen. Die Entschei- 
dung, über aiies gemeinsam beschliefien zu 
wollen. genügt nicht, um Hierarchien zu ver- 
meiden. Auch ohne, daß jemand ""formell" 
mehr Macht hat, 2.B. als VorständlerIn oder 
GeschäftsführerIn, kann es sein, dai3 die 
Meinung einzelner "mehr gilt", andere sich 
raushalten oder nur "'ja, ja,.." sagen. Gruppen 
sind differenzierte soziale Gebilde. Sobald 
Menschen %W eine Zeit miteinander komrnu- 
MPeren, beginnen sie, ihre Beziehungen zu 
strukturieren Dai3 dabei gleichberechtigte 
Strukturen entstehen, ist nicht selbstver- 
ständlich. Fiir eine konstruktive Gruppenar- 
beit müssen solche "informellen"" Strukturen 
immer wieder reflektiert und aufgedeckt 3 
werden. Wenn sie nicht bewußt werden, kön- 
nen sie zu einer Menge Unzufriedenheit füh- 
ren und die Arbeit einer Gruppe nachhaltig 
lghmlegen. Wichtige Strukturelemente in 
Gruppen sind Ziele, Normen und Rollen. 

K i e l e  Was wollen die Gruppenmitglieder, war- 
- 

um kommen sie zusammen? Ziele bilden den 
gemeinsamen Bezug für die Gruppenmit- 
glieder. Wenn eine Gruppe keine gemeinsa- 
men Ziele mehr hat, löst sie sich fast immer 
auf. Wichtig ist, dai3 Ziele gemeinsam ent- 
wickelt und diskutiert werden. Wer eine 
Gruppe initiiert, geht oft "selbstverständlich" 



davon aus, daß alle, die mitmachen, das Glei- 
che wollen; das ist schon eine Quelle für Un- 
zufriedenheit und Rückzug von Aktiven. Be- 
vor sich eine Gruppe ein größeres Projekt 
vornimmt, gilt es, gemeinsam die Ziele zu 
klären. Es ist normal, dai3 sich irn Laufe der 
Zeit die Ziele von Menschen verändern, daß 
in Gruppen das gemeinsame Interesse verle 
ren geht. Dann ist es "künstlich", eine Gruppe 
noch zusammenhalten zu wollen. D& die 
Gruppe für neue Leute offen bleibt, ist schon 
von daher wichtig - es wäre ein Wunder, 
wenn die alten ewig blieben. Gruppen, die 
nur ein sehr konkretes Ziel haben ("Keine 
Müllverbrennungsanlage in ...") lösen sich 
meist auf, wenn das Ziel erreicht wurde. Das 
k m  ganz in Ordnung sein, schiiei3iich ist 
die Initiative kein Selbstzweck. Wo es ge- 
meinsame "weitergehende" Ziele gibt, wird 
sich eine Gruppe aber vielleicht nach dem 
"Erfolg" ein neues Projekt vornehmen oder 
nir Keimzelle einer oder mehrerer ganz neu- - 
er Gruppen. W 

L - 
- .  

schränken sich Normen nicht auf "politische" 
Aspekte, sondern beginnen bei Dingen wie: 
"Es ist normal, bei Reffen bis zu einer Vier- 
telstunde zu spät zu kommen", "Niemand 
trägt Anzug und Krawatte", "In der Kneipe un- 
terhält man sich oft über Computer", "Viele 
bringen ihre Kinder mit zum Reffen - es gibt 
immer eine Kinderbetreuung". Normen kön- 
nen bewußt vereinbart sein. schleifen sich 
aber auch oft unbewußt ein. "Es wurde nie 
diskutiert, ob auf Treffen geraucht werden 
darf - aber alle gucken entsetzt, wenn eine 
Neue sich eine Zigarette ansteckt". 

Unbewu8te ' ~o rmen  machen es für neue . 
Leute sehr schwer, in eine Gruppe zu kom- 
men: Sie werden unsicher, d e s  "richtig" zu 

6.5 

machen, verstehen Abkürzungen und "Insi- 
dersprache" nicht. Hier tut Reflexion not, um 
Abschottung zu erkennen und zu vermeiden. 

FHen Auch Rolien sind Erwartungen der Grup 

pe an das Verhalten der einzelnen. Sie rich- 

Formen ten sich aber nicht an alle Mitglieder glei- 
chermaßen, sondern nur an InhaberInnen ei- 

Bei der Entstehung einer Gruppe kommt ner bestimmten Position. Gruppen entwik- 
es meist zu einer immer deutlicheren An- keln im Laufe der Zeit eine Beziehungsstruk- 
näherung von Meinungen und Verhaltenswei- tur, TeilnehmerInnen bekommen "ihren 
Sen. Es bilden sich Normen, Vorstellungen in Platz". Gruppenstnikturen können erstarren 

und für einzelne zum "Gefängnis" werden. 
Dabei be- 

i 
Schneli gibt es  einzelne, die immer Verant- 
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wortung übernehmen und alle Faden in der 
Hand haben: "Wir haben ewig nur rumgeses- 
Sen, weil Günter ZU spät kam. Günter eröff- 
net immer die Treffen." Gerade die Initiato- 
rInnen einer Gruppe haben am M a n g  im- 
mer mehr  era an&^. Es gilt, sich dieser 
Rolle bewußt zu werden und sie aktiv abzu- 
bauen. 

Oft bleiben vor allem "dte HasenIHäsin- 
nenn gegenüber neuen lange dominant. Das 
Gefäile zwischen dominanten und zurückhai- 
tenden Personen in einer Gruppe abzubau- 
en, ist immer ein gutes Stück Sache der do- 
minanten. Sich Rirückzuhalten und anderen 
Platz zu lassen, ist eine wichtige und oft an- 
strengende Aufgabe. Viele Menschen sind 
es nicht gewohnt, für sich selbst Verantwor- 
tung zu übernehmen - und das ZU lemen ist 
oft ein langwieriger hozeß, der in dieser Ge 
sellschaft kaum gefördert wird. Aus einer un- 
tergeordneten Rolle aufzubrechen, ist für v i e  
le - auch wo Freir6uune bestehen - mühsam 
und angstbesetzt; garantiert doch Unseb 
ständigkeit oft auch Sicherheit und Bequem- 
lichkeit. 

Wer sich durch festgefahrene Rollenver- 
teilungen in der Gruppe in den eigenen Mög- 
lichkeiten eingeschrhkd, übergangen oder 
umeichend  berücksichtigt fühlt, soiite das 
immer zur Sprache bringen und dominante 

Personen mit der Wukung ihres Verhaltens 
offensiv konfrontieren. Oit wird "Platz- 

hirschen" ihre Rolle erst bewdt,  wenn sie 
'Feedback" über ihre Wirkung in der G n i p  
pe von andem bekommen. Wo freilich domi- 
nante Personen gar keine Bereitschaft zei- 
gen, ihre Rolle zu hinterfragen und anderen 
Platz und Möglichkeit zu gleichberechtigter 
Zusammenarbeit zu geben, wo Machtgefälle 
und Hierarchien bejaht werden und Perso- 
nen sich an Fühmgsrollen festhalten, hilft 
wirklich nur noch "Revolte". Wer sich bewuDt 
eine Machtposition über andere Menschen 
aufbaut, hat Widerstand selbst zu verantwor- 
ten. Es ist jedenfalls besser, einem "Hierar- 
chen" auch mit Druck klarzumachen, dai3 
niemand seine Führung will, als nach und 
nach M e r t  die Gruppe zu verlassen. 

Wo Reflexion von Rollenverteilungen und 
informeilen Hierarchien nicht mehr möglich 
ist und sich kein Widerstand regt, ist es je- 
doch meist einfacher und weniger zermür- 
bend, ZU "gehen" und andere Gruppen zu su- 
chen oder neu zu gründen. Wenig ist so auf- 
reibend und aussichtslos, wie eine Gruppe 
zu "reformieren1', in der keine Bereitschaft 
zur Reflexion und Veränderung besteht. 
Ein besonderes Problem in vielen Grup 

pen ist die Rollenverteilung zwischen Män- 
nem und Frauen. Auch wo der Anspruch an 
gleichberechtigte Zusammenarbeit besteht, 
werden oft mehr oder minder unbeurnißt tra- 
ditionelle Geschlechterrollen auch in der Ar- 
beit in der Gruppe übernommen. In vielen 



Initiativen sind Männer die "Macher", reprä- 
sentieren die Gruppe nach außen, überneh- 

. men einflußreiche Positionen und reden viel, 
während Frauen sich oft eher um Soziales 
und "Atmosphäre" kümmern und eine "die 
nende" Rolle übernehmen. Sie werden meist 
in der Gruppe weit weniger wahrgenommen. 
Diese Rollenverteilung wird vor allem durch 
das Verhalten von Männem zementiert. 

Durch Dominanz einzelner und feste Rol- 
lenverteilungen in einer Gruppe wird deren 
voller Reichtum an Wissen und Fertigkeiten 
nicht entdeckt. Männer und Frauen, die sich 
nicht so gut durchsetzen können oder die 
sich in einer Wettkampf-Atmosphäre nicht 

L wohlfühlen, werden ausgeschlossen. Wenn 
Rollenverhalten reflektiert und versucht wird 
zu überwinden, werden auch diejenigen, die 
die Gruppenarbeit immer dominieren, ent- 
decken, daß auch sie eine Menge dabei ler- 
nen können, wenn sie ihren Anteil an "Stille" 
und "Zuhören" in die Gruppe einbringen. 

Einige wische dominante Verhaltenswei- 
sen, die andere in der Gruppe einschränken 
und Rollen zementieren: 

- Zu allem viel und lang reden 
- Die eigene Lösung als das letzte und ab 

schließende Wort einbringen 
- Das gleiche immer wieder einbringen 
- Sich wiederholen 
- Wiederholen, was andere schon gesagt 

haben 
- Auf jede entgegengesetzte Meinung rea- 

gieren, als sei es ein persönlicher Angriff 
- Nicht zuhören: Nach den ersten paar Sät- 

zen anderer in Gedanken gleich eine Ant- 
wort formulieren, nicht auf das Gesagte 
eingehen 

- Diskussionsthemen verändern 
- Die Diskussion auf eigene Lieblingsthe 

men lenken 
- An formalen Machtpositionen festkleben. 
- Gefühle vermeiden, sich "cool" und unan- 

greifbar geben 
- Psychologisieren, Motivation und Proble 

me anderer interpretieren 
- Für andere sprechen: 'tnrir sollten ...", "Viele 

von uns meinen ..." 
- Sachzwänge konstruieren 

5 . 7 .  ' 

Arbeit in der Gruppe kann spannend und 
erfolgreich sein, wenn gemeinsam konkrete 
Projekte umgesetzt werden. Eine gut zusam- 
menarbeitende Gruppe, in der auch das Per- 
sönliche stimmt, kann eine Menge auf die 
Beine stellen. Wenn der Rahmen kleiner Ein- 
zelaktiönchen überschritten wird, beginnt 
die eigentliche ~erausforderun~. Grode Pro- 
jekte zu planen, ohne sich aufzureiben erfor- 
dert schon ein bißchen Überlegung und Pla- 
nung. Wer vorausschauend plant, vermeidet 
Frust und Überarbeitung. Dieser Abschnitt 
soll dazu einige Hilfen bieten. Vier Grunda- 

'1 
6.7 

spekte sind bei der Projektplanung wichtig: 1 

)Die Sie ZU Aufgabe definieren, wird selten vernachläs- 

sigt. Problem ist eher, daf3 sie ständig "erwei- 
tert" wird ("gegen Einwegmüll, Regenwald- 
zerstörung, Ozonloch und überhaupt") und 
da5 die Erwartungen an ein Projekt während 
der Planungszeit "hochgeschraubt" werden 
("ein bißchen mehr muß doch noch möglich 
sein). Um dies zu vermeiden, ist es wichtig, 
vor Projektbeginn Ziele und Umsetzung g e  
meinsam zu diskutieren (siehe Abschnitt 
"Der Weg zum Konzept"). 

,Aktive Personen 

Ein Projekt kann nur dann streßarm laufen, 
wenn genügend Leute mitmachen. Wer sich 
und andere überschätzt, endet im Chaos. 
Deshalb gilt es zu überlegen: Wer macht mit, 
wer wiillkann wieviel Zeit investieren? Viele 
AktivistImen neigen dazu, zu glauben, j e  
de/r im Projekt will und kann so viel Zeit wie 
sie selber einbringen. Wert auf die Reflexion 
gruppendynamischer Probleme (S.O.) zu l e  
gen, kostet zwar Zeit, ermöglicht aber im 
Endeffekt die Mitarbeit vieler und die Offen- 
heit für neue Leute. Sinnvoll ist es, Aufgaben 
gemeinsam nach verfügbarer Zeit und Kraft 
verbindlich zu verteilen ('Wer macht was"). 
Damit einzelne nicht "'unentbehrlich" werden 
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und unter der Last der Verantwortung zu- Von da aus kann geschaut werden, wie 
sammenbrechen, solite es 'fur wichtige und lange bestimmte Sachen dauern (von der 
komplizierte Aufgaben immer zwei Verant- Gruppe sebst aus, aber auch "Wartezeiten" 
wortliche geben. Damit neue Leute in die z.B. bei Behörden) und rückwärts rechnen, 
Gruppe finden, sind "Patenschaften" zu Ait- wann mit was begonnen werden muß. Im 
Aktivistinnen möglrch. Das A und 0 für die . nebenstehenden Beispiel geht es um eine 
Einbindung vieler Aktiver ist eine funktionie- Broschüre zum Thema " M d  vermeiden". 
rende Kommunikation in der Gruppe: Guten Wichtig ist dabei, Aufgaben klar aufiutei- 
Plena und Austauschtreffen kommt eine zen- len und den einzelnen möglichst viel Freiheit 
trale Bedeutung zu. bei der Umsetzung einzuräumen. Wo Mar ist, 

wer welche Aufgaben eigenverantwortlich 
erledigt, mui3 nicht unnötig viel abgespro- 

,Der Zeitrahmcn chen werden. 

Wenn genügend Leute mitmachen, ist der 
Zeitrahmen oft das groi3e Problem. Aiies pas- I i l ~ ~  
siert auf den letzten Drücker, Unwichtiges Bei komplexeren Projekten genügt das 13 
wird zuerst erledigt, keiner wes,  wer was "rückwärts" planen oft nicht mehr. Hier gibt 

wann gemacht hat oder verschlampt hat ... es ein enges Geflecht von Aufgaben, die irn- 

Mangelnde Zeit- und Arbeitsplanung ver- mer von einer Vielzahl anderer Aufgaben 

urkacht Mehrarbeit, Streß und nicht zuletzt abhängan. Als Beispiel soll hier ein Hausbau 

Mehrkosten. Eine Mare Aufgabenverteilung dienen Vor dem Umzug muß fertig tapeziert 

und ein guter Infofluß helfen auch hier, Über- und gestrichen sein. Tapezieren kann man 

blick zu behalten und "Zeitbombenn rechtzei- erst, wenn der Elektriker fertig ist, aber 

tig zu entdecken. auch erst, wenn die Fliesen gelegt sind. Die 

Für die konkrete gemeinsame Zeitpla- F'iiesen lassen sich erst legen, wenn der 

nung gibt es einige Methoden, die helfen, Elektriker fertig ist ... 
die Übersicht zu behalten: Für die Planung solcher Abläufe eignet 

sich die Netzplantechnik. Sie ver- 
schafft einen Überblick über den 
zeitlichen Ablauf voneinander a b  
hängiger Tätigkeiten. 
Zunächst werden die einzelnen 
Aufgaben definiert und voneinan- 3 
der abgegrenzt (z.B. "Fliesen im 
Badezimmer legen", "Angebote für 
Tapete einholen", ...) Die Tätigkei- 
ten werden aufgelistet und jeder 
Tätigkeit vorgeordnete und nach- 
geordnete zugewiesen (Klärung 

der logischen Ablaufe). Dann wird geguckt, 
wer welche Aufgaben übernimmt und wann 
das geschehen kann. Der Netzplan wird in 
einem Kastenschema aufgestellt. 

Tip: Hilfreich kann es sein, wenn mensch 
~ ~ ~ P ~ o I H I  die einzelnen Punkte auf Karteikarten 

Wenn wir planen, wann etwas erledigt sein schreibt und auf einem großen Blatt Packpa- 
muß, fangen wir in vielen Fälien zweckmäßi- pier auf dem FuBboden sortiert. Wem d e s  
gerweise von "hinten" an: Wann soll das Pro- 
jekt abgeschlossen &, die Veranstaltung 
stattfinden, das Buch fertig sein etc. 

richtig liegt. dann mit Klebestift festkleben 
und mit Pfeilen verbinden. Jetzt läi3t sich der 
Netzplan an der Wand aufhängen. 
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Der unten abgebildete Ausschnitt eines 
Netzplans für die Küche eines Umwelffesti- 
vals ist zwar nicht vollständig kann aber als 
Beispiel dienen. 

Die logische Anordnung der Aufgaben irn 
Netzplan wird durch die Pfeile angegeben, 
die zeitliche Abfolge nach der Lage auf der 
Achse. Lage mit "rückwärts planen" bestirn- 
men. Aus dem Netzplan laßt sich relativ ein- 
fach der "kritische Pfad ermitteln; die Abfol- 
ge von Tätigkeiten, die die wenigsten zeitli- 
chen Spielräume hat. Meistens wird noch ein 
gewisser zeitlicher Puffer eingeplant. 

L 

Persödiche 
Rrbeitsplanung 

Neben der Gesamtplanung, wie 
sie die Netzplantechnik ermög- 
licht, spielt auch die persönliche 
Arbeitsplanung eine wichtige Rol- 
le: Schaffe ich, was ich mir alles 
vorgenommen habe? Denke ich 
an alles? Habe ich meine Aufga- 
ben zum vorgesehenen Zeitpunkt 
erledigt? 

Bewährt hat sich die Arbeit mit 
zwei Kalenden); einer für Termine 
und einer für "zu erledigen bis ...", 

7 
wo alle Aufgaben eingetragen 
werden. Manche Kalender verfü- 6.9 
gen allerdings über ausreichend I 

Platz unsd Übersichtlichkeit alles 
in einem abzuwickeln. 

Gerade für Leute, die zu viel 
Chaos neigen, ist es eine gute Methode, die 
Aufgaben mit Frist auf Karteikarten zu 
schreiben und über dem Schreibtisch 
aufzuhängen. Hier ist auch noch Platz für No- 
tizen, z.B. "nicht erreicht", "zurück am ...". 
Wem etwas erledigt ist, wird die Karte ab- 
gehängt. 

Viele AktivistImen bevorzugen auch ein- 
fach Zettel, auf denen die Aufgaben notiert 
und nach Erledigung durchgestrichen wer- 
den. Dies ist jedoch eher etwas für ordentli- 
che Leute, sonst verschwinden solche Zettel 
erfahrungsgemäi3 ziemlich schnell. 
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Die beste Arbeitsplanung nutzt allerdings 
wenig, wenn stbdige Unlust dazu führt, gar 
nicht mit der Arbeit zu beginnen. 

Hinter viel "Schlamperei" und Chaos stek- 
ken oft Probleme, die gar nicht auf einer or- 
ganisatorischen Ebene liegen. Auch hier 
kommt der Gruppendynamik eine wichtige 
Bedeutung zu: Gnrppenproblem schaffen 
auch Verantwortungsprobleme; wenn viel 
verschlampt wird und nicht läuft, stehen 
wahrscheinlich auch persönlicher Frust, 
Überforderung und Blockaden dahinter. 
Wenn mensch andauemd blockiert ist, kann 
es helfen, das Augenmerk auf grundsätzli- 
chere Fragen zu richten: 

- Will ich das Projekt wirklich machen, oder 
mache ich nur mit, weil das von mir erwar- 
tet wird, weil ich Anerkennung su- 
che, weil ... ? 

- Gibt es Hierar- 
chieprobleme? 

- Dominieren ein- 
zelne ? 

- Bin ich überla- 
stet? Habe ich 
mir "zu viel vor- 
genommenA? 
Trage ich mehr 
Verantwortung, 
als ich mir zu- 1 
traue? 

- Wird transparent gearbeitet? 
- Fiihie ich mich "gut informiert" oder allein- 

gelassen? 

Wichtig ist, es offen annisprechen, wenn 
mensch etwas nicht schafft, sich übernom- 
men habt, oder merkt, d d  er/sie mehr oder 
anderes macht, als eigentlich gewollt ist. Es 
ist tödlich, wenn die Giuppe immer erst zu 
spät merkt, daß etwas "liegenbleibt". Wo in 
Gruppen viel sozialer Druck herrscht und 

,Der Finanzrahmen 

~ e i s t ' i s t  der Finanzrahmen ein Punkt, an 
den alle ziemlich rasch denken. Hauptpro- 
blem für Projekte, die ohne "Background" ei- 
ner Organisation arbeiten, ist meist: Geld 
fehlt am Anfang. Bis Geld organisiert ist, ver- 
geht Zeit, in der "ins Blaue" gewirtschaftet 
und privat vorgestreckt werden mu8. Patent- 
rezepte gibt es hier nicht. 

Es ist auch für die Zeitplanung wichtig, 
daran zu denken, daß Mittelbeschaffung 
Zeit braucht und Aktive bindet (siehe Kapi- 
tel 14, "Finanzen"). Oft wird Angst vor leeren 
Kassen nun Hemmnis. Die braucht aber nie 
mand zu haben, Kreativität ersetzt oft 
groAen Geldbedarf. 

Leute sich nicht trauen, offen zu sagen, daß 
sie etwas nicht schaffen. verstärkt das die 
Gefahr von "Zeitbomben". 

Es sollte selbstverständlich sein, die . 
Gruppe auch rechtzeitig zu informieren, 
wenn mensch aus einem Projekt ganz aus- 
steigen will oder muD; einfach nicht mehr zu 
kommen, richtet womöglich viel Chaos und 
Verärgerung an. 

ver weg 
zum Konzep-i- 

Zu Beginn eines größeren Projektes ist es 
wichtig, klar zu kriegen, was die Gruppe ei- 
gentlich gemeinsam erreichen und umset- 
zen will. Der folgende "typische" Abla& ei- 
ner Konzeptfindung soll als Hilfe für eigene 
Planungen dienen. 

Zielf indung & Crobkonzept 

Am Anfang eines Projektes steht die Ziel- 
'diskussion. Formuliert werden arn besten 
schon Antworten auf die Frage 'Was wollen 
wir von wem?" (siehe Kapitel 1, "Aktionsfor- 
men"). Wichtig ist, dai3 an der Zieldiskussion 



möglichst alle gleichberechtigt beteiligt , Real isic 
I 

sind. AnschiieDend lassen sich erste Ideen I 

für ein konkretes Projekt sammeln und disku- Existieren konkrete Projektideen, empfielt 
tieren. Unter Umständen kann es hier schon es sich, die Idee oder schon vorhandene 
sinnvoll sein, Arbeitsgruppen zu bilden, die genauere Konzepte mit Leuten durchspre 
zu den Projektideen konkretere und detail- chen, die ähnliches gemacht haben (falls 
liertere Umsetzungsvorschläge erarbeiten. möglich). Jetzt sollten auch der Finanzrah- 
Genügend Zeit für diese ersten ~chfitte ist men kalkuliert, Kostenvoranschläge einge 
wichtig, vielleicht ein gemeinsames Wo- holt und bei Finanzquellen angefragt wer- 
chenende. Bei komplexen Problemen ("der den. Es ist gut, das Konzept gezielt zu streu- 
öffentliche Personemahverkehr in unserer en und Anregungen zu sammeln. Erste Ge- 
Stadt") kann eine Zukunftswerkstatt helfen, spräche mit Stellen, die an dem Projekt betei- 
Ziele und Umsetmgsstrategien zu finden. ligt sind @.B. Behörden und etwaige Koopera- 
Sie sollte am Anfang des Projektes stehen. Es tionspartnerlnnen) stehen jetzt an. Die "Zehn 
kann in dieser Phase sinnvoll, schon mal eine Fragen" (siehe unten) können helfen, die R e  
"kleine" Aktion gemeinsam zu machen, um alisierbarkeit einzuschätzen. 
sich aufeinander besser einzustellen und ge- 
meinsam Motivation zu schöpfen (siehe Ka- 
pitel 4, "Umfassende Konzepte"). Konzepte überarbeiten 

b 
2-kstätten 

YSpätestens jetzt müssen die wichtigsten 
Grundsatzentscheidungen gefällt werden: 

Die Zukunftswerkstatt ist eine Methode, um 
Läuft das Projekt? Was haben wir genau vor? 

in einer Gruppe gemeinsam kreative Ideen 
Eine detaillierte Zeit- und Aufgabenplanung 

zu einem gemeinsamen Projekt zu entvvik- 
sollte erstellt werden (siehe Abschnitt "Zeit- 

keln. Ein Wochenende lang begleiten zwei 
planung"). Arbeitskreise (faiis nötig) und ei- 

ModeratorImen die Gruppe durch drei Pha- 
ne Gesamtkoordinationcgnippe aus mehre- 

sen: In der Kritikphase werden Probleme 
ren Leuten bilden, die sich gemeinsam für 

zum Thema gesammelt und geschaut, wel- 
das Gesamtprojekt verantwortlich fühlen. 

che Kntikpunkte an der Ist-Situation w e  
Gucken, ob genug Leute dabei sind. Sonst 

sentlich sind. In der Utopiephase werden 
weitere Leute suchen, evtl. PraktikantInnen- 

Träume und Phantasien unabhängig von ih- 
stellen etc. einrichten. Geld dafür auftreiben. 

rer Realisierbarkeit formuliert: z.B. wie ich 
Überprüfen, ob. Teilbereiche an selbständig 

mir den optimalen ÖPNV in meiner Stadt vor- 
arbeitende Gruppen ausgelagert werden 

stelle. In der Realisierungsphase geht es dar- 
können. Finanzanträge stellen und 

um. konkrete realisierbare Schritte in Rich- - 

Li- 

R Jungk/N. Müiiert: * 
Zukunftswerkstätien 
(Heyne Verlag). 

tung einer Utopie zu erarbeiten und ein P re  
j&t zu entwickeln, das dann gemeinsam um- 
gesetzt werden soll. 

Moderatorinnen für 
Zukunftswerkstät- 
ten vermitteln die 
Bildungsgruppe für 
Okologie und 
Selbstbeshmung 
und - vor allem für 
Umweltinitiativen 
an Hochschulen - 
die Bundeskoordi- 
nation studenti- 
scher Ökologiear- 
beit (BSÖ). Die BSÖ 
bietet auch Schu- 
lungen für Zukunfts- 
werkstathnodera- 
torInnen an. Die Bil- 
dungsgruppe ver- 
anstaltet verschie- 
denen Seminare in 
den Bereichen 
Gruppendynamik, 
Moderation, Pro- 
jektplanung. 

Bildungsgruppe für 
Ökologie und 
Selbstbestimmung 
Herrlichkeit 1 
27283 Verden 

Bundesko 
ordination 
studentischer 
Ökologiearbeit 
(BSÖ) 
Universitätsring 
12b 54296 Wer 



A k-tions - 

&E:: 
Wahrscheinlichkeit der BeWgung ein- 
schätzen - ggf. Lobbgarbeit machen. Jetzt 
gemeinsam Kommunikations- und Entschei- 
dungsstrukturen planen. 

,Projekt realisieren 

Jetzt gilt es "nur noch", das Projekt auch zu 
verwirklichen. Im allgemeinen "Gewusel" 
und der Alltagsarbeit darf die gelegentliche 
Reflexion nicht untergehen, Zuletzt: Das Per- 
fekte Projekt gibt es wohl nicht. Optimal 
sind alle Faktoren nirgendwo erfüllt. Ein 
neues Projekt wird immer ein bachen 
"Sprung ins kalte Wasser" sein. Projektarbeit 
braucht immer auch ein bißchen Mut zum Ri- 
siko. 

10 Fragen für Projektbeginn 

Die Ziele unseres Projektes und wie wir 
sie angehen wollen, stehen fest. Nun gilt es 
zu überprüfen, ob wir mit den beteiligten 
Leuten, der vorgegebenen Zeit und den für 
uns beschaffbaren Finanzmitteln das F?rojekt 
realistisch umsetzen können. Dazu dienen 
die "zehn Fragen." Es ist zweckmäßig, sie 
sich bei längeren Projekten auch während 
der Planungszeit gelegentlich neu zu stellen. 
Sie sollen nicht entmutigen - viele Projekte 
scheitern auch an zu vielen Zweiflerinnen 
und Fragen - sondern helfen, vermeidbare 
Probleme rechtzeitig zu erkennen. 

1. Sind die Voraussetzungen gegeben. um konzen- 
triert zu arbeiten? 

- Wieviele Arbeitsplätze sind nötig? Treffraum? 
Büro? Schreibtisch? Werkstätten? 

- Wo kjSnnen wir Platz mitnutzen, reicht das? 
- Bei großen Sachen: Telefonbereich und Arbeitsbe- 

reich trennbar (dauernde Anruie lähmen jede Ar- 
beit)? 

- Haben wir Arbeitsgeräte (z.B. Fax, Werkzeug, ...) 
zur Verfügung? Wer zahlt die Kosten? 

2. Besteht die Gefahr, dai3 anstehende Aufgaben un- 
terschätzt werden, bzw. sind ausreichende Ar- 
beitskapazitäten vorhanden? 

- Welche und wieviel Arbeit f@t für was an? 
- Wer hat wieviel Zeit? 
- Sind weitere Leute da, die mitarbeiten wollen ? 

3. Hat es ähnliches schon mal gegeben? 
- "Neues"ucht Zeit und Nerv, weil auch z.B. Äm- 

ter etc. sich nichts darunter vorstellen können, 
nicht damit umgehen können Auf Erfahrungen an- 
derer zurückgreifen erspart Doppelarbeit. 

4. Besteht Gefahr, persönlich "eingeengt" zu werden. 
- Bin ich (jede/r für sich) bereit, die übernommenen 

Aufgqben zu erledigen und Verantwortung dafür 
nitibenmhmen? 

- Bleibt 'ScheiOarbeit': (Eintüten, Abrechnungen. ...) 
an wenigen hängen? 

- Sind aiie bereit, die, die solche Aufgaben über- 
nehmen, mi unterstützen? 

5. Gibt es Werarchieprobleme"? 
- Haben einzelne "aüe Fäden in der Hand" oder 

wird gleichberechtigt zusammengearbeitet? 
- Wissen aile gleichemden über das Projekt 

Bescheid? 
- Transparenz? 
- Wissen aiie auch inhaltlich über die Projektziele 

Bescheid, haben sie mitgestaltet? 
- Gibt es Geschlechterrollen/-hierarchien? 
- .Werden neue, unerfahrene Leute unterstützt und 

integriert? 

6. Soll die Planung ein "Experimentierfeld" sein? 
- Mui3 alles Perfekt funktionieren" oder gibt es 

Freiräume für Fehler? 
- Wolien wir Neues ausprobieren? Haben wir die 

nötige Zeit dafür berücksichtigt? 
- Wieviel "Unprofessionaiität" können wir uns erlau- 

ben, in welchen Bereichen? 
- Sind wir offen für neue Ideen? 

7. I& eine Blockade durch nicht abgeschlossene 
Zieldbkmdonen zu befürchten? 

- Sind wir uns über die Ziele des Projektes im kla- 
ren? 

- Haben wir die Ziele klar fomuiiert - schriftlich? 
- Haben wir die Ziele gemeinsam erarbeitet oder 

war das ein Werk Einzelner? 
- Sind die Ziele auch nach a h n / &  neue Leute 

klar? 
- Gibt es weiterlaufende Diskussionen über Verän- 

derung der Projektziele? 
- Besteht Gefahr, da5 wir Ziele unter dem Druck 

von 'Sa&zwängenA aus dem Auge verlieren, uns 
anpassen ... ? 

8. Werden psychologische Faktoren berücksichtigt? 
- Ist das Projekt/die Projekte mein "Lebensinhalt", 

bestimmt es/bestimmen sie mein Leben? 
- Bin ich unter DauerstreD? 
- Wiii ich das Projekt wirklich machen, oder treibt 

mich anderes (Pflichtgefühi, Suche nach Knerken- 
nung, Gewohnheit etc.) dazu? 

- .Stimmt das persönliche Miteinander im Projekt? 

0. Was ist machbar, was ist wirklich nötig? 
- W- Aufgaben sind vordringlich? 
- Wo lassan sich Abstriche machen, wenn es nicht 
zu s M e n  ist? 

- Wer spielt "Feuernehr", wenn etwas nicht klappt? 



10. Ist die Finanzierung realistisch? 
- Kümmert sich jemand verantwortlich um Geld? 
- Haben wir die notwendige rechtliche Infrastruktur 

(Konto, ggf. Verein) oder müssen wir sie gründen? 
- Haben wir Fördermittel in Aussicht? 

2. w-d der 'hgffair 

Am Anfang gemeinsam Tagesordnung auf- 
stellen/iiberarbeiten, ggf. Protokolikontrolle. 
Genug Pausen lassen. Entscheidungen mög- 

- Können wir sparen. improvisieren, schnonen? lichst nach dem Konsensprinzip (siehe dort). 
- Haben wir einen Finanzplan, ist der realistisch? Er- 

fahrungen anderer? Alles protokollieren, bei Moderation Wand- 
- Wann bekommen W Geld, gibt es zeitliche Eng- protokolle, sonst Ergebnisprotokoll führen. 

passe? Ein "Blitzlicht" am Ende oder mittendrin 
kann helfen, das Treffen zu reflektieren. 

3. Für's nächste Treffen 
chreiben, wer was macht. Bewährt hat 
eine Tabelle mit den Fragen: Was? Wer? 

Bis wann? Zu Beginn des nächsten Treffens . 
checken, ob die Aufgaben erledigt wurden. 6.1: 

L 

1 
'lauf von Treffen I Tagesordnungspunkte. wichtig; Argumente, 

der Diskussionsstand und Ideensamrnlungen 
Gute Treffen und Plena sind zentral für je sollten für alle gut sichtbar auf Wandplaka- 

de Gruppenarbeit. Interner Austausch er- ten oder einer Tafel mitgeschrieben werden. 
möglicht gleichberechtigte Mitarbeit vieler Um Entscheidungen zu treffen, können 2.B. 
und realistische Zeitplanung. Aber gerade pro/contra-Listen geNM werden. Visualisie 
hier hapert es oft. Die folgende Liste gibt rung vermeidet Wiederholungen und bringt 
Tips, was bei der Planung eines Treffens b e  für alie sichtbar Struktur in Treffen. Bewährt 
dacht werden muß. Im Anschluß werden eini- haben sich auch "~andhngsspeicher": Eine 
ge Methoden kurz vorgestellt, die helfen, Tabelle: Was macht wer mit wem bis wann. 
Gruppentreffen effektiv und konstruktiv zu Alle verteilten Aufgaben werden hier einge- 
gestalten. tragen. Eine Kopie liegt dem Protokoll bei. 

L 
2. ~~g 

Ideen, Kritikpunkte, ... einfach auf einer 6::mr:-. Wandzeitung oder auf Karteikarten sammeln. 
Nichts wird kommentiert oder kritisiert, alles 

Es ist wichtig rechtzeitig den Termin festzu- frei raus aufgeschrieben. Sammeln und aus- 
legen, arn besten auf dem vorhergehenden wählen, trennen. Nach einem Brainstorming 
Treffen. Regelmäßige Termine sind einfacher können die Punkte gewichtet oder sortiert 
einzuhalten als unregelmäuige. und so aus einer Vielzahl wichtige Aspekte 

Im Vorfeld gilt es Tagesordnungspunkte "ausgetrichtert" werden. 
zu sammeln und die Einladung zu verschik- 
ken. Bei wichtigen Treffen vorher telefonisch 3. Rubrizieren 
erinnern!!! Wichtig ist es, den Veranstal- Eine Form des "Trichterns". Eine Vielzahl von 
tungsraum zu reservieren bm.  festnima- Punkten 2.B. aus einemD~rainstorming kann 
chen. Wenn Leute von auswärts kommen, gilt sortiert werden, indem Rubriken aus ähnli- 
es die Übernachtung zu klären. Einzelne chen Punkten durch Ausschneiden oder Um- 
Punkte können von einer Arbeitsgruppe vor- hängen zusammengestellt werden. Vorsicht: 
bereitet werden. Gegebenenfalls muß eine Bei komplexen Problemen oft unvermeidlich, 
Moderation organisiert werden. braucht aber Zeit ... 



K. Klebertl 
E.Schrader/ 
D.G. Straub: 

K&Z-~oderation 
(1987, Windmühle 

Verlag. Ham- 
burg. 165 S.) 

F. Schulz von Thun: 
Miteinander Reden 
(2 Bände. Rowohit- 
Verlag in Reinbek) 

Detaillierte Methoden 
nu Konsensfindung 
stellt die Broschüre 

'Konsens" der Werk- 
' statt für gewaltfreie 

Aktion Baden vor. 

Erhältlich beim: 
Büchertisch der 

Verdener Umwelt- 
werkstatt, Herrlich- 
keit 1 27283 Verden 

4. Blitzlicht 
Um ein Gruppenbild zu einem Thema oder 
eine Stimmung in der Gruppe transparent zu 
machen, gibt es das Blitzlicht. JedeIr antwor- 
tet reihum in wenigen Sätzen auf eine Frage- 
stellung, ohne d a  von den anderen kom- 
mentiert wird. Wichtig: Blitzlicht ist kein 
Flutlicht - kurz fassen. Blitzlicht wird nicht 
visualisiert. 

5. ModsraäoP 
Gerade bei komplexen Problemen oder in 
schwierigen Gruppensituationen - z.B. bei 
Konflikten - ist eine Moderation hilfreich. 
Ein/e ModeratorIn von außerhalb gestaltet 
das Treffen methodisch, ohne sich inhaltlich 
einzubringen. 

IW KOMSeMS .:d entscheiden 
. -.-d*&&a 

Mehrheitsentscheidungen in Gruppen 
sind problematisch. Sie führen ,tendenziell 
dazu, daD sich einige immer durchsetzen 
(dominante Leute) und andere leicht ignc 
riert werden können. 

Entscheidungsfiidung im Konsens strebt 
Lösungen an, die von einer ganzen Gruppe 
getragen werden. Jede/r kann eine Entschei- 
dung durch ein Veto blockieren. Natürlich 
hängt von der Struktur der Gruppe ab, zwi- 
schen welchen Leuten ein Konsens gefunden 
werden mu8 (siehe basisdemokratisches 
und Projektfreiheits-Modell). 

Konsensfindung ist oft anstrengend, aber 
eine sichere Grundlage für gemeinsame Ar- 
beit. Es empfielt sich, eine Entscheidung in 
folgenden Schfitten anzugehen: 

2. Rage formulieren 
Jetzt kann eine Entscheidungsfrage schrift- 
lich formuliert werden. Die Frage sollte allen 
zugänglich an der Wand aufgehängt wer- 
den. Jetzt empfielt es sich auch, einen Zeit- 
plan für die Diskussion festzulegen und je- 
manden zu finden, der/die auf die Uhr 
schaut und die Zeit im Auge behält. 

3.L&mngemsarnrneln 
Mägliche Lösungen werden gesammelt, z.B. 
in einer Runde, in der jede/r sagt, wie er/sie 
die Frage entscheiden würde. Auch ein 
Brainstorming oder Sammeln in Kleingrup- 
pen ist möglich. 

4. Dtkassfon und 
~ ~ c h l a g  

Die Möglichkeiten werden diskutiert und 
ein Entscheidungsvorschlag wird erarbeitet. 
Der V o r d a g  wird von d e n  bewertet nach 
den Stufen: Stimme vorbehaltslos zu, stimme 
mit Bedenken zu, ich stehe beiseite (enthalte 
mich, werde mich nicht an der Umsetzung 
beteiligen) oder Veto. Bedenken werden im 
Protokoll festgehalten. gibt es ein Veto, so 
muß ein neuer Vorschlag gesucht werden. 

Es soll nicht über "Kraut und Rüben" disku- Peter von Rüden 

tiert werden; aiien muß klar sein, was ent- (Bildungsgmppe fü Ökologie 
und Selbstbestimmung) 

schieden werden SOU. Viele unvorbereitete c/o Kuihu: und Ökologie e.V. 
Diskussionen scheitern schon hier. Die Aus- Postfach 11 31,21261 Verden 
gangslage und die relevanten Fakten sollten Tel. 04231/4818, Fax 4819 
allen ldar sein. eMail: p.niedenQlink-n.cl.sub.de. 



Ein unangenehmes Kapitel? - Sicherlich für  viele, die aktiv etwas für die Umwelt ma- 
chen wollen, aber sich nicht mit Paragraphen und viel Papier rumschlagen wollen. 
Aber ganz ohne geht es leider nicht. Gruppen, die Gelder von öffentlichen Stellen 
bekommen, einen Raum anmieten oder ähnliches wollen, benötigen klare rechtliche 
Verhältnisse. Auch Haftungsfragen spielen da eine gewisse Rolle: Wer kann mit wel- 
chem Geld für  Pleiten und Sachen, die schief gehen, zur Verantwortung gezogen 
werden; selbst die Möglichkeit, sich durch eine Versicherung vor Haftungsrisiken zu 
schützen, ist an eine rechtliche Struktur gebunden. Schnell kann es sinnvoll werden, 
einen Verein zu gründen. 

Ve jure 8 
de facto 

Die Struktur 

P Die Gruppe soilte strikt zwischen rechtli- 

cher und tatsächlicher Struktur unterschei- 
den. Eine rechtliche Struktur ist ein Hilfsmit- 
tel, das nötig ist, um Verträge abschließen zu 
können, Gelder zu bekommen, Risiken kon- 
troliierbar zu halten usw. Sie soilte als Werk- 
zeug für die Arbeit betrachtet werden - ähn- 
lich wie ein Computer oder ein Raum. Es gibt 
vieifäitige Möglichkeiten, die echtliche und 

L die tatsächliche Struktur einer Gruppe zu 
verknüpfen - davon wird irn folgenden die 
Rede sein. 

,Der Arbeitrstil 

Gleichberechtigte Zusammenarbeit, Of- 
fenheit gegenüber neuen Leuten, unbürokra- 
tischer und flexibler Arbeitsstil sind Eigen- 
schaften, die die Qualität einer politischen In- 
itiative entscheyend ausmachen - Vereins- 
strukturen legen d w  genaue Gegenteil nahe: 
Vorstände und feste Mitglieder sind nötig. 
Außerdem sind die rechtlichen Strukturen 
unflexibel und bürokratisch. 

Die Gruppe sollte sich nicht an Satzungen 
und Formalitäten klammern, sondern di'e Ar- 
beits- und Entscheidungsstrukturen nach 
den Erfordernissen der Projekte gestalten. 
Rechtliche Fragen sind bei diesen Überle 
gungen erst einmal unerheblich. Erst wenn . 
die Arbeitsformen klar sind, kann über eine 

7 rechtliche Struktur nach- 



Sieghart Otto: 
Vereine gründen 

und erfolgreich fük 
ren (1984, dtvin 
München, 182 S.) 

Waiter G. Renner: 
Ich organisiere mei- 

nen Verein selbst! 
(lg96, Markt & Tech- 

nik in Haar, 
242 S. plus CD) 

Mitgiiederverwal- 
tung, Buchhaltung 

usw. mit passenden 
Computerprogram 

men. 

Neufang/Geckle: 
Der Verein 

(WRS Verlag in 
Planegg, Loseblatt- 

s a d u n g )  
Ausführlich Informa- 
tionen über alle juri- 
stischen Dinge. mit 
denen ein Verein zu 
tun hat. Neben Mu- 
sterverträgen und 
allgemeinen Tips 

nir Finanzbeschaf- 
fung sind die Kapitel 
zu Steuern, Buchfüh- 
rung. Gründung, Sat- 

zung, Vereinsrecht 
und Versicherungen 

sehr hilfreich 

. Hierarchien vermeiden 

P Wo die rechtliche Struktur in der Gruppe 
in den Vordergrund rückt, wird sie ziemlich 
bald vom nützlichen Werkzeug zur erdrük- 
kenden Fessel für konstruktive Projektar- 
beit: Das Verhältnis der Aktiven untereinan- 
der rutscht ab in Vereinsmeierei. Es wird 
zwischen VorständlerInnen, Mitgliedern und 
Außenstehenden unterschieden Leute, 'die 
mehr Wissen haben oder selbstsicherer auf- 
treten, kriegen einen "PostenH und halten es 
auf einmal für legitim, daß sie etwas "bes- 
seres" als andere sind. Wer nicht "Mitglied 
ist, darf nicht mehr mitentscheiden. Vereins- 
strukturen haben die fatale Wirkung, daß sie 
- wenn sie ernst genommen werden - Un- 
gleichheiten in der Gruppe und die Tendenz, 
sich nach au5en abkchließen so verfesti- 
gen, dai3 sie nicht mehr hinterfragt werden 
können (siehe Kapitel 6, "Gruppenarbeit"). 

- Strukturen sucheh, die den Bedürfnissen 
entsprechen, erst,dann nach einer pas- 
senden juristischen Struktur suchen. 

- Flexibel bleiben und den Verein als Hiifs- 
mittel betrachten. Niemand hat mehr zu 
sagen, weil er/sie Mitglied oder im Vor- 
stand ist; entschieden wird mit allen oder 
in Krbeitsgruppen. JedeIr sagt, was sie/er 
selbst denkt und beruft sich nicht auf die 
Satzung. 

- Rechtliche Möglichkeiten der Arbeitswei- 
se anpassen - nicht umgekehrt!!!! 

Natürlich kann es Gruppen ohne aus- 
drücklich formulierte rechtliche Struktur ge- 
ben; einige Leute treffen sich einfach hin 
und wieder formlos. Das ist bei kleineren In- 
itiativen gar nicht so ungewöhnlich. Für Mei- 
ne Aktionen ist schließlich keine aufge- 
bauschte Organisation nötig. Schwierig wird 

es jedoch, sobald eine Gruppe z.B. ein Konto 
eröffnen, eine Versicherung abschließen 
oder Spenden oder Zuschüsse bekommen 
wili. Außerdem haften in einer "formlosen" 
Gruppe alle Beteiligten privat mit ihrem g e  
samten Vermögen für Schäden, die bei der 
Arbeit entstehen. Wenn die Gruppe z.B. ei- 
nen Infostand macht, und eine umfallende 
Steliwand verletzt einein PassantIn, kann es 
für alle teuer werden. 

Die "formlose" Gruppe ist für JuristInnen 
nämlich nicht "gar nichts", sondern eine "Ge 
sellsohaft bürgerlichen Rechts (GbR)". Eine 
GbR entsteht in Deutschland immer, sobald 
mehrere Leute irgendetwas gemeinsam ma- 
chen. sei es in die Kneipe gehen oder ein 
Straßentheater aufführen. Das Unangeneh- 
me an der GbR ist die "gesarntschuldneri- 
sche Haftung". Jede/r haftet für alles mit 
dem gesainten Pnvatvermögen, daher kann 
jeder beteiligten Person der gesamte Scha- 
den in Rechnung gestellt werden. 

ber nicht-rechtsfähige Verein 

b 
Der nicht-rechtsfähige Verein entsteht, in- 

dem sich eine Gruppe eine Satzung gibt. 
Diese ist quasi ein 'Vertrag" zwischen den 
Mitgliedern, der die Ziele und die Struktur 
festlegt. Außerdem muß es einen Vorstand 
geben, der die Gruppe nach au5en (recht- 
lich) vertritt. . Der nicht-rechtsfähige Verein 
ist eine etwas "schwammige" Konstruktion. 3 
Theoretisch haften noch immer alle gesamt- 
schuldnerisch, in der Rechtssprechungspra- 
xis aber normalerweise nur der Vorstand. 
Der nicht rechtsfähige Verein kann die Ge 
meinnützigkeit erlangen und damit Spen- 
d6nquittungen ausstellen. Außerdem wird er 
von vielen Geldgeberinnen als Zuwendungs- 
empfänger akzeptiert. Ein Konto eröffnen 
oder ein Telefon anmelden geht nur im Na- 
men eines Mitgliedes. 

Insgesamt ist der nicht-rechtsfähige Ver- 
ein allenfalls für Meine Gruppen zu empfeh- 
len, die sich über Spenden finanzieren und 
den bürokratischen Aufwand gering halten 
wollen. Hauptmanko neben der allgemeinen 
"Schwammigkeit" dieser Rechtsform ist die 
Haftung des Vorstandes mit Privatvermögen. 
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Dadurch werden Verantwortungsunterschie- 
de geschaffen, die rasch dazu führen. daß ei- 
nige Vorstandsmitglieder immer "übervor- 
sichtig" reagieren und für sich die tatsächli- 
che . Entscheidungsgewalt beanspruahen: 
"Ich trage ja viel mehr Risiko". 

des Vereins fest. Eine Beispielsatzung ist in 
diesem Kapitel abgedruckt und kann über- 
nommen und den eigenen Bedürfnissen an- 
gepaßt werden. 

,Vereinsorg ane 

Der Verein muß zwei "Organe" haben, eine 
Hauptversammlung und einen Vorstand. Die 
Hauptversammlung besteht normalerweise 
aus .allen Mitgliedern (allen, die bei der 
Gründung die Satzung unterschrieben haben 
und allen, die später eingetreten sind). Der 
Vorstand muß von der Hauptversammlung 
gewählt werden 

Der rechtsfähige Verein 

Für größere Gruppen und insbesondere 
Gruppen, die mit größeren Geldbeträgen 
hantieren, ist die Eintragung eines Vereins 
ins Vereinsregister ein sinnvoller Schritt. 
Dafür muß die Gruppe mindestens sieben 
Mitglieder haben. Minderjährige können ei- 
nen Verein nur eintragen, wenn der Haupt- 
meck Jugendarbeit ist. Sinnvoll ist auf jeden 
Fall, sich vorher als gemeinnützig anerken- 
nen zu lassen (siehe unten), dann wird zumin- . 
dest ein großer Teil der Gebühren für den 
Eintrag erlassen. Ist ein Verein zum Zeit- 
punkt der Eintragung 
nützig, so kostet der 
100,- DM. 

Durch den Eintrag wird der 
Verein zur "juristischen Per- 
son", er erlangt die "Rechtsfähig- 
keit". Nun kann die Gruppe zivil- 
rechtlich wie eine Person auftreten, 
das heißt, z.B. ein Konto eröffnen, einen Miet- 
vertrag abschließen etc. Auch die Hamiiig 
wird auf das Vereinsvermögen besduänkt - 
niemand riskiert privates Geld. Die Rechts- 
fähigkeit bedeutet in vielen Fäüen eine er- 
hebliche Arbeitserleichterung. Für den ein- 
getragenen Verein ist es auch am einfach- 
sten, Zuschüsse zu beantragen. Kuerdings 
bringt die Eintragung auch einen gewissen 
bürokratischen Aufwand mit sich, da jede 
Vorstandsveränderung erneut ehgatragen 
werden mui3. 

Hauptversammlung 
b 

Die Hauptversammlung ist das höchste 
Organ eines Vereins. Sie beschließt, was laut 
Satzung nicht ausdrücklich andere be- 
schließen können. 3ie wählt und entlastet 
den Vorstand und "segnet" den Kassen& 
schluß ab. Mit: der sogenannten Entlastung 
nimmt die Vollversahdung dem Vorstand 
die rechtliche Verantwortung für dessen zu- 
rückliegendes Handeln ab und überträgt die  
se auf den Verein. 

Mindestens einmal im Jahr ist eine Soge 
~ Z S  ~ 1 ~ 1 1  ZSI nannte "ordentliche Hauptversammlung" vor- 

geschrieben. Die Satzung kann auch häufige 
re Treffen mrsehen. AuMrordentliche Haupt- 

Der Verein entsteht durch einen "Vertrag" 
zwischen den Mitgliedern, die Satzung. Die 
Satzung schreibt die Ziele und die Stniktur 

versammlungen sind möglich, wie und von 
wem sie einberufen werden können, regelt 
die Satzung; es gibt allerdings eine Reihe von 
Vorschriften zu beachten. 

Institut für Beratung 
und Projeklentwick- 
lung(Hrag.): . 
Vereinspraxia 
(München 1996, AG 
Spak/Stiftung Mitar- 
beit, 144. S. und 
Diskette) 
Dieser kleine Ratge 
ber enthält fast alle 
wichtigen Theme~ , 
die von der G r h  1 
dung bis zur nu& 
sung ein- Vereins 
wichtig sein können 
Der Ratgeber ist von 
Praktikern geschrie 
ben und enthält zur 
Veramclmulichtung 
einige Raxisbeispie 
le. Besonders sinn- 
voll sind die Muster- 
vorlagen auf der Dia 
kette. 



)Vorstand Der Vorstand besteht aus mindestens 

zwei Personen Sie vertreten den Verein 
rechtlich nach aui3en. Verträge, AuWäge an 
Firmen etc. müssen vom Vorstand oder einer 
vom Vorstand beauftragten Person unter- 
schrieben werden. Ih der Praxis fragt norma- 
lerweise keiner nach, wenige Stellen ver- 
langen den N a c h d ,  ai9ß eine Person im 
Vereinsvorstand ist (&P. dieT&kom). 

Die Satzung legt h t ,  ob je ein Vorstands- 
mitglied einzeln oder alle msmnmen (ist 
ziemlich unpraktisch) mt&scrureiben müs- 
sen. Wenn in der Satzung n i c b  Gegenteili- 
ges steht, führt der Vonstand rieben der Ver- 
tretung nach außen auch die Geschäfte des 
Vereins, daher entscheidet er ziemlich 
alles nach eigenem Gutdünim~ Die G e  
schäftsführungsbefugnis kann dwch die Sat- 
zung aber eingeschränkt oder ganz ausge . 
schlossen werden. Ein "Repräsatatiwor- 
stand", der nur unterschreiben m d ,  wo dies 
verlangt wird, aber keinerlei Entscheidungs- 
befugnis hat, b t  rechtlich miiglich und unter 
Umständen auch ziemü~h sinn-. 

:r nnup-r ung m1-l 

devui Arbeit'sstil 

Wenn ein Verein als HjEmittel für die Ar- 
beit notwendig ist, gibt es mehrere Möglich- 
keiten, mit dieser Struktur so umzugehen, 
da5 Gleichberechtigung und Offenheit in 
der Gruppe trotzdem arhalten bleiben. 
Natürlich sollten aile diese Konstruktionen 
den Gruppen-Alltag nicht verbiirokratisie 
ren. Eine funktionierende Gruppe erkennt 
mensch nicht niletzt daran, da3 gar nicht 
auffällt, ob es noch ehm'verein gibt. 

Diese rechtliche Struktur pa5t gut zu ei- 
ner basisdemokratischen Arbeitsweise, wäh- 
rend sie mit dem foderalistischen Modell 
schwerer in EhJdang zu bringen ist (siehe 
Kapitel 6, "Gruppenarbeit"). Rktiven der 

Gruppe werden Mitglieder im Verein, die 
MitgUedschaft ist möglichst offenzuhalten 
(jede/r kann im Verein Mitglied werden). 
Die Befugnis des Vorstandes wird auf 
Außenvertretung eingeschränkt. Zusätzlich 
zu Hauptversammlung und Vorstand wird in 
der s a k g  ein Plenum als drittes Organ 
festgeschrieben. Das Plenum besteht eben- 
falls aus allen Mitgliedern des Vereins, kann 
aber im Gegensatz zur Hauptversammiung 
ohne "bürokratisches Brimborium" einberu- 
fen werden. 

Das Plenum führt die Vereinsgeschäfte. 
Gegebenenfalls kann in der Satzung auch 
stehen, daB das Plenum Ausschüsse mit be 
stimmten Entscheidungen betrauen kann. 
Die gcherheit für die Aktiven ist relativ 

3 
hoch, da alle auch formalrechtlich mitbe 
stimmen können. Allerdings besteht durch 
die 'Nähe" von de jure und de facto-Struktur 
eine relativ große Gefahr, da5 die Vereins- 
struktur zu wichtig genommen wird. 

Der Verein wird von mindestens sieben 
. (beliebigen) Mitgliedern gegründet. Formal 

bekommt der Vorstand für den Verein G e  
schäftsführungskompetenz. Die Mitglieder- 
versammlung ist unbedeutender Formalakt. 

Der Vorstand führt de facto aus, was von 
der Gruppe (nicht von den sieben Mitglie 3 
dem!) beschlossen wird. Die Neuaufnahme 
von Mitgliedern wird durch die Satzung 
"schwer gemacht", damit nur "zuver.ässige 
Leute" im Verein sind. Diese Struktur b e  
schränkt d e n  Formalkram auf sieben Leute, 
setzt aber ein hohes Vertrauen in der Grup 
pe voraus. Nach auf3en ist nämlich de in  die 
de jure-Struktur relevant. Die Gruppe hat 
kerne Möglichkeit, juristisch einzuschreiten, 
wenn der Verein anders handelt, als die 
GrqqmwiN. 
Das Trägmereinsmodell ist mit basisde 

mokratischer und foderalistischer Gruppen- 
&ruMiir vereinbar. Es empfiehlt sich vor al- 
lem für sozial gefestigte Gruppen und zeit- 
lich begrenzte Projekte, wo die Gefahr einer 
IUoyalität des Vereins gegenüber der Grup 
pe gering ist. 



Muster-Satzu~g . . 

§ 1 Name und S i b  
1. Der Verein trägt den Namen "Bürgerinitiative Hintertupfing". Nach seiner Eintragung ins 

Vereinsregister führt er im Namen den Zusatz e.V. 
2. Der Verein hat seinen Sitz in Hintertupfing. 

Erläuterung: 
5 1 regelt den Namen und den Vereinssitz. Der Vereinssitz ist, wenn der Verein eingetragen werden soll, der 
Ort, in dem das zuständige Amtsgericht ist. Der Satz: "Nach seiner Eintragung ..." ist nur ni?tig, wenn der 
Verein eingetragen werden soll. 

5 2 Ziele und A d g a b e m  
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige sowie überparteiliche 

und überkonfessionelle Ziele irn Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Ab 
gabenordnung. 

2. Vereinsziel ist der Schutz von Natur und Umwelt. Dieses Ziel setzt der Verein in seiner Ar- 
beit um durch: 

a) Erhaltung, Schaffung und Verbesserung der Lebensgrundlagen für das Leben von Men- 
schen sowie einer artenreichen Tier- und Pflanzenwelt. 

b) Schutz- und Hilfsm&nahmen für bedrohte Tier- und Pflanzenarten. 
C) Mitwirkung bei Planungen, die Belange des Natur- und Umweltschutzes berühren. 
d) Einwirkung auf Gesetzgebung und Verwaltung gemäß den genannten Aufgaben sowie das 

Eintreten für konsequenten Vollzug der einschlägigen Rechtsvorschriften. 
e) Öffentliches Vertreten und Verbreiten der Gedanken des Natur- und Umweltschutzes. 
f )  HinNuung von Kindern und Jugendlichen z u  Natur und deren Schutz. 
g) Erforschung und Darstellung der Grundlagen des Natur- und Umweltschutzes. 
h) Information und Weiterbildung zu Fragen des Natur- und Umweltschutzes. 
3. Die Teilnahme an Aktivitäten des Vereins ist nicht an die Mitgliedschaft gebunden. AUe 

Gremien tagen öffentlich. 

Erläuterung: 
§ 2.1. ist notwendig für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit. Der folgende Absatz konkretisiert die Ziele 
und deren Umsetzung. Hier dürfen bei gemeinnützigen Vereinen nur gemeinnützige Ziele stehen. Ein etwai- 
ger Geschäftsbetrieb I'... durch Verkauf von Büchern zu Umweltthemen" darf NICHT erwähnt werden, auch 
wenn er durchaus zulässig ist. 

' 

§ 3 M i t g l i d e r  
1. Mitglieder können natürliche Personen sein. 
2. Der Antrag auf Aufnahme kann jederzeit an den Vorstand gestellt werde. Über den Antrag 

entscheidet zunächst der Vorstand. Bei einstimmiger Annahme gilt der Antragsteller als 
vorläufig aufgenommen. Endgllltig entscheidet in jedem Fall die Hauptversammiung. 

3. Der Mitgliedsbeitrag beträgt 10,- DM im Jahr. 
4. Jedes Mitglied kann jederzeit fristlos aus dem Verein durch formlose schriftliche Erklä- 

rung gegenüber dem Vorstand austreten. Ein Ausschluß von Mitgliedern ist nicht möglich. 

Alternativen: 
5 3.1.: Für eine "Zwei-Ebenen-Struktur" wie folgt ergänzen: für Gruppen und Initiativen, die kein eigenstän- 
diger rechtsfähiger oder nicht rechtsfähiger Verein sind, kann eine natürliche Person stellvertretend Mit- 
glied werden. 
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5 3.2.: Gut für "~rägewerein" und'"~wei-~benen-~truktor". Bei "Plenums-Vkreinen" sollte eine offenere 
Lösung gewählt werden: Aufnahme von Mitgliedern erfolgt durch schrifilichen Antrag an den Vorstand. Die 
Aufnahme kann nur verweigert werden, wenn triftige W n d e  vorliegen. Lehnt der Vorstand die Aufnahme 
ab, ruht der Antrag bis zur Hauptversammlung. Der Aufnahmantrag ist endgültig abgelehnt, wenn die 
Hauptversammlung die Ablehnung mit 2/3-Mehrheit beschließt, andernfalls wird der Antragsteller aufge- 
nommen. 
5 3.3.: Ein Mitgliedsbeitrag wird nicht erhoben. 
5 3.3.: Über die Höhe des Mitgliedsbeitrages entscheidet die Hauptversammlung. 

5 4 Hauphemammiung  
- 1. Mindestens einmal pro Geschäftsjahr findet eine Hauptversammiung statt. Sie ist das 

höchste Beschlußorgan des Vereins. Sie wird mindestens vier Wochen vor Beginn durch 
den Vorstand einberufen. die Einladung erfolgt schriftlich. Einzuladen sind aiie Mitglie 
der. Eine außerordentliche Hauptversammlung kann vom Vorstand jederzeit einberufen 
werden. Auch zu dieser ist mindestens vier Wochen vorher einniladen. Auf Antrag von 
mindestens 1/10 der Mitglieder (Alternativen: von einem Mitglied, 1/4,1/3) muß der Vorstand 
eine außerordentliche Hauptversammlung einberufen. 

2. Jedes Mitglied hat eine S h e .  Stimmen sind nicht übertragbar. 
3. Satzungsänderungen bedürfe@ der 2/3Mehrheit. 
4. Dem Antrag auf geheime Absümmung ist stattzugeben. 
5. Die Aufgaben der Hauptversammlung sind insbesondere: 
a) Entgegennahme von Rechenschafts- und Erfahmgsberichten sowie Diskussion durchge- 

führter Aktivitäten. 
b) Entgegennahme und Diskussion des Kassenberichtes. 
C) Wahl und Entlastung des Vorstandes. 
d) Diskussion von Arbeitsvorhaben. 
e) Beratung und Beschluß des Haushaltsplanes. 
f) BeschluDfassung über die Satzung und Satzungsänderung. 
g) Wahl von zwei KassenprüferInnen. 
h) Entscheidung über die Neuaufnahme von Mitgliedern. . 
6. Beschlüsse der Hauptversammlung sind schriftlich niederzuiegen und von Versamm- 

lungsleiterln und ProtokollantIn zu unterzeichnen. 

Alternativen: 
3 4.2. Bei der "Zwei-Ebenen-Struktur" wird "Einzelmitglieder haben eine Stimme" ersetzt durch "Mitglie- 
der, die für eine Gruppe stellvertretend Mitglied sind, können bis zu 30 Delegierte entsenden. Stimmhiiu- 
fung ist unzulässig. Delegierte müssen nicht Mitglied der Gruppe sein, die sie vertreten." 
5 4. = Plenum (Nur bei "Plenums-Verein") 
1. Das Plenum besteht aus allen Mitgliedern des Vereins. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Das Plenum führt 
die Vereinsgeschäfte und beschließt über aktuelle Aktivitäten und Vorhaben. Der Vorstand ist an Plenums- 
beschlüsse gebunden. Das Plenum ist an Hauptversammlungsbeschüisse gebunden. 
2. Das Plenum entscheidet mit einfacher Mehrheit (Alternativ: einvernehmlich. Kommt kein Konsens 
zustande, ist eine außerordentliche Hauptversammlung einzuberufen). 
3. Das Plenum kann die Bildung von Ausschüssen beschließen und diesen Einzelentscheidungen oder die Ent- 
scheidung über bestimmte Arbeitsbereiche übertragen. 
4. Beschließt das Plenum das Mißtrauen gegen den Vorstand, sind unverzüglich Neuwahlen einzuleiten. 

5 5 Vorstaiid 
1. Der Vorstand im Sinne von 926 BGB besteht aus zwei bis fünf SprecherInnen und einem/r 

Schatzmeisterh. Jedes Vorstandsmitglied ist allein vertretungsberechtigt. Vorstandsmit- 
I glieder müssen nicht Mitglied des Vereins sein. 

2. Der Vorstand wird jährlich von der Hauptversammlung mit einfacher Mehrheit gewählt. 
Dabei ist zunächst über die Anzahl der zu wählenden SprecherInnen abzustimmen. An- 
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schließend werden die Sprecherhen einzeln gewählt. Bei gleicher Anzahi von Kandida- 
tInnen und SprecherInnenposten ist Blockwahi möglich, wenn die Hauptversammlung 
dem einstimmig zustimmt. Der/die SchatzmeisterIn ist einzeln zu wählen. 

3. Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahi im Amt. 
4. Eine außerordentliche Hauptversammlung kann mit 2/SMehrheit sofortige Neuwahi be- 

schließen. Trotzdem ist auf der nächsten ordentlichen Hauptversammiung der Vorstand 
neu zu wählen. 

5. Der Vorstand ist an Entscheidungen der ~au~ tve r sammlun~  (~IternaGv: und des Plenums) ge- 
bunden. 

6. Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 
7. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und ist höchstes Beschlußorgan zwischen 

den Hauptversammlungen 

Alternativ: 
Bei "Plenums-Verein": 5 5.7. Der Vorstand führt Beschlüsse der Hauptversammlung und des Plenums aus 
und hat keine eigene Geschaftsführungs- oder Entscheidungskompetenz 

Q Sa Projekte ("Projektfreiheitsparagraphu - wichtig bei föderalistischer Gruppenstruktur) 
1. Durch Ideen und Initiativen von Aktiven sollen konkrete Projekte in Arbeitsgruppen bear- 

beitet werden. 
2. Die Arbeitsinhalte und Arbeitsformen werden im Rahmen der Satzung und allgemeiner Be  

schiüsse der Hauptversammlung von den Aktiven selbst bestimmt. 
3. Ein Projekt muß vom Vorstand anerkannt werden, wenn mindestens drei Personen mitar- 

beiten, ein Haushaltsplan vorliegt und das Projekt Vereinszielen und &gemeinen Be 
schlüssen der Hauptversammiung entspricht. 

Q 6 Finanzen (muß bei gemeinnützigen Vereinen enthalten sein) 
1. Der Verein finanziert sich aus Zuschüssen, Spenden und Zahlungen der Mitglieder. 
2. Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
3. Alle Ausgaben dürfen nur für Projekte und Aufgaben im Rahmen dieser Satzung getätigt 

werden. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftli- 
che Zwecke. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Vereinszweck fremd sind, 
oder durch unverhäitnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Die Kassenprüfung erfolgt jährlich. 

92 ----=W- 
1. Das Geschäftsjahr ist das Kalende jahr. 
2. Über alle Sitzungen und Versammlungen sind Protokolle zu fertigen, die von Protokollan- 

tIn und Versammlungsleiterh zu unterzeichnen sind. 
3. Falls nicht anders festgelegt, genügt bei Abstimmungen die einfache Mehrheit. 

9 8  AllfCÖ3- 
Die Auflösung des Vereins kann durch die Hauptversammlung mit 2/3-Mehrheit beschlos- 
sen werden. Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall des bisherigen Vereinszwecks flie5t 
das Vermögen dem/der xxnx (anderer gemeinnütziger Verein) zu, die es unmittelbar und aus- 
schließlich für gemeinnützige Zwecke im Natur- und Umweltschutz zu verwenden hat. 

Erläuterung: 
Soll der Verein gemeinnutzig werden, will das Finanzamt eine Bestatigung der Gemeinnützigkeit des Ver- 
eins, an den das Vermögen fließt, sehen. Es kann auch verfügt werden, daß das Vermögen an die Stadtkasse 
fällt, falls kein anderer Verein bekannt ist. 

- 



,,D Aktions - 

bstverwaltungsstatut 

Eine etwas höhere Sicherheit ergibt sich, 
wenn die Mitgliederversanuniung (die s i e  
ben Mitglieder des Fördervereins) neben 
der Satzung eiri Selbstverwaltungsstatut be- 
schließt. In diesem Statut wird beschlossen, 
d d  der Verein nur die Beschlüsse eines offe- 
nen Plenums ausführt, in dem nicht nur Mit- 
glieder entscheiden. 

Das Selbstverwdtungsstatut bewegt sich 
in einer rechtlichen Wrauzone", es darf nicht 
Bestandteil der Satzung sein oder in der Sat- 
zung gefordert werden Selbstverwaltungs- 
statute sind 2.B. bei Jugendzentren üblich. 

Zwei-Ebenen-Stru ktur 

aufwendigste Struktur, aber gerade 
bei föderalistisch organisierten ' ~ r u ~ ~ e n  
auch die "sauberste" Verkniipfung zwischen 
tatsächlic'her Struktur und Verein, ist eine 
Zwei-Ebenen-Struktur. 

In der Satzung wird festgelegt, da5 Grup 
pen Mitglied des Vereins werden können, in 
dem eine Person stellvertretend Mitglied 
wird. Die Hauptversammlung besteht nicht 
aus den Mitgliedern direkt, sondern jedes 
Mitglied kann eine hohe Zahl (z.B. SO) Dele- 
gierte entsenden Das steht auch in der Sat- 
zung. 

Stimmen sind nicht Übertrag- oder anhäuf- 
bar. Die Gruppe wird so Mitglied im Verein, 
oder gegebenenfalls auch einzelne Projekte 
einzeln. Wie die Gruppe ihre Delegierten be- 
stimmt, geht den Verein nichts an. Direkt vor 
der Hauptversammlung werden auf dem 
Gruppentreffen alle Anwesenden zu Dele- 
gierten gewählt. Im Alltag tritt der Verein als 
Trägerverein auf, führt daher aus, was die 
Gruppe will. 

Gibt es Konflikte zwischen Vereinsvor- 
stand und Gruppe, wird einfach eine Mitglie- 
derversamrnlung einberufen und ein neuer 
Vorstand gewählt. Gruppe und Verein sind 
deutlich getrennt - Mitentscheiden in der 
Gruppe 2.B. ist nicht an formelle Vereinsmit- 
gliedschaft gebunden - und trotzdem kann 
die Gruppe im Konfiiktfaii den Vereinsvor- 
stand auswechseln. 

Einem ver e ~ n  
grVnden 1, 

~unächstmuß die antscheidung fallen, ob 
ein Verein nötig ist, dann ist zu überlegen, 
welches Modell gewählt werden soll, davon 
hängt die Formulierung der Satzung ab. Zu 
entscheiden ist auch, ob der Verein eingetra- 
gen werden soll. Wenn ja, sind mindestens 
sieben Gründungsmitglieder erforderlich, 
und die Satzung mu8 Zweck, Name und Sitz 
des Vereins enthalten. In der Satzung muß 
stehen, da5 der Verein eingetragen werden 
soll. Sie muß außerdem Bestimmungen ent- 
halten über Eintritt und Austritt, einen Mit- 
gliedsbeitrag (kann auch hei8en: es gibt kei- 
nen), die Bildung des Vorstandes (Wahlver- 
fahren, Zusammensetzung), die Vorausset- 
zungen, unter denen eine Hauptversamm- 
lung einniberufen ist (z.B. jährlich und auf 
Verlangen einer Minderheit), die Einla- 
dungsfrist für Hauptversammlungen und die 
Protokollierung der Beschlüsse. Diese Be- 
stimmungen besagen nur, da5 die Punkte in 
der Satzung geregelt sein müssen, nicht wie. 

E z Z m d  eine Satzung enworfen 
werden (ggf. mit Hilfe der kommentierten), 
diese kann, falls der Verein eingetragen wer- 
den so& beim Amtsgericht (Vereinsregister) 
vom/von der zuständigen RechtspflegerIn 
vorgeprüft werden. Soll der Verein auch als 
gemeinnützig anerkannt werden, kann auch 
das Finanzamt die Satzung vorprüfen. 

GründungsversammIung 

b Eine Gründungsversammlung kann ein 

Abendessen sein, bei dem mindestens sie- 
ben Gründungsmitglieder die Satzung unter- 
schreiben Außerdem sind eine Teilnehrne- 
~Innenliste mit Adressen und ein Protokoll 
nach dem Muster der in diesem Kapitel ab 
gedruckten nötig. Wer das Protokoll unter- 
schreiben muß, hängt von der Satzung ab. 
Vorstand und zwei KassenprüferInnen kön- 
nen gleich gewählt werden. 



Ni- über die k d h d e m a d e  Versanudumg 
des Vereins gürgerkritiaave Htreerh&bg 

1. Erwhung 
Stefan Schulz eröffent die Versammiung und begrüßt die Anwesenden. Er stelit die Anwesenheit fest. Auf Vor- 
schlag von Hans Meier wird Stefanie Hahssen als Versammlungsleiterin einstimmig ohne Enthaltungen gewählt. 
Sie nimmt die Wahl an. Auf Vorschlag von Hans Meier wird Stefan Schulz als hotokoliant einstimmig ohne Ent- 
haltungen gewählt. Er nimmt die Wahl an. 

2. Satzung 
Stefan Schulz stellt den Satzungsentwurf vor. In der anschliei3enden Diskussion werden keine hderungsvor- 
schiäge eingebracht. Der Entwurf wird unverändert einstimmig ohne Enthaltungen angenommen undvon den 
Gründungsmitgliedem unterzeichnet. 

3. Wahi dea VoPrdandar 
Kathrin Schröder beantragt, drei Sprecherinnen zu wählen. Der Antrag wird einshmig ohne Enthaltungen an- 
genommen. Als Sprecherinnen kandidieren Heike Hinkel, Carolin Müüer und Michael Johannson. Stefanie 
Hanssen beantragt Blockwahi. Dem Antrag wird einstimmig ohne Enthaltungen stattgegeben. Die KandidatIn- 
nen werden einstimmig bei drei Enthaltungen gewähit. Heike Hinkel, Carolin Miiiler und Micheal Johannson 
nehmen die Wahl an. Für den Posten der Schabmeisterin schlägt Caroiin Müller Kathrin Schröder vor. 
Schröder nimmt die Kandidtur an und wird einstimmig bei einer Enthaltung gewählt. Sie nimmt die Wahl an. 

4. wahi der -1- 
Auf Vorschlag von Stefanie Hanssen kandidieren Hans Meier und Judith Bacher als KassenprüferInnen Sie wer- 
den einstimmig bei einer Enthaltung gewählt und nehmen die Wahl an 

5. ~ ~ g m  
Die Versammlung beschlie5t einstimmig ohne Enthaltungen, den Vorstand zu beauftragen, die Gemeinnützig- 
keit zu beantragen und den Verein ins Vereinsregister ehiragen zu lassen. 

6. Schiu8 der V o r s d u n @  
Die Versammlung wird durch Stefanie H m e n  geschlossen. 

Unterschriften 
(Stefanie Hanssen, Versammlungsleitung) (Stefan Schulz, Protokoll) 

Beglaubigung & Eintragung 

b 
Wenn alles erledigt ist, gehen alle Vor- 

stands(!)mitglieder mit der Originalsatzung, 
einer Kopie, dem Gründungsprotokoli (Ongi- 
nal und Kopie) und einer Kopie der Teiineh- 
merInnenliste zu einem Notar und machen ei- 
nen Unterschriftsterrnin. 

Die Eintragung muß beim Notar von d e n  
Vorstandsmitgliedern unterschrieben wer- 
den (Personalausweis mitbringen). Der Notar 
nimmt rund 40,- DM Gebühr dafür. Anson- 
sten kann auch bei den jeweiligen Ortsge- 
richten bzw. Gemeindeverwaltungen in den 
Wohnorten der Vorstandsmitglieder um eine 
Unterschriftenbeglaubigung gebeten wer- 
den, diese kostet pro Unterschrift 1,50 DM 

bis 10,- DM. Ist der Verein gemeinnützig 
(wer genug Zeit hat, wartet mit der Eintra- 
gung, bis eine Bescheinigung vom Finanzamt 
da ist), spart eine Kopie der Freistellung G e  
richtsgebühren. Diese Originai-Satzung so- 
wie TeiinehmerInnenliste und Gründungs- 
protokoll werden beim Amtsgericht mit ei- 
nem Formbrief zur Beantragung der Eintra- 
gung eingereicht. , 

Irgendwann kommt dann ein Vereinsregi- 
sterauszug vom Amtsgericht. Der muß unter 
Umständen vorgelegt werden, wenn der Vor- 
stand für den Verein etwas unterschreibt @.B. 
Kontoeröffnung), um die Berechtigung nach- 
zuweisen - die Vorstandsmitglieder sind hier 
namentlich aufgeführt. Jede Veränderung im 
Vorstand muß wieder eingetragen werden. 



$emeinnützigkeit 

Ein rechtsfähiger oder nicht rechtsfGger 
Verein kann beim zuständigen Finanzamt 
die Gemeinnützigkeit beantragen Dazu müs- 
sen in der Satzung ein paar Dinge stehen (in 
der Mustersatzung erläutert), die vor aiiem 
aussagen, daß der Verein keine Gelder er- 
wirtschaften soll, sondern uneigennützig tä- 
tig ist und alle Gelder nur für die satzungs- 
gemäßen Ziele einsetzt. Dabei ist wichtig, 
daß in der Satzung nur Ziele stehen, die laut 
Abgabenordnung ' gemeinnüGg sind (z.B. 
Umweltschutz). Die Liste der gemeinnützi- 
gen Ziele gibt es bei jedem Finanzamt. 
Wichtig ist auch der Absatz, daß der Verein 
"unmittelbar und ausschließlich gemeinnützi- 
ge Ziele" verfolgt. 

,Steuerf reistellung 

Die Anerkennung als gemeinnützig hat 
vor allem Auswirkungen auf die Besteuerung 
des Vereins. So wie eine Einzelperson Lohn- 
oder Einkommenssteuer bezahlen muß, müs- 
sen Körperschaften (also z.B. Vereine) Kör- 
perschaftssteuer bezahlen. Die Anerken- 
nung durch das Finanzamt befreit den 
Verein (rückwirkend für ein oder drei 
Jahr/e) von dieser Steuer. Wichtig: Viele Zu- 
schußgeberInnen geben Geld nur an Ver- 
eine, die als gemeinnützig anerkannt sind. 

Steuerabzugsf ähige Spenden 

b 
F Spenden an gemeinnützige Vereine sind 
steuerlich absetzbar. Leute, die etwas spen- 
den, bekommen eine Spendenquittung. 
Wenn die SpenderInnen die Quittungen bei 
ihrer Steuererkiärung einreichen, brauchen 
sie den gespendeten Betrag nicht zu versteu- 
ern. Je nach Vereinszielen kann der Verein 
entweder selbst Spendenquittungen schrei- 
ben oder muß dies über die Stadtkasse ma- 
chen lassen Welches Verfahren anzuwen- 
den ist. entscheidet das Finanzamt nach der 
Satzung. Nach der Mustersatzung müssen 
Spendenquittungen über die Stadtkasse aus- 
gestelit werden, da Umweltschutz kein "be  J 
sonders gemeinnütziges" Ziel ist, das das 
Selbstausstelien ermöglicht. 
Ein Verein mit mehreren Zielen kann un- 

ter Umständen für einige selbst Spenden- 
qriittungen ausstellen, während dies für an- 
dere über die Stadtkasse geschehen muß. 
Bei Barspenden ist das Verfahren über die 
Stadtkasse fth den Verein sogar einfacher, 
da hier die Stadtkasse die Arbeit des Quit- 
tungen- Schreibens übernimmt. Die Abwick- 
lung von Sachspenden ist hingegen kompli- 
ziert und relativ unpraktikabel. Hier ist die 
besondere Gemeinnützigkeit ein echter Vor- 
teil. Wer Spendenquittungen über die Stadt- 
kasse ausstellen lassen mu5, läßt sich am 
besten das Verfahren von den zuständigen 
SachbearbeiterInnen erklären. 
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Antrag auf Gemeinnützigkeit 

b 
Der Antrag erfolgt formlos. Am einfach- 

sten ist es, persönlich zum Finanzamt zu g e  
hen und eine Kopie von Satzung und Grün- 
dungsprotokoll dort abzugeben - falls der 
Verein bereits eingetragen ist, auch eine Ko- 
pie des Registerauszugs. In der Satzung muß 
festgelegt sein, welcher Verein bei Auflö- 
sung und "nach Einwilligung des Finanzam- 
tes" das Vermögen erhält, ansonsten b e  
kommt es 'Vater Staat". Die Gemeinnützigkeit 
dieses Vereins muß dem Finanzamt durch ei- 
ne entsprechende Bescheinigung nachge 
wiesen werden Nach einiger Zeit erhält der 
neugegründete Verein eine "Vorläufige Be- 
scheinigung". Die Gemeinnützigkeit wird im- 
mer rückwirkend für vergangene Jahre aner- 
kannt, nachdem Tätigkeitsberichte, Jahres- 
kassenabschlüsse und Steuererklärungen 
eingereicht wurden. Den endgllltigen "Frei- 
stellungsbescheid" gibt es also immer erst 
für bereits vergangene Jahre. 

Tatsächliche 
Geschäftsführung 

Es genügt nicht, die gemeinnützigen 
Zwecke nur in der Satzung zu beschreiben, 
sie müssen auch den tatsächlichen Tätigkei- 
ten des Vereins-entsprechen. Das Finanzamt 
überprüft daher normalerweise alle drei Jah- 
re (unter Umständen auch jedes Jahr), ob die 
Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit wei- 
terhin erfüllt sind. Der Verein bekommt dazu 
einen Steuererklärungsvordruck zugesandt. 
Wer eine ordnungsgemäße Buchführung hat 
(siehe Kapitel 14, "Finanzen"), für den ist das 
Ausfüllen nicht schwer. Neben dem Formular 
will das Finanzamt auch Kassenabschlüsse, 
ggf. auch Vermögensberichte und vor aliern 
Tätigkeitsbenchte sehen. Wichtig ist, daß 
beides übereinstimmt. Die Belege kontrol- 
liert das Finanzamt nur selten. Nach der Prü- 
fung erhält der Verein rückwirkend für die 
letzten Jahre einen Freisteliungsbescheid, 
der ähnlich wie die 'Vorläufige Bescheini- 
gung" aussieht. Aufpassen: Ein Verlust der 
~emeinnübh~keit kann zur Einziehung von 
Vereinsvermögen führen! 

. Zweck- & Geschäftsbetrieb 

P Finanzämter unterscheiden zwischen ver- 

schiedenen Tätigkeitsbereichen eines Ver- 
eins; den "ideellen Bereich", die "Vermögens- 
verwaltung", den "Zvveckbetrieb" und den 
'tnrirtschaftlichen Geschäftsbetrieb". Der G e  
schäftsbetrieb ist nicht steuerbefreit! Es gibt 
aber eine Freigrenze: Solange im Geschäfts- 
betrieb weniger als 60.000,- DM im Jahr ein- 
genommen werden, faiien keine Körper- 
schafts- und Gewerbesteuern an. Dennoch 
muß die Höbe des Geschäftsbetriebes für 
das Finanzamt aus dem Jahresabschluß er- 
kenntlich sein. 

In den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
qehört alles, was ein Verein an Leistuwen Y 

- 
gegen Entgelt anbietet, die sich an die A lge  7-11 
meinheit richten. S o f m  der Verein damit in - 
Konkurrenz zu Gewerbetreibenden tritt, liegt 
auch da& ein Geschäf@betrieb vor, wenn 
die Leistung auf die Mitglieder beschränkt 
ist und nicht zur Verwirklichung des Vereins- 
zwecks dient. Geschäftsbetrieb sind 2.B. An- 
zeigen in Zeitungen, die der Verein heraus- 
gibt, Verkauf von Broerehüren oder Büchern 
und der Getränkestand beim StraBepfest. 

Schwierig ist die Abgrenzung nun steuer- 
freien "Zweckbetriebn. Ein Zweckbetneb ist 
dann gegeben, wenn die wirtschaftliche Tä- 
tigkeit insgesamt zur Verwirklichung des 
Vereinszwecks dient. Das ist nicht der Fall, 
wenn die Tätigkeit nur Geld für Vereinsarbeit 
beschaffen soli. Eintrittsgelder sind 2.B. 
Zweckbetrieb, - Getränkeverkauf ist G e  
schäftsbetrieb. Wer sich unsicher ist, kann 
beim Finanzamt nachfragen und sich eine 
verbindliche Ausktmft geben lassen. 'Vermö- 
gensverwaltungl' sind Einnahmen aus Zinsen 
etc. Das dürfte für eine I n i t i v e  aber keine 
Rolle spielen 

Der 'ideelle Bereichn ist alles, was für sat- 
zungsgemäf5e Ziele des Vereins ausgegeben 
wird, ohne dai3 Leistungen gegen Entgelt an- 
geboten werden, 2.B. Druck eines Flugblattes 
oder Organisation einer Demonstration. Zu- 
schüsse ohne Gegenleistung an den/die 
GeldgeberIn sind ebenfalls ideell. Wird 
dem/der ZuschußgeberIn gegenüber eine 
Gegenleistung erbracht, so handelt es sich 
um einen steuerpflichtigen Geschäftsbetrieb 
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chtig: daß für einen Zuschuß überhaupt 
ras gemacht. werden mui3, ist irrelevant - 
wenn der/die ZuschußgeberIn den Vor- 
hat). 
Der GeschäItsbeMeb darf niemals Verlu- 
machen. Sonst besteht die Gefahr, da8 
Gemeinnützigkeit aberkannt wird, weil 

3 Finanzamt das so bewertet, daD eine 
tschaftliche ~äti~lceit aus gemeinnützi- 
I Geldern subventioniert wird Es ist aber 
lglich, verschiedene Geschäftsbetriebe zu 
rechnen und ein Minus in einem durch 
Plus im anderen auszugleichen. 

Haftung & Versicherung 
b 

Wenn ein eingetragener Verein existiert, 
das Haftungsrisiko auf das Vereinsvermö- 
n beschränkt. Trotzdem ist es sinnvoll, 
n Verein durch eine Haftpflichtversiche 
ig zu schützen. Private Haffpflichtversi- 
rrungen zahlen in aller Regel nicht für 
häden, die irn Rahmen von ehrenamtlicher 
tigkeit entstanden sind. Bei Untergliede 
igen voii Umweltverbänden besteht nor- 
derweise ~ersich&gsschutz durch den 
rband; aber Vorsicht, manchmal sind nur 
tglieder versichert und nicht aiie Mitar- 
iterInnen von M t ä t e n  im Rahmen der 
reinsarbeit. Auf diesen Unterschied gilt es 
ch bei Abschluß einer eigenen Versiche- 
ig zu achten. ' 

Beim Abschluß einer Versicherung ist es 
Sam, eine/n unabhängige/n Versiche- 

mehr, weil die Provision von den Versiche 
rungs&sellschaften getragen wird und er- 
spart viel Mühe beim Vergleich von Leistun- 
gen und Preisen. 

Neben der Haftpflichtversicherung kann 
auch eine Unfallversicherung für Vereinsak- 
tivitäten sinnvoll sein. Wo viel mit dem Auto 
gefahren wird - wenn es denn sein muß - ist 
eine Dienstreise-Kaskoversicherung ratsam. 
Sie deckt Schäden an privaten Autos der Ak- 
tiven, die auf dem Weg zu Aktivitäten des 
Vereins geschehen. Im Gegensatz zur priva- 
ten VoUasko entfällt die Hochstufung im 
Schademfali, im Gegensatz zur Teilkasko 
werden alle Schäden übernommen. Die 
DienstreiseKasko greift auch bei gemiete 
ten Autos - eine Versicherung über den/die 
VerrnieterIn ist also nicht mehr nötig. Ach- 
tung: Wer staatliche Zuwendungen b e  
kommt, kann Versicherungen nur dann a b  
rechnen, wenn dies im Vorfeld einer Veran- 
staltung ausdriicklich vereinbart wurde. 

Peter von Rüden 
(BiEdmpgmppe für Ökologie 
und Selbshstimmung) 
c/o Kultur und Ökologie e.V. 
Postfach 11 31,27261 Verden 
Td CMB1/4828, Fax 4879 
d k i L  p.niedenQlink-n.cl.sub.de. 



eemeinsauui geht's besser 
& 

Zum Durchsetzen von Interessen eine Lobby oder öffentlichen Druck aufzubauen, 
dürfte Ziel aller Umweltgruppen sein. Ob es allerdings gelingt, alle gar so ver- 
schiedenen Persönlichkeiten und Ansprüche in einer einzigen Gruppe zusammenzu- 
fassen, ist eher zweifelhaft - zu eigenwillig sind die persönlichen Befindlichkeiten 
gerade engagierter Menschen und Gruppen. Von daher bietet sich eine Bündnis- 
oder Netzwerkstruktur an, bei der sich Gruppen und Personen als eigenständig 
bleibende Elemente wegen eines oder mehrerer gemeinsamedr Anliegen(s) zu- 
sammenschließen. 

m 

Für eine Umweltgruppe, die nicht als ein- 
same Mahnerin in der Wüste erscheinen 
möchte, sondern für ihr Aniiegen breite Öf- 
fentlichkeit oder sogar breite Zustimmung er- 
zeugen möchte, ist die Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen oft unerläulich. Der Unter- 
schied eines Netzwerkes und eines Bündnis- 
ses scheint nebensächlich. Doch bei näherer 
Betrachtung kommen die Vorzüge des einen 
und des anderen zum Vorschein. 

)Bündnisse Unter Bündnissen sind jene Zusammen- 

schlüsse zu verstehen, in welchen sich ver- 
schiedene Vereine und Gruppen mekt auf 
höchster Entscheidungsebene treffen. Das 
heißt, Delegierte der Vorstände kommen zu- 
sammen, um gemeinsame Forderungen m 
erarbeiten und dann nach außen in die Öf- 
fentlichkeit zu tragen. Eine klassische Vemet- 
zung beschränkt sich dagegen nicht auf die 
"Vorstandsetage". 

F Umweltnetzwerke sind offen für aüe, unab 
hängig von Amt und Würden. Während in 
Umweltbündnissen die jeweiligen Vorstands- 

vertreter oftmals intern konkurrierend die In- 
teressen ihrer jeweiligen Verbände zu vertre 
ten haben und sich nicht selten bei unange 
nehmen Fragestellungen auf die angeblich 
notwendige Rücksprache mit ihrem Vorstand - 
oder gar ihrer Basisversarnrnlung berufen, 8.1 
haben Umweltnetzwerke unverbindliche Ent- 1 

scheidungsstrukturen. Denn hier geht es w e  
niger um das Vorlegen von Forderungskata- 
logen und Resolutionen; hier stehen konkrete 
Aktionen im Vordergrund. 

Gerade bei Netzwerken bietet sich die 
projektorientierte Arbeitsweise an. Das heißt, 
unabhängig von Verbandszugehörigkeit und 
Einfluß innerhalb von Organisationen, bilden 
sich im Rahmen von Netzwerktreffen Projekt- 
gruppen, die Einzelfragen nachgehen bzw. 
einzelne Aufgaben übernehmen (siehe Kapi- 
tel 6, "Gruppenarbeit"). 

Deutsche 
Umweltsüiiung: 
AdreDbuch 
Umweltschutz 
(1996, Bauverlag in 
Wiesbaden, 742 S.) 
Schon die 4. Auflage, 
und wieder ein bi5 
chen dicker gewor- 
den ist das wohl 
wichtigste AdreS 
buch ftir Behörden. 
Verbände, institute 
usw. Nach Themen- 
gebieten b m  Bun- 
desländern gegiie- 
dert finden sich über 
5.000 Adressen 
Unentbehrlich! 



Warum verbands- 
übergreif end? 

1 Sportverein und Hausfrauenverband auf den 
1 ersten Blick nicht viel mit Umweltschutz zu 

tun haben. Auch hier gibt es durchaus an 
den Belancren des Umweltschutzes interes- 

Aktionen und Veranstaltungen, die von sierte Leute. Scheuklappen sollten wenig- 
mehreren Gruppen getragen werden, sind stens bei der Einladung für das erste Reffen 
meist erheblich öffentlichkeit&ksamer als abgelegt werden. 
solche, bei denen nur mal wieder "die Natur- 
schützerInnen unter ddi" gegen oder für et- 
was sind. Verbandsübergreifende Aktivitä- 
ten bieten 'zudem die oft notvkendige Mög- 
lichkeit "mal über den eigenen Tellerrand zu 
schauen" und festzustellen, daß die eigene 
Organisation ein Thema für sich nicht g e  
pachtet hat sowie vielleicht sogar die Er- 
kenntnis, daß andere schon viel weiter sind 
als mensch selbst. Zudem lassen sich durch 
Bündnisse und Netzwerke neue Leute einbin- 
den, und es tauchen meistens auch neue 
Aspekte auf, die so.rroch nicht bedacht wa- 
ren oder mangels Kompetenz nicht bedacht 
werden konnten, Auch der Pool an Kontakten 
wächst. Einzig die Schlagkräftigkeit geht 
vielleicht verloren, zumindest dann, wenn die 
Struktur des Bündnisses die Entscheidungs- 
Wege verlängert. Doch auch hier stellen pro- 
jektorientierte Entscheidungswege eine sinn- 
volle Alternative dar. 

Wie aber k a m t  es zu einer verbands- 
übergreifenden Zusammenarbeit? Wie be- 
kommen wir möglichst viele Leute aus mög- 
lichst vielen Gruppen zum ersten Reffen? 

gituation checken 

Zunächst gilt es, die Lage zu checken: 

Adressen organisieren 

Nun gilt es, die Adressen dieser Gruppen 
herauszubekommen. Sichere Quellen sind 
Adressverzeichni&e von Vereinsringen, von 
Stadt und Kreis, aber auch Regionalkalen- 
der. Wenn es bereits öffentliche Einrichtun- J 
gen wie Projektwerkstätten, Umweltzentren 
etc. gibt, wissen diese meistens über die Exi- 
stenz weiterer interessanter Gruppen Be  
scheid. 

. Kontakt aufnehmen 

P Je nachdem, wieviel Gewicht der Anwe 

senheit einzelner Personen oder Verbände 
gegeben wird, sind nun Telefonate mit den 
Kontaktpersonen der Vereine zu führen. Ent- 
scheidende Frage ist, nach Schilderung der 
grundsätzlichen Idee, denldie thematische 
AnsprechpartnerIn in der Gruppe heraus- 
zufinden, wenn die angesprochene Kontakt- 
person sich selber nicht interessiert zeigt. Es 3 
ist auf jeden Fall sinnvoll, dannach zu fragen, 
ob bereits etwas zum Themenfeld gelaufen 
ist oder in Vorbereitung ist und wer hierbei 
die Federführung hat(te). Wichtig ist es, 
auch wirklich an die "Umweltleute" der Verei- 
ne heranzukommen und sich nicht von deren 
überlasteten Allround- und Spitzenfunktionä- 
ren abwimmeln zu lassen. 

Gibt es einen herausragenden Anlaß für die 
Gründung eines Umweltbündnisses oder ei- 
nes Umweltnetzwerkes? Welche Gruppen ,Terminplanung 
gibt es in der Region, die mit Umweltschutz 
im allgemeinen oder mit den konkreten Pro- Nun sollte in Rückkopplung mit möglichst 
blem irn besonderen befaDt sind oder die es vielen eine Terminplanung erfolgen; wichtig 
lohnt, damit zu k&ontieren? Dabei sollten dabei ist, genügend zeitlichen Spielraum zu 
sich die Initiatorhen nicht davon abschrek- schaffen und ein Treffen nicht übers Knie zu 
ken lassen, dai3 Rotes Kreuz. Feuerwehr, brechen. Volle Terminkalender sind unter 



den wenigen Aktiven fast die Regel. Bei der 
. Terminauswahl sollte darauf geachtet wer- 

den, dai3 neben den angesprochenen Ver- 
einsleuten noch genügend Zeit für eine Pres- 
semitteilung (siehe Kapitel 11, "Pressearbeit") 
und vielleicht sogar für eine Veröffentlichung 
in den Rundbriefen der Gruppen bleibt. Auch 
sollte der Termin für den Abend angesetzt 
werden, um nicht nur "Hauptamtlichen" und 
besonders engagierten FunktioniirInnen, 
sondern auch Berufstätige die Möglichkeit 
zu eröffnen, dazuzukommen. Wochenend- 
und Feiertagstermine sollten vermieden wer- 
den Zudem ist es nicht verkehrt, sich zu er- 
kundigen, ob noch irgendwelche attraktiven 

L Parailelveranstaltungen stattfinden (Kommu- 
nal-Parlamentssitzungen, Dorffeste, Fußbail- 
spiele im Fernsehen etc.) 

Um auch eher biedere Zeitgenossen zum 
ersten Treffen zu bekommen, sollten, zumin- 
dest beim ersten Mai, umstrittene Tagungs- 
räumlichkeiten vermieden werden. 

Szenekneipen und manche Vereinsheime 
erzeugen nämlich bei vielen eine "Schwellen- 
angst", die mit der Themenstellung des ent- 
stehenden Netzwerkes oder Bündnisses gar 
nichts zu tun haben muß. Daher ist ein mög- 
lichst "neutraler Grund" empfehlenswert. 

L Auch Gaststätten mit "Verzehr-Zwang" sind 
eher ungeeignet, denn ständig wird die Ver- 
anstaltung von Getränkeofferten der Bedie 
nung unterbrochen. Geeignete Räume sind: 

meindliche Räumlichkeiten, ohnehin der Ver- 
netzung gewidmete Räume freier Träger, 
eventuell kirchliche oder schulische. Am be- 
sten geeignet sind natürlich Umweltzentren, 
Initiativenhäuser und Projektwerkstätten, 
wenn es sie gibt. 

L Vorurteile abbauen 

P Auch wenn es volikommen illusorisch er- 
scheinen mag, mit umweltfeindlichen Organi- 
sationen zu kooperieren, so sind oben er- 
wähnte "Scheuklappen" abzuiegen und es ist 
bei der Einladung doch noch mal zu prüfen, 
bei wem vielleicht nur Vorurteile bestehen 
und mit wem sich zur Durchsetzung eines An- 
sinnens eine punktuelle Zusammenarbeit 
lohnt. Auch in politisch überwiegend fern von 
der eigenen Meinung stehenden Organisatie 
nen können durchaus Leute Mitglied sein, 8.3 
die, wenn es ZU einer projektbezogenen Zu- . 
sammenarbeit kommt, mit anderen Umwelt- 
schützerInnen an einem Strang ziehen kön- 
nen. 

In Bündnissen arbeiten, setzt ein hohes 
M$ an Toleranz voraus. Eigene Positionen 
müssen schon mal zurückgestellt werden, 
will mensch in anderen Bereichen kwperie 
ren. Gemeinsamkeiten sind zu suchen. Doch 
Bündnisse um jeden Preis sollten natürlich 
nicht eingegangen werden. Gerade bei man- 
chen Umweltbündnissen überrascht, wie ver- 
wässert die Positionen nach aui3en getragen 
werden. Unverbindliche Netzwerkstrukturen 
lassen hier mehr Spielräume. Stehen doch 



tenz und das Engagement einzelner Perso- wichtigsten Schulen gestartet werden (sie 
nen und nicht die interessen von Vereinen im he Kapitel 13, "Layout und Druck"). 
Vordergrund. 

Wtsruumd fur 
die Veranstal-tung 

. Zeitschriften & Treffen . . 

Bei der Werbung üoer Vereine sind deren 
Zeitschriften und regvläre !ihffen gute Gele 
genheiten, Sinn und Z w d t  des Umweltbünd- 
nisses, -netzwerk ZU verkünden. Dabei kön- 
nen alte Kontakte in den Gruppen ausgenutzt 
und neue gekniipft werden, um informatie 
nen zu streuen. 

. Pressearbeit 

P Bei der Werbung iiber die Presse sollte 

,Schriftliche Einladung 

Ein interessantes Einiadungsblatt sollte 
neben Ort, Termin und anderen technischen 
Daten, ähnlich wie die Presseerklärung, den 
für aile offenen Charakter deutlich machen 
und schoq mal erste Betätigungsmöglichkei- 
ten des Netzwerks aufzeigen. Dabei ist ein 
lockerer Schreib- und Layoutstil ebenso an- 
gebracht wie eine knappe und mitreißende 
Wortwahi. Tagessordnungen oder Ähnliches 
haben auf dem Blatt nichts verloren. 3 

r 
Durchfuhrung des 

r ersten f ref  fevis 

Das erste Treffen sollte gut vorbereitet - 
der offene Charakter des Treffen herausge sein. Wesentlich ist, gleich deutlich zu ma- 

stellt werden. In einer Presseerklärung (sie chen, daß den Teilnehmerinnen nichts vor- 

he Kapitel 11, "Pressearbeitw, weiche die Ver- gesetzt werden soll, sondern alle mitgestal- 

anstaltung ankündigt, können ggf. die zuvor ten können. 

um Einverständnis befragten Gruppen als 
'Mikinladendeu Erwähnung Tiden.  

Am besten wer- schon ein paar inhaltli- Beginn & Vorstellungsrunde 
che Eckdaten rnitgeli&t. Aber Vorsicht: 
Noch keine audlihrfichen Forderungskatalo- b 

Möglichst zwei Leute, am besten eine 
ge, diese schrecken Unbedarfte eher ab! Ent- 

3 
Frau und ein Mann, sollten die einführenden . 

scheidend ist, zu betonen, daß das Treffen 
Worte sprechen. Neben ein paar Höflich- 

für alle offen ist, u n e g  von Vereinsmit- 
keitsfloskeln sollte vor allem die Intention 

gliedschaften. 
der Initiatorinnen kurz dargelegt werden. 
Nach der Einfüiuung, sollte eine knappe 

. Plakate 

P Zur Werbung können auch Einladungspla- 

kate dienen, welche z.B. in Geschäften und 
Cafes aufgehängt werden Auch der Aus- 
hang an Schulen ist, W& ~u~endliche ange 
sprochen werden soiien, sehr wichtig. Even- 
tuell lassen sich die SchUlerinnenvertre- 
tungen, vielleicht über die Stadt- oder Kreis- 
schiilerinnenvertretung, dafür begeistern, 
den Termin weiter b-tnigeben. G e g e b  
Iienfalls kann eine Flugblattaktion an den 

Vorstellungsrunde laufen. 

geY:dz:P:de rumictionärimen da- 
von abzuhalten sind, mit stundenlangen Mo 
nologen die Veranstaltung zu dominieren, 
gilt es möglichst schnell noch nicht gebun- 
dene TeihehmerInnen anzusprechen und 
vorsichtig ehzubinden. Parallel kann schon 
mal eine TeilnehmerInnenliste herumgehen. 
Wenn es keinen festen Mai3 für die Grün- 



dung eines Umweltbündnisses oder eines 
Umweltnetzwerkes gibt, sondern allgemein 
eingeladen wurde, sollten in einem Brainstor- 

son die Ergebnisse mitschreiben, um diese 
später an die Leute zu versenden, die sich in 
die TeilnehmerInnenliste eingetragen haben 

ming die Umweltproblemfelder der Region und jene, die terminlich verhindert waren, 
gesammelt werden: Welche heißen Eisen aber Interesse angemeldet hatten. 
gibt es, die angepackt werden könnten? Wer Solite ein regelmäßiger Rundbrief entste 
hat Interesse, an welchem Thema zu arbei- hen, können die mitwirkenden Vereine der 
ten? Möglichst schnell sollte dann eine Klein- ~ e i h e  nach den Versand übernehmen. Es 
gruppenphase eingeleitet werden, Diskussie muß bei einem der ersten Treffen geklärt 
nen in großer Runde sollten möglichst ver- werden, in wie weit sich die anwesenden 
mieden werden. Gruppen finanziell an dem einen oder an- 

deren Projekt beteiligen können. Irgend- 
wer sollte eine Zusammen- 

fassung des Treffens für 
die Presse verfassen, falls 

diese nicht selbst vertreten 
war. Kontaktpersonen und 

erste Ergebnisse der ent- 
standenen Projekte sollten 

E r w h u n g  finden. 

) bindung bleiben 

Wichtig ist, dai3 möglichst viele Leute zu 
Wort kommen und die Runde nicht zu einer 
"Podiumsdiskussion" wird! Auch deshalb ist 

L eine Kleingruppenphase sinnvoll, weg hier 

Ob das Bündnis einen Namen trägt oder 
nicht, ist vöiiig unerheblich. Schließlich 
kommt es auf die Inhalte an. Aus den mitwir- 
kenden Verbänden und Gruppen vor Ort 
kommen Ideen, an denen sich dann andere 
beteiligen können. Es gibt eine Liste von Un- 
terstützerInnen, das Bündnis selbst wird in 
Projekten nicht aktiv, weil das immer einige 
Leute ausschließen würde, die sich mit einer 
Aktion nicht identifizieren können. G e  
samttreffen dienen vor aiiem dazu, Ideen aus- 
zutauschen und projektiibergreifend Gemein- 
sames zu planen. 

auch diejenigen erfahrungsgemäß etwas sa- 
gen, die sonst nicht "den Mund aufmachen". 
In den Kleingruppen werden dann entweder 
einzelne Themen oder Aktionsformen be 
sprochen. In jeder Kleingruppe sollte P r o b  
koll über die wichtigsten besprochenen 
Punkte geführt werden. Im Gesarntplenum 
am selben Abend oder beim zweiten Treffen 
können die Diskussionsergebnisse allen an- 
deren vorgetragen werden. Bereits in den 
Kleingruppen sollte besprochen werden, wie 
es weiter geht und auch wann. 

Irn Plenum oder einem Rundbrief, der an 
aiie TeilnehmerInnen verschickt wird, sollte 

I 
Während der Begriff Bündnis aussagt, daß 

dann das Besprochene der Arbeitsgruppen sich verschiedene schon bestehende Grup 
ausgetauscht und ein Tennin für ein weiteres pen und Vereine in Sachfragen zusamrnen- 
Gesamttreffen ausgemacht bzw. veröffent- schliefien, ist ein Netzwerk .ein offener Zu- 
licht <erden. Auch im Plenum sollte eine Per- sammenschluß von Leuten, auch solcher, die 

GENethisches 
Netzwerk 
Schöneweider Sir. 3 
12055 Berlin 
030/6857073 

Pestizid Aktions 
Netzwerk 
N e m e g  32-34 
22785 Hamburg 
040/393978 



nicht fest o r g d e r t  sind. Ein Netzwerk 
zeichnet sich dadurch au8, dai3 Projekte - 
und nicht die sie unterstutzenden Vereine - 
im Vordergrund stehen. 

Besonders reizvoll ist es oftmals, ein offe- 
nes Gesamtnetzwerk entstehen zu lassen. bei 
dem Personen in Projekten nisammenge 
schlossen sind, die autonom tätig sind und 
sich im Gesamtnetzwerk lediglich gelegent- 
lich zusammenkommend austauschen. 

$emeinsame Produkte 

Auch wenn einige Gruppen innerhalb des 
Netqverkes Wert darauf legen dürften, ihre 
"Vereinseigenheiten" bewahrt zu sehen, kön- 
nen Veranstaltungen bzw. Veröffentlichun- 
gen durchaus (mal) gemeinsam laufen. So 
kann es einen gemeinsamen Terminplan g e  
ben, der uber alle im Netzwerk befindlichen 
Gruppen gestreut wird. Selbiges gilt z.B. für 
Aktionstage, Diskussionsveranstaltungen, 
Seminare usw. 

Wichtig ist, daß gute Informationsflüsse 
aufgebaut werden. Solche können 2.B. über 
eine Telefonkette laufen. 

7 Telefonketten sind so aufgebaut, dai3 die 
verschiedenen Personen, Vereine und Ein- 
richtungen, die im Netzwerk mitwirken, j e  
weils dafür zuständig sind, andere telefo- 
nisch zu verständigen. Telefonketten können 
am besten als 'Baum" besctnieben werden. 
Jeweils vom % t m n  ausgehend werden die 
nächstliegenden Telefonnummern auf den 
"Ästen" angerufen. Die so Ankontakteten ru- 
fen wiederum die an ihrem "Ast" folgenden 
Personen an. 

Alternativ kann auch im Rahmen eines ' 
E-Mail-Verbundes ein Infosaustausch sinn- 
voii sein (siehe Kapitel 10, "Kommunikation")). 

Jugend-Mon Nahir- 
&Umweltschutz Nie  
deniachsen (JANUN) 

Goebenstr. 3a 
30161 Hannover 

0511/3940415 

Jugendaktiom Netz- 
werk Bayern 

c/o Libresso 
Peter-Vischer-Str. 25 

90403 Nümberg 

Bundesverband Biir- 
geriniüativen Umweit- 

schutz (BBU) 
m-Albertstr.  43 

53113 Bonn 
0228/214032 

Dachverband kriti- 
scher Aktionärinnen 

Schlackstr. 16 
50131 Köln 

0221/5995641 

~ ~ ~ r ~ i ~ R o j e k t e n  kann es Rundbrie 
fe geben, die entweder reihum wechselnd 
von den MitarbeiterInnen oder von einer f e  
sten Person erstellt werden. Hier kann dann 
jedeIr ihrelseine Infos zum Weitergeben hin- 
schicken. 

Es bietet sich an, dai3 es einen gemeinsa- 
me? Rundbrief für alle Projektgruppen gibt. 
Das spart Zeit, Geld und verhiift den Pro- 
jekten untereinander zum Austausch. Hier- 
bei hat sich eine feste Kontaktadresse b e  
währt. Zu dieser schicken alle Projektgnip 
pen ihre Termine, Ideen usw. hin, von dort 
geht regelmäi3ig ein Rundschrieb herum. Wo 
nur wenige Gruppen ein Bündnis tragen, 
können sich aiie auch gegenseitig in die Ver- 
teiler aufnehmen. ww4j; 

Fazit 
Obwohl Bündnis- bzw. Netzwerkarbeit vor J 

allem auf regionaler Ebene eine gute Basis 
hat, da hier Entfernungen noch recht kurz 
bzw. die meisten GruppenIVerbände auch 
kommunal bzw. regional prganisiert sind; 
kann auch ein Austausch zwischen den 
Kreisbündnissen, 2.B. auf Landesebene, von 
Nutzen sein. 

Wer regional aktiv ist, sollte schon wegen 
der vergleichbaren Erfahrungen Kontakte zu 
anderen regionalen Zusammenhängen, 2.B. 
in den Nachbarkreisen suchen. In manchen 
Bundesländern sind solche Zusarnmen- 
schlüsse landesweit oder regional auch 
schon gelungen. Wer ein regionales Umwelt- 
bündnis oder Umweltnetzwerk aufbauen 
will. kann hier also Unterstützung erhalten. 

Wo die Umweltengagierten aller Verbän- 3 
de die Scheuklappen überwinden, wo unab- 
hängige Gruppen und viele Einzelinteres- 
sierte zusammentreffen, kann viel passieren 
für die Umwelt. In jeder Stadt und jedem 
Kreis kann begonnen werden, mit dem direk- 
ten Draht zu vielen anderen, über die Presse 
und von Mund zu Mund. 

Ver Autor 

Tim0 Schadt 
c/o Projelctmanagement Ökologie 
H d d d e r  Se. 3,36272 Niederaula 
Tel. 086251919295, Fax 919296 
eMail: tirnoOschadt@juis.insider.org 



Schafft Fre iUUME! 
Eine Bürgerinitiative gründet sich. Die Sache läuft gut, es werden schnell 20 Leute. 
Das Thema ist ein bißchen heikel, Konflikte mit den Stadtoberen sind zu erwarten. 
Darum findet sich nicht so schnell ein Raum. Die öffentlichen BürgerInnenhäuser 
sind angeblich ausgelastet, auch in Kirchenhäusern soll kein Raum mehr f re i  sein. Viel 
Zeit und Kraft geht verloren. Wieschön wäre es, wenn je tz t  ... ? Szenenwechsel: Eine 
örtliche Gruppe eines Naturschutzverbandes hört von einem Straßenneubau. Wie 
kann mensch sich dagegen wehren? Was steht in den Gesetzen? Eine gut ausgestat- 
te te Umweltbibliothek wäre je tz t  goldrichtig. Aber die nächste is t  in der 74 Kilome- 
ter  entfernten Großstadt ... Und nochmal: Eine plötzliche Entwicklung an einem drit- 
ten Ort. Fotos sollen entwickelt und ein Flugblatt layoutet werden. Aber wo? Bei 

L Günther und Antje steht ein Fotolabor rum, aber die sind gerade in Urlaub. Schade ... 

I 

Es kostet Kraft und Zeit, für jedes Proje~t I 
wieder neue Arbeitsmöglichkeiten aufzubau- 
en (oder wegen fehlender zu scheitern). Die 

9.1 - 
Alternative ist einfach und klar: Am besten 
sofort, auch ohne drängendes Problem irn 
Rükcken, und am besten gemeinsam mit 
anderen Gruppen ein offenes und unabhän- 
giges Zentrum aufbauen, in dem für aile Ar- 
beitsmöglichkeiten bereitstehen - Räume für 
Treffen, eine Bibliothek, Arbeitsgeräte wie 
Kopierer, Fax, Computer, Layoutarchive. 

L 

Werkzeug, Farben, Fotolabor usw. Seit Jahr- 
zehnten schon wurden Umweltzentren, Natur- Grundsätze beachtet werden, sonst werden 
schutz-Infozentren oder ähnliches geschaf- Projektwerkstätten, Ökozentren usw. schnell 
fen, um auf Dauer eine Einrichtung zum Kr- zu Vereinsheimen, Geschäftsstellen oder 
beiten und für die Öffentlichkeitsarbeit zu ha- Naturmuseen ohne Nutzen für die konkrete 
ben. Etliche Fehler haben sich dort aber wie Arbeit. 
derholt, so dai3 aus dem Anfangsschwung 
nur selten etwas Dauerhaftes wurde. 

Seit 1990 ist in verschiedenen Orten syst& 
matisch der Aufbau von "Aktionsplatffor- 
men", wie sie sich nennen, betrieben worden. 
Ca. 40 solcher offener Räume sind entstan- 

I 
den. Die Räume und Häuser mit ganz ver- 
schiedenen Namen verstehen sich als Pr& 
jektwerkstätten. Das Wort ist Programm - 
Werkstätten, in denen an Projekten gearbei- 
tet werden kann. Sie können überall entste- 
hen, genauso wie weitere Umwelk oder 
Naturschutzzentren. Wichtig ist, daß einige 

Viei-tf ai-t 
ist  möglich1 

Sehr verschiedene Namen und Formen 
von Aktionsplatfformen sind möglich. Sie rei- 
chen von einzelnen Räumen bis zu ganzen 
Häusern, von alleinstehenden Einrichtungen 
bis zu Räumlichkeiten, die.Teil eines größe 
ren Projektes, 2.B. einer Kommune, eines Kul- 
turzentrums, eines Initiativenzentrums, einer 



Bildungsstätte u.ä. sind. vier verschiedene Umwelt- & 
Typen, die so odez ähnlich schon bestehen, ) Projektwerkstatten 
sollen kurz beschrieben werdm. %um eine 
Einrichtung erfüllt schon heute die Grund- Seit 1990 sind Ca. 40 Einrichtungen ent- 
sätze, eine Verbesserung der Arbeitsstruktur standen, die von vornherein genau den 
ist daher überall nötig. Anspruch offener Aktionsplattformen erfül- 

len wollten. Mit wenigen Ausnahmen (wo 

,Naturschutzzentren 

Meist teuer amg&attete, museale Ein- 
richtungen mit de4n ausgestopften Tieren, 
Mikroskopen, SchaWein und modeliierten 
Landschaften. Je nach einrichtender Gruppe 
sind sie mehr oder weniger informativ, oft 
nur repräsentativ. Hauptproblme: Meist 
vom Staat gefördert und abhängig, als Ort 
für Arbeit an Projekten nicht geeignet <oft 
fehlen Gruppenräume, fast immer fehlt eine 
Arbeitsausstattung). 

Umweltzentren, 

b Umweltbibliotheken u.ii. 

Eingerichtet von BiirgerInnenhitiativen, 
als Wissenschaftsläden usw., waren sie noch 
vor einigen Jahren recht bunte 'Fkeffpunkte 
von BürgerInneriinitiataren und anderen 
Gruppen. 

Durch strategische F a e r  (Vwkgerung 
der Arbeit auf ABM-Krafte, Übernahme 
durch Verbände wie die BUND oder Parteien 
wie Bündnis 9O/Die Grünen U.&) sind viele 
Zentren zu Büros oder meist leerstehenden 
Räumlichkeiten geworden. 

'rüne Hauser 
&< 

Die meisten von ihnen entstanden in der 
kurzen Zeit zwischen dem totalitären SED 
Regime und dem kaum weniger repressiven 
Einheitsdeutschland. 

Sie sind eine Mischung aus Biiroräumen 
verschiedener Gruppen, Cafes, Umweltbi- 
bliotheken - nur selten aber sind dort offene 
Arbeitsräume für Initiativen zu finden 

Diese können'aber ohne Robleme ge- 
schaffen werden, das Umfeld ist der Arbeit 
und einer Vernetning sehr förderlich. 

Verbände ihre Geschäftsstellen zwecks bes- 
seren Images einfach umbenannt haben) 
entsprachen auch aiie zu Beginn den Grund- 
sätzen. Im Laufe der Zeit allerdings konnten 
sich in vielen Werkstätten jedoch wieder 
(Verbands) Funktionärlnnen oder auch sol- 
che Personen durchsetzen, die die Werkstät- 
ten mit ihrer hervorragenden Arbeitsausstat- 
tung zu ihrem kommerziellen Privatbüro 
umfunktionierten. Die  ehrz zahl der beste 
henden Projektwerkstätten ähnelt dem 
urspninglichen Anspruch kaum noch. 

Weitere Einrichtungen 

Neben den genannten könnten auch wei- 
tere Einrichtungen zu offenen Aktionsplatt- 
formen werden bzw. in ihnen solche entste 
hen. Meist sind dazu aber umfangreichere 
struktureqe Änderungen nötig - oder die 
"Projektwerkstatt im ..." muO völlig eigen- 
ständig agieren, nur die Infrastruktur wird 
gemeinsam genutzt. Beispiele sind Schulbie 
logiezentren (Problem: Abhängig vom Staat, 
Öffnungszeiten), Bildungsstätten, Kulturzen- 
tren usw. 

Vte WuvidsäTze 

Projektwerkstätten (oder Umweltzentren 
o.ä., die die gleichen Ziele verfolgen) sind 
Räume, manchmal ganz Häuser. Arbeits- 
oder Aktionsplattform könnte mensch eben- 
so gut zu ihnen sagen. Hinter ihnen stecken 
Ideen, die in jedem Ort von Nutzen sein 
könnten. 

Nachfolgend werden die wichtigsten Eck- 
pfeiler einer Projektwerkstatt dargelegt. In 
der Praxis gibt es nicht die hojektwerkstatt. 
Je nach Platz und Einrichtungen variiert das 
Angebot der verschiedenen Werkstätten. 



Infrastruktur für 
die konkrete Arbeit b 

F 

Bücher, Arbeitsgeräte und vieles mehr, 
was in verschiedenen Gruppen vorhanden 
ist, werden in der Projektwerkstatt zusam- 
mengefügt. 

GemeinSam kümmern sich alle um die 
weitere Verbesserung der Infrastruktur. So 
entsteht eine Plattform, die für alle Gruppen 
große Vorteile bildet. Von den Geräten bis zu 
Presseverteilern, Adressensammlungen, R e  
ferenthenkarteien reicht die Palette der 
Materialien, die von d e n  genutzt werden 
können. 

,Pro jektf reiheit 

Ein wichtiger Grundsatz von Projektwerk- 
stätten ist die Selbstbestimmung aller Grup 
pen. Arbeitsform und -inhalte werden selbst 
festgelegt. Die Koordination wird auf das 
Mindeste begrenzt (z.B. auf Pläne, wer wann 
welchen Raum nutzt, um Doppelbelegungen 
zu vermeiden). Durch die Projektfreiheit wird 
die Bürokratie erfolgreich bekämpft. ; 

Außerdem entsteht eine höhere Eexibi- 
lität, denn Projektgruppen können auf aktu- 
elie Vorgänge viel schneller reagieren als 
schwerfällige Apparate (z.B. Vorstände). Das 
Ziel bei der Gründung von Projektwerkstät- 

L ten war bisher immer, die Projektfreiheit 
- uneingeschränkt zu entwickeln. Keine Grup 

pe wird kontrolliert. Meinungsunterschiede 
werden ebenso direkt angesprochen wie Ko- 
operationsmöglichkeiten zwischen verschie 
denen Projektgruppen. Gremien zur Kontrol- 
le oder Koordination entfallen (siehe Kapi- 
tel 6, "Gruppenarbeit"). 

Abbau von Hierarchie 
b 
Chefinnen, Vorstände, Dienstvorgesetzte 

usw. sind in Projektwerkstätten verpönt. Die 
einzelnen Menschen bzw. die P r o j e k t g .  
pen agieren selbständig. Was aiie angeht, 
wird irn Werkstattskollektiv besprochen - 
möglichst im Konsens. Was aber nicht alle 
angeht, darüber entscheiden nur die, die 

daran beteiiigt sind (inmd;r Regel die Projekt- 
gruppen). Zuständigkeiten werden aufgeteilt 
(z.B. Betreuung der Bibliothek oder einzelner 
Werkstätten), dann aber den daran arbeiten- 
den Personen die Freiheit gelassen, die not- 
wendigen Entscheidungen zu treffen. Mit 
dem Streben um den Abbau von Hierarchien 
wird der Wunsch verbunden, auch die sonst 
typischen Rangfolgen zwischen Männern 
und Frauen, Studierten und Nichtstudierkn, 
Deutschen und Nichtdeutschen, Erwachse 
nen, Jugendlichen und Kindern abzubauen. 
Wo etwas nicht nisammenpaßt, entstehen 
zwei (oder mehr) Gruppen, die wieder 
gleichberechtigt nebeneinander stehen. 

Projektideen und 
politischen Initiativen 'einmal entstehen wer- 
den. Es wäre schade, wenn ein wichtiges Pro- 
jekt daran scheitert, dai3 dann z.B. der/die 
HauseigentümerIn (Stadt, Kirche, anderer 
Verein etc.) der Projektwerkstatt den Raus- 
wurf androht, bzw. umgekehrt, urld wenn 
wegen eines Projekts die Zusammenarbeit in 
der Projektwerkstatt zerbricht. Unabhängig- 
keit wird schon dadurch gestärkt, da5 mög- 
lichst alle Einmischungen von außen gemein- 
sam abwehren : selbst wenn die betroffene 
Gruppe nicht die eigene Meinung vertritt. 
Diskussionsforen werden i i ~  der Projektwerk- 
statt geschaffen, jedenfalls nicht mit Außen- 
stehenden gegen andere in der Projektwerk- 
statt gekungelt. Genauso wichtig ist aber, die 
Plattform möglichst unabhängig zu gestalten. 
Das Haus oder die Räume sollten langfristig 
nutzbar und möglichst unkündbar sein. Mag- 
lich ist das duich die vertragliche Absiche 
rung oder Kauf eines Gebäudes. 

"Ohne Chef und. Staat" heißt folglich zu- 
sammengefaßt das Motto der Projektwerk- 
statt. Nicht unbedingt "gegen", aber eben so, 
daß es auch ohne geht. Wer heute für wirk- 
same Umweltschutzma@nahmen eintritt, g e  
rät fast zwangsläufig in den Konflikt mit Poli- 
tikerInnen, Wirtschaft und zunehmend größe 
ren Teilen der Bevolkerung. Da gilt es vorzu- 
sorgen, damit keine Erpressung, z.B. durch 
Entziehung von Geldquellen oder Räumlich- 
keiten, möglich ist. . 



Die wenigen Jahre, in denen Projektwerk- 
stätten bestehen, haben gezeigt, daß die 
benannten Ideale und Grundsätze zwar arn 
Anfang von aiien g e t l t  werden, mit der Zeit 
aber doch in Vergessenheit &aten sind. 
Dann schleichen sich unbemerkt Verände 
rungen ein, die in Konlliktsituationen verhee 
rende Konsequenzen haben. Plötzlich gibt es 
nur noch eine i&ithdige Person für die 
Schlüsselvergabe - und die verweigert einer 
Gruppe oder einer ~e r sbn  den Zutritt. Plötz- 
lich beginnt ein Streit zwischen ~o jek tg rup  
pen, ob die jeweils andere noch geduldet 
werden kann - die ursprüngliche Projekffrei- 
heit ist vergessen Solche und- andere Bei- 
spiele sind schon häufiger eingetreten und 
haben auch einige Projektwerkstätten 'das 
Leben gekostet". Noch dramatischer ist 
diese Entwicklung bei Umwelt- und Natur- 
schutzzentren, wo oftmals schon von Beginn 
an die Grundsätze der Projeküreiheit und 
Unabhängigkeit nicht gegolten haben. 
Vereinsr.äume und -biiros ohne Zugang für 
aktive Umweltgruppen sind die Folge. 

Weitere schiechte Erfahrungen wurden 
gesammelt. Der ieuen Idee freier und p r e  
jektorientierter Jugend- und Umweltarbeit 
stemmen sich die Hürden einer an Hierar- 
chien orientierten Gesellschaft entgegen. 
Freie Projekte bekommen selten Geld, wer- 
den ais Vertragspartner abgelehnt. schnell 
in Ecken gestellt od& scheitern an dem 
Spannungsfeld zwischen spontaner Aktion 
in den Werkstätten und den formal-langsa- 
men Entscheidungswegen derer, die z.B. 
BesitzerIn oder VerwaiterIn des Gebäudes 
oder Partnerin bei Fbojekten sind (Vereine, 
Gemeinde, JugendpflegerIn). Einige Projekt- 
werkstätten oder Zentren wurden Opfer 
staatlicher Repression (Hausdurchsuchun- 
gen, Zuschußentzug, Gerichtsverfahren 
gegen Mitwirkende), andere gerieten unter 
Druck der etablierten und oft parteinahen 
Umweltverbände. So fristen die beiden 
ersten Projektwerkstätten, die es überhaupt 
gab, nun ihr Dasein als Vereinsheim, nach- 
dem Verbandsfunküonärhnen die einstmals 
Aktiven hinausdrängten oder sogar hinaus- 
warfen. 

Vorsicht ist also angesagt. Die Ideale von 
Projektwerkstätten, ähnlich organisierten 
Umweltzentren (Projekffreiheit, Abbau von 
Hierarchie und Unabhängigkeit) müssen 
immer wieder neu erstritten werden. Ailtags- 
schlendrian bzw. das Vergessen dieser 
ursprünglichen Ziele verwandeln die Akti- 
onsplattformen in normale Büros oder Ver- 
einsheime. . 

Vte Kauwtvage 

Arbeits- & Lebensprojekt 
t 

. Nur selten findet sich die endgiiltige 
Lösung sofort. Nachdem nun erste Erfahrun- 
gen da sind, kann ohne Einschränkungen 
gesagt werden: Die beste Lösung ist ein 
eigenes Haus, in dem auch noch Leute woh- 
nen, die die Idee mittragen. Da Hauptamtli- 
che weder zur Idee der Arbeit passen noch 
firnanzierbar sind, kann ein Haus nur 
dadurch offen sein, dai3 fast stän.dig Leute 
da sind. Inzwischen sind einige solcher 
Arbeits- und Lebensprojekte entstanden, z.B. 
imKreis GieBen, Verden, Lübeck und Nie 
deraula (Adressen siehe Seite 9.11). Die Idee 
wird in vielen anderen Orten auch verfolgt. 

Einzelne Räume 
b 

Diese "große Lösung" aber ist keine 
Voraussetzung. Projektwerkstätten können 



auch einzelne Räume sein - ein einziger Jugendzentren 
kann für vieles schon ausreichen, und der fin- b 
det sich schnell in einem Jugendzentrum, Ein oder zwei Räume in einem Jugendzen- 
Gemeindehaus (eventuell auch bei Kir- trum können Werkstätten, Bibliothek usw. 
chen?), in anderen öffentlichen Gebäuden, beherbergen. Andere Einrichtungen des 

leeren Schulräumen/ -traten, Umwelt- oder Jugendzentrums, viele haben Arbeitsräume, 
Initiativenzentren, BürgerInnenhäusem, e h e  Fotolabor um., können genutzt und brau- 
maligen Back- und Gefrierhäusem usw. chen nicht selbst beschafft werden. 
Selbst in Privathäusern sind oft Keller oder Vorteile: Meist sind gute Einrichtungen 
Dach für Projektwerkstätten frei. auch rundherum zu nutzen, da Jugendzentren 

Wichtiger als das konkrete Aussehen der oft eine gute Ausstattung haben. Zudem kön- 
Räume ist die Idee des Ganzen: Die Räume nen weitere Jugendliche im Jugendzentrum 
müssen offen für alle sein, in ihnen wird direkt angesprochen werden. 
Stück für Stück Arbeitsmaterial gesammelt, 111achteilex Abhängigkeit vom Jugend- 
das d e n  zugute kommt. Und schließlich soii- zentrum, deren Leiterin bzw. demlder Betrei- 
ten auch konkrete Projekte von dort ange berin, meist die Kommune. Diese Nachteile 
schoben werden. Wenn dann erstmal die sind geringer bei selbstverwalteten Jugend- 
Arbeit richtig läuft, können immer noch wei- zentren. Schwierig sind aber oftmals Über- 
tere Räume oder eine andere Lösung gefun- nachtungen Einzelner oder Gruppen bei 
den werden. Seminaren usw. Dieser Nachteil kann vernn- 

gert werden, wenn in der Nähe Übernach- 
tungsmöglichkeiten bestehen, z.B. in einer 
Schule, einem Gemeindehaus oder anderen 

Räumlichkeiten. Wird das Arbeits- 9.5 
spektrum größer, ist eine 

räumliche Ausdehnung 

L 

Schulen 
Zusammen mit der Jugend!? 
C Ein Klasse~aum in der Schule, der frei 
dVo Erwachsene eine Projektwerkstatt auf- wird, bzw. sogar ein getrennt gelegener 

bauen woiien, sollten sie überlegen. ob sie Trakt (PaviUon) wird zur Projektwerkstatt, an 
nicht Jugendprojekte aufnehmen. Erstens ist Wochenenden usw. können auch andere 
selbstverwaltete Jugendarbeit (Projektgrup Klassen, Sanitäreinrichtungen und anderes 
pen, Jugendzeitungen, SchiilerInnenvertre der Schule mitbenutzt werden. 
tungen, Jugendzentren, selbstverwaltete Ju- Vor- Der Raum bzw. Trakt kann 
gendforen/-parlarnente usw.) ein wichtiger eigenständig genutzt werden, wenn ein eige- 
Bestandteil der Gesamtidee, selbstbestimmte ner Schlüssel Zugang verschafft. Mit Über- 
Lebens- und Arbeitsformen zu fördern. Zwei- nachtungen usw. gibt es oft auch keine h.o- 
tens kann die Integration von Jugendprojek- bleme, für Seminare oder Kongresse am 
ten viele Türen zu möglichen Orten öffnen - Wochenende oder in den Ferien kann oft 
z.B. in Jugendzentren, gemeindlichen Räu- sogar die Schule mitgenutzt werden. 
men usw. Na&h& Der Standort Schule könnte 



Jugendliche abschrecken. Es muß zudem auch ausbaubare Dächer, Keller, Neben- 
geklärt werden, wieweit die Räume auch räume oder Nebengebäude. 
umgestaltet werden dWen. Da das Gebäude Das wäre ideal, weil aus der dann aufzu- 
meist der Stadt oder dem Kreis gehört, ist bringenden Eigenleistung eine recht hohe 
eine gewisse Abhängigkeit gegeben. Je Unabhhgigkeit resultieren würde, da es 
bekannter die Werkstatt wird, desto besser unwahrscheinlich wird, daß eine Konkur- 
ist aber die Ausgangssituation renz anderer Gruppen entsteht, die genau 

denseiben Raum auch in Anspruch nehmen 
A .. wollen. 

,Init iativenzentren V- Möglicherweise kostenfreie 
Überlassung durch denldie EigentümerIn. 

In Initiativenzentren, Bildungsstätten, Frei- Nutzbare Infrastruktur rundherum - weitere 

zeiteinrichtungen, Räume, eventuell sogar groDe Hal- 

kirchlichen Gebäu- len, Begegnung mit anderen 

den, Gemeinschafts Gruppen, Einzelpersonen usw. 
büros usw. ist oft W a c h t e i l :  Gefahr der Kbhän- 

noch Platz in ein gigkeit, weil inhaltliche Arbeit 

bis zwei Räu- 
men. 
Krbeitsräu- 
me, Büche 
rei usw. sind 
vielleicht ohne- 
hin da und 
können mit- 
benutzt werden 

Vorteil: Meist 
sitzen in solchen 
Einrichtungen 
noch andere 
Verbände oder G ~ p p e n ,  mit denen Gemein- 
schaftsprojekte laufen könnea Oft ist auch zu K o n . e n  mit den 

das "Betriebsklima" gut, Ausstattungen ande Gebäudeeigentümerhen führen 

rer können mitgenutzt werden. kann. Dieser Nachteil kann entschärft wer- 

Nachhdk Meist räumlich sehr eng, da den, wenn ein langfristiger Nutzungsvertrag 

Initiativen keine großen Geldmittel haben. unterzeichnet wird, der Pflichten und Rechte 

Es kann auch hier Ärger geben mit bürokra- der Projerktwerkstattsnutzerhen festlegt. 

tisch veranlagten Funktionärhen anderer Pflichten sollten auf Erhalt bzw. Renovie 

Gruppen - gerade wenn (was ja gewollt ist) rung des genutzten Bereiches sowie auf die 

in der Projektwerkstatt ein VieKäitiges Kom- Hausordnung in den anderen, auch von wei- 

men und Gehen stattfindet. teren Gnippen genutzten Gebäudeteilen 
beschränkt sein. 

BürgerInnenhäuser, Gemeinde- 

b zentren, Büchereien usw. Mitnutzung von ) Raumen anderer 
Jede Gemeinde, meist sogar jeder Ortsteil, 

verfügt über öffentliche Räume. Eigentüme Es gibt Einrichtungen und Organisatio- 
rIn sind in der Regel die Städte oder Gemein- nen, die Ähnlichkeit mit der Arbeit von Pro- 
den bzw. Kirchen Hier ist zu untersuchen, jektwerkstätten haben bzw. bestehen rnin- 
wieweit Räume ungenutzt sind - eventuell destens Überschneidungen (z.B. gemeinsa- 



zweifelhaften Image führen - was bei Öko- 
Firmen natürlich weniger der Fall ist. 

mes Interesse an einer regionalen Zeitung, 
einem mobilen Infostand ...). Beispiele sind: 
VerbraucherInnenberatungen, Umweltbiblio- 
theken, Wissenschaftsläden, Umweltzentren, 
Büros alternativer Medien, soziale Einrich- Drivate Gebäude 
tungen wie Jugendwerkstätten, Drogenbera- b 

tung usw., Volkshochschulen, Schulbiologie ugendwo kann in einem Privatgebäude 
zentren, Schulgärten mit Gebäuden und vie  (freies Zimmer, Anbau, ausgebauter Staii 
les mehr. oder alte Waschküche, Dach oder Kelier) 
Vor- Kontakte zumlzur "GastgeberIntl bzw. in einem ehemaligen Kühlhaus, Sprit- 

entstehen sehr einfach. Meist gibt es ein zenhaus usw. die Werkstatt untergebracht 
"Laufpublikum", das gleich mit angespro- werden. 
chen werden kann. V O M  Meist hat mensch groDe Freiheit, 

Nach- Abhängigkeit vom/von der da niemand sonst Wert auf die Räume legt. 
"Gastgeberin", die eventuell durch langfristi- Oft gibt es einen separaten Gebäudeteil oder 
gen Nutzungsvertrag zu reduzieren ist. Sind gar ein einzeln stehendes Häuschen. L die Räume nicht separat zugänglich, kann es Nachte& Mensch muß ein gutes Image 
Schwierigkeiten geben, außerhalb der sonsti- . der Werkstatt aufbauen, damit Leute kom- 
gen Öffnungszeiten die Projektwerkstatt zu men. Zufällige Kontakte wie in Jugendzentren 
nutzen. oder Initiativenhäusem ergeben sich nicht. 

Wer kommt, kommt nir Werkstatt. Sämtliche 
Ausstattungen müssen selbst organisiert 

'irmengebäude werden. .Das ist etwas zu mildern, wenn 
b zusätzlich ein Draht zum Jugendzentrum u.ä. 

&nsbesondere Firmen in älteren Gebäuden besteht. 
können große Teile der Bausubstanz nicht 
nutzen. Das bietet Möglichkeiten, kostengün- 
stig, kostenfrei oder gegen Spendenbeschei- tigenes Haus 
nigung, Anzeige in einer vorhandenen Zei- 
tung usw. Räume zu erstehen. Ein Ausbau in V 

Ein eigenes Haus bleibt für viele der 
Eigenarbeit ist in der Regel nötig. Besonders 

-Traum. Darin können alle Werkstätten einge 
günstig sind solche Firmen, mit denen neben 

richtet werden, es bleibt Platz für Gruppen- 
der Raurnnutzung noch weitere Gemeinsam- 

L treffen, Übernachtungen usw. Zudem könnte 
keiten entstehen können - also z.B. bei Fir- 

auch eine Wohngemeinschaft untergebracht 
men im ökologischen Bereich, Druckereien, 

werden, die ansprechbar ist. So ist die Werk- 
ökologische Handwerksfirmen, Zentren meh- 

statt fast ständig offen. 
rerer Kleinfirmen, Entwickler- oder Technolo- 
giezentren sowie auch Technikfiien oder - 
andere, die direkt bei der Ausstattung der W703Ek7- 
Projektwerkstatt bzw. der Projektarbeit hel- 
fen können. 

WER h 57RTT 

Vor- Oftmals Nutzung auch größerer 
bzw. mehrerer Räume möglich. Rückgriff auf 
die Firma auch beiAusstattung der Räume 
bzw. konkreten Projekten. Nutzung weiterer 
Altbestände der Firma (ausrangierte M 

- Geräte) bzw. der Infrastruktur (Kopierer 
usw.). 

N a c b h W  Abhängigkeit, durch langfristi- 
gen Nutzungsvertrag zu entschärfen. in der 
Öffentlichkeit kann die Kooperation zu einem 



AG SPAK 
Adizreiter Sir. 23 
80337 München 

089/774078 

JugendAktion Natur- 
& Umweltschutz Nie  
dersachen (JANUN) 

Goebensir. 3a 
30161 Hannover 

0511/3940415 

V O M  Es.ist aües machbar, was räum- Gruppe das nicht will - es tritt nahezu 
lich geht und finanziert werden kann. Die immer ein! Projekte und Projektwerkstätten 
Abhängigkeit von anderen ist sehr gering. haben daher viele Ideen ersonnen, dieses 
Ist das Haus Eigentum, so ist sie gar nicht Problem zu lösen. 
vorhanden. Ist das Haus z.B. von der Stadt 
zur Verfügung gestellt, so ist wichtig, daß die 
Werkstatt bekannt wird, damit niemand es 
wagt, die Arbeit wieder zuLernichten. 

M a c h t e i l :  Hauskauf, -reno%?ierung, lau- 
fende Kosten und Awtathing sind teuer. Ein 
Teil der Kosten ist gut durch die Wohnge- 
meinschaftsmiete und durch Gruppenbele 
gungen zu decken (meist reicht das für lau- 
fende Kosten und Renovierungen). Für Kauf, 
Ausbau und Ausstattung m-en größere Zu- 
schüsse hereingeholt werden. 

Fazit Zusammenarbeit 
- diese und noch andere Lösungen sind 
möglich. Die wichtigsten Mittel sind die 
Phantasie und der Mut, nach Ideen zu 
'suchen und auch dann nachzufragen, wenn 
etwas unmöglich erscheint. Jugendpflege- 
rInnen, Bürgermeisterinnen, Umweltberate- 
rinnen, Schule oder Kirchen können An- 
sprechpartnerInnen sein. Augen offen hal- 
ten, welche Räume nicht mehr benötigt wer- 
den, welche Gebäude oder Schuppen leer- 
stehen. Manchmal reicht es, die Entschei- 
dungsträgerInnen auch nur selbst auf die 
richtige Idee zubringen. 

) mit Verbänden 

Viele arbeiten mit Verbänden zusammen 
und bitten diese dann, für die Werkstatt, ein 
Projekt oder eine Veranstaltung den Antrag 
auf Geld zu stellen, einen Vertrag zu unter- 
zeichnen, die Versicherung zu übernehmen 
usw. Das kann aber auch mal schief oder 
sehr langsam gehen. 

,Förderverein 

Die meisten Projektwerkstätten haben 

vas ~ldprobiem 

Eine Initiative bzw. Projektgruppe ist 
nichts und hat nichts. Wer als Initiative um 
Geld "betteltl'/anfragt, erlebt oftmals frustrie- 
rende Fragen: Wer ist der/die Vorsitzende? 
Darf ich Ihre Satzung sehen? Wo ist Ihr 
Büro? Zu welchem Verband gehören Sie? So 
denken fast alle: Firmen, und noch schlirn- 
mer Behörden und Ämter. 

Die meisten offiziellen Geldqueiien blei- 
.ben verschlossen, wem die Gruppe einfach 
nur eine Initiative bleibt. Selbst zum Verein 
werden, heiBt aber: Vorstand, Bürokratie und 
schleichend die Hierarchie. Selbst wenn die 

einen Förderverein. Das heibt, es gibt einen 
Verein ."pro fonna", der jedoch nicht als Ver- 
ein tätig ist; vieimehr führt der Verein das 
aus, was die Projekte bzw. ein Aktivenple 
num beschließen (siehe Kapitel 7, "Organisa- 
tion"). Als Vereinsziel legt mensch bei einem 
Förderverein fest, dai3 er finanziell (Spen- 
den, Zuschüsse usw.) und organisatorisch 
(Verbäge um.) die Projekte und die Werk- 
statt unterstützt, jedoch nicht in deren 
Arbeitsform und Arbeitsinhalte hineinreden 
kann. Die Projekte und die Werkstatt sind 
dann nicht Einrichtung des Fördervereins, 
sondern bleiben selbständig. 

Eventuell beschließt die Hauptversamm- 
lung des Vereins noch ganz förmlich ein 
Selbstverwaltungsstatut, das festlegt, dai3 



der Verein ausführt, was die Aktiven fordern. 
Ein solcher Förderverein kann viele Geldmit- 
tel beantragen, die auch für Jugendverbände 
möglich sind (siehe Kapitel 14, "Finanzen"). 
Für die Werkstatt sind insbesondere Zu- 
schüsse zum Ausbau (Jugendraum-Bau) und 
zur Einrichtung (Material für die Jugendar- 
beit) möglich, zudem Zuschüsse zu Lagern 
und Seminaren; vorausgesetzt, in der Projekt- 
werkstatt gibt es eine aktive Jugendgruppe! 

"Zwei-Ebenen-Modell" b 
Vor allem in Niedersachsen arbeiten Pr* 

L 
jektwerkstätten mit dem "Zwei-Ebenen-M* 
deli". Das ist eine Spielart des Fördervereins- 
modells, die den Aktiven eine höhere Sicher- 
heit gibt, falls irgendwer, der zufällig irn Ver- 
ein Mitglied ist, doch mal "ausrastetn. Wie 
das funktioniert, ist im Kapitel 7, "Organisati- 
on" erklärt. 

Sachspenden 
b 

- Die wichtigste Fundgrube aber sind Sach- 

spenden. Baumaterial (Farben, Holz usw.), 
Möbel, Geräte, Papier usw. kann mensch 
sich zusammenbetteln. 

Für das "Erbetteln" von Sachspenden gilt: 
Das Telefon ist das wichtigste Gerät. Ein 
Knnif bei Behörden, Ämtern, Kirchen usw. 
genügt, um zu klären, was dort herumsteht 
und nicht mehr gebraucht wird. Manchmal 
stehen dort richtige Schätze (siehe auch 
Kapitel 14, "Finanzen"). 

sind die Lott* und Troncmittel aus Ministe 
rien bzw. über Stiftungen (siehe Kapitel 14, 
"Finanzen"). 

Geld für Jugendprojekte gibt es auch von 
der Europäischen Union aus dem sogenann- 
ten "Jugend für Europatl-Topf. Einige Werk- 
stätten sind schon gefordert worden. 

reilweise gibt es auch landes- und bundes- 
weite Zusammenschlüsse, die Gelder erhal- 
ten, z.B. bundesweit die Arbeitsgemeinschaft 
Sozialpolitischer Arbeitskreise (AG SPAK) ' 

bzw. in Niedersachsen Jugend-Aktion Natur- 
und Umweltschutz Niedersachsen (JANUN), 
in anderen Ländern tragen anerkannte Ju- 
gendverbände die Werkstätten mit. 

1 
lvur sehr selten gibt es staatliche Finanzie 

rungsmöglichkeiten für Projekte. Manche 
Kommunen geben Gelder auch an freie 
Gruppen. Infos hat die Gemeindeverwaitung, 
je nach Inhalt eines Zuschdantrages die 
Jugendpflege, das Umweltarnt oder andere. 
Landes- und bundesweit sieht es meist noch 
schlechter aus, wenn nicht ein etablierter 
Verband hinter der Arbeit steht. Zugänglich 

Eine Umwelt- und Projektwerkstatt be- 
steht aus unterschiedlichen Werkstätten. Nur 
so kann für viele das da sein, was zum Arbei- 
ten gebraucht wird. Nicht immer wird sich 
ailes verwirklichen lassen, bis heute sind in 
einigen Werkstätten aber vorhanden: 

- Layoutwerkstatt für Zeitungen, Flugblät- 
ter, Ausstellungen usw., bestehend aus 
Zeichentisch, stiften und geräten, Scha- 
blonen, Schnippelbüchem und Layout- 
sammlung (Bilder zum Einkleben in Map 
pen oder Hängeregistraturen) sowie 
Layout-Computer (mit DTP- und Zeichen- 
Programmen, teilweise mit Scanner, La- 
serdrucker us~.) .  

- Fotolabor mit Entwicklungsgerät für Film 

und Papier (gerade für schnelles Handeln 
ist Filmentwicklung wichtig) sowie Archiv 
z.B. mit Kktionsfotos, Fotos zu Umweltthe 
men bzw. einer Sammlung von Lebensräu- 
men, um Veränderungen nachweisen zu 
können. 

- Übernachtung: Ein oder mehrere Räume 
mit Betten für mehrtägige Aufenthalte 
oder Fläche für Matrazen bzw. Isomatten. 



Umweltmobil der 
hojektwerkstatt im 

Kreis GieDen 
Ludwigstr. 11 

35441 Reiskirchen- 
Saasen 

06401/903283 . 

Ökomobil der 
JUP! Bad Oldesloe 
Am Bikgerpark 2 

23843 Bad Oldesloe 
04531/4512 

Mobile 
hojektwerkstatt 

der Umweltwerkstatt 
Höckelböschstr. 4 

55143 Ide-Oberstein 
06781/47203 

Aktionsmobil 
JANUN 

Goebestr. 3a 
30161 Hannover 

0!311/3940415 

- Holmerkstatt mit Geräten für Artenhilfen, 

Ausstellungen, Reparaturen um. 
- LandschaftspflegeWerkstatt mit Sensen, 

Gartengeräten; Sikgen, h e n  für Natur- 
schutzeinsätze, Biogartenanlage usw. 

- Fahrradwerkstatt mit Ersatzteilen und 
Werkzeug sowie einem eigenen Bestand 
an Fahrrädern zum Verleihen. 

- Küche mit Kochstelle, Backofen und wei- 

teren Hilfsmitteh für biologisch-vollwer- 
tige Nahrungsmittel (Mühie. Obsttrock- 
nung um.) 

- Umweltbibliothek mit Büchern zu d e n  
Themen der Umweltarbeit sowie Politik 
und Jugend, eventueii auch weiteren The 
men (Philosophie, anders leben ...). 

- LandschaftswerWtt mit Karten, Luftbil- 
dern, historischen Katen, Fotos, Akten 
über Planungen usw. 

- Radio- und Tonstudio für eigene Inter- 
views, Umweltradio, Hörspiele usw. ' 

- Analysewerkstatt mit chemischen Me& 
geräten und ~ e s t s ~ k n  sowie Stereoskop, 
Windmesser, usw. sowie der 
dazugehörigen Literatur. 

- Druckerei für Flugblätter, Broschüren 
USW. 

- Videowerkstatt mit Kamera, Gerät und 
Schnittplatz. 

- Biogarten drau&m. 
- Ideenarchiv, dh. eine in Aktenordnern, 

Mappen oder Hängbregistraturen geglie 
derte Sammiung von Beispielen für Aktio- 
nen, Geldquellen. Pressearbeit m. 

- Platz für ~usstellungen irn Flur oder irn 
Eingangsbereich. 

- Mobiler Infostand (2.B. als anfldappbarer 
Fahrradanhänger) und/odm Womobil - 
nutzbar für aIie Gruppen bzw. sogar in 
Zusammenarbeit auch mit anderen Ein- 
richtungen. Ein größeres Umwelt- und In- 
fomobil kann wie eine' fahrbare Projekt- 
werkstatt ausgestattet werden, um unter- 
wegs an Projekten arbeiten zu können. 
Die Stromversorgung sollte Clber ein Pho- 
tovoltaikanlage erfolgen, die zusätzlich 
eine groDe Anzl.ehungskr& ausstrahlt, 
d.h. viele Leute deswegen nun Infostand 
kommen. 

- Infowand mit' Terminen d@ Gmppen 
und Projekte der Region. 

Zudem können Räume zum Arbeiten, für Vor- 
träge m. sowie besondere Räume für Thea- 
tergruppm, Kinder um. eingerichtet wer- 
den. übeniachtungsgelegenheiten schaffen 
die Mögiichkeit, auch mehrere Tage zu 
arbeiten. 

Wo zwei oder mehr Leute die Idee haben, 
kann die Verwirklichung bereits beginnen. 
Wichtig ist nicht nur die Suche nach weite 
ren MitstreiterInnen und Räumlichkeiten, 
sondern ebenso der Versuch, andere Grup 
pen und Initiativen für die Idee zu gewinnen. 
An einigen Orten ist der Vorläufer einer 
Werkstatt ein erstes gemeinsames Projekt 
gewesen, z.B. eine Veranstaltung, eine Zei- 
tung, ein Terminplaner u.ä. Es darf nicht. 
unterschktzi werden, wie schwierig es ist, 
verschiedene Gruppen und Vereine zur Zu- 3 
sammenarbeit zu bewegen. Jede/r sieht sich 
im Vordergrund, gerade zwischen den Füh- 
rungspersonen der Gruppen entsteht Streit, 
oftmals werden Gemeinschaftsprojekte nur 
zweitrangig hinter den eigenen Aufgaben 
gesehen. Viele der bestehenden Gemein- 
schaffsrroj~e werden von den Gruppen 
und Vereinen mitgetragen, weil sie sich 
selbst dort profilieren können @.B. Zeitun- 
gen mit seitenweise Selbstdarstellungen). 

Solche Projekte sind kein Gewinn, aus 
ihnen wird keine weitergehende Zusammen- 
arbeit entstehen. Interessanter ist, ein echtes 
Projekt aufzubauen, bei dem die Idee im Mit- 
telpunkt steht. Dann kann eine Podiumsdis- 
kussion, eine Ausstellung, eine Zeitung, 
Aktion usw., viel bringen an Kontakten. 



Wenn es gut läuft, können in,Gesprächen die 
Ideen von vielen Leuten eingebracht werden 
(siehe auch Kapitel 8, "Vernetzung"). 

Weitere Leute suchen 

wird es auch immer Leute 
geben, die für eine solche Arbeit besonders 
gut ansprechbar sind. Das sind z k  einen 
aiie Initiativgruppen, denen Verbandsstruk- 
turen (Büros, Gelder ...) fehlen wie 2.B. Um- 
weltgruppen an Schulen, freie Gruppen, die 
oft nur als Freundeskreis wirken, usw. Zum 
anderen sind es aber auch Einzelpersonen, 

L die auf eigene Faust für die Umwelt aktiv 
oder die aus Vereinen, Parteien usw. ausge- 

Viele von ihnefi sind nämlich inzwischen 
sehr enttäuscht über fehlendes Engagement, 
das in Jugendgruppen und Naturschutzverei- 
nen in den letzten Jahren immer mehr zurück- 

ging. 
Manche JugendpflegerInnen oder Umwelt- 

beraterInnen sind gleichfalls inzwischen 
sehr träge geworden, andere aber warten 
darauf, dai3 endlich wieder jemand die Initia- 
tive ergreift und sie diese unterstützen kön- 
nen. Also: Ragen kostet nichts, zu verlieren 
gibt es auch nichts! Wenig Unterstützung 
wäre auch mehr als keine. Penetrant zu sein, 
ist meist ebenfalls kein Fehler. 

Eine Aktion als Einstieg 
treten sind, weil ihnen die dortige Hierarchie 
und Bürokratie nicht gefäilt. Oft ist es schlau, nicht nur mit Raumsuche 

In d e n  genannten Fäilen ist die Chance usw. zu starten, sondern auch eine erstem- 
hoch, dai3 in ihnen sehr erfahrene, in der tion zu starten. Entlang dieser wird sich die 

eigenständigen Arbeit geübte Leute gefun- Suche nach neuen Mitwirkenden und nach 

den werden. Aiierdings mußnach ihnen einem Raum entwickeln. Neue Kontakte wer- 

intensiv gesucht werden. Oft sind sie "abge- den für Nachfragen genutzt, oftmals können 

taucht", haben sich aus Frust ins Privatleben sich daraus schon konkrete Ideen entwik- 

zurückgezogen, woraus sie nur schwer w i e  keln. Dort entstehen dann erste Werkstätten 
der herauszuholen sind. mit gespendeten Ausstattungen, eine Um- 

Außerdem sollte frühzeitig geprüft wer- weltbücherei. ein kleiner Treffpunkt um. An- 
den, ob nicht in der Gemeinde oder im Rreis dere Gruppen können eingeladen werden, 

JugendpflegerInnen bzw. UmweltberaterIn- sich dort zu treffen oder dort auch zu arbei- 

nen arbeiten, die eine Projektwerkstatt oder ten. So entstehen Verlcnüpfungen, aber eben- 
so auch Ideen für 

L 

Jugend-Aktions und 
Projektwerkstatt 
FUrstengaben 30 
M143 Jena 
03641/449304 

Umwelt- und 
Projektwerkstatt 
Postiach 194 
10003 Berlin 
o30/2022m-so 

Projektwerkstatt für 
Umweltschutz und 
Sehtbestinunung 
Lange Sk. 14 
17489 Greifswdd 
03834/897514 

Projektwerkstatt 
Alte Gipsmühle 
Beim Kalkberg 7 
21335 Lüneburg 
04131/66295 . 

Projektwerkstätten 
Hamburg 
Gau0str. 17 
22165 Hamburg 
040/394095 

Umweltwerkstatt 
WflyBrandt-Ailee 9 
23554 Lübeck 
0451/1M0846 

Jugend-Umwelt-Pr* 
jektwerkstatt &Na 
hukundewerkstatt 
Am Biirgerpark 4 
23843 Bad Oldesloe 
04531/4512 

Umweltwerkstatt 
Verden . 
Henlichkeit 1 
21283 Verden / Aiier 
04231/81046 

Projektwerkstatt im 
Kreis Giefien 
LudwigshaOe 11 
35447 Reiskirchen- 
,Samen 
06401/903283 

Jugend-umwelt- 
Mo-Stelie-iJüiS) . 
DippeMx 10 
36251 Bad Hersfeld 
06621/41581 



Jugend-Umweltbüro 
Göttingen 

Güterbahnhofstr. 10 
31073 Göttingen 

0551/482103 

Same Aktionen. Zudem wird es die eine oder 
andere Gruppe geben, die ihre Materialien 
dazu stellt und so Stück für Stück mehr 
daraus wird. 

Gemeinsame Aktionen können auch 
später wichtig sein. Maglich ist eigentlich 
alles. Aus der ladenden gemeinsamen 
Arbeit heraus werden dann Ideen für ein 
eigenes Haus entstehen. Vielleicht gibt es 
dann auch irgendwann Leute, die Lust 
haben, in so einem Haus zu leben und die 
Idee mitzutragen. 

,Wer kstatt-Team 

Die Projektwerkstätten sind offene Häuser 
bzw. Räume, die von ailen genutzt werden 
können Dabei muß klar sein, da8 selbst die 
attraktivste Ausstattung noch nicht reicht, 
um auch genutzt ZU werden. Viele Gruppen 
kommen kaum aus ihrem eigenen "Sumpf' 
heraus. Sie müssen direkt angesprochen und 
für die Nutzung bzw. auch das Mitmachen 
im Netzwerk mit den gemeinsamen Projek- 
ten gewonnen werden. 

Aber selbst w h  das gelingt, fehlt noch 
ein Wichtiges: Das Te- von Leuten, das die 
Werkstatt aufrecht erhäit. 
Meist ist es das gleiche Team, das gemein- 

same, vernetzende.Prajekte voranbringt, 2.B. 
eine Jugend-Umweltzeitung, ein Umweltmo- 
bil oder Vorschläge fiir gemeinsame Aktio- 
nen. im Gegensatz ZU den Projektgruppen, 
die die Räume nutzen, muß das Werkstatt- 
Team auch eine gewisse Kontinuität wahren. 
Manche sehen daher die Notwendigkeit, 

Hauptamtliche in die zentralen Aufgaben 
aufzunehmen. Das kann nützlich, aber auch 
gefährlich sein, denn es schafft eine mehrfa- 
che Ungleichheit. 

Hauptamtliche können sein: PraktikantIn- 
nen, Zivildienstleistende, TeiinehmerInnen 
des freiwilligen ökologischen Jahres (FÖJ), 
hauptamtliche Mitwirkende wie ABM (Ar- 
beitsbeschaffungsmaOnahme über das 
Arbeitsamt) oder JngendbildungmeferentIn- 
nen aus Verbänden oder Bildung-eieinrichtun- 
gen. Wichtiger als hauptamtliche Kräfte ist 
der Aufbau eines dauerhaften Stamms 
von Mitwirkenden. 

Teil dieses Koordinationsteams können 
sein: 
- Eine oder mehrere Wohngemeinschaften 

in der Werkstatt, wenn das möglich ist, 
bzw. im gleichen Ort. Ein solches Werk- 
stattsteam ist nicht nur arn dichtesten 
dran an der Arbeit und fast immer an- 
sprechbar, es bietet auch die Möglichkeit 
für ein anderes Ailtagsleben. Die Wohn- 
gemeinschaft kann Keimzelle von Erzeu- 
ger-VerbraucherGemeinschaften sein, 
gemeinsames Lernen und Leben, Ver- 
zicht auf Wegwerfkonsum, Auto und billi- 
gen Zeitvertreib, gemeinsame Arbeit, Mu- 
sik und Erleben können im Mittelpunkt 
stehen und sich dann auch von der L e  
bensart her beispieihaft auf die Umge 
bung auswirken. 

- Eine Vemetmgsrunde aus den an der 
Werkstattsarbeit interessierten Leuten 
der ~ r o j e k t b p ~ e n ,  Umweltverbände 
usw. am Ort. Eine Zusammenarbeit hier 
kann zudem dem Moaustausch dienen. 
Zudem erleichtert es das anzustrebende 
Ziel, Gemeinschaftsarbeiten auf die betei- 
ligten h p p e n  zu verteilen (z.B. eine 
Gruppe betreut die Bibliothek, eine ande 
re das Labor ...). 

- Und natürlich: Überhaupt aiie, die Lust 

haben, sich daran zu beteiligen. Es gibt 
' viele Werkstätten, in denen nur ehrenamt- 
lich Jugendliche wirbeln - und es trotz- 
dem hinbekommen! 

In schwierigen Entwicklungen der Perso- 
nal- und Aktivenstniktur liegt die häufigste 
Ursache fiir das Scheitern von Projektwerk- 
stätten, Umweltzentren usw. Die Erfahrung 
zeigt folgende Probleme: 

Hinnahme von Hierarchien 
B 
in einigen Fäiien haben sich Werkstätten 

selbst vereinsähnliche Strukturen gegeben, 
Vorsthde oder Sprecherinnemäte gewählt 
und so bestimmte Personen aus der Gleich- 
berechtigung emporgehoben. Viel häufiger 



aber tritt der Fall auf, daß schleichend einige 
Personen mehr Einfluß gewinnen, weil sie 
sich um die Koordination, um Finanzen und 
Geschäftsführung kümmen und somit eher 
die Lage einschätzen können als andere. In 
der Folge wird ihre Stimme gewichtiger. Die 
ser Prozei3 wird nur selten aktiv durch die 
dann zentral stehenden Personen herbeige 
führt, sondern fast immer durch die Verant- 
wortungslosigkeit, das Sich-nicht-kümmern 
bzw. das bequeme Anderemachenlassen 
der anderen. So wie Chefs dem Sinn einer 
Projektwerkstatt widersprechen, tun das 
ebenso ail die, die sich nicht an der Verant- 
wortung und an den Entscheidungsprozes 
Sen beteiligen wollen, weil es für sie beque 
mer und einfacher ist, andere machen zu las- 
sen und so für nichts einstehen zu müssen. 

Yauptamtlichkeit 

Werden einzelne als Praktikanthen, FöJ- 
l e rhen ,  KBM oder Zivis bezahlt, entsteht ein 
mehrfaches Gefäile zwischen ihnen und den 

Alter 

inzwischen sind die ersten der Jugend-Pro- 
jektwerkstättengründerhen über 30 Jahre 
alt. Deutlich merkbar entstehen Probleme 
zwischen den "alten Hasen", den jahrelang 
geübten und erfahrenen KämpferInnen der 
Selbstbestimmung und Selbstverwaltung auf 
der einen Seite sowie den gerade von Zuhau- 
se, aus einem Verband 0.ä. stammenden Neu- 
lingen. Das Ideal, aiie in einem Team zu inte 
grieren, scheitert meist. Die "Neuen" sind 
überfordert, die "Altenn .trauern alten Zeiten 
hinterher, wo sie selbst das Arbeitstempo 
bestimmten und wesentlich effektiver arbei- 
teten. Immer öfter zeigen sich auch Unter- 
schiede in der politischen Radikalität: Die 
Jüngeren beklagen die radikalen Alten, die 
Alten lästern über die "schlaffe Jugend". In 
Natur- oder Umweltzentren herrschen meist 
deutlich Ältere oder gar RenterInnen. Dort ist 
es umgekehrt - jüngere finden die "Oberen" 
zu lasch und fühlen sich in ihrer Kreativität 
eingeengt. 9-12 

Lösungs- 
anderen. sie verbringen mehr Zeit in der Pro- 
jektwerkstatt, sie haben mehr Informationen 
und werden von anderen oft für die ungelieb 
ten Geschäftsfühnmgsaufgaben eingesetzt 
(was ihren Informationsvorsprung gerade 
dort noch weiter vergröi3ert). Auf der ande Naheliegend ist es, die Freiheit im Arbeits- 
ren Seite erhalten die "Hauptamtlichen" oft stil auch auf das Nebeneinander von Men- 
ein festes Honorar, was der Idee selbstbe 

L 
schen mit unterschiedlichen Rahmenbedin- 

stimrnter Arbeit zuwiderläuft. gungen zu beziehen. Danach sollten Haupt- 
Sie leben meist vom Geld anderer (bzw. amtliche und Ehrenamtliche im Team der 

d e r )  - und das völlig unabhängig von ihrer Werkstatt gleich dastehen, aber in den Pro- 
tatsächlichen Arbeit. Für einige sind Projekt- jektgruppen kann es sehr unterschiedlich 
werkstätten in der Vergangenheit zu V CI sein. Bereiche der Geschäftsführung sollten 
"sozialen Hängematten mit Öko- weitestmöglich in Projektgruppen verlegt 
Touch" geworden. werden (z.B. jede Projektgruppe macht ihre 

eigene Abrechnung, jede Projektgruppe 
übernimmt möglichst noch eine Sonderauf- 
gabe aus dem gemeinschaftlichen Bereich, 
der Jahresabschld wird auf einem Ab- 
schlu5- und Neuplanungs-Wochenendcamp 

erledigt usw.). 
Für die Altersfrage wird zu klären sein, 

wieweit auch altersmwige Trennungen sinn- 
voii sind @ZW. auch Trennungen nach 
Frauen und Männem usw.). So können spezi- 

8f fische Projekte entstehen oder auch Wohnge 



meinschaften im Umfeld oder sogar in der 
Projektwerkstatt. 

Entschärft werden können die Probleme 
durch die ~instellaing- von Hauptamtlichen 
für klar abgegrenzte Projektbereiche oder 
Tätigkeiten, die anschließend abgeschlos- 
sen sind @.B. Renovierungen, Aufbau einer 
Bibliothek). 

Die bisherige Strategie, Feierabendnatur- 
schutz mit Supermarktessen, &Stunden-Ma- 
loche und Autofahren zu verknüpfen, muß 
endlich zu Ende gehen. 

PIatz hat eine neue, überzeugendere Form 
von Umweltschutz - ohne Hierarchie, mit 
einem anderen Aiitag und in offenen Räu- 
men, wo aiie mit- und nebeneinander wirken! 

Wer btlti? 

Am einfachsten ist der Draht zu anderen 
Werkstätten und Zentren. Die Adressen s t e  

Jugend-Umwelt- 
Projekt-Fonds W F )  

Hersfelder Str. 3 
36272 Niederaula 

06625/919295 

hen in dieser Mappe. Zwischen einigen, poli- 
tisch orientierten Werkstätten gibt es einen 
regelmäßigen Austausch, viele kennen sich 
untereinander, immer mal wieder finden g e  
meinsame Aktionen landes- oder bundesweit 
statt. Als solidahche Selbsthüfe existiert 
der Jugend-Umwelt-Projektiands (JUPF). Das 

r ist ein loser Zusammenschld von Projekten 

9.14 und Werkstätten bundesweit und Basis für 

L gegenseitige Hilfe bzw. für Starthilfe neu- 
er Projektwerkstätten. Beratung, ein Sach- 
wertepool sowie in begrenztem Umfang 

y. I 

auch Gelder stehen bereit. ,im, ; 
JedeIr kann jedenmit in den anderen 

Werkstätten anrufen oder 3ri& schreiben. 
Viele helfen sich gegenseitig und sind im 
Verbund aile gleichberechtigt! Der Jugend- 
Umwelt-Projektfonds und das Netzwerk der 
offenen Aktionsplattformen ist auch offen für 
Umwelt- und Natuirschutzzentren, die die 
gleichen Grundsätze verfolgen. Der Name 
spielt keine Rolle! 

W a r n  nicht ... aiies, was in ihnen läuft, ist 
an jedem Ort wichtig: 'Aktion, Information, 
anders leben. Und Häuser stehen auch an 
vielen Stellen leer, Vereinsheime oder 
Jugendzentren sind kaum genutzt. Eine Pro- 
jektwerkstatt verbindet den Anspruch kon- 
kreter Umweltschutzarbeit mit der Idee ei- 
nes anderen Lebens. 

Jörg Bergstedt 
c/o insütut Nr Ökologie - Büro Osthessen- 
H e d d e r  Str. 3 
36272 Niederaula 
Tel. 08625/919295, Fax 919297 
eMail: ~ t u ~ u i s . i n s i d e r . o r g  



Wer schreibt, der bleibt! 
Neue Kommunikationsmittel wie E-Mail, ISDN, Bildtelefon und Internet lösen 
mehr und mehr klassische Formen wie Briefe und persönliche Treffen ab, was 
nicht nur ~eschwindigkeits- sondern j e  nach Umfang auch finanzielle Vorteile hat. 
selbst das Fax verliert gegenüber neueren Technologien langsam seine Bedeutung. 
Die ~orrespondenz von Computer zu Computer via Modem bzw. EDN-Card spart 
mehrere Ar beitsschritte (ausdrucken, einscannedf axen, empf angen/ausdrucken) 
ein. Auch ~mwe l t~ ruppen  kommen ab einem bestimmten Grad an Professionalität 
kaum um diese Mit tel  der Kommunikation umhin. Das mit Abstand wichtigste Kom- 
munikationsmittel ist aber nach wie vor das Telefon, da es den direkten Kontakt 
ermöglicht. Schriftstücke - egal ob Brief, Fax, oder E-mail - bleiben o f t  unbeant- 
wortet, versumpfen auf irgendwelchen Schreibtischen oder gehen im Alltagstru- 
bel unter. Wer Kontakt zu einer unbekannten Person aufnehmen will, sollte immer 
erst anrufen, danri schriftliche I n f  OS folgen lassen. 

aaE~iakriscrrJi~Litea 
Kommuuii katioui 

der Kommunikation. Entbehrlich wird der di- 
rekte Kontakt bei Verhandlungen und Grup 
pentreffen wohl nie werden. Vieles läi3t sich 
einfach nicht über Medien vermitteln. Insbe - 

Medien und Kommunikationsmittel dienen sondere wird der Kontakt weitgehend auf 
nicht nur dem Kontakt nach außen, sondern Sprache reduziert, nichtsprachliche Aus- 

10.1 

auch der gegenseitigen Mormation in der dnicksrnittel wie Körpersprache gehen verle 
Gruppe. Passiert plötzlich etwas überra- ren. Gerade bei schriftlichen Kommunikati- 
schendes, so setzt sich in vielen BürgerIn- onsformen wird dies zum Problem. 
neninitiativen bereits seit Jahren eine Telefon- Bekannt ist z.B., da8 Diskussionen auf Da- 
kette in Bewegung, die in kurzer Zeit alle Mit- tennetzen oft eskalieren, weil ÄuDerungen -- 
glieder der Gruppe erreicht hat. von den Empfängerlnnen viel "'härter" ver- - Sehr beliebt, nicht nur bei politisch aktiven standen werden, als sie ursprünglich gemeint ~ ~ - ~ ~ Q ~ u b  
Gruppen, ist auch die sonntägliche "Stamrn- 
tischkommunikation", auf die hier aber Von der lockeren Lästerstimmungsatme ~ ~ N I ~ ~ ~ w d t  

nicht weiter eingegangen werden soll. sphäre, in der ein/e AbsenderIn "Saft- im Winkel 3 
20251 Hamburg 

Telefonkonferenzen und Netzdiskus- sackn geschrieben hat, kommt in der E- 040/484811 

sionen können zeit- und kostenaufwen- mail nichts rüber. AuDerdem entstehen 
GCN 

dige Treffen überflüssig machen. Eini- die besten Ideen oft bei locke omea computemetz 

ge sprechen positiv von technischer Uwe Liehr rem Tratsch und Klatsch in 
Schlim.4 

Revolution andere von einer Entmen- gemütlicher Runde. 10437 Beriin 



C* Aktions - 

Mailboxverbund 
LiNKSysteme 

(CLNetz) 
Kommnnikation und 

neue Medien e.V. 
W a c h  190520 
80805 München 

089/1625106 
Politik, Umwelt, 

Menschenrechte 

APC - Cornlink e.V. 
0511/1617a11 

Umweltschutz, Frie 
den. Entwicklung, 
Menschenrechte 

Holger Reibold: 
E-Mail 

(1996, tewi Verlag in 
Miincheq 128 S.) 

Kompaktes, informa- 
üves Taschenbuch. 

email in der Umwelt- 
bildung - eine praxi- 

sonentierte Ein- 
stiegshüie 

(Mensch Umwelt 
Technik, Harnburg) 

Geeignet für Schüie 
?Innen und Erwach- 
sene, dokumentiert 

übersichtlich die 
Breiter im CL und 

APCNetz. 
Inklusive Programm 

diskette. 

Eine Mailbox besteht aus einem zentralen 
Rechner, der von beliebig vielen Computern 
aus den Büros der Gruppen oder von Einzel- 
Personen angerufen werden k m .  Über 
Mailboxen ist es  nim einen möglich, elektre 
nische Post - sogenannte E-Mail - von einem 
Computer nun anderen zu verschicken. Das 
geht oft über Mailbowetze sogar zwischen 
vielen verschiedenen ~ai lbbxen - zumin- 
dest bei gröberen Mailbolren meist auch nun 
Intemet. Zum anderen können in verschie 
denen "Brettern" Texte, 2.B. aktuelle Termine 
oder Diskussionspapiere, abgelegt und von 
den anderen Nutzerhen der Mailbox abge  
rufen werden. Diese können dann bestehen- 
de Texte kommentieren oder neue hinnifü- 
gen. Beim nächsten A n .  in der Mailbox 
werden dann die neuen Texte sowohl von 
den Rechnern der NutzerInnen zur Mailbox 
ais auch von dort ZU den NutzerInnen über- 
tragen. So ist es möglich, elektronische Dis- 
kussionen zu führen. - 

Die meisten Mailb~xen tauschen Bretter 
über Mailbowetze aus, so daß Diskussionen 
bundes- oder gar weltweit möglich sind. Es 
gibt oft auch lokale oder regionale Bretter. 
Auf den Brettern kommen auf einen kontre 
Versen Diskussionsbeitrag oft gleich von vie- 
len Menschen entsprechende Antworten 

Wo es bereits Maiiboxen gibt, ist leider 
nicht genau zu sagen, denn es gibt kein "Te 
lefonbuch" der Mailboxen, viele Computer- 
händlerInnen vor Ort können aber Auskunft 
über regionale Anbieterinnen geben. Viele 
dieser Anbieterinnen sind bereit, gemeinnüt- 
zigen Initiativen einen günstigeren, wenn 
nicht sogar kostenlosen Zugang ZU allen in- 
formationen anzubieten Oft können Grup 
pen dann auch eigene Bretter anlegen, die 
wiederum von weiteren Nutzerinnen der 
Mailbox gelesen werden können. 

Die meisten Mailboxbetreiberinnen sind 
entweder Privatpersonen oder kieine Verei- 
ne, es wäre also falsch, hohe Professionalität 
von Mailboxbetreiberinnen vorauszusetzen. 
Der E-Mail-Versand und der Austausch der 
Bretter über Maibxnetze geht meist über 
Nacht und ist damit deutlich langsamer als 
im Internet, da Mailboxen oft nur ein- oder 

zweimal täglich andere Boxen oder einen In- 
ternetrechner anrufen, um E-Mails auszutau- 
schen. Wer aber keinen groi3en Wert auf 
Schneiiigkeit, sondern auf die Möglichkeit, 
mit Leuten vor Ort Diskussionen auszutra- 
gen, legt, ist bei einer Mailbox sicher aufge 
hoben. Große Mailboxen haben manchmal 
auch eine Standleitung und erreichen so 
auch bei EMails internetgeschwindigkeit. 

,Mai1 box-Netze 

Es gibt sowohl "einzelne" Mailboxen, als 
auch solche, die einem bundesweiten oder 
internationalen Mailboxnetz angehören. 
Wichtig ist, welche Bretter in einer Box exi- 
stieren und in welches Netz sie eingebunden 
ist. Wer politische Information sucht, ist mit 
einer Lindenstraßen-Fan-Mailbox sicher 
schlecht bedient. Das wichtigste weltweite 
M a i b x m h  für politische Informationen 
(viel auch im Umweltbereich) ist die ""Asse 
tiation for progressive Communication 
(APC)" und ihr deutscher "Ableger" Cornlink 
(/CL). Eine Mailbox, die APC und /CLBret- 
ter hat, ist eine wahre Fundgrube für Aktivi- 
stInnen. Ein Mailboxnetz von Frauen aus- 
schließlich für Frauen ist das FernNet; es ist 
als Reaktion auf die immer noch extreme D@ 
minanz von Männern im Bereich neuer Medi- 
en entstanden. Etwas sehr Eigenes ist das 
"FideNetn. Abweichende technische Stan- 
dards @.B, bei der E-Mail Adressierung) und 
eigentümliche soziale Gepflogenheiten (so 
ist es schon vorgekommen. dai) Mailboxbe 
treiberinnen private E-Mail gelesen haben) 
erwecken bei vielen nicht unbedingt Sympa- 
thie. Gerade in der internationalen und ent- 
wickiungspolitischen Arbeit führt manchmal 
dennoch kein Weg an Fido vorbei, da dieses 
Netz gerade in sogenannten Entwicklungs- 
ländern recht verbreitet ist und dort oft das 
internet "ersetzt". 

Das Internet ist ein Netz über Stand- 
leitungen verbundener Computer mit welt- 
weitem Charakter. Menschen aus d e n  Län- 



dem werden an den Diskussionen und M d -  
Listen teilnehmen, Menschen, die mensch nie 
persönlich kennenlernen wird, die aber trotz- 
dem durch ihre Mitteilungen die Diskussie 
nen und den Meinungsaustausch im Netz 
vorantreiben. Das Internet bietet vieIfältige 
Kommunikationsmöglichkeiten, persöniiche 
und offene. Das wohl wichtigste nichtijffentli- 
che System ist E-Mail. 

FMai' Wie herkömmliche Post auch wird " ~ l e o  

tronic Maii" von einer Person zu einer ande 
ren geleitet. Anders als in den meisten Mail- 
box-Netzen wandert eine Email hier inner- 
hab  von wenigen Sekunden um den Globus 
und durchläuft dabei unter Umständen meh- 
rere Dutzend Rechner. 

Sehr beliebt sind im Internet auch Md-Li- 
sten. Das heißt, eine Maii wird nicht nur einer 
Person zugestellt, sondern einer ganzen Liste 
von EmpfängerInnen. Dies ermöglicht eine 
sehr schnelle Verbreitung von Informationen. 
Um den Nutzen von E-Mail für Gruppen zu 
verdeutlichen. hier ein paar Beispiele: Ein 
Mitglied der Gruppe hat eine wichtige Neu- 
igkeit erfahren, verfaßt eine Maii. sendet sie 
an die für E-Mails zuständige Person, die sie 
dann an alle Mitglieder, die auf der E-Md-Li- 
ste stehen, weiterleitet. Solche Maiiingiisten 
sind in Mailboxen zwar weniger üblich, aber 
auch möglich. Eine Md-Liste kann jedeIr E- 
Mail-TeilnehmerIn erstellen, quasi als würde 
mensch einen Wobrief' mit gleichem inhalt 
an verschiedene EmpfängerInnen versen- 
den. Dies kann auch von einem Programm 
übernommen werden, das aile eingehenden 
Nachrichten automatisch an aile bekannten 
Gruppenmitglieder weiterleitet. 

Wer sich mit EMaii beschäftigt, entdeckt 
sehr bald die Gefahren. Viele Internet-UserIn- 
nen mit E-Mail-Erfahrungen können Mails un- 

terwegs abfangen, deren inhalte verändern 
und weiterleiten. Um dies zu verhindern, sind 
mehrere Codier-Programme meist kostenlos 
im internet erhältlich. Das verbreitetste ist 
PGP. Es ist zwar recht kompliziert zu bedie 
nen, erfüllt aber seinen Zweck sehr gut. 

PGP-UserInnen erstellen auf ihrem Rech- 
ner einen "Schlüsseln, von dem eine Hälfte an 
Personen verschickt wird, die vertrauliche 
Mails an den/die ErsteilerIn des Schlüssels 
senden wollen. Mit diesem Schlüssel können 
Mails kodiert werden, um sie aber wieder les- 
bar zu machen, wird der- zweite Teil des 
Schlüssels benötigt, der noch immer auf der 
Festplatte des/der Erstellerin liegt und auch 
niemals versendet werden sollte. Nur wenn 
beide Schlüsselteile zusammen passen, kön- 
nen EMails gelesen werden, ansonsten sieht 
mensch lediglich "Datenrnüll", f i t  dem beim 
besten Wiiien nichts anzufangen ist. Außer- 
dem lassen sich mit PGP Dokumente "unter- 
schreiben", so da5 derldie EmpfängerIn die 
Echtheit prüfen kann. Auch Verträge sind so 
über E-Mail abzuschliei3en 

Selbst GeheimdienstComputer benötigen 
mindestens drei bis vier Wochen zum Ent- 
schlüsseln einer einzigen mit PGP kodierten 109 
Nachricht. Aus diesem Grund ist PGP in eini- 
gen Ländern (z.B. Frankreich) verboten. G e  
nerell fäiit dieses Programm unter das 
Kriegswaffenkontrollgesetz, weshalb der Ex- 
port in bestimmte Länder (z.B. Irak) untersagt 
ist. 

Das World Wide Web (WWW) ist mit 
Schautafeln vergleichar. Wie auf einer end- 
losen Ausstellung kann derldie WetSurferIn1' 
Bilder, Texte und Dateien aG seinen/ ihren 
Computer laden. Durch einen Mausklick auf 
besonders hervorgehobenen Text oder Grafi- 
ken werden neue Seiten geöffnet. Auf wel- 
chem Rechner die Seiten liegen, die auf dem 
Bildschirm erschienen, spielt überhaupt kei- 
ne Rolle. Eine Seite, die von einem Rechner in 
den USA geladen wird, baut sich genauso 
schnell (oder langsam) auf, wie eine von ei- 
nem Hamburger Rechner. 

Der Informationsgehalt von Seiten im 
WWW schwankt sehr stark. Neben den Infor- 
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mationen, die mensch wirklich sucht, wer- 
den oft Seiten mit vöiiig sinnlosem Inhalt auf 
den Rechner geladen. 

Im WWW kann nur einseitig komrnuni- 
ziert werden, das  heif)t, eine Person bzw. In- 
stitution kann zwar Informationen anbieten, 
aber nur mit relativ vie3 AufWand Rückmel- 
dungen oder gar Diskussionen organisieren. 
Die einfachste Form der Reaktion auf ein 
WWW-Angebot ist eine EMail, weshalb auf 
den meisten Web-Seiten die E-Mail-Adresse 
deslder AutorIn zu fmden ist. 

Die meisten gröi3eren Firmen, aber auch 
Umweltgruppen und Privatpersonen haben 
eine eigene sogenannte Homepage, auf der 
Informationen zu allen möglichen Produkten, 
Dienstleistungen oder sonstigen Themen a b  
rufbar sind. Sie sind meist aufwendig iUu- 
striert und bebildert. Laufschriften und se 
gar Trickfilmanimationen sind möglich. 

So sind zum Beispiel auf der Homepage 
der politischen Projektwerkstätten, der "Pr& 
jektwerkstatt.deM, Informationen zu vielen 
umwelt- und sozialpolitischen Themen abruf-' 
bar, die als Wissensgrundlage für verschie 
dene Kampagnen dienen. In diesem Interne 
tangebot betreuen verschiedene Gruppen di- 
verse Themenbüros (Themenseiten), ständig 
können neue hinzukommen, wenn es Leute 
gibt, die einen inhaltlichen Themenschwer- 
punkt kontinuierlich betreuen wolien. 

c s I s g r o u p : e r d e n  in sogenannten 
Newsgroups im Usenet geführt. Sie arbeiten 
nach dem gleichen Prinzip wie Bretter in 
Mailboxen. Hier kann jede/r intemet-Teil- 
nehmerIn Mitteilungen "posten". Sie können, 
falls sie nicht codiert sind (was aber ziem- 
lich selten vorkommt), von aiien intemet-Teil- 
nehmerInnen gelesen werden. 

Das Usenet besteht aus vielen tausend Dis- 
kussionsgruppen, die nach Themen geord- 
net sind und meist ohne DiskussionsleiterIn 
auskommen. Einige Mailbbwetze (/CL 
nicht) bieten ihre Bretter auch als News- 
groups im Intemet an. Umgekehrt ist es h e r  
Mailboxen oft auch möglich, in einzelnen N e  
wsgroups mitzudiskutieren. Wer häufiger 

Mailboxbretter und Internet-Newsgroups 
liest, wird allerdings bald feststeilen, dai3 die 
Bretter für politische Infos meist interessan- 
ter und niveauvoller sind. Irn Usenet geistert 
viel "Miilln @.B. Kettenbriefe) herum, nicht zu- 
letzt weil die Verwendung gefälschter A b  
senderinnen recht einfach ist. 

P" FTP (FileTransfer-Protocol) ist eine Mög- 

lichkeit, weltweit Dateien zu übertragen. Da- 
teien, die für einen E-Mail-Versand zu un- 
handlich sind, weil sie zu lange Zfbertra- 
gungszeiten benötigen würden, können auf 
einem FTPComputer abgelegt werden und 
von interessierten Personen abgeholt wer- 
den. Programme sind im Internet meist auf 
FTP-Servern abgelegt. Über Passwörter 
kann auch hier die Zugangsberechtigung 
auf bestimmte Personen begrenzt werden. 

)Provider Um mit dem eigenen Rechner ins Internet 

zu gelangen, muß mensch sich zunächst bei 
einem Prwider einwählen. Als Provider b e  
zeichnet mensch eineIn Internet-AnbieterIn, 
der/die eine oder mehrere Leitungen zu an- 
deren Intemet-Rechnern hat, die wiederum 
mit anderen Rechnemverbunden sind. 

Befehle von den Computern der Internet- 
Userinnen werden zunächst über eine Tele 
fonleitung zum Provider übertragen, von wo 



aus sie zu anderen Intemet-Rechnern übertra- 
gen werden. Von dort werden oft Dateien 
zurückgesandt, die dann auf dem Bildschirm 
der UserInnen erscheinen. 

Es gibt einige große Provider, die fast je 
dem ein Begriff sind: T-Online, Compu-Serve, 
America Oniine, ... Daneben gibt es noch in 
fast jeder Region kleine Konkurrenten zu d i e  
Sen Intemetgiganten, die mit anderen Tarifen 
einen eigenen KundInnenstamm aufbauen. 

Der Preis für die Intemetnutning setzt sich 
zusammen aus den Telefongebühren bis zum 
Provider, der Grundgebühr, die meist monat- 
lich zu entrichten ist, und einer zeitabhängi- 
gen Nutzungsvergütung des Providers. Im 
Endeffekt arn günstigsten ist meist ein Provi- 

L der, der nun Ortstarif erreichbar ist. Die 
Grundgebühr bewegt sich meistens in Berei- 
chen um 10,- DM pro Monat, die Nutzungs- 
vergiitung kann je nach Anbieter bis zu 10 
Pfennig pro Minute betragen, aber auch ganz 
entfallen. Hier liegt auch der wesentüche Un- 
terschied zwischen den einzelnen Providern. 
Die "Großen" verlangen normalerweise eine 
geringe Grundgebühr und stellen, wenn 
überhaupt, nur eine geringe Anzahl von Stun- 
den zur Verfügung, zu denen kostenlos irn In- 
ternet "gesurft" werden darf. Alles, was dar- 
über hinausgeht, mui3 dann im Mimitentakt 
abgerechnet werden und wird am Monatsen- 
de vom Konto abgebucht. 

Die kleineren Provider bieten hingegen Ta- 
rife an, die aus einer höheren Grundgebühr 
bestehen, dafür aber auch erheblich mehr 
Freistunden beinhalten. Wer also nur ein 
paar Stunden pro Monat das Intemet nutzt, 
zahlt bei GroßanbieterInnen weniger, als 
"DauersurferInnenU. Diese sind bei regiona- 
len Providern sicher besser aufgehoben. 

Nicht unwichtig bei der Wahl des Provi- 
ders ist die Geschwindigkeit, mit der die Da- 
ten durch die Leitung wandern, denn was 
nützt der billigste Provider, wenn einje Kon- 
kurrentin, der/die etwas teurer ist, dieselbe 
Datenmenge viel schneller übertragen kann? 

Wie schnell ein Dienst wirklich ist, läßt 
sich nur ausprobieren. Viele Oniine-Dienste 
ermöglichen Testzugänge, für die einen Me 
nat lang oder für die ersten paar Nutzungs- 
stunden keine Gebühren entrichtet werden 
müssen. Die Leistung des Intemetzugangs 
ist auch sehr stark abhängig von der Tages- 

zeit. Abends, kurz nach Beginn einer neuen ' 

Taktzeit, wenn das Telefonieren billiger wird, 
wählen sich oft Hunderte von Kundinnen bei 
einem Provider ein, der die riesige Daten- 
nachfrage dann kaum bedienen kann. Besser 
sieht das dann schon nachts oder tagsüber 
aus (dann aber zu erhöhten Telefontarifen). 

Im Gegensatz zu den großen Intemet- 
Providem bieten regionale AnbieterInnen in 
der Regel keine eigenen Dienste an. Ob diese 
wirklich benötigt werden, muß jede/r Nutze 
rin für sich entschieden, es gibt letztendlich 
kaum eine Dienstleistung eines Providers, 
die nicht auch irgendwo im Intemet verfüg- 
bar ist, sei es nun ein Newsticker mit den 
neuesten Nachrichten der Welt, eine Zugaus- 
kunft der Deutschen Bahn, oder Diskussions- 
foren, sogenannte "Chats", zu ailen möglichen 
Themen. 

. Mailbox oder "Surfen"? 

P Zur Zeit ist fast nur vom Intemet die Rede. 

Das aber ist in der Regel gar nicht der richti- 
ge Begriff. Gemeint ist das "Surfen" durch die *,, , 
WWW- oder andere Seiten, die "oniine", d.h. &V.< 

mit bestehender Telefonleitung abgerufen 
werden. Das kostet Geld. Die meisten priva- 
ten "SurferInnenn sind daher nachts unter- 
wegs. Intemet bezeichnet die Vemetzung der 
verschiedenen Datennetze. seit der Voilen- 
dung des Internets können die Daten überail 
fließen. Wer irgendwo angeschlossen ist, hat 
eine Intemet-Adresse (siehe E-Mail). Das ist 
genauso über Mailboxen, die 'einen Intemet- 
zugang haben (also im großen Netz mit drin- 
hängen), möglich wie über den Provider, die 
Uni oder eine Firma, bei der auch das "Sur- 
fen" möglich ist. 

Wer im Intemet "surft". kann auf alle dort 
angebotenen Daten zurückgreifen. Der Nach- 
teil sind die hohen Kosten und der Zwang, 
schnell zu arbeiten (eben wegen der Kosten). 
Dadurch sind Diskussionen in Netz meist 
oberflächlich. Hervorragend aber ist der Da- 
temgang. Oniine kann ausgewählt, in Da- 
tenbeständen geblättert und das Gewünschte 
abgespeichert werden: Software, Literaturli- 
sten, Bilder, Statistiken und vieles mehr. 

Wer über eine Mailbox angeschlossen 
sein will, soilte darauf achten, daß diese Box 
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mit den anderen Netzen verknüpft ist. Der )ISbN oder Modem 
"User" sollte eine eigene E-Mail-Adresse ha- 
ben. Über gute Maiiboxen sind genauso Bei Verwendung eines Modems werden 
Maillisten zu erstellen und zu empfangen, die Daten über die herkömmliche Telefoniei- 
private Mails zu verschicken usw. Die Dis- tung übertragen. Je nach Provider und dem 
kussionen laufen "offlinen ab, dh. die Beiträ- verwendeten Modem können maximal 38600 
ge können in d e r  Ruhe gelesen bzw. neue Bit (binäre Informationseinheiten) pro Sekun- 
geschrieben werden. Dann wird d e s  im de übertragen werden. Irn Handel sind Mo- 
Block rausgeschickt. Die Telefongebühren d e m  mit einer Geschwindigkeit von 14.400 
sind sehr niedrig. Wer beide Vorteile haben bit/s oder 28.800 bit/s üblich. Langsamere 
will: Intemet und Mailboxnigang können Modems sollten auf keinen Fall verwendet 
sich gut ergänzen. werden. Mehr als ein schnel- 

leres Modem kann aber oft 
ein schnellerer Provider er- 

bringen, denn selbst das 
schnellste Modem mu5 

warten, bis der Provider 
Daten nim Abruf b e  

reit steilt. Bei ISDN 
(Integrated Service 

Digital Network) 
werden die Daten 

mit bis zu 64.000 
bit/s übertragen. 

Bei vielen Diensten 
bringt dies einen über- 

ragenden Geschwindig- 

Systemvoraussetzungen b 
keitsvorteil. Mache Dienste haben aber noch 
keinen ISDN-Zugang eingerichtet, außerdem 

Für die Benutzung eines MaiiboxSystem muß eine erhöhte Telefongmdgebühr für 
die ISDN-Leitung in Kauf genommen werden, werden keine hohen Anforderungen an den 

verwendeten Rechner gestellt. Arniga- und die aber unter Umständen günstiger ist als 

Atari-Homecomputer können ebenso ver- zwei analoge Telefonieitungen. Wer also oh- 

wendet werden wie 2.8BPCs oder alte Ma- nehin über zwei Telefonleitungen verfügt, et- 

cintosh-Modelle. Wie bei der Benutzung des wa separat für Fax und Telefon, sollte sich 

Internets wird ein Modem benötigt, das die bei einem Telekom-Anbieter über die aktuel- 

digitalen Daten des Computers in analoge In- len Tarife informieren. 

formationen umwandelt, die auf der Telefon- 
leitung übertragen werden können. 

Wer das Intemet nutzen will, sollte minde- 
stens einen 3.86Computer benutzen. Größe- 
re Anforderungen als bei'Mailboxen werden 
an das Betriebssystem gestellt, das das Inter- 
net-Protocol (IP) beherrschen muf). Das IP ist 
gewissermaßen die ihiertragungsnorm für 
Daten im Intemet. Die meisten OnlineDien- 
ste stellen ihren Kundinnen Software zur Ver- 
fügung, ältere Betnebsysteme wie Windows 
bekommen so ihre IP-Fähigkeit, neuere Sy- 
stem wie Windows95, WmdowsNT oder 
OS12 haben das IP bereits eingebaut. 

Auf bau der Korrespondenz b Briefeschreiben ist nicht alles, doch eine 

noch immer häufig angemessene und uner- 
setzbare Kommunikationsform. Auch wenn 
die Bedeutung des Briefes gegenüber ande 
ren "Infonnationsträgem" wie Telefon und 
Fax bm. den oben behandelten "neuen Kom- 
munikationsmitteln" immer weiter abnimmt, 
so kann dennoch von geübten "Schreiberlin- 



gen" mit Hilfe von Briefen sehr viel bewirkt 
werden. Auf jeden Fall gilt es immer, sich zu 
fragen, ob es sich lohnt, den langen Zeitauf- 
wand zu betreiben, der zur Erstellung eines 
Briefes erforderlich ist. Wenn es aber schon 
sein muß, dann sollte der Brief auch von Form 
und Inhalt her ansprechend und zweckmäßig 
ausfallen. 

Offizielle Vorgänge bedürfen der schriftli- 
chen Form, zudem ist der Bnef in fast allen 
Sachfragen präziser, Anlagen, Fotos und 
Zeichnungen können verschickt werden. Da- 
her ist es wichtig, mit diesem Mittel richtig 
umzugehen. 

Überschätzt werden darf der Brief aber 
heute nicht mehr. Wo nur Briefe geschickt 
werden, bleibt häufig eine Antwort aus. Meist 
sollte dem Brief ein telefonischer Vorkontakt 
vorangehen, damit die anzuschreibende Per- 
son bekannt ist und mit dieser bereits das An- 
liegen diskutiert wird. Dann kann der Bnef 
an die richtige Person geschickt und ziel- 
gemäß abgefdt werden. 

Je nach Aniaß und Adressatin eines Schrei- 
bens sollte dessen Aufmachung ausfallen. 
Denn über die Form und den Aufbau einer 
Korrespondenz kann dessen besondere B e  
achtung und Berücksichtigung gegenüber 
anderen eintreffenden Briefen und Faxen g e  
steigert werden. Wer einmal einen Schreib 
maschinenkurs besucht hat, weiß, dai3 es fe- 
ste Regeln gibt: Wie groß welche Abstände 
sein müssen etc. Diese Regeln sind auch 
grundsätzlich zu berücksichtigen, können 
aber bewußt gebrochen oder überspitzt wer- 
den, um in der Papierflut eines Posteingangs 
a-allen und dem Anliegen Nachdruck zu 
verleihen. 

$ie äußere Form 

Briefe sollten möglichst nicht über mehre 
re Seiten gehen. Auf einer bzw. maximai zwei 
Seiten sollte der Sachkhalt kurz dargestellt 
werden. Das Schriftbild sollte mögliahst 
gleichmaig und durch Absätze sinnvoll ge  
staltet sein. Bei sehr kurzen Texten kann zur 
gleichmäßigeren Abdeckung der Seite auch 
1,Szeiiiges Schreiben günstiger sein. Unter 
Umständen kann es auch die Optik des 

Schreibens verbessern, zwischen dem 
Adressfeld, dem "Betreff, der Anrede und 
dem eigentlichen Brieftext mehr Abstand zu 
lassen. Dabei ist aber darauf zu achten, daß 
der Brief nicht zu sehr "zerhackt" aussieht. 
Wichtige Daten wie Termine, Adressen oder 
herausragende Informationen können durch 
Absätze, Fettdruck, Einmitten und/oder Un- 
terstreichen h,ervorgehoben werden. 

Es ist oft sinnvoll, irn Brief anzubieten, bei 
Bedarf telefonisch, schriftlich oder im direk- 
ten Gespräch nähere Mormationen zu unter- 
breiten bzw. "für Rückfragen unter der Tele- 
fonnummer: ..." zur Verfügung zu stehen. Ent- 
weder im Briefkopf oder unter der Unter- 
schrift sollte der Namen einesjeiner An- 
sprechpartnersjAnsprechpartnerin, ggf. mit 
von der im Briefkopf stehenden Telefonnum- 
mer abweichender Durchwahl stehen. 

Gerade bei häufigerem Briefwechsel lohnt 
es sich, über eine entsprechende Grafik-Soft- 
Ware ein eigenes Briefpapier zu kreieren. Die 
einzelnen Elemente wie der Name, die An- 
schrift und ggf. ein Logo sind sinnvoller Wei- 
se so zu placieren, wie auch andere Briefköp 
fe gestaltet sind, von daher schadet es nicht, 
sich vorher Briefe einiger anderer Organisa- 
tionen oder Firmen anzuschauen und sich in- 
spirieren zu lassen (siehe Kapitel 13, "Layout 
und Druck"). 

Anrede & Schlußbemerkung 

b Es gilt, eine zweckmäßige Anrede zu- 

wählen! Bei unbekannten Personen, Vereinen 
oder institutionen solite auf keinen Fall mit 
"Hallo Leute!" oder ähnlichem begonnen wer- 
den, sondern stets mit dem "Sehr geehrte Da- 
men und Herren,". Einzige Ausnahme sind 
natürlich Jugendliche, Jugendverbände und 
Institutionen, bei denen es ganz ungewöhn- 
lich ist, sich mit "Sie" anzusprechen. 

Ist der Brief an eine bestimmte Person, z.B. 
in einer Behörde, gerichtet, so gilt es sicher- 
zustellen. dai3 die Person auch da ist (außer, 
wenn es nicht dringend ist). Sonst vermerken 
"Frau/Herr ... oder Vertretung") und den Brief 
beginnen mit "Sehr geehrteIr FrauIHerr . ..." 
und einer zusätzlichen Zeile "sehr geehrte Da- 
men und Herren,". 



Die üblichen Schlufiworte sind: "Mit 
freundlichen Griißen". Sie stehen nach der 
Briefregel linksbündig. Abweichungen in 
Form und Formulierung sind hier sicherlich 
kein Drama. Geielt einzusetzen sind statt- 
dessen übertriebene Formulierungen wie 
z.B. das Wort "hochachtungsvolln. ES kann 
als Ironie verstanden werden 

Mehrere Seiten & Anlagen b Besteht der Brief aiis mehreren Seiten, 
kann ab der zweiten Seite ein unbednicktes 
Blatt (ohne layouteten Briefkopf)  erw wendet 
werden, auf dem jeweils oben die Seitenzahl 
und schon ab der ersten Seite jeweih unten 
rechts auf dem Blatt die folgsnds Seite zu 
vermerken ist. Auf der Seite 1 stwde dann ai- 
so unten "- 2 -" und auf der Seite 2 oben links 
oder zentriert die 2 --" und unten rechts, 
oder zentriert die "- 3 -'. 

Wenn es notwendig ist, über die Gruppe 
selbst etwas zu schreiben (z.B. bei Geldan- 
trägen, Bettelschmhn>, sollte dies am be- 
sten gleich am Anfmg in der Einleitung s t e  
hen. Insgesamt gilt: In der Kürze liegt die 
Würze. Weniger ist' mehr, wobei auch aiter- 
nativ eine Gruppe& oder Pxojektbeschrei- 
bung, ein kopierter Zeitungsausschnitt oder 
andere Materialien beigelegt werden könn- 
ten. Dadurch kann schneller das Aniiegen 
vorgetragen werden und es findet mehr Be- 
achtung, als wenn derldie Adressatin erst 
drei Seiten lesen d, bis er/* erfährt, 
welches Anliegen dw !Wmiben verfolgt. 

Werden dem Brief anlagen (xB. Kopien) 
beigefügt, so sdEte dies am Sehluß des Brie 
fes vermerkt werden. Nach der Usiterschrift 
sollte ein wenig Ahtand gelassen werden, 
dann, eventuell unterslziahen, das Wort "An- 
lagen und ggf. das B e n  derselben, z.B. 
"Anlage: 2 Kopien iins~)]:es bramtaltunge 
programmes". 

r Ein witziger S"t3: ist bei ersten Kontaktauf- 
nahmen zwar etwas riskant, der/dre Empfän- 
gerin könnte keinen verstehen, doch 

fällt eh locker geschriebener Brief in dem 
tristen Biiroailtag und zwischen Dutzenden 
irn trockenen Bürokratendeutsch verfaßten 
Briefen eher auf. Immer mehr setzt sich beim 
Briefeschreiben eine lockere Art und Weise 
durch. Es wird so geschrieben, "wie einem 
der Schnabel gewachsen ist". Es sollte aber 
auch nicht übertrieben werden, zumindest 
dami nicht, wenn es sich um ein wichtiges 
Anliegen handelt. Briefe sollten nie un- 
h d o h  sein, aber Kritik auch nicht ver- 
schweigen, wenn es dafür Maß gibt. 

Nötiger Nachdruck 

W ~ M  eine Behörde nicht innerhalb von 
sechs Wochen antwortet und wenigstens 
"ein Lebenszeichen" zu vernehmen ist, wie 
z.B. "Ihr Schreiben befindet sich noch in Be  
arbeitung", sollte erneut geschrieben wer- 
den und mit Hinweis auf den vorherigen 
Brief um Rückäußerung gebeten werden. 
Wenn sich dann immer noch nichts tut, kann 
ruhig auch ein härteren Ton gewählt werden, 
und es kann 2.B. auch mit Kopie an den/die 
Vorgesetzte/n untermauert werden. 

Treffendes Mittel bei offensichtlich g e  
wollter Verzögerung bm. bei Verweigerung 
eines berechtigten Ansinnens durch eine/n 
BehördenvertreterIn können eine Dienstauf- 
sichtsbeschwerde (Brief an den oder die 
Vorgesetzte/n: "... bitten wir Sie, gegen 
Herrn/Frau ein Dienstaufsichtsverfahren 
e ide i t en .  da er/sie ...") oder ein offener 
Brief, der dann auch an die Presse geht an- 
gemessen sein. 

Die so angeschwärzte Behörde, bm. der 
Behördenmensch wird nicht erfreut sein, 
und die Wahrscheinlichkeit, daß ein Ansin- 
nen negativ beschieden wird, dürfte ange 
sichts des direkten Drahtes zwischen dem/ 
der Vorgesetzten und dem/der Beschuldig- 
ten wahrscheinlich sein. Der gesamte Vor- 
gang kann allerdings, wenn die Presse mit- 
spielt, ganz gut öffentlich ausgeschlachtet 
werden. Jedoch: Bei Ärgernissen sollte zuvor 
der direkte Draht Per Telefon Besuch vorge 
zogen werden, das bringt oft mehr als 
"schwere Geschütze" (siehe auch Kapitel 2, 
"Behörden & Lobbyarbeit"). 



bDer Briefe 

offene Brief 

mit politischem Inhalt sind immer 
ein besonderer Vorgang. 

Sie sind nötig, wenn 2.B. eine Forderung 
für den Naturschutz gestellt wird, es Gründe 
gibt, sich über langatmige Verfahren oder 
fehlende Berücksichtigung von Umwelt- 
schutzbelangen zu beschweren, wenn Um- 
weltverschmutzerinnen aufgefordert werden, 
ihr Unwesen einzustellen oder wenn Unter- 

Meistens ist es sinnvoll, zuerst telefonisch 
Kontakt auininehmen. Auch zum "Nachboh- 
ren" eignet sich das Telefon hervorragend. 
Außerdem lassen sich in Telefonaten Mißver- 
ständnisse besser ausschließen oder klären, 
Fragen gleich beantworten und Informatie 
nen individueller abfassen als schriftlich Ein 
Telefonat ist erheblich unverbindlicher was 

stützung für ein berechtigtes Anliegen aus- 
bleibt. Entweder alternativ zum/nu Empfän- 
gerin oder zusätzlich ist auf dem Schreiben 
der Zusatz "Offener Brief" zu vermerken. An- 
schließend ist er je nach Aniiegen an B e  
hörden, Parteien, PolitikerInnen und vor al- 
lem an die Presse zu schicken. 

Besonders "stilvoll" ist eine persönliche 
Übergabe an die oder den Hauptbetrof- 
fene/n im Rahmen ei- 
ner öffentlichen Ak- 
tion, wenn es mög- 
lich ist, unter Verle 
sung des Textes. 
Hierbei kann eine R e  
aktion des/der Adres- 
sati n kaum ausbleiben. 

- Durchschläge 
auch den Vorteil hat, erst einmal "'vorfühlen" 

&erden Kopien eines Schreibens auch an zu können Allerdings muß in vielen Fällen 
andere gegeben, so sollte dies vermerkt wer- 
den. Entweder geht der Brief gleich an meh- 
rere, dann können die Empfängerhen irn 
Adressfeld aufgeführt werden; wendet sich 
der Brief hauptsächlich an eine Person, dann 
kann über oder unter dem Bnef stehen: "Xe 
pie an ..." oder "Zur Kenntnis an ...". Das b e  
schleunigt oft die Bearbeitung des Briefes, 
wenn 2.B. andere Behörden, Gemeinden, Per- 
sonen aus Politik und Verwaltung, Vertrete- 

anschließend die schriftliche Form gewählt 
werden, da  erst dann ein formaler Vorgang 
bei Behörden entsteht, bzw. Ankontaktete 
"das Ganze noch mal schriftlich" haben wol- 
len. Das Telefon kann wirksame Vorberei- 
tung für einen nachfolgenden Bnef sein. 

Per Telefon kann auch die jeweils zustän- 
dige Person ermittelt werden, der dann ein 
Anliegen im Brief "zu Händen" geschickt wer- 
den kann. 

rinnen anderer Gruppen usw. den Brief sofort . Telefonische Zusagen 'sind natürlich 
auch auf ihrem Schreibtisch haben. 

In jedem Faii sollte eine Kopie behalten 
und archiviert werden. Das nützt auch, wenn 
nach einigen Wochen Vorgänge wieder nach- 
geschlagen werden, um festzustellen, wo 

schwer nachzuweisen. Daher empfiehlt sich, 
bei wichtigen Gesprächen, eine Telefonnotiz . 
anzufertigen, die dann ggf. an betroffene Stel- 
len, auch an den/die Gesprächspartnerin 
weitergereicht werden kann, aber auf jeden 

noch eine Antwort offen ist. Dann ist es mög- Faii für die eigene Archivierung als Gedan- 
lich, exakt nachzuhaken. kenstütze nützlich ist. 



Faxgerät oder Faxmodem sind im moder- 
nen Büroalltag kaum noch wegzudenken. 
Wenn's mal schnell gehen muf3,z.B. Antrags- 
fristen eingehalten werden sollen, kann ein 
Faxgerät die rettende Lösung sein, weil 
Briefe so nur wenige Minuten nach dem "Ab- 
schicken" beimlbei der EmpfängerIn ankom- 
men. Trotzdem sollte in solchen Fäilen si- 
cherheitshalber telefonisch nachgefragt wer- 
den, ob ein Antrag per Fax überhaupt mög- 
lich ist und akzeptiert wird. 

Ein erster Kontakt per Fax ist auch denk- 
bar. Faxe sind aber trotzdem kein vollständi- 
ger Ersatz für Briefe. Auch sie landen oft auf 
großen Stapeln und finden nicht zwingend 
schnellere Beachtung als ein Brief. Insbeson- 
dere das Faxen von mehr als ein/zwei Seiten 
wird zudem von manchen EmpfängerInnen 
nicht gern gesehen. Schiiei3lich werden da- 
bei Kosten für Verbrauchmaterial vom A b  
sender zum/nir EmpfängerIn verschoben 
oder das Einladen im Computer kostet Zeit. 
Es bietet sich aber auf jeden FaU an, Pres- 

2 - 1 0  seerkiärungen, Ehladungeri und ähniiches 
per Fax zu senden. Das kann. wird ein günsti- 
ge Tarifzeit genutzt. erheblich preiswerter 
als ein Brief sein - und kommt in den meisten 
Fällen auch sicher und rechtzeitig an. 

Manche Faxgeräte, auf jeden Fall Faxpre 
gramme im Computer, können ein und das 
selbe Schriftstück beliebig viele Male hinter- 
einander an verschiedene eingespeicherte 
Nummern versenden - wer 2.B. einen großen 
Presseverteiler hat, braucht nicht jedes Mal 
erneut ein Knöpfchen zu drücken, auch wenn 
bereits Kurzwahlnummem zur Erleichterung 
eingespeichert wurden. 

Neben dem Umstand, günstige Tarife für 
größere Versendungen in Anspruch nehmen 
zu können, ist es auch von Vorteil, dai3 die 
"Faxsession" dann stattfindet, wenn der Com- 
puter und die eventuell einzige Telefonlei- 
tung ohnehin frei sind, m c h  nachts. 

Wer über ein Computer-Fax (Fax-Modem) 
verfügen kann. hat es hier besonders be- 
quem. Der Versand erfolgt ohne den Umweg 
über ein Papier direkt ab Datei aus dem 
Computer. Nachteil ist; da# einige Modems 
mit einigen Faxgeräten nicht kompatibel 

sind und der Empfang gelegentlich "in die 
.Hosew geht. Sowohl die Computerprogram- 
me als auch die meisten Faxgeräte verfügen 
über die Möglichkeit, Sendeberichte zu 
drucken. Diese sind zwar nicht ein dem 
Rückschein beim Versand per Einschreiben 
vergleichbarer, juristisch sicherer Nachweis 
für den Empfang eines Schreibens, sie sind 
aber für die eigene "Erfolgskontrolle" bei b e  
sonders wichtigen Faxen oder bei veralteten 
Verteilen recht praktisch. 

ros~allscn( 
Versendungsf orrweb 

bVoraus bemer kung 

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Kapi- 
tels hatte die Deutsche Post AG noch ihr M& 
nopol für die Versendung von Briefpost. 
Nachfoigend werden beispielhaft besondere 
Versendungsformen dargelegt, . die nach 
Beendigung des staatlichen Postmonopols 
vielleicht in einer ähniichen Form auch von 
anderen Anbieterinnen geleistet werden 
körnen. Schon heute können Paket- und Ku- 
rierdienste insbesondere beim Versand 
schwererer Sendungen teilweise mit ange 
nehmeren Konditionen genutzt werden. 
Auch in punkto Geschwindigkeit ist hier viel- 
fach eher Verlaß. Nachfragen und Verglei- 
chen lohnt sich! 

,Einschreiben 

Bei manchen Vorgängen ist es wichtig, 
daO später bewiesen werden kann, da5 ein 
Brief abgesandt bzw. empfangen wurde. 

Das können sein: 
- Anträge (Zuschüsse, Genehmigung einer 

Veranstaltung etc.) 
- Briefe mit politischem Gewicht, damit 

später 2.B. gegenüber der Presse zu b e  
weisen ist, dai3 ein Brief auch tatsächlich 
verschickt wurde. 

- Mahnungen 



- Wertvolle Schriftstücke, die nicht verloren 
gehen dürfen. 

Der übliche Weg zum späteren Nachweis 
ist das Einschreiben. Diese Bnefe werden im 
Postamt als Einschreiben aufgegeben und 
mit einem Einlieferungsschein quittiert. Das 
kostet aber auch mehr Briefmarken als ein 
"normaler Brief'. 

Noch teurer, aber in besonderen Fälien in- 
teressant, ist das Einschreiben mit Rück- 
schein. Dabei muß der/die ErnpfagerIn ver- 
merken, den Brief erhalten zu haben. Dieser 
Vermerk wird über die Post wiederum an 
den/die AbsenderIn zugestellt. 

,Inf opost & I n f  obrief 

Für größere Mengen inhaltsgleicher, ver- 
vielfältigter Mitteilungen hat die Deutsche 
Post AG die Versendungsformen als Mopost 
bzw. Infobrief geschaffen. 

Wenn die vorgeschriebene Mindestanzahl 
von Sendungen erreicht oder knapp unter- . 
schritten wird und bestimmte Vorleistungen 
übernommen werden können (Durchstem- 
peln, Sortieren nach Postleitzahlen und Bün- 
deln), dann können gegebenfalls diese Ver- 
günstigungen in Anspruch genommen wer- 
den. Wegen ständiger Änderungen der Tarife 
sei hier die Inanspruchnahme eines Kunden- 
gesprachs mit der Post bzw. zwischenzeitlich 
auf den Markt getretenen AnbieterInnen 
empfohlen. 

Viele Firmen sind inzwischen dazu über- 
gegangen, ihre Korrespondenz, insbesonde 
re den Versand von Großmengen, im benach- 
barten Ausland abzuwickeln, da hier die Prei- 
se teils deutlich niedriger liegen. Ob sich 
dies für kleinere Initiativen allerdings vom 
Aufwand her lohnt, bzw. ökologisch und sozi- 
alpolitisch vertretbar ist, sollte wohl geprüft 
werden. 

. Pakete & Päckchen 29 

k e i  Paketdiensten lohnt sich auf jeden ~ a i i  
der Preisvergleich, gerade dann. wenn irn 
Laufe eines Jahres größere Mengen an Pake 

ten und Päckchen versendet werden. Die 
Post AG bietet einen sogenannten Selbstbu- 
cher -Se~ce  an. Wer seine Pakete und Päck- 
chen selbst auswiegt und mit bestimmten Ce 
deAufklebern versieht, bekommt erhebliche 
Rabatte. 

Die Unterschiede durch Rabatte auch zwi- 
schen den Anbieterhen sind enorm. Und es 
ist durchaus möglich. besondere Konditionen 
herauszuhandeln, insbesondere wenn die An- 
gebote der jeweiligen Konkurrenten als für 
die Initiative attraktiv dargestellt werden, 
kommen gelegentlich deutlich günstigere Ta- 
rif, als die "normaler" Preislisten zustande. 
Die Debatte lohnt sich also oft. 

,Büchersendung 

Gedruckte Bücher, Broschüren, Notenblät- 
ter und Landkarten können bei der Post AG 
als "Büchersendung"m recht günstigen Kon- 
ditionen verschickt werden. Bücher und 
Broschüren müssen dabei einen festen Ein- 
band oder Umschlag aufweisen (etwas, das 
auf dickerem Papier gedruckt ist als der In- 10.1 
nenteil). Sie müssen geklammert oder gebun- 
den sein. 

Bücher, die geschäfüichen Zwecken d i e  
nen, sind keine Büchersendung, das sind 2.B. 
Kataloge, Geschäftsberichte von Firmen, 
aber auch 2.B. Bedienungsanleitungen. 

Anpreisungen dürfen bei Büchern und 
Broschüren nur auf dem Umschlag und auf 
zwei aufeinanderfolgenden Seiten am Anfang 
und Ende enthalten sein. Als Anpreisung gilt 
jede Form von Werbung oder Anzeigen Ob 
bloßes Nennen von Reisen @.B. "Seminar: 
Teilnehmerhenbeitrag 20,- DM") auch eine 
Anpreisung ist, w e s  auch bei der Post nie 
mand so genau. Im Zweifelsfall gilt es, lieber 
auch das zu vermeiden 

Büchersendungen dürfen nicht zugeklebt 
werden. Es ist allerdings möglich, Umschläge 
"mit postalisch zuiässigem Adhäsionsver- 
schlu0" zu verwenden. Auch gibt es Aufkla 
ber mit entsprechendem Aufdnick, mit denen 
sich Bnefe "unverschlossenn zukleben lassen 
Ob ein Verschluß postalisch zugelassen ist, 
liegt nicht daran, ob er sich schadlos öffnen 
1äDt. Wichtig ist allein, daB "Postalisch zuläs- 



siger Adhäsionsverschluß" auf dem Um- 
schlag vorgedruckt steht. Ansonsten gibt es 
noch die Möglichkeit, eine Büchersendung 
mit sogenannten Musterbeuteikiamrnern zu 
verschließen. Diese gibt es im Bürobedarfs- 
handel zu kaufen. 

Beigelegt werden dürfen einer Büchersen- 
dung eine Widmung, eine Rechnung, ein 
Überweisungsträger und ein adressierter 
Rückumschlag. Mindestmengen für deren 
Einlieferung gibt es nicht. Es ist also mög- 
lich, schon ein einzelnes Buch auf diesem 
Wege zu verschicken. 

Frankiert wird normalerweise mit Brief- 
marken, es muf3 ledigiich via Stempel oder 
handschriftlich "Büchersendungn vermerkt 
werden. 

Postvertriebsstück 

- Gruppen, die eine eigene Zeitschrift her- 
ausgeben, können den Postzeitungsdienst in 
Anspruch nehmen. 

Da sich auch hier laufend die Tarife und 
Bezeichnungen ändern und es Ncht ausge- 
schlossen ist, daß bereits (in Kürze) private 
Alternativen zur Post AG bestehen, empfeh- 

, ,. - . ' . L  

L -1 Fazit 

len sich auch hier ents~rechende KundIn- 
nengespräche und sorgfältige Preisverglei- 
che. 

Manche Leistungen, insbesondere in - 
punkte Geschwjndigkeit, sind nämlich gar 
nicht unbedingt erforderlich, andere faiien 
auch ohne Prei~änderungen ggf. schnell 
schmerzhaft aus, wurde doch mal wieder 
versäumt, das "Kieingedruckte" zu beachten. 

Bei aUen Kommunikationsmitteln ist g e  
nau abzuwägen, was sich wirkiich lohnt in 
punkto Zeit und Geld, aber auch in bezug 
auf A u h d  und logistische Möglichkeiten. 

So nett es erscheinen mag, stets upto-da- 
te zu sein, so gewagt ist es, auf nur ein Medi- 
um zu setzen. Gerade aus Umweltschutz-Ge- 
sichtspunkten sollte der Einsatz von Kommu- 
nikationsmitteln kritisch hinterfragt werden. 
Gerade die KnSchaffung von möglicherwei- 
se technisch schnell überholten und dann zu 
ersetzenden Gerätschaften ist diesbezüglich 
nämlich eher zweifelhaft. Auch "Stromfres- 
s e r k d  in der Herstellung ,bzw. späteren 
Entsorgung umweltfeindliche Geräte gibt es 
arn Elektronikmarkt zuhauf. 

Bei aller Technikbegeisterung sollte im 
Zweifeisfaii mit Geduld und Zurückhaltung 
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reagiert werden. Die rasante technische Ent- 
wicklung der letzten Jahre zeigt, daß wohl 
auch in Zukunft aiie paar Monate ein neuer 
Trend auszumachen sein wird, und so wird 
auch dieses Kapitel mit seiner Vorstellung 
"neuer Medienn vielleicht schon in kurzer 
~ e i t  hoffnungslos veraltet sein. 



Öffentlichkeit informieren 
Auch wenn Computer und Internet, kurzum die "neuen Medien", sich immer weiter 
durchsetzen, bleiben Zeitung, Radio und Fernsehen zunächst noch die Massenmedi- 
en, die jede/r nutzt. Jede Firma und jedes Amt hat eine Presse- und Öffentlich- 
keitsabteilung, die nichts anderes zu tun hat, als die Nachrichten über ihre Fabrik 
bzw. ihr Ministerium zu verbreiten. I n  den Redaktionen werden täglich Briefkasten 
und Faxgerät mit mehr oder weniger interessanten Pressemitteilungen überflutet. 
Mit ein bißchen Geschick und Übung ist es gar nicht so schwer, aus dieser Informati- 
onsf lut herauszuragen und Ankündigungen und Berichte in der Zeitung unterzubrin- 
gen. Vielleicht kommt beim nächsten Mal sogar ein/e ReporterIn vorbei. 

Warum 
b ,+essearbeiM 

)Zeitungen Auf den Lokalseiten der Tageszeitungen, 

auf fast allen Seiten kleinerer Regionalblätt- 
chen häufen sich Kurz-Notizen oder längere 
Berichte mit und ohne Fotos über Kamik- 
kelzüchter, Feuerwehrübungen, etc., so daf3 
irn jeweiligen Dorf oder Stadtviertel viele mit- 
bekommen, wer warum geehrt wurde und 
wer bei der letzten Jahreshauptversamrnlung 
in den Vorstand gewählt wurde. Was jeder 

L Feuerwehrartsverein schafft, können auch 
Umwelt-Initiativen erreichen. Die Vorteile von 
Pressearbeit liegen auf der Hand: 
- Jeder Artikel macht die Gmppe b e  

kannt(er). Die Öffentlichkeit bekommt mit. 
dai3 es eine Initiative gibt, die sich mit Na- 
tur und Umwelt beschäftigt. 

- Interessierte erfahren, wo sie sich aktiv für 
Natur- und Umweltschutz einsetzen kön- 
nen (Kontaktadresse nicht vergessen!). 

- Ein Artikel ist kostenlose Werbung für die 
Gruppe und für die Forderungen des Um- 
weltschutzes. 

- Ein abgedruckter Artikel - am besten mit 
Foto - 1äDt sich später fürs Layout von 
Flugblättern oder Selbstdarsteiiungsblät- 
tern verwenden und ist auch bei der Ab- 
rechnung von Zuschüssen als "'Aktivitäts 
beweis" recht hilfreich. 

- Umweltpolitische Artikel können Druck 
auf PolitikerInnen ausüben, denn eine Ver- 
öffentlichung läßt sich nicht so einfach 
verschweigen wie internes Bitten oder For- 
dern. 

- Oft wird eine Gruppe erst mit Presseerfol- 
gen von möglichen Kooperationspartnern 
ernstgenommen (von Verbänden zwecks 
Zusammenarbeit, von PolitikerInnen 
zwecks Anhörung, von Firmen zwecks ma- 
terieller Unterstützung). 

. Radio & Fernsehen 
b 

h d i o  und Fernsehen sind immer auf der 
Suche nach spannenden Themen! Ein regio- 
naler Rundfunksender (öffentlich-rechtlich 
und privat) wird die Initiative als kompetente 
Ansprechpartnerin für ihren jeweiligen The 
menbereich anerkennen und in Interviews zu 
Wort kommen lassen. Drmine können an- 
gekündigt oder über Aktionen kann eine 
Meldung in den Nachrichten gesendet wer- 
den, falls die Aktion dem Sender nicht "spek- 
takulär" genug war und er einen größeren Be 
richt von einemleiner ReporterIn sendet. Im 
Fernsehen sind neben 'den Nachrichtensen- 
dungen Talkshows zu bestimmten Themen 
die Ansatzpunkte für Initiativen. 

Aber bei d e r  Euphorie: Pressearbeit ist 
nicht des, und ihre Wirkung wird oft über- 
schätzt. Eine Gruppe verrät ihre Ideen, wenn 
sie Aktionen nur für die Presse plant und sich 



Knut S. Pauik 
Leitfaden für die 

F'ressearbeit (1993, 
dtv, München. 233 S.) 

zu Kaspern der Joumaüsünnen macht. Die 
Wirkung eines Presae@rtiike]a id meistens 
weitaus geringer als dik Wirkung, die durch 
direkte Gespräche mit PassantInnen, Be- 
kannten, Betroffenen erzeugt wird. 

- - 
P ressearbei t 

bSchneil sein 

'l'ageszeitungen und Rundfunk wollen kei- 
nen Schnee von gestern! (Hier geht's schon 
los mit Ausnahmen: auf Lokalseiten erschei- 
nen oft Berichte von der vergangenen Wo- 
che; Wochenzeitungen sammein die Infos 
mehrerer Tage. Sie haben einen festen Re- 
daktionsschlui), aufden es zu achten gilt.) . 

re Monate in einer Redaktion, wechseln 
dann aha auch das Ressort. Nur Redakteu- 

. r h &  bieiben längerfristig, auch wenn die 
Fluktuation recht groß ist. Aber wenn die 
JournaiistInnen wissen, wer sich hinter der 
Gruppe q verbirgt und da5 sie interessante 
m e l  liefert, gibt es kaum noch hobleme 
mit Vkr6ffentlichungen. Ein/e Ansprechpart- 
nerin in der Redaktion ist deshaib auch nütz- 
lich, weii erfsie die Gruppe und ihre Ziele 
bei der nächsten Aktion schon kennt und 
mensch nicht nochmal dasselbe erzählen 
muß. Schreibt einle andereIr, kann es pas- 
sieren, daß =/sie Sachen wiederholt, die 
schon eihal in der Zeitung gestanden ha- 
ben, obwohl dies eigentlich ein Armutszeug- 
njs für die Zeitung ist, denn sie verfügt meist 

. über dn .&Ny, das nach Themen oder 
~ r u ~ ~ i e m n & n  sortiert ist, in dem sich die 
MiteuMerIniien informieren können. 

essesprec herIn 

. Auch von Seiten der Grup 
pe ist es sinnvoll, eine/n fe- 
ste/n Pressesprecher zu ha- . 

ben, der auch für länge 
re Zeit Ansprechpart- 
nerIn sein kann und 

den die JournaiistInnen 
dann schon kennen und 

eventuell auch mal von sich 3 
aus ansprechen, wenn sie 
nach Umwelt-Themen su- 

knüpf erdwarmhalten 

Kontakt per Telefon oder bei 
einer Aktion/Presisekonfere~~z empfiehlt es 
sich, den Namen &#/der JounialistIn aufzu- 
schreiben, und gerade bei Tageszeitungen 
ist es wichtig zu fragen, ob es sich um eine/n 
freieIn MitarbeiterIn, ' PralcükantIn, Volon- 
tärIn oder R e d W h  handelt. Beim näch- 
sten Mal kann mensch wieder diese Leute 
verlangen, an vergangen8 Zusammentreffen 
erinnern. Aber freie MtarbeiterInnen sind 
selten in der Redaktion anzutreffen, Prakti- 
kantInnen nach Zeit wieder ver- 
schwunden, Volontärbnen sind meist mehre- 

chen oder einen fachkompetenten Men- 
schen für einen bestimmten Bericht oder so- 
gar ein Interview im RadioStudio suchen. . 

Hat sich eine Gruppe gegründet, können 
ein, zwei MtarbeiterInnen auch mal bei Re- 
daktionen der regionalen Zeitungen vorbei- 
gehen und sich bei den Redakteurinnen 
oder dem Redaktionsleiterin vorstellen, ein 
Termin soilte natürlich vorher vereinbart 
werden Vielleicht läOt sich ein solcher B e  
such auch mit einem konkreten Anla5 ver- 
binden, wem die Gruppe zum Beispiel 
größere Dinge plant, eine/n Partnerin als 
Veranstalter sucht oder eben schlichtweg 
auf gute Bdchterstattung vor, während und 
nach den Aktivitäten angewiesen ist. 



. Freie MitarbeiterInnen 

P Zudem kann mensch sich Namen Freier 

MitarbeiterInnen geben lassen und Kontakt 
zu diesen knüpfen. Kontakte zu Freien Mitar- 
beiterInnen können wertvoller sein als der 
Kontakt zu Festangestellten, weil sie Geld 
pro abgeliefertem Krtikel bzw. im Radio g e  
sendetem Beitrag bekommen; sie haben also 
Interesse, den Umfang ihres Beitrages zu er- 
höhen und sind für Neuigkeiten also immer 
dankbar. Doch kommt es hierbei auch auf 
die Organisationsstruktur des Mediums an: 
Werden fertige Beiträge von den Freien a b  
gekauft oder werden Termine und Themen 

L 
von der Redaktion vergeben? Adressen Frei- 
er JoumalistInnen und Medien sind z.T. auch 
in den Gelben Seiten zu finden. - 

wird .., 

"Saure Gurken-Zeit" nutzen 

b Ob jemand kommt, hängt nämlich auch 

davon ab, wieviel die Redaktion zu tun hat. 
Wer aufmerksam die Tageszeitung liest, wird 
schnell merken, wann "Saure Gurken-Zeit" 
oder Sommerloch ist. 

Gerade in solchen Zeiten bietet es sich an, 
Presseinfos zu verschicken, zu einer Presse 
konferenz zu laden oder eine spannende Ak- 
tion durchzuführen. Zu beachten sind natür- 
lich auch große Parailelveranstaltungen wie 
Wahlen oder besondere Feste. Während d ie  
ser Zeit hat die regionale Initiative kaum eine 
Chance, berücksichtigt zu werden. 

Joachim Bikger: 
Krbeitshandbuch 
kesse und PR 
(1983, Stamm-Verlag 
in Essen) 

Ulrich Bobinger: 
Molgreiche Pr* 
arbeit - ein Leitfaden 
(Hanseatischer 
Fachverlag iW 
Wirtschaft) 

Günther Haedrich: ' 
Öffentlichkeitsar- 
beit - ein Handbuch 
(1982, W. de G ~ f l e r  
Verlag, Berlin) Presseinf o vorbereiten 

b Eingeladene JournallstInnen können nicht 

immer kommen. Für so einen Fail sollte ein 
Pressetext vorbereitet werden, der nach ei- 
ner Aktion noch um das Aktuellste ergänzt 
werden kann. Kommt der/die eingeladene 

Telefonisch ankündigen 

b 
PressevertreterIn doch, ist er/sie eigentlich 
auch immer dankbar, einen solchen Text 

Gerade bei größeren Redaktionen bietet trotzdem zu erhalten, damit er/sie nicht alles 
es sich an, telefonisch eine Presseinformati- mitschreiben mu5 und sich somit eher auf 
on oder auch einen Termin anzukündigen, das Gespräch und Fragen konzentrieren 11.3 
kurz zu erläutern, worum es geht und zu fra- kann. Im Streß einer Veranstaltung kann A 

gen, welcheIr RedakteurIn/MitarbeiterXn auDerdem die ein oder andere Information 
oder welche Redaktion zuständig ist: Gege- untergehen (oder der Pressemensch hat 

L 
benenfails Namen geben lassen und z.H. der nichts kapiert, und so hat er wenigstens was 
Person schicken oder faxen. "Richtigesn in der Tasche). 

Bei lokalen Tageszeitungen reicht es mei- 
stens aus, eine Presseinfo an die (Lokai-) R e  
daktion zu schicken. "z.H." birgt nämlich 
auch das Risiko, dai3 der bisherige Kontakt- 
mensch im Urlaub ist und die Nachricht un- 
beachtet altert, deshalb ist es manchmal bes- Die Presseinformation spielt eine zentrale 
ser, als Empfängerin nur die Lokal-, Regional Rolle in der Pressearbeit. Sie ist eine Informa- 
oder Umweltredaktion zu benennen! tion, die die Menschen von der Zeitung/vom 

Wird zu einer Pressekonferenz (siehe Radio/vom Fernsehen "scharf' machen soll, 
unten) oder zu einer Aktion eingeladen, was bei einer Aktion dabei zu sein und einen Text 
nach Möglichkeit etwa zwei Wochen vorher mit direkten Eindrücken zu ergänzen bzw. ei- 
geschehen sollte, kann ungefähr zwei Tage nen Radio- oder Fernsehbericht darüber zu 
vor dem Termin nachgefragt werden. ob und 
wenn ja wer kommt. Ruft mensch früher an, 
wird er oft zu hören bekommen, dai3 das 
noch nicht entschieden ist. Redaktionen ar- 
beiten eben '"tagesaktuell". 

machen.. Darüberhinaus ist die Presseinfor- 
mation eine Möglichkeit, einen "druckreifen" 
Text abzugeben, der ohne großartige Ände 
kungen übernommen werden kann. Je weni- 
ger Arbeit die Zeitungsredaktionen mit einer 

Piiaum/Pieper: 
hdkon der Public 
Relations (1989, Ver- 
lag Modeme Indu- 
strie, Landsberg) 



Presseinfo haben, desto großer ist auch die genannten TexterfasserInnen (= tippen- 
Chance, d& der Text überhaupt und (fast) den Menschen) in das Redaktions-Com- 
unverändert abgednickt wird. Bei Anzeigen- , putersystem abgeschrieben wird 
blättchen hat die Gruppe gute Chancen, sie - Kontaktadresse am Ende des Textes nicht 

verfügen meist über einen Scanner mit vergessen 
Textleseprogramm und übernehmen wort- - Untersehreiben (oft wirkt die Angabe der 
wörtlich die Presseinfonnationen von ver- F d o n ,  2.B. 1. Vorsitzende/r, förderlich) 
schiedenen Gruppen. JWg-8: 
mein gilt beim Schreiben &- 
ner Presseinformation über 
die eigene Gruppe, die eige 
ne Aktion aus der &M 
eines Dritten zu be 
schreiben, also quasi 
in die Rolle eineslei- 
ner JournalistIn zu 
schlüpfen, derldie 
berichtet. Abo 
nicht in der Ich- 
oder Wir-Form 
schreiben und auc 
die LeserInnen nicht direkt mit 
Sie/ihr ansprecheit. 

Aufbau und Einstieg 

- Wiedererkennbares Bkieipapiez &nutzen 
- Ort und Datum e n g e h  
- Vollständige Anschrift (mit Telefon) des/ 

der Verfasserh angeben ( ~ t  Vermerk: 
"stehe für Nacwagenzur Verfügung") 

- Als "Presseinfomati~~kennzeichnen 
- Eventuell formal als Brief abfassen: "Sehr 

geehrte Damen und Herren, bitte veröf- 
fentlichen Sie folgende Pressehfonnation 
irn Lokalteil 2&ung1' und unten 'Vie- 
len Dank. Mit freundlichen Grüßenn 

- Seiten immer nur einseitig mit Computer 
oder Schreibmaschine beschreiben 

- Abstand 1 112 zeilig; Igt wichtig für die 
JournalistInnan zum Redigieren, selbst 
wenn der Text so w t  ist, da3 er kaum ei- 
ner Änderung bedarf* sind noch Anmer- 
kungen nötig. wras rn Beispiel die 
hausinterne S&eü,'eise von Zahlen 
oder T e l e f o m ~  angeht. 

- breiten Rand lassen (M cm), damit die R e  
dakteurinnen lhte Änderungen dorthin- 
schreiben können, bevor der Text von so- 

Es gibt ein journalistisches Prinzip, das 
"Umgekehrte Dreieck". Gemeint ist die in ei- 
nem Taxt nach unten hin abnehmende Wich- 
tigkeit der Information, wie sie in einem 
Presseatikei zu finden ist. Das heißt, die w e  
sentlicfhen W t e  kommen an den Anfang 
einer Presseinformation oder eines Artikels, 
so dai3 die Unverzichtbarkeit zum SchM hin 
abnimmt. Denn: die Schere des/der Redak- 
teurIn setzt -er unten an. 

Am Beginn. des Textes, im ersten Satz, 
steht ein fetziger Aufhänger, z.B. ein Zitat 
von einerf einem AktionsteiinehmerIn oder 
das Motto einer Aktion @.B. ""Entschwefeln 
statt sc~hw&In"stand gestern auf einem 
Transparent in ..."). Natürlich kann auch ein 
nachrichtlicher Einstieg der Anfang sein, al- 
so "Ge Gruppe xy veranstaltete am Sonntag 
...". D* ist aber langweilig. 

Eine Saenenbeschreibung hilft den Le- 
serInnen, sich in eine Situation besser hin- 
einmversetgen. Zwar kann ein Foto auch die  
se FwMi~n  übernehmen, aber es ist ja nicht 
sicher, ob eins in der Zeitung veröffentlicht 
wird. Beispisl: "Eiskalter Neben legt sich 
über den Marktplatz, zwölf Aktivisten in 



weißen Anzügen machen sich vor dem Brun- 
nen zu schaffen, bauen einen Tapeziertisch 
und ein geheimnisvolles großes gelbes F& 
auf, noch ehe die ersten Passanten zum Ein- 
kaufen vorübereilen. Die Mitarbeiterinnen 
der Gruppe xy wollen heute gegen die Atom- 
transporte nach Gorleben demonstrieren." 
Aber Vorsicht: Nicht zu langatmig, späte 
stens irn zweiten oder dritten Satz muß der/ 
die LeserIn wissen, worum es eigentlich 
geht, sonst verlä0t er/sie den Text und wid- 
met sich einer anderen Nachricht oder ei- 
nem anderen Bericht. Es gilt also, durch ei- 
nen guten Schreibstil aus der Mormations- 
flut herauswagen. 

Nach der Einleitung sollten alle wichtigen 
L Informationen folgen. ohne dabei einen h d -  

lossatz zu formulieren. "Wer macht was, 
wann, wo, warum und wie?", sollte darin be 
antwortet werden. Zum Beispiel: "e Umwelt- 
gnippe erregte am vergangenen Samstag in 
der Ulrner innenstadt die Aufmerksamkeit 
der Weihnachtsmarktbesucher: mit Liedern 
und Straßentheater demonstrierten 15 Um- 
weltschützer gegen die weihnachtlichen Ver- 
packungs-Müllberge. Es gilt, die Leserinnen 
so ZU fesseln, da5 sie dranbleiben und weiter- 
lesen. Dann folgen irn Text die Hintergründe 
der Aktion. 

Zuerst muß die Aufmerksamkeit geweckt 
werden (Überschrift, Foto), dann das Interes- 
se (die ersten zwei Sätze). Sie entscheiden 
darüber, ob beim Lesen der Wunsch ent- 
steht, weitere Informationen zu bekommen. 
Entsteht er durch eine geschickte Einleitung, 
so wird schließlich der Wunsch des/der Le- 
serIn (nach mehr Infos) befriedigt, indem 
er/sie den Artikel liest. Wenn der Text inter- 
essant gestaltet ist, Szenenbeschreibungen 
und Fakten abwechseln, yird es auch 
demlder Redakteurin schwerfallen, einen 
Text zu kürzen 

.P- . 

Pi'. In dritter Person schreiben, also quasi aus 

der Sicht deslder JournaiistIn 
- Keine Fremdwörter verwenden! Vorsicht: 

selbst "Biotop" ist nicht jedem/jeder klar. 
obwohl dies ein gängiges Fremdwort ist. 

und mit "Schadstoffimmissionenn 0.ä. hat 
eine Umweltgruppe ebenfalls kaum eine 
Chance. Ausnahme sind eingedeutschte 
Wörter, für die es keine Übersetzung gibt, 
also "interessant" oder "Konstruktion". 

- SchachtelSätze vermeiden. Lieber kurz 
und verständlich, ab ungefähr 20 bis 25 
Wörtern wird ein Satz unverständlich. Al- 
les, was länger ist: kürzen! 

- Gelegentlich Zitate zur Hervorhebung 
oder Auflockerung, direkte und indirekte 
Rede also abwechseln. Dabei wird 
mensch die prägnanten Aussagen in direk- 
ter Rede, und alles andere, was eine Quel- 
lenangabe hat und eben nicht als aiige- 
meingültige Tatsache hingestellt werden 
kann, in indirekter Rede setzen 

- Sachlich bleiben, keine Polemik (Ausnah- 
me "Leserbrief", er gibt persönliche Mei- 
nungen wieder). Meinungen können und 
sollten aber als Zitate in der dritten Person 
und mit vollständigem Namen des Zitier- 
ten (eines Gruppenmitglieds) in eine Pres- 
sernitteilung aufgenommen werden. 

- Bei Namensnennungen Vor- und Nachna- 
men voll ausschreiben (ohne Zusatz "Herr" 
oder "Frau") 

- Bei Abkürzungen (Gruppen- oder Firmen- 
namen) zuerst den Namen voll ausschrei- 
ben, mit der Abkürzung in Klammem. 

- Passiv sparsam verwenden: Fast alle Sät- 
ze, die passivisch konstruiert wurden, las- 
sen sich umbauen. 

- Formulierungen mit "man" sollten eine 
schlechte Ausnahme bleiben: diese unper- 
sönliche Wort laßt sich in den meisten Fäl- 
len durch aktiv handelnde oder sprechen- 
de Personen ersetzen 

- Substantive machen einen Text schwer 
lesbar, gerade wenn substantivierte Ver- 
ben aneinandergereiht werden 

- Aussagekräftige Verben verwenden 
- schmückende Adjektive vor Substantiven 

weglassen: statt "grüne, saftig leuchtende 
Wiese" lieber "e Gräser der Wiese leuch- 
teten saftig der Kuh entgegen" 

- Überflüssige Metapher und feststehende 
Begriffe überprüfen und weglassen: "Am 
Samstag ist es wieder soweit" ist ebenso 
abgedroschen wie "J3.n Bild des Grauens 
bot sich ..." 

Dirk R. Meynecke: 
Die Autorenfibel 
(1991, Ehrenwirth in 
Miinchen. 268 S.) 
Ein umfassendes 
Buch. nicht nur mit 
technischen Tips. 
sondern auch sol- 
chen zum Manu- 
skript. zum Schreib 
S t i l  usw. 

K. AUert-Wybraniet: 
Wie ünde ich den 
richtigen Verlag? 
(1995, Heyne Verlag 
in Miinchen. 204 S.) 
Kurz und knapp wer- 
den die Wege der 
Veroffentlichung, die 
Arbeitsweise von 
Verlagen sowie Ver- 
kags  und Honorar- 
angelegenheiten be 
sprochen 



Mit der Zeit und ein bii3chen Übung be- 
kommt derldie SchreiberIn von Presseinfor- 
mationen dann Gefühl dafür, wie =/sie eine 
solche am besten auibaut. BewuBtes und in- 
tensives Zeitungsiesen kann da schon enorm 
helfen: Welcher Text spricht an? Unter wel- 
chen Bedingungen lese ich einen Text über- 
haupt bis zum Ende? 

Oben sind zwei Presseinformationen ab 
gedruckt, die sich nicht nur in der äußeren 
Aufmachung unterscheiden. Der Text der ei- 
nen Presseinformation ist schwer papier- 
korbverdächtig. 

hessemitteiiung: 
Sitzblockad@ Wr Uni-Institut: 
Proteste gegen Gernersuche 

" W i r ~ ~ ~ ~ c h t m i t r ~ a n i i @ m ~ ~ n i . d a s S m  
dentInnen am vergmge~n Montag quer Ubsr die bqangstür zum 

Institut Rir Pnanzenban gahBng( bitm Davor ss8enrechtzemg zum 
Beginn der Nachmitt%g~orbwgen ca 40  rinnen. 
Für Siudiarende und lahrende gab kein llwchkammsn rnehr Viele 
von ihnen iiu8erten Zustimrmuig zu des bnierrmgen nach einem En- 
de der Versuchsreihen. Beaondarhlking benanntem KritbrInnen 
die Geheunhaitung der xrmtlliidigen Pmfessorea Auch während der 
Akhon war keuier von ihnen zu sinsn Geapräch bereit 

Mit h e r  Aktion w o i l t e n c i i 6 S i u d a ~  auf die mgekkten Gefah- 
ren der Gentechmk auimeilraammachen Im behfhnsn Institut 
werden seit zwei Moaaten CAmwawüe mit Tomaisli rmd Mais 
durchgenihit Zetztüch dient an8am ein paar W-rneh- 
men&emiteinerrialrant.nTectn>ürgmßeIuiaseinacrhenwdlendlen, 

schrmpite Corinna Oeaer aua der ünWmwoiigrnppe Thgwken~', 
die zusammen dies Aküan qepiad- Uaferstätat wurden nie 
dabei vom ÖbReIerat den ASPAsmd örtlldren Umweher- 
bhden Zusammen wollsn sie ihre Roteste gegm die Genverauche 
in den nachten W& nodimmtäxkea Dabei d im  auch WOI- 
mahonweranstaltungm ~~ W u  machen wmter, bis 
die Versuche emgestfiiii werden', Mste man am Moniag von den 
Teilnehmerinnen der ALäw 

Bei RIIckiragen wendan Sie &ii bitte a 
Mana Petersen TeL 080/8868L)g 
Peter Maxbn, TeL 080/8BM1 

Folgende Mate* halten wir für Sie bereit. 
- Unlersuchung zur Gaiahr diuch ... 
-Sammiungvon FieeseertiLeln zu - 

Fotos 

irtformation fllr die Presse 
Wichtig! mchfig! Wichtig! Wichtig! 

dm ~ontag* cien28. November, sden von 14 bis 17 ~ h r  38 
Personen vor der Eingange des im&tuts für Pnanzenbau 
 BI ihtiver&äl Halle. An der Sitzblockade nahmen Studen- 
tinnen und Stadenten der UniverstithtsUmweltgnippe "Öke 
logischs Ari~dbgmppe an den Fachb,ereichen Agam& 
senachaftenmwia Haushall* und Ernahrungswissenschaf- 
tan", 2 MitgKiedar des Bundes für Umwelt- und Naturschutz . Deutmhiand (BUND), sowie einige weitere Personen teil Sie 
konnten für ehige Zeit einige Personen am Betreten des In- 
stituts für Pf!ammbau hindern Dabei sagten auch euuge 

ihneR gie ~ l & ~ ~  gut fanden. 
Ea aoil wdWg&a mii weiteren Aktionen Ziel ist, solange 
weiterzumachen, bis die Genversuche im Institut beendet 
sind Gegen diese Versuche richtete sich auch die Aktion 
am Montag. 

' . 
I. , 

- .  
I #  , . J -  

. . i , , : .  

I . 1- 

Fotos sind ~achrichten und ein wesentli- 
ches Mittel, die Aufmerksamkeit der Le 
serInnen zu gewinnen. Bevor überhaupt der 
Text einer Zeitung gelesen wird. schaut sich 

jedeIr die Biider an. Sind Personen auf dem 
Foto, so schauen die LeserInnen noch ge- 
nauer, ob sie vielleicht die eine oder andere 
kennen. J 

MitarbeiterInnen von lokalen Tageszei- 
tungen bringen meist neben Stift und Papier 
auch einen Fotoapparat zum Pressetermin 
mit, um abschließend noch ein Foto zu 
"schießen". Größere Zeitungen haben eige- 
ne Fotograflnnen. 

Ansonsten kann die Gruppe selbst Bilder 
einreichen, doch manche Zeitungen nehmen 
nur +gern "Selbstgemachtes" - aus Zeit- 
oder Organisationsgründen. Hier heißt es: 
ausprobieren Es gilt also, abzuklären, ob 
die jeweiligen Zeitungen mit Farb- oder mit 
Schwarz-we&Fotos arbeiten oder Dias für 
einen Farbdruck haben wolien. Mensch SOU- 
te sich aber irn klaren darüber sein, dai3 die 
Fotos nur in den allerseltensten Fäiien an die 
Gruppe zurückgeschickt werden. Dies wür- 



de für die Redaktionen viel zu viel Aufwand 
bedeuten. Es lohnt sich aber in jedem Falle, 
bei Aktionen und Presseterminen selbst zu 
fotografieren - zur Dokumentation der eige- 
nen Aktivitäten. 

F Für eine größere Aktion, wenn ein Projekt' 
abgeschlossen ist oder groS starten soii, kön- 

L nen Tageszeitungen, Anzeigenblättchen, die 
regionalen Büros von Presseagenturen und 
Rundfunksender zu einer Pressekonferenz 
eingeladen werden. Dafür sollte rechtzeitig 
eine schriftliche Einladung verschickt wer- 
den (mit Kurz-Presseinfo zum Thema). Etwa 
zwei Tage vor dem Termin kann mensch in 
den Redaktionen nachfragen, ob jemand 
kommt. Auch wenn die Antwort "vielleicht" 
lautet, sollte die Gruppe auf die Anzahl aller 
eingeladenen Pressevertreterinnen vorberei- 
tet sein (genügend Stühle und Kopien von Un- 
terlagen). Nicht selten sind Journalisünnen 
trotz Absage aufgetaucht. 

Für eine Pressekonferenz soiite ein nihd 
ger, aber nicht zu steriler Ort gew'dhlt wer- 
den, wo hinterher noch ein Fotos g e  
schossen werden können. Natürlich tut es 
auch ein Büro oder Tagungsraum. Die Pres 
seleute eharten kein kaltes Büffet, freuen 

sich aber, wenn es etwas zum Trinken gibt 
(Kaffee. Mineralwasser undIoder Orangen- 
saft). Manche ReporterInnen haben es sich 
zum Hobby gemacht, sich bei solchen Termi- 
nen irn wahrsten Sinne des Wortes d u r c h -  
fressen. Aber keine Panik, deshalb müssen 
noch lange keine belegten Weißmehlbröt- 
chen angeboten werden. Vielleicht möchte 
die ÖkoGruppe ja stattdessen alternativ et- 
was Bio-Essen hinstellen. 

Für die Pressekonferenz sollte ein Text, al- 
so eine ausnihrliche Presseinformation vor- 
bereitet werden, die an d e n  Plätzen ausliegt 
oder ZU Beginn der Konferenz ausgeteot 
wird. Mensch kann auch Abzüge von guten 
Fotos dazuiegen und vielleicht sogar eine 
ganze Pressemappe gestalten. 

,Durchführung 

Möglichst mehrere aus der Gruppe er- 
zähien, wer was wann warum und wie macht. 
Die ReporterInnen werden Fragen stellen, 
auch hier sollten nach Möglichkeit verschie 
dene Leute aus der Gruppe antworten. Die 
Pressevertreterinnen hoffen auf zitierfähige 
Sprüche, Abgelesenes kommt nicht so gut 
'rüber, möglichst frei Gesprochenes klingt 
natürlicher. Die Medien, die keineIn Vertre 
terh schicken konnten, sollten hinterher mit 
einer Presseinfo beglückt werden. Das ist ja 
kein Problem, denn es sind ja genügend Ex- 
emplare kopiert. 



V Tageszeitungen haben meist Lokalseiten, 
auf denen ohne größere Probleme Berichte 
und Ankündigungen unterzubringen sind. 
Redaktionsschluß ist täglich um die Mittags- 
zeit. BrandheiDes aus Politik und Weltge 
schehen, Katastrophen etc. werden auch 
später noch auf Kosten unwichtigerer Dinge 
untergebracht. Mitunter gibt es während des 
Drucks noch Änderungen, so dai3 zum Bei- 
spiel die Kioske morgens bereits aktuellere 
Ausgaben haben als die Leserinnen, zu 
denen die Zeitung über den überregionalen 
Versand kommt und damit länger braucht 
und entsprechend früher gedruckt wird. 

Aktionen, die im Nachrichtenteil erschei- 
nen sollen, also überregionale, gehen dann 
unter, wenn auf der Welt etwas so wichtiges 
passiert ist, dai3 die Zeitung damit gefüllt 
wird. Ein Erdbeben in irgendwo macht unter 
Umständen der besten Pressearbeit einen 
Strich durch die Rechnung. Ebenfalls wenig 
Platz ist für Nachrichten. die am Montag er- 
scheinen sollen, denn Montag & Sporttag. 
Berichte werden deshalb häufig auf den 
Dienstag verschoben. Dagegen hat die Wo- 
chenendausgabe viel Platz und oft eigene 
Umweltseiten. die es ZU erobern gfit! 

)Blättchen1' 

Gemeinde, Amts und Stadtteilblättchen 
haben Platz für aile möglichen Morrnatie 
nen, vom Geburtstagsjubiläum bis zum Ter- 
min für die Altpapierentsorgung. Oftmals 
werden hier Texte von Initiativen wörtlich 
abgedruckt. Hier cfilt es, den Redaktions- 
schluß zu berücksichtigen (unterschiedlich 
je nach Erscheinungshäufigkeit). Meist g e  
staltet ein regionaler Verlagleine regionale 
Agentur für mehrere Kommunen solche 
Blättchen, also kann mehsch darum bitten, 
den Text in mehreren zu veröffentlichen. 

Kostenlose regionale Anzeigenblättchen 
überschwemmen wöchentlich Hausflure und 
Postkästen. Diese Blättchen -den gerade 

auf dem Land überraschend intensiv gele 
Sen, besonders wenn sie wegen Vereinster- 
minen, Telefonnummern oder Gemeindein- 
formationen Tage oder Wochen aufgehoben 
werden. Diese Blättchen haben meistens nur 
wenige oder gar keine Redakteurinnen. Aiso 
ist es leicht, mit einem Text und gegebenen- 
faiis auch mit einem Foto dort reinnikom- 
men So kann diese Art von Zeitung gut zur 
hagepflege genutzt werden. Hier ist Platz 
für Hintergmdinformationen über die 
Gruppeldas Projekt und die Arbeit der 
Gruppe an sich. 

Fonntagszeitungen 

Somtagszeitungen haben dagegen einen 
noch stärker unterhaltenden Anspruch, um 
unterbeschäftigten Menschen das Wochen- 
ende ZU verkih-zen. Sie nehmen gerne auch 
längere Berichte (mit Foto) auf. Redaktions- 
schlu5 ist häufig bereits in der Wochenrnitte. 

Wochenzeitungen sind weniger aktuell 
und beleuchten daher meist ausführlicher 
Themen, die dafür stärker aufgearbeitet wer- 
den. Sie haben in der Regel auch einen stär- 
keren Unterhaltungsteil. Von der Art der 
Thematik ähneln sie Tageszeitungen, von J 
der Art, wie sie gelesen werden, eher Sonn- 
tagszeitungen. 

,Zeitschriften 
I 

Zeitschriften denken in ganz anderen 
Zeiträumen (eine Monatszeitschrift hat nicht 
selten drei Wochen vor Erscheinungsdatum 
Redaktionsschluß). interessante und gut auf- 
gemachte Nachrichten gehen vor Aktualität. 
Fotos spielen eine oft noch größere Roiie. 
Manchmal veranstalten Zeitschriften Um- 
weltwettbewerbe o.ä, um die es sich zu b e  
werben lohnt. Die Zeitschrift wird es sich 
nicht entgehen lassen, ausführlich über die 
Preisträgerinnen zu berichten. 



Umweltzeitschriften b 
Umweltzeitschriften wie "Geo", "Natur", 

"Öko-~est" etc. übernehmell nur selten B e  
richte von regionalen Gruppen. Oft ist es 
aber eine Kiehigkeit, mit Veranstaltungshin- 
weisen reinzukommen. Dafür müssen sie na- 
türlich von überregionalem Interesse sein. 
Pressefreaks und Fachmenschen sollten sich 
nach Möglichkeiten einer Freien Mitarbeiter- 
schaft erkundigen! 

p.achrichtenmagazine 

Nachrichtenmagazine arbeiten schon et- 
L 

was anders als die Printmedien, an die eine 
regionale Gruppe sonst herankommt. Aufge- 
arbeitet werden nur grobe Skandale und 
ganz spektakuläre Aktionen, ansonsten inter- 
essiert die groben deutschen Zeitschriften 
natürlich kaum die kleine Umweltgruppe in 
Hintertupfingen. Wenn aber Zeit dazu da ist, 
auch Meinere Skandale und Aktionen öfter 
mal weiterzumelden, ist es nicht ausge 
schlossen, dai3 sich etwas davon auch in d i e  
Sen Zeitschriften einmal wiederfindet. 

L Radio und Fernsehen sind nicht uneneich- 
bar, denn diese werden auch nur von Men- 
schen gemacht. Radio- und Fernsehjouma- 
listInnen wirken oft fehlerfrei. doch auch sie 
versprechen sich oder stottern mal, wenn sie 
ein Interview führen. 

Öffentlich rechtliche wie private Sender 
haben oft Regionalstudios in den gröberen 
Städten des Landes, die für eine bestimmte 
Zeit am Tag Aktuelles und Neues aus ihrer 
Region senden oder den landesweiten Pre 
grammen zuiiefern, wenn es sich um ein b e  
sonders brisantes oder interessantes Thema 
handelt. Regionalstudios oder Femsehsen- 
der haben meist jeweils eine/e zuständigen 
MitarbeiterIn für bestimmte Gebiete. Also 
gilt es auch hier. Kontakte zu knüpfen und 
die jeweiligen AnsprechpartnerInnen in den 
Presseverteiler der Gruppe aufzunehmen 

F"o Keine Probleme, mal im Programm zu er- 

scheinen, gibt es bei den regionalen Sen- 
dem. Es lohnt sich aber auch, infos über be- 
sondere Aktionen und sehr außergewöhnli- 
che Dinge an "die Großen" weiterzugeben. 
Manchmal ist es sogar verwunderlich, daß 
gerade ein solches Thema Interesse weckt, 
von dem mensch dachte, daß es gar nicht so 
spektakulär ist. Die Sender müssen aber 
auch sehen und planen. wie sie ihr Pro- 
gramm gestalten - und da gibt es eben 
machmal Löcher. Themensendungen und 
Nachrichtenmagazhe stehen auch regiona- 
len Initiativen offen. Die Sender haben in ih- 
rer Zentrale meistens auch Thememedaktio- 
nen. Auch hier bietet es sich an, Ansprech- 
partnerlnnen zu finden, weil die Regionalre 
porterInnen auf das Landesprogramm kei- 
nen Einfluß haben. 

~ ~ ~ t ~ ~ ~ ~ o b e i t r a g e  sind zwischen 
einer und maximal fünf Minuten lang. und 
wenn noch andere zu Wort kommen, wird es 1 

knapp. Bei aUen Interviews heii3t es deshalb, 11-9 
das Anliegen klar und griffig in kurzen, in- I 

haltsreichen Sätzen zu formulieren. Je nach 
Zeit und Anlai3 macht ein lockerer Spruch 
und ein wenig nAus-dem-Nähkästchen-Plau- 
dem" den Rundfunkauftritt für die ZuhörerIn- 
nen interessanter, bei Anspielungen des Re  
porters/der Reporterin heii3k es, auch mal la- 
chen oder witzig-bissig reagieren. Es gibt 
kaum Schlimmeres als ein endloses "...und 
dann haben wir ... weil doch ... obwohl ... an- 
dererseits"0hne Punkt und Komma! Manch- 
mal ist es möglich, die Kontaktadresse mitzu- 
teilen. Entweder wird der/die I n t e ~ e w t e  
aufgefordert, sie seibst zu sagen, manchmal 
erwähnt sie der/die Reporterh oder der/die 
Moderatorin zum Schiuß, manchmal wird aus 
Zeitgründen darauf verzichtet (die Adresse 
muß zum Mitschreiben wiederholt werden). 
Aber fragen, ob die Adresse genannt werden 
kann,' schadet ja nicht. Wichtig: Auch Radio- 
beiträge sollte eine Gruppe für Dokumenta- 
tionen aufheben, also mitschneiden! Hinter- 



her ist es - auch rechtlich - sehr schwierig, 
von den Reporterhen einen Mitschnitt auf 
Kassette zu bekommen, da diese in der R e  
gel täglich einen oder sogar mehrere Beiträ- 
ge liefern, und wenn dann jede vorgestellte 
Initiative eine Kassette haben wollte, hätte 
derldie ReporterIn nicht anderes mehr zu 
tun, als Kassetten zu überspielen. 

- interview vor Ort: Der/die ReporterIn 
kommt ZUI Gruppe/Aktion und interviewt 
- nach Möglichkeit - mehrere Leute. Kei- 
ne Angst vor dem Mikrophon: War eine 
Aussage nicht einwandfrei, l&n sie ein- 
fach nochmal aufgenommen werden. Der7 
die Reporterb wird daraus (fast) stott- 
erfreie Stellungnahmen schneiden. Außer- . 
dem sind Radiosprecherinnen auch nur 
Menschen und verhaspeln sich mal, 
genau wie es im direkten ~ i ~ r ä c h  zwi- 
schen Menschen auch passiert. Ein "äh" 
oder ein Versprecher macht den Beitrag 
natürlicher. Hintergrundgeräusche, die 
zum Thema passen (Vogelgezwitscher, 
Strai3enlärm. Trubel), yerhindern Sterilität. 
Km Ende kommt ein sogenannter B+O, ein 
Beitrag mit O(nginal)-T6nen dabei raus. 

- Telefoninterview: Wenn es schnell und 
wenig aufwendig gehen soll, wird um ein 
Telefoninterview gebeten. Es wird vor der 
Sendung aufgezeichnet (Versprecher kön- 
nen rausgeschnitten werden) oder auch li- 
ve übertragen. Interviews im Studio wer- 
den meisten live übertragen. Oft ist es 
möglich. dai3 zwei oder mehrere Mitarbei- 
terinnen der Gruppe kommen können. 

- Diskussion im Studio: Eine wen mit 
IndustrievertreterInnen (oder anderen) ist 
eine sehr lebendige Form des Radiojour- 
nalismus und kommt ganz anders in 
Wohnzimmern an als ein Dialog zwischen 
PressesprecherIn und Moderatorin. Hier- 
für md3 aber ein/e Vertreterin der Grup 
pe ausgeguckt werden, der inhaitlich fit 
ist und den Mut hat, auch mal d&/der 
Bürgermeisterin oder einem/einer Politi- 
kerIn ins Wort zu fallen 

- Nachrichten/Meldungen: Es rnuß ja nicht 
gleich immer ein Radiobeitrag von mehre- 
ren Minuten sein. Nachrichten aus der R e  
gion oder die Rubrik "Termine zum W@ 
chenende" bieten auch die Möglichkeit, 
ein paar Sätze über Gruppe oder Aktion 
im Radio unterzubringen. Einige Sender 
bieten zudem in speziellen Sendungen 
(meist mit Wunschmusik 0.ä.) die Mög- 
lichkeit, sich als Gruppe oder Projekt mit 
Zielen und Ideen vorzustellen. 

Wenn Fernsehleute erstmal auftauchen, 
machen sie auch was aus der Aktion. Eine 
Nachricht rnuß aber "optisch attrakti1 sein, 
damit sie überhaupt kommen - Aktionen in 
g u t g a t e n  Fußgängerzonen bieten sich ai- 
so an. Die Gruppe rnuß sich aber darüber im 
klaren sein, da5 Femsehleute gerne sagen, 
wo es langgeht, wo jemand hinschauen soll 
oder wo jemand stehen oder sitzen SOU. Ka- 
meraaufnahmen dauern lang, Einstellungen 
und Aussagen müssen eventuell auch wie 
derholt werden. 

Nachrichtensendungen der 3. Programme 
und Tagesschau bieten Möglichkeiten für 
Kurzberichte, Terminankündigungen (Tips 
zum Wochenende 0.ä.) oder sogar einen kur- 
zen Film über eine Aktion 0.ä. Nicht selten 
kündigt sich aber ein Femsehteam an, das J 
dann nicht zwingend auftaucht. Es kann im- 
mer mal etwas dazwischenkommen. 

Fernsehsender lassen viele freie Journali- 
sten für sich arbeiten. Wer zu einemleiner 
Femsehjoumaiistin in der Region Kontakte 
aufbaut, ihn/sie regeimaig mit Mos ver- 
sorgt, hat gute Chancen, da5 erlsie bei einer 
besonderen Aktion oder einem anderen be 
sonderen Anl& (z.B. Verleihung eines Prei- 
ses) auch einmal auftaucht. 

Taikshm sind zeitlos. Wenn sich Grup 
pen oder Fachmenschen dort melden und 
kurz vorstellen, bestehen Chancen, daf) die 
Sender irgenciwann einmal auf die Kontakt- 
adresse zurückgreifen. hessemitteiiungen 
größerer/iibemegionaler Aktionen oder An- 
liegen sollten ruhig auch immer zu den Fern 
sehsendern geschickt werden - wer weiß, 



vielleicht ist gerade eine Lücke irn 'P re  
gramm entstanden. 

der Gruppe nacheinander mit einem Ton- 
band oder Kassettemecorder und einer Uhr 
hinausgeschickt werden mit der Aufgabe, 
drei Minuten lang die Szene drauDen zu b e  
schreiben, so dai3 die ZuhörerInnen sie hin- 
terher "miter1eben"kÖnnen Zunächst schei- 

Kn einigen Orten gibt es die Möglichkeit, nen die drei Minuten unendlich lang zu sein. 

mit Eigenproduktionen Fernsehnrschauerin- Dann werden die Berich 

nen zu informieren. Sogenannte Offene Kanä- und besprochen. 

le steilen die komplette Ausstattung für die 
eigene Radio- oder Fernsehsendung. Bei den 
"OKs" sind MitarbeiterInnen angestellt, die 
die Funktion der Geräte erklären Einwei- 
sung, Gerätegebrauch und Material sind k e  
stenlos - und das Werk wird garanti 

L gesendet, manchmal allerdings mit 
langer Wartezeit. Ailes ist möglich: 
Talkshow, Nachrichten, Musik, Vor- 
stellung von Umweltprojekten etc. 
In den Orten, in denen es solche Of- 
fenen Kanäle noch nicht gibt, kön- 4 
nen ja noch welche eingerichtet 
werden. Wenn viele Gruppen Inter- 
esse beim Landesrundfunkdirektor an- 
melden, steigert das die Chancen. 

Steht ein kaaio- oder Fernseh-~mtritt an Agenturen leben davon, d& sie Irüorma- 
heat es, Interviews und F'reies Sprechen tionen verarbeiten und an Zeitungen, Zeit- 
üben So kann sich auch die ganze Gruppe 

L auf eine Pressekonferenz vorbereiten Eine 
gute Übung ist ein Rollenspiel: EineIr inter- 
view, ein/e andereIr steht Rede und Ant- 
wort, so wie erlsie es auch für Radio oder 
Fernsehen versuchen würde. WchlieBend 
wird kritisiert. Das geht am besten, wenn das 
Interview mit Tonband oder Kassettemecor- 
der mitgeschnitten wird, sonst müssen die 

Schriften usw. weitergeben. Sie sind also als 
Multiplikatoren besonders attraktiv. Jede Ta- 
geszeitung hat ein bis drei der großen Agen- 
turen "abonniert" und bekommt für einen Mo- 
natsbeitrag, der zwischen mehreren zehntau- 
send und hunderttausend Mark (je nach Auf- 
lage) liegt, alle Meldungen des Tages (100 
bis 400. in "Spitzenzeitenn sogar 600 bis 800) 
über einen sogenannten "Picker" oder direkt 

Zuhörerinnen sich soviel wie möglich mer- in das Computersystem Per Satellit einge 
ken (evtl. Notizen machen): Konnte das Anlie speist. Diese Meldungen können dann frei 
gen klar vermittelt werden? Erzählte der/die verwendet werden. 
interviewte interessant oder zum Einschla Die Deutsche Presseagentur zum Beispiel 
fen, lebendig oder wie abgelesen? Geachtet schreibt sich auf die Fahnen, politisch unab 
werden soilte auch auf "Sprachfehler1", womit hängig zu sein, weil die deutschen Tageszei- 
weniger ein Lispeln oder ein Stottern zwi- 
schendurch gemeint ist, sondern eher das 
Verschlucken von Wort- und Satzendungen, 
das "Vergessenn von Verben oder Artikein. 
Um freies Sprechen zu üben, kann jedeIr in 

tungen ihre Gesellschafter sind (rund 200). 
Die dpa bietet neben .dem Bundesdienst in 
den einzeinen Bundesländern auch Landes- 
dienste an. Doch Agenturen wählen ihre The 
men sogar noch sensibler als Rundfunksta- 
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durch Presse und 

Werbung 
(StammVerlag Es- 
sen, jährlich neu). 

tionen aus. Eine Aktion muß also schon b e  
sonders spektakulär sein, damit sie "in den 
Dienst kommt", wie es im Agentujargon 
heißt. Trotzdem sollte die Regionalreporte- 
rinnen der Agenturen ruhig beim Versenden 
von Pressemitteilungen berücksichtigt wer- 
den; es bestehen durchaus Chancen, da5 j e  
mand kommt oder nochmal &, um die 
Meldung zu vervollständigen. Bei den Bun- 
desadressen sind auch die Adressen der R e  
gionalbüros zu erfragen. Mindestens in der 
nächsten gröf3eren Stadt gibt es ReporterIn- 
nen der großen Agenturen. 

Sinnvoll ist es, sich eine eigene Adressen- 
liste mit den regionalen Zeitungen, Werbe 
und sonstigen Blättern, den Run-sen- 
dem und d e n  Kontakten, auch zum F e m e  
hen oder anderen überregionalen Medien, 
aufzustellen. 

Wer die Adresse einer besonderen Zeit- 
schrift, 2.B. eines Umwelt- oder Nachrichten- 
magazins haben möchte, braucht nur einmal 
das Zeitschriftemegal im Supermarkt zu 4e  
suchen. Im Impressum ist immer eine Kon- 
taktadresse der Redaktion zu finden. 

Der wohl beste Presseverteiler ist aus 
dem "Medien-Nachschlagewerk1' des Verla 
ges Dieter Zimpel zu entwickeln. Hier sind 
die Zeitungen, Zeitschriften, Funk- und Fern- 
sehanstalten mit umfassenden Daten nachzu- 
schlagen. Je nach Zielgruppe läBt sich mit 
der dreibändigen Loseblattsammlung der je 
weils ideale Presseverteiler zusammenstel- 
len. Einziger Nachteil, der Preis des Zimpel 
liegt bei Ca. 800,- DM! Doch diesen Nachteil 
können "hesseprofis"bei häufiger Nutzung 
eventuell sogar verkraften. Ansonsten gibt 
es vielleicht die Möglichkeit, dieses Nach- 
schlagewerk in der regionalen Zeitungsre 
daktion einzusehen. wenn dorthin gute Kon- 
takte bestehen. 

Eine weitere Chance, Adressen von hint- 
medien und Rundiiuhmtalten herauszusu- 
chen, bietet der "Stamm", er ist nicht so teuer 
und wird jährlich erneuert. Vielleicht gibt es 
einen "alten" bei einer Redaktion "abzustau- 
ben". 

b Weiter& Formen 
vom Qressearbeit 

greia&eigen 

Wenn eine Gruppe für sich oder für ein 
Projekt werben will, gibt es auDer den Arti- 
keln in Zeitungen und Zeitschriften auch die 
Möglichkeit, eine Anzeige zu schalten. Das 
kostet normalerweise etwas (und nicht w e  
nig). Gemeinnützige initiativen können da- 
her "Freianzeigen" an die jeweiligen Redak- 
tionen bzw. Anzeigenabteilungen schicken. 

Wer einmal aufmerksam den Anzeigenteil 
großer Tageszeitungen betrachtet, findet 
dort immer wieder Anzeigen von BUND, 
Greenpeace oder Naturschutzbund. Das 
sind solche Freianzeigen. Was die großen 
Umweltverbände schaffen, kann jede regie 
nale Gruppe auch. 

Ein Freianzeigenbogen beinhaltet also 
fertig gestaltete Anzeigen verschiedenen 
Formaten, die als Druckvorlagen geeignet 
sind. Der oder so ähnlich lautende Satz "Bitte 
unterstützen Sie unsere gemeinnützige Ini- 
tiative durch die Veröffentlichung einer Frei- 
anzeigebacht sich ebenso gut wie der Hin- 
weis. daf) eine Spendenbescheinigung für 
das Finanzamt ausgesteilt werden kann 
(siehe Kapitel 14, 'Tinanzen"). Wenn beim 
Layout einer Zeitung irgendwo eine Lücke 
entsteht - bei Tageszeitungen meistens im 
Anzeigenteil - kann die Redaktion die Frei- 
anzeigen verwenden. 

. LeserInnenbrief e 

P Leserinnenbriefe sind eine gute Möglich- 
keit, zu Aktuellem oder Wichtigem von vie- 
len beachtet Steiiung zu nehmen. Sie können 
eine Diskussion um ein brisantes Thema ent- 
fachen oder "aufputschen". 

Eine LeserInnenbriefschlacht ist eine 
spannende Form, Aufmerksamkeit zu erre 
gen. Wenn sie mit guten Argumenten und 
wenig Polemik geführt wird, bringt sie viele 
~ l u s ~ ~ e !  Ufert ein Thema aber aus, wird 
die Redaktion von sich aus irgendwann die 
Debatte in den Leserbriefspalten beenden. 



Erstaunlich viele ZeitungsleserInnen beach- 
ten bevorzugt diese Rubrik, weil sie - ähnlich 
wie bei den Todesanzeigen - gucken, ob ein 
ihnen bekannter Name auftaucht. 

Ein LeserInnenbrief ist die geeignete 
Form, um Wut, Enttäuschung, die persönli- 
che Meinung auszudrücken. Wird auf Vor- 
kommnisse beziehungsweise den entspre 
chenden Artikel in der Zeitung reagiert, gilt 
auch hier: möglichst schnell sein. im Leser- 
brief he3t es, sich kurz fassen (Zeitungen 
"behalten sich den Sinn nicht verändernde 
Kürzungen vor" - Vorsicht bei Ironie! Kaum ei- 
ner scheint sie zu verstehen. obwohl sie 
natürlich viele Leserbriefe erst lesenswert 
macht. Vollständige Adresse nicht verges- 

L sen. eineIr ist AbsenderIn (evtl. auch mehre 
re),.nicht aber die Gruppe. Wenn die Gruppe 
oft mit LeserInnenbriefen Meinung machen 
will, ist es sinnvoll, denldie Absenderin zu 
wechseln (viele Zeitungen bringen nur eine 
bestimmte Zahl von Leserbriefen pro Person 
und Jahr). 

Gegendarstellungen b 
Natürlich kann eine regionale Initiative zu 

allen möglichen Vorgängen Steiiung bezie 
hen und dies in Form einer Presseerklärung 
tun. Wird eine Gruppe/Initiative sogar selbst 
angegnffen und stehen nachweisbar falsche 

L 
Tatsachen in der Zeitung, hat derldie Betrof- 
fene ein Recht auf Gegendarstellung. Dies 
sehen alle Landespressegesetze vor. 

Eine Gegendarstellung rnuß in gleicher 
Größe und Aufmachung und an der gleichen 
Stelle in der Zeitung innerhalb einer Woche 
erscheinen. Gegendarstellungen bedürfen ei- 
ner bestimmten Form und sind gar nicht so 
einfach zu formulieren. 

Im allgemeinen wird jede Zeitung, jeder 
Sender versuchen, das Abdrucken oder Sen- 
den von Gegendarstellungen zu verhindern, 
da es nach außen hin wie ein Eingeständnis 
eines Fehlers wirkt. Ist eine Gegendarstel- 
lung formal richtig, rnuß sie unabhängig ih- 
res Inhaltes abgedruckt/gesendet werden. 
Doch die Richtlinien lassen immer noch ein 
Schlupfloch für die Redaktion, und irn Falle 
eines Falles kann mensch sich bei der 

Rechtsstelle der Industriegewerkschaft M e  
dien oder bei einem/einer Rechtsanwalt1 
~echtsanwältin rikkversichern. 

Zunächst ist wichtig, zwischen Tatsachen- 
behauptung und Meinungsäußerung zu un- 
terscheiden. Eine Tatsachenbehauptung 
liegt dann vor, wenn etwas Beweisbares oder 
nicht Beweisbares veröffentlicht wird. 

MeinungsäuBerungen enthalten immer 
Elemente des Abwägens, Daiürhaltens, Emp 
findungen etc. Eben aU das, was nicht b e  
weisbar ist oder über das zu diskutieren wä- 
re. Beispiel: "Hans ist ein Betrüger" (= Mei- 
nungsäußerung); "Hans ist ein Betrüger, weil 
er 43 Frauen die Hochzeit versprochen hat 
und bereits rechtskräftig wegen Heirats- Y 

schwindels verurteilt ist" (= Tatsachenbe- 11.1: 
hhptung). Dieser unterschied ist wichtig, 
weil e i e  Meinungsäußerung (dazu gehören 
auch Kommentare) keine Gegendarstellung 
verlangen können. 

Oftmals lassen schon iüeinigkeiten zu, 
dafl eine Gegendarstellung abgelehnt wird. 
Sie rnuß an den/die verantwortlichen Redak- 
teurin oder denldie VerlegerIn adressiert 
sein. Eine Gegendarstellung rnuß "die bean- 
standeten Stellen bezeichnenn: "in der Sowie 
sozeitung, Ausgabe vom ..., wird berichtet, 
daf3 ..." Dann muß folgen: "Diese Behauptung 
ist unwahr. Wahr ist vielmehr folgendes: .." 
Sowohl in der Ausgangsmitteilung als auch 
in der Entgegnung diirfen nur Tatsachenbe 
hauptungen enthalten sein. Die Entgegnung 
darf nicht wesentlich länger sein und rnuß 
sich direkt auf die Ausgangsmitteilung bezie 
hen. Jede weitergehende Erläuterung ist 
schon Grund, um die Gegendarstellung ab 
dehnen. Ausnahme ist die sogenannte "rich- 
tigstellende Gegendarstellung". In ihr wird 
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Aktions- 

Landesversiche 
rungsanstalt 

Oldenburg-Bremen 
Künstlersozialkasse 

Langeoogstr. 12 
26384 Wieimshaven 

formuliert: "Es wird der Eindruck erweckt, 
daD ..." und "Tatsächiich wahr ist aber ..." N e  
ben Ort und Datum muß die Unterschrift 
des/der Betroffenen stehen. 

. Freie Mitarbeiterschaf t 

k r  ~sseinfos schreiben und hoffen, da8 ein 
Teil davon von den Redakteurinnen gedul- 
det und gedruckt wird, ist schön und gut. 
Aber die Zeitungen sind (auch) auf Informa- 
tionen angewiesen. Wer Spaß am Scheiben 
findet, kann vielleicht als freife Mitarbeite- 
rIn einsteigen. Wurde die '?ageszeitung eini- 
ge Male erfolgreich beliefert, kann es sich 
durchaus lohnen, b e i i b e i  der zuständigen 
Lokal- oder Fachredakteurhi nachzufragen, 
welche Bedingungen und Möglichkeiten es 
für eine Freie Mitarbeiterschaft gibt. 

Viele Redaktionen neigen aiierdings dazu, 
freie Mitarbeiterhen gerade für die Tenni- 
ne einzusetzen, die die Festangestellten , 
selbst lieber nicht besuchen woilen (Fast- 
nacht, Feuerwehr-J&-ptversammlung). 
Deshalb muf) m m c h  aich vorher auch über- 
legen, inwieweit er bereit ist, ninächst mit 
Berichten über solche Veranstaltungen zu 
beweisen, wie gut @/sie schreiben kann. 
Denn große Ansprüche stelien können freie 
MitarbeiterInnen nicht. dafür gibt es einfach 
zu viele BewerberInnen, die so den Einstieg 
in das Journalismu&eschäft schaffen wol- 
len. Daher wird es wohl eine Zeit lang dau- 
ern, bis mensch eigene, selbst recherchierte 
Berichte zu selbstgewählten Themen liefern 
kann. Chancen bieten aber extra für die Ju- 
gend- oder Umweltseite@) eingestellte R e  
dakteurInnen, die dankbar sind für eine Un- 
terstützung von Leuten, die 'bissen, was a b  
geht und die Augen offen haltenn. . 

,Presseausweile 

Eine Pappkarte mit Foto und dem richti- 
gen Stempel bffhet &ge T'Wen. Wer sein 
Brot hauptsächlich mit joumalbtbcher Tä- 
tigkeit verdient Und dies mit Hmo~arabrech- 
nungen oder einq Uitgfiedschaff in der 

"K~ersoziallcasse" nachweisen kann, 
kam über die Industriegewerkschaft Medi- 
en oder den Deutschen Journalistenverband 
einen offiziell gültigen Presseausweis b e  
kommen. Fiir Mitglieder ist dieser kostenlos, 
ansonsten sind rund 100,- Mark zu bezahlen. 
Das l oh t  sich aber: Zu zahlreichen Veran- 
staltungen kommt mensch dann kostenlos 
als Pmssewrtreterh rein und an Informatio- 
nen ran. "Presse"darf oft rein oder ganz nah 
ran, wo normal Sterbliche vor den Toren 
oder hinter der Absperrung warten müssen. 

Natürlich sollte dann auch ein Medium 
vorhanden sein, für das mensch schreibt be 
ziehungsweise berichtet. Die Presseverbän- 
de sind darum bemüht, einen einheitlichen 
Presseausweis durchzusetzten, da gerade 
von Schiilerhenzeitungen selbstgemachte 
Ausweise geradezu eine Inflation solcher 
Papiere venirsacht haben. Dies wiederum 
hat zur Folge, daß "richtige" JournalistInnen 
gelegentlich sogar Probleme haben, glaub 
haft zu machen, daD sie welche sind. 
Im übrigen: Wenn die Gruppe selbst eine 

Zeitung herausgibt (siehe Kapitel 12, "Zei- 
tung machen'), ist nichts dagegen eimwen- 
den, wenn die RedaktionsmitarbeiterInnen 
auch "Mitarbeiter-Ausweise" ausgestellt be 
kommen, Je perfekter diese aussehen, desto 
glaubwürdiger sind sie. Auch solch ein Aus- 
weis kann so manche Tür öffnen, die anson- 
sten verschiossen bleiben würde. 
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Zsltumg machen 

- QEze 

Schwarz auf \, 
Gibt es nicht schon genügend Zeitungen und Zeitschriften? Von der Computerfach- 
zeitschrift bis zur Wirtschaftszeitung ist im Zeitschriftenladen alles vertreten. 
Trotzdem gibt es viele Gründe, eine eigene Zeitung herauszugeben: Vor allem in den 
regionalen Teilen von Tageszeitungen fällt auf, daß manche Themen viel zu kurz kom- 
men. Eine eigene Zeitung kann Hintergründe aufzeigen und Menschen zum Handeln 
animieren. Neben Schreiben und Recherchieren gehört aber auch jede Menge "Or- 
ganisatorisches" dazu, denn die Zeitung will finanziert und auch unter die Leute ge- 
bracht werden. Da es zum Thema "Layout und Druck" ein eigenes Kapitel (13) gibt, 
sind diese Bereiche hier ausgeklammert. 

bie Klozeitung 
b 

- Die Klozeitung ist eine aktionsorientierte 
Zeitungsform, die je nach Geschehen und 
MitarbeiterInnenstab auch mehrmals täglich 
irn Rahmen einer Veranstaltung (Kongreß, 
Messe, -Demonstration, etc.) erscheinen 
kann. Sie wird an den "Örtchen" aufgehängt, 
an denen ihr ~ufrnerksamkeit sicher ist. Sie 
kann deshalb wesentlich zur Meinungsbil- 
dung während einer Veranstaltung beitragen 
oder auch als "Stimme der Opposition" d i e  
nen. Au5erdem ist die Klozeitung eines der 

L papiersparendsten Verfahren, um viele Leute 
zu erreichen. 

Die Klozeitung kann ganz einfach gestaltet 
sein, eine Schreibmaschine, Klebeband, 
Scheren, ein paar Zeichnungen und einige 
schwarze Faserliner genügen, um eine Seite 
zu machen, die dann kopiert oder anders ver- 
vielfältigt wird. Die Redaktion sollte für 
"Fremd-SchreiberInnen" offen sein und kann 
sich 2.B. einfach irn Flur einer Veranstaltung 
ausbreiten. Ein Hinweisschild "Klozeitungsre 
daktion" und ein "Redaktionsbnefkasten" für 
LeserInnenbriefe genügen. Da die Kosten r e  
lativ gering sind, kann die Zeitung durch das 
Geld aus einer Spendendose und durch den 
Verkauf der vollständigen Sammlung aller 
Ausgaben oder durch Abonnenten. die im- 
mer die neueste Ausgabe bei der Redaktion 
abholen können, finanziert werden. 

,Die Tageszeitung 

Die Tageszeitung zu einer Großveranstal- 
tung, Messe oder gröfieren Aktion bedeutet 
schon ein bi5chen mehr Aufwand. Auf dem 
Deutschen Umwelttag (DUT) 1992 fand sich 
eine 3Gköpfige Redaktion aus Projektwerk- 
stätten in einem Raum der Frankfurter Uni- 
versität zusammen, um täglich die "verDUTztm 
herauszugeben. Dazu war viel Vorarbeit nö- 
tig: Überall aus dem' Bundesgebiet wurden 
Computerausrüstungen und Layoutmateriali- 
en zusammengeholt. Die "VerDUTzt" erreich- 
te täglich mit 10.000 bis 15.000 Exemplaren 
das Publikum des DUT und war die kritische 
Stimme des "DUT von unten", vieler Initiati- 
ven, die mit der Industriegläubigkeit der Ver- 
anstalterImen nicht einverstanden waren. 

Jeden Abend kurz nach 18 Uhr wurden die 
fertigen Druckvorlagen zur Druckerei g e  



A. Hübsch/T.Schadt/ 
J. Sundennann: 

Schwarz auf weiß - 
Zeitungen und Bre 

schüren seiber- 
machen 

(1995. Verlag die 
Werkstatt/AOLVer- 

lag, 208 S.) 
Von der ersten Idee 

über die technischen 
und redaktionellen 
Möglichkeiten bis 

hin zum Vertrieb der 
fertigen Zeitung wer- 

den alle Arbeits 
schritte angespro 

chen und an Beispie- 
len erläutert. Dabei 
erweist es sich als 

Vorteil, da5 die Aute 
?Innen selbst in Zei- 

tungsprojekten enga- 
giert sind Sie kennen 

die praktischen Pr* 
bleme. mit denen so 

mancheR Hobby- 
JoumaüstIn und man- 
che Zeitungsgruppe 
zu kämpfen haben. 
und können den ei- 

nen oder anderen b e  
währten Geheimtip 

aus ihrem Erfahrungs 
schatz vermitteln 

bracht. Um Mitternacht konnten die fertigen 
Zeitungen abgeholt U* an die Stände ver- 
teilt werden. Darüber hinaus rnBcMe sich j e  
den Tag ein Team von Jugendlichen auf den 
Weg in die Messehallen, um dort die Zeitung 
an die Besucherinnen zu vertdm. Da die 
"verDUTztH kostenlos verteilt m d e ,  m d t e  
die Finanzierung anderweitig gesichert sein, 
nämlich über Anzeigen. 

Wer für eine ähnliche Veranstaltung wie 
z.B. Kirchentag oder Alctiomtage gegen 
Fremdenfeindlichkeit etc. plant, braucht v i e  
le Leute. Die Auflage sollte möglichst hoch 
sein, damit alle ~eiiiiehmer~nnen erreicht 
werden. An Ausstattuqg benötigt die Redak- 
tion möglichst mehrere Computeranlagen 
mit Drucker, ggf. Scanner, ein Telefon, evü. 
Fax, viel Schmierpapier, Kleber, Stifte, Fote 
apparate, Labor oder kommerzieiies Schnell- 
Labor, Filmrnatenal, Zeichnungen, Layout- 
Messer, evtl. Leuchttisch @.B. Eigenkon- 
struktion). Zur Finanzierung über Anzeigen 
ist es denkbar, 2.B. bei einer Messe die Aus- 
stelierInnen zu befragen; eine Liste der Aus- 
stellerInnen gibt es bei der Messe  oder Ver- 
anstaltungsleitung. Gibt es eineh TrägerIn 
für die Zeitung, 2.B. Verbände, die eine Akti- 
onswoche organisieren, eine Gemeinde, die 
sich eine Aktion etwas kosten läßt etc., sind 
sie auch Geldquellen. 

- bie Init iativzeitung 

Regelmäßige Initiativenzeitungen bedeu- 
ten weniger Streß. Sie erscheinen zwei-, drei- 
oder auch sechsmal irn Jahr und können The 
men aufgreifen, &e in der örtlichen Tages- 
zeitung zu kurz kommen oder eine bestimm- 
te Zielgruppe ansprechen (Umwelt, Antifa- 
schismus, Friedemarbeit ' etc.). Viele Um- 
welt-Projektwerkstättsn haben inzwischen 
ihre eigene Umwelt-Zeitung, die in einer b e  
stimmten Region oder einen ganzen Bundes- 
land verteilt wird. Um regeImäßiges Erschei- 
nen möglich zu W e n ,  sollte es ein "Kem- 
team" geben, das fest an der Zeitung arbeitet 
und einen Redaktiomr8um, um einem festen 
Anlaufpunkt für Anzeigenkuncihnen, Leser- 
briefschreiberhen oder W e h e s  zu ha- 
ben. Empfehlenswert ist es, auch eine feste 

Auflagenhöhe zu haben, damit potentielle 
AnzeigenkundInnen wissen, woran sie sind. 

Format und Gestaltungsform sind sehr un- 
terschiedlich - von der ASBroschüre bis 
nun Tageszeitungsformat, gestaltet mit 
Computer oder einfach nur mit der Schreib 
maschine. AnSongten sieht die Ausstattung 
so aus wie bei einer Tageszeitung. Auch für 
den Druck kommen fast aile Formen in Fra- 
ge, die Auflagenhöhe und die gewünschte 
Aufmachung werden über die Wahl ent- 
scheiden: Rotationshochdruck, Offsetdruck 
etc. Der Vertrieb ist denkbar über direkten 
Verkauf z.B. bei Veranstaltungen. Zeitschrif- 
tenläden, Schulen, andere Gruppen, Jugend- 
und Initiativzentren, Abonnements etc. sind 
weitere Vertriebsmöglichkeiten. 

Die Zeitung für eine Zielgruppe 
b 

Zeitungen mit bestimmter Zielgruppe sind 
2.B. Verbandszeitschriften. Sie sollen ganz 
best iGte Leserhen  erreichen und mit In- 
formationen aus einem Verband versorgen, 
die Adenstehende kaum interessieren. Die 
Form ist ähnlich der regelmäßigen Initiati- 
venzeitung. also von A5 bis zum Tageszei- 
tungsformat, vom Chaos- bis zum mofilayout 
mit dem Computer. Auch Zeitungen mit be- 
stimmter Zielgruppe soliten regelmäßig er- 
scheinen, damit die LeserInnen schon dar- 
auf warten können. Ein festes Redakti- o m  
team sollte für RegelmäDigkeit sorgen. 

Broschiiren und Themenblätter sind eben- 
falls eine Form von Zeitung. Hierbei geht es 
um ein bestimmtes Thema, das behandelt 
wird, U. die Hintergründe zu einer Kaffee 
kampagne einer Kirchengemeinde für g e  
rechten Handel mit der sogenannten "Dritten 
Welt". Sauber gedruckte Infoblätter und g e  
bundene bzw. geheftete Broschüren eignen 
sich auch zum Mitnehmen, Mehrmalslesen 
und Weitergeben. Deshalb braucht die Auf- 
lage bei Broschüren nicht so hoch zu sein, 
etwas kosten können sie auch. Infoblätter 
hingegen, die bei einer Aktion verteilt wer- 



den sollen, sollten in hoher Auflage gedruckt 
werden, um sie möglichst vielen Leuten in . 
die Hand zu geben.. Wichtig ist, dai3 sich die 
Redakteurinnen sachkundig machen oder 
Fachleute heranziehen. 

Zielgruppe 

+An wen SOU sich die Zeitung. richten? - 
Das ist die erste Frage, die beantwortet sein 
will, denn von der Zielgruppe sind Inhalt, 
Form, Layout, Auflage, Finanzierung und Ver- 

L trieb abhängig. Ist die Zeitung 2.B. für die 
Umweltinteressierten eines Landkreises g e  
dacht? Auf der Basis der Zielgruppe kann ei- 
ne Gesamtkonzeption für die Zeitung ent- 
wickelt werden, die wiederum wichtig ist, um 
neue MitarbeiterInnen, GeldgeberInnen und 
AnzeigenkundInnen zu gewinnen. 

für eventuelle Finanzkrisen haften. Vereine 
und ähnliche "juristische Personen" haften 
mit dem Vereinsvermögen und je nach Unter- 
nehrnensform mit dem Firmenkapital (siehe 
Kapitel 1, "Organisationtt) 

Presserechtliche ) Verantwortung 

Jedes Bundesland hat sein eigenes Presse 
recht. Die Person, die im Impressum als pres- 
serechtlich verantwortlich mit Namen und 
Adresse (es reicht auch die Adresse der Re  
daktion) gekennzeichnet ist, mui3 laut G e  
setz 21 Jahre alt sein. Die presserechtlich ver- 
antwortliche Person haftet fur den Inhalt der 
Zeitung als Gesamtwerk. 

Presserechtliche Verantwortung hest  
aber auch zu gewährleisten, daß die irn Pres- 
segesetz festgelegten Grundsätze eingehal- 
ten werden. Ein Zusatz im Impressum "na- 
mentlich gekennzeichnete Artikel geben 

G. Hooffacker/ 
P. Loklr: Wu machen 
Zeitung (1993. Steidl- 
Verlag, 191 S.) 
Das 'Handbuch für 
den Journalismus 
zum Selbennachen" 
behandelt so Pem- 
lich des .  was dazu 
gehört. um selbst 
eine Zeitung heraus- 
zubrigen. im handli- 
chen Taschenbuch- 
format wird kun auf 
Recherche, Schrei- 
ben, layout, Rechtli- 
ches etc. eingegan- 
gen 

nicht immer und ausschließlich die Meinung 
der Redaktion wiedern entlastet die Redakti- 

,Heraus9 eberIn on z.B. gegenüber einem nicht sachlich fun- 
dierten Artikel. 

In jeder Zeitung gibt es ein sogenanntes 
"Impressum", in dem Angaben über die Her- 
kunft der Zeitung gemacht werden. Ins Im- 
pressum gehören Herausgeber und Redakti- 
onsadresse, der/die "Verantwortliche im Sin- 
ne des Presserechts" (V.i.S.d.P.), die Redakti- 

. Inhalte 

k i e  Inhalte, der Zeitung müssen auf die 
Zielgruppe abgestimmt sein. Hilfreich ist, 

L onsmitglieder, die Auflage, die Erschei- sich in die Roiie der LeserInnen hineinzuver- 
nungsweise, ein Hinweis, an wen sich Anzei- setzen (was würde mich als LeserIn der Zei- 
genkunden wenden können 
etc. Die Frage der Herausge- 
berschaft sollte gut überlegt 
sein, die Rechtsform spielt hin- 
sichtlich finanzieller Verantwort- 
lichkeiten eine groi3e Rolle. 
Bei Initiativenzeitungen 
konnte ein gemeinnütziger 
Verein Herausgeber sein, der 
gegebenenfalls auch Zu- 
schüsse bekommen kann. 
Auch Privatpersonen 
können die Herausgeber- 
schaft übernehmen, die dann 
aber mit ihrem Privatkapital 



tung interessieren?) und eine Art 'Brainstor- 
ming" zu  machen, um zu sammeln, welche 
Themen aufgegriffen werden sollen. Danach 
kann für die erste Ausgabe g e f m  werden 
und sogar über feste Rubriken nachgedacht 
werden, die in jeder Ausgabe wiederkehren. 
Diese inhalte sollten in einem.schriftlichen 
Konzept mitaufgeführt sein. um neue Leute 
und GeldgeberInnen zu begeistern. Eine sol- 
che Übersicht, die alle VorÜberlegungen be 
inhaltet, nennt man *NI&adatmn, die mehr- 
fach kopiert werden sollte, um sie Geschäf- 
ten, die eine Anzeige schalten wolien, über- 
lassen zu können (siehe auch Seite 12.14). 

. Vertrieb 

P Auch wenn die Arbeit an der Zeitung noch 

gar nicht begonnen wurde, mui3 überlegt 
werden, wie sie unter die richtigen Leute g e  
bracht werden soll. Soll die Zeitung verkauft 
oder kostenlos abgegeben werden? Wer 
übernimmt das Verteil& oder soll eine kom- 
merzielle Firma bea&agt werden? Sollen 
Geschäfte prozentual gm Gewinn beteiligt 
werden? Siehe auch Seite 12.16. 

,Verbreitung sg ebiet 

Die meisten Initiativenzeitungen b e  
schränken sich auf eine große Stadt, einen 
Landkreis oder eine Region. Landesweit zu 
erscheinen ist schwierig hinsichtlich der g e  
meinsarnen Redaktionssitzungen. Vom Ver- 
breitungsgebiet ist die Auflage abhängig. 
Wer landesweit oder sogar bundesweit er- 
scheinen will, braucht viele HelferInnen zum 
Verteilen. Wichtiger aber scheint immer wie 
der der regionale Aspekt, der viele Leute 
zum Mitmachen animiert. Der Einstieg ist 
leichter, wenn es um die Probleme vor Ort, in 
der eigenen Umgebung, geht. 

.L*, 

f',/ 

Auflage ' . - .  

Die Auflagenstärke mui3 realistisch abge  
schätzt werden. Beim Druckverfahren Rotati- 
ons-Kaltoffsetdruck (Zeitungsdruck) lohnt es 

sich fmanzieli erst so richtig ab  5.000 Stück, 
der Preis steigt dann nur unwesentlich pro 
weitere gedruckte tausend Exemplare; beim 
Offsetdruck hingegen steigt der Preis pro- 
portional mit der Auflage. 

Welche Auflage in welchen Druckverfah- 
ren kann also finanziert werden? Welches 
~ d k o m m e n  / welche Zuschüsse 
sind zu erwarten? Die richtige Auflagenstär- 
ke wird sich wahrscheinlich erst irn Laufe 
der Zeit herausstellen, nach dem ersten Er- 
scheinen der Zeitung wird mensch aber 
schneli sehen, ob zu viele oder zu wenige 
Exemplare gedruckt wurden.. 

Irn Vorfeld sollten mehrere Druckereien 
angesprochen werden und um ein Angebot 
.gebeten werden - anhand der Angaben, wel- 

3 
che Seitenstärke, Auflage, Druckverfahren, 
ungefähre Anzahl der Fotorasterungen, An- 
zahi der Farben wird kostenlos ein solcher 
Kostenvoranschlag erstellt. Für Zuschua 
geberInnen müssen meistens drei Angebote 
verschiedener Druckereien vorgelegt wer- 
den (siehe auch Kapitel 13, "Layout und 
Druckn). 

Erscheinungsweise 

Die Häufigkeit des Erscheinens der Zei- 
tung hängt eigentlich nur von den Arbeitska- 
pazitäten der Redaktionsmitglieder ab. J 
Auch die Seitenzahl kann theoretisch 
schwanken, eine gleichbleibende Zahl ist j e  ' 

doch angebracht, um Anzeigenkunden ei- 
nen Anhaltspunkt zu geben. Mehr Seiten b e  
deuten natürlich auch höhere Kosten. 

Wkd im Offset-Verfahren gedruckt, ist 
DIN-A4 gefalzt auf A5 bzw. DIN-A3 gefalzt 
auf A4 das am häufigsten verwendete For- 
mat. Soll die Zeitung im Rotationshochdruck 
gefertigt werden, ist logischerweise Tages- 
zehgsformat (Berliner oder Frankfurter 
Format) notwendig. Möglich ist aber auch, 
das Tageszeitungsfomat zu halbieren. 

Berliner und Frankfurter Format können 
auf die Hälfte gefalzt, geheftet und an den 
Rändern geschnitten werden. Solche "Fein- 
heiten" kosten aber, ebenso wie beim Off- 
set-Druck, extra. . 



Redaktionsraum & 

Wenn es gar nicht anders geht, muß sich 
die Redaktion privat treffen, das ist aber a b  
schreckend für neue Leute. Am besten ist es, 
bei der Kirche oder in einem Initiativenhaus 
(falls es so etwas gibt) nachzufragen, ob ein 
Raum für die Zeitungsredaktion zur Verfü- 
gung steht, und vielleicht ein abschließbarer 
Schrank da ist, der benutzt werden kann. Es 
sollte auch geklärt sein, ob die Adresse als 
Redaktionsadresse und das Telefon nutzbar 
sind, denn die Redaktion sollte schriftlich j e  
derzeit und telefonisch zu bestimmten, evtl. 

L in der Zeitung veröffentlichten Zeiten, er- 
reichbar sein. 

)Ausstattung Wenn die Zeitungsredaktion sich ihre Aus- 

stattung zusammenstellt, muß an viele Kiei- 
nigkeiten gedacht werden. Was ist nötig für 
die Recherchearbeit, was ist nötig für das 
Layout, wer kann eine Kamera oder einen 
Computer zur Verfügung stellen? Der redak- 
tionseigene Bestand kann irn Laufe der Zeit 
aufgestqckt werden, weil zu Beginn das nöti- 
ge Kleingeld sicherlich nicht vorhanden ist. 
Aber auch für die Redaktionsausstattung 
können Zuschüsse beantragt werden (siehe 
Kapitel 14, "Finanzen"). 

. Redaktionsarbeit 

ker gezielte Pressearbeit lassen sich viel- 
leicht noch neue Redaktionsmitglieder g e  
winnen - eine Presseinformation, die ani- 
miert, selbst zu schreiben und eine Zeitung 
selbst zu machen, kann da helfen. Im Kapitel 
"Pressearbeit" (11) stehen konkrete Tips zum 
Umgang mit den Profi-Presseleuten .und zum 
Schreiben einer hesseinformation Es emp 
fiehlt sich. mit der Idee, der ersten Ausgabe 
und jeder weiteren Ausgabe ruhig massiv an 
die Öffentlichkeit zu gehen, schließlich wer- 
den immer LeserInnen, MitarbeiterInnen und 
AnzeigenkundInnen gesucht. Hat sich eine 
Redaktion zusammengefunden, kann es los- 

gehen mit der inhaltlichen Ausgestaltung der 
ersten Ausgabe. Jetzt heißt es recherchieren, 
Artikel schreiben, Leute interviewen usw. 

bas erste Redakt ionstref f en 
b 

J a s  erste Treffen sollte mit einer Vorstel- 
lungsrunde beginnen, bei der jede/r auch er- 
zählt, warum er/sie bei der Zeitung mitarbei- 
ten möchte und wie =/sie sich seinelihre Ak- 
tivitäten innerhalb der Zeitungsredaktion vor- 
stellt. Danach kann es  an die inhaltliche Pla- 
nung gehen. Bewährt hat sich dafür eine 
Wand ggf. auch eine Pinnwand, die in Felder 
für die einzelnen Seiten unterteilt wird und an 
die Zettelchen für die einzelnen Artikel, Inter- 
views, Zeichnungen, Fotos, Anzeigen (jeweils 
mit Vermerk, wer sich darum kümmert) ge- 
hängt werden können. Der Vorteil ist, dai3 
später noch umgeplant und umgehängt wer- 
den kann, ohne daD die komplette Seitenpla- 
nung neu geschrieben werden muß. Mög- 
lichst schon beim ersten Treffen sollte eine 
grobe Zeitplanung gemacht werden. Wann 
soll die Zeitung erscheinen? Bis wann müs- 
sen alle Texte da sein, bis wann die Anzei- 
gen? Und ganz wichtig: wann trifft sich die 
Redaktion das nächste Mal? 

. Die Themensuche 

P Es lohnt sich auf jeden Fall immer, mit offe- 

nen Augen und Ohren durch die Welt zu g e  
hen und überail Fragen zu stellen! 

Meldungen in der Tageszeitung lassen vie 
les offen, geben Anhaltspunkte, die genauer 
beleuchtet werden sollten. (Warum ist es zu 
dieser Auseinandersetzung gekommen? Soll 
das schon die ganze Wahrheit sein? ...) 
"Klatsch" in der Nachbarschaft kann sogar 
Knlaß zu einer Recherche sein, ebenso Ver- 
anstaltungen oder Gedenktage. Ein Gespür 
für das Interessante, das irn Ailtag kaum auf- 
fällt oder für das Fragwürdige, das die mei- 
sten Menschen einfach schlucken, ist wich- 
tig und wird sich mit der Zeit herausbilden. 



Ansatzpunkte & Hilfen 
während der Recherche b .  

Wer anfängt, einem Thema auf den Grund 
ZU gehen, hat meistens einige Vorstellungen 
über das, was sich dabei so ergeben wird. 
Eine Redaktion beginnt z.B. ihre Recherche 
über einen Geflügehchtbetrieb mit der An- 
nahme (Recherchehypothese), dai3 dort Hüh- 
ner in Massenhaltung zusammengepfercht 
leben. Besuche vor Ort, Interviews mit An- 
wohnerInnen und Betreiberinnen könnten 
diese Hypothese über den Haufen werfen 
oder stark verändern, z.B. weil dieser Betrieb 
selber gar keine Legehennen in engen Käfi- 
gen hält, sondern ausschliefllich Küken groi3 
zieht - aber wo landen diese, nachdem sie 
aus den Eiern geschliipfi-sind? 

Es gehört zur Recherche, die r n g e n o m e  
nen Hypothesen auch zu verändern und stän- 
dig zu überprüfen! Oft ist die Idee für die R e  
cherche schon mit dem Stolpern über den er- 
sten Ansatzpunlct verbunden, wenn z.B. ein 
Zeitungsartikel einen Namen eines Betroffe 
nen oder einer OrgaIUsation preisgibt, der 
notwendig ist. um mit den Nachforschungen 
weiterzukommen Manchmal stockt "mitten- 
drin" die Informationssuche. 

Berichte in der Tageszeitung soilten dann 
noch einmal auf Namen, Orte und Organisa- 
tionen hin durchge1esen werden: wenn di- 

IL6 rekt Personen benannt sind, hiift oft schon 
das Telefonbuch oder die Auskunft weiter. 
Bei Organisationen ist t3benfalls leicht, eine 
Adresse ZU beschaffen. Wo Namen fehlen, 
sind oft öffentliche Einrichtungen oder auf 
gut Glück "passende" or&anisationen an- 

sprechbar (Schule, Kirchengemeinde, Ver- 
ein, JugendpflegerIn, Parteien usw.). 

Soll eine Veranstaltung näher beleuchtet 
werden, empfiehlt es sich, mit dem/der Ver- 
h t a l f e r h  anzufangen. Bei "dubiosen" Aktio- 
nen lohnt es sich auch, die zu befragen, die 
die Veranstaltung genehmigten oder Räum- 
lichkeiten dafür zur Verfügung stellten. 

Zu Tachthemen" jeder Art findet sich Hil- 
fe oft in Bibliotheken oder in den Archiven 
der Tageszeitungen. Passende Fachleute 
können auch oft weiter helfen. Fachleute 
sind InitiativenvertreterInnen, Politikerh- 
nen, Lehrerinnen. ... 

,Ergebnisse fest halten 

Es gilt, erste Ansätze, erste weitergehen- 
de Informationen, neue Adressen um. mög- 
lichst übersichtlich zu notieren, damit sie 
während der nächsten Schritte parat sind. 
Von Telefonaten sollten Gesprächsnotizen 
angefertigt werden, "Dokumente" wie Briefe, 
Veröffentlichungen usw. sollten fotokopiert 
und archiviert werden. 

Telefongespräche sind wichtig, um an 
neue Personen, Organisationen und Orte 
heranzukommen, um möglichst viele Infor- 
mationen von Betroffenen oder Fachleuten 
zu erhalten. Wenn sich der/die Gespräch- 
spartnerin meldet, stellt sich derldie Re- 
cherchierende natürlich zuerst vor: "Ich 
schreibe für ..." und verlangt evtl. die nchti- 
ge Person, ZU der er/sie verbunden werden 
will. Schon vor dem Gespräch empfiehlt es 
sich. die wichtigsten Fragen zu notieren. 
Wenn es möglich ist, lohnt es sich, das Ge- 
spräch mitzuschneiden (der/die Telefon- 
partnerIn muß allerdings vorher gefragt wer- 
den). Geht das nicht, ist mitschreiben ange- 
sagt und Mut zum "nochmal bitte, ich bin 
nicht mitgekommen"! 



Vor-Ort-Recherche . b 
Sich selbst vor Ort informieren kam h- 

voli sein, um einen Eindruck von der Situati- 
on zu gewinnen, um Fotos zu machen, um mit 
Anwohnerinnen/Betroffenen direkt zu spre- 
chen. Oft ist es günstig, zu zweit zu gehen, 
denn zwei sehen mehr als eine/r. Bei Gesprä- 
chen kann eine/r fragen, eine/r schreiben. 

Kontroverse 

4 Meinungen anhören 
I 

Fast immer gibt es zu einer Frage unter- 
schiedliche Ansichten und besonders dort, 
wo es um eine Auseinandersetzung geht, ist 
es wichtig, beide (oder noch mehr) Seiten an- 
zuhören. Am besten gegen Ende eines G e  
sprächstermines soilte derldie Gespräch- 
spartnerin auch nach seinen/ihren Kontra 
hentinnen gefragt werden; vor ailem, 'wenn 
die ~e~ens~ie ler lnnen noch nicht bekannt 
sind. Beide Parteien müssen zu den w@entli- 
chen Punkten gefragt werden. Die Redaktion 
kann dann entscheiden, ob sie die Meinun- 
gen einfach nebeneinander stellen wiii oder 
auch einzelne Argumente näher beleuchten 
und erklären oder sogar als falsch enttarnen 
möchte. I '  

Das Interview 

P Interviews spielen nicht nur bei der Arbeit 

für Radio oder Fernsehen eine Rolle, sondern 
sind auch für ZeitungsmacherInnen sehr 
wichtig. Ein Interview ist das wichtigste Hilfs- 
mittel, um weitere Mormationen zu bekom- 
men oder "druckreife" Zitate zu aammein. 
Das Interview kann aber auch selber das 
Produkt sein, das dann in der Zeitung abge 
druckt wird. In diesem Fail ist es besonders 
wichtig, sich schon vor interviewbeginn eini- 
ge Gedanken zum Ablauf zu machen 

Wer deine einein Interviewpartnerin be 
sucht, ist gut beraten, ein Kassettengerät mit 
Mikrophon oder ein Diktiergerät mitzuneh- 
men. i n t e ~ e w s  lassen sich auch übers Tele 
fon abwickeln. Das Aufzeichnen erleichtert 
hier ein Anrufbeantworter. 

Es gibt verschied- Interviewformen: 
- Ein i n t e ~ e w  nir Sache: Dabei geht es um 

Fakten zu einem Thema. Der/die inter- 
viewpartnerin ist in dieser Frage in irgend- 
einer Form Fachmann oder -frau (& Wis- 
senschafüerin, als Betroffene/r. als Verant- 
wortliche/r). 

- Ein Interview nir Person: Hier dienen Fra- 
gen und Antworten dazu, einen Menschen 
vorzustellen (den/die Prominente/n etc.) 

- Ein Meinungsintennew: Bei dieser Form 
soll derjdie Befragte seine/ihre Meinung 
zu einem Geschehen oder einer Elragestel- 
lung kundtun (befragt werden können hier 
ebenfalls Verantwortliche, Betroffene, Ex- 
perünnen) 

- Umfrage: Eine besondere Form des Inter- 
views ist die Umfrage. Meistens handelt es 
sich d@A um einer oder wenige Fragen, 
die aber einer ganzen Reihe von Personen 
gestellt werden, n.B. PassantInnen in der 
~ u ß ~ ä n ~ & z o n e .  Eine .Umfrage ist eigent- 
lich immer eine Form des Meinungsinter- 
views (Was halten Sie von ... ? Wie denken 
Sie über ... ?) 

Jede interviewform ermöglicht den Le 
serinnen, sich selbst ein Bild zu machen. Die 
Aufgabe des/der Reporterin ist es deshalb, 
nicht wertend zu fragen, sondern praktisch 
'im Auftrag der LeserInnenn, und die eigene 
Meinung zurückzustellen. 

aber wie? e 
Das Interview für die Zeitung kann im 

Nachhinein noch recht gut geküri werden 
oder (in Rücksprache mit dem/der Interview- 
partnerIn) sogar noch Verbesserungen erfah- 
ren. Trotzdem ist es sinnvoll, sich vor dem In- 
t e ~ e w  vorzubereiten: Wer weiß, worauf er/ 
sie irn Interview hinauswiii, wird am ehesten 
interessante Neuigkeiten aus dem Gegen- 
über herauskitzeln. Es kann sehr vorteilhaft 
sein, das Thema etwas einzugrenzen, damit 
die Fragen und Antworten nicht ailgemein- 
oberflächlich bleiben müssen, sondern auch 
Details angesprochen oder Hintergründe of- 
fengelegt werden können. 



Wenn es ein Vorgespiich mit dmlder  In- 
terviewpartnerIn gibt, dreht es sich dabei 
eher um die erwthchte Länge der Kntwor- 
ten und andere "tetzhnbchem Frag& als um 
die genaue ~ormulierung der späteren Inter- 
viewfragen. Wer zB. im Gespräch merkt, 
daß der/die Befragte dazu neigt, in endlosen 
Sätzen wenig zu sagen, kam entweder um 
knappe Antworten bitten oder sich eine Kür- 
zungserlaubnis einholen. 

"Trockenübungenw vor dem dgentlichen 
Interview können eine h m i i e  Vorberei- 
tung sein und geben ~ioherheit; besonders, 
wenn der/die InteMewpartnerIn schwierig 
anzupacken ist. So k ä m  die Zeitungs-Mit- 
arbeiterInnen sich gegenseitig interviewen 
oder die geplanten Ragen stellen m d  mögli- 
che Antworten vorstellen Wer seine Haupt- 
fragen auswendig lernt oder auf einem Zettel 
notiert, kann besser auf die htwicklung des 
Gesprächs reagieren, als der, der dann noch 
nach seinem "roten'Fabfenl" sucht. 

Fürchterlich wird ein I n t e ~ e w ,  wenn es 
dem/der Fragenden nicht gdngt, den/die 
GesprächspartnerIn xurn Reden zu bringen. 
Wenn demlder Reporterin nur sogenannte 
Bestätigungsfragen, uie'mit "Jam oder "Nein" lzs bereits beantwortet sind,'einfallen, kann das - Ergebnis ein interview sein, in dem nur ei- 
ne/r spricht - und zwar' ni&t derldie, 
dem/der eigentlich die ~&kmmkeit gilt. 
("Sind Sie gegen dieses Skaßdhauprojekt?", 
"Setzen Sie sich für ... &in?", "Empfhden Sie ... 
als ausreichend?"usw.). Aber auch die Be- 
stätigungsfrage hat ihre ~erechtigun~. Gut 
eingesetzt ist sie z.B., wenn der/die Fragen- 
de noch einmal eine Bestätigung zu einem 
Punkt haben wiii und dann vielleicht zum 
nächsten kommen möchte. Sinnvoll, ein kla- 
res "ja' oder "'Nein" ni fordern ist es auch, 
wenn derldie Gesprächspartnerin "nur nun- 
blubbert" und zu keiner klaren Aussage 
kommt. 

Es gibt aber etliche andere Frageformen: 
- Die offene Frage: Sie beginnt mit Wer, 

Wie oder Was und IH3t die Antwort sehr 

offen. Derjdie Befragte kann sich so aus- 
- lassen, wie er/sie es für nötig hält und wie 
es ihm liegt. 

- Die Wanim-Frage ist auch eine solche of- 
fene Frage. Sie fragt nach Gründen für ir- 
gendetwas, kann aber - durchaus beab- 
sichtigt - auch als Unterstellung wirken, 
weil das Warum ja irgendwas voraussetzt. 
@.B. Warum haben Sie tatenlos nigese 

. hen?') 
- Die Alternativfrage: Hier gibt der Fragen- 

de eine Alternative vor und verbindet 
zwei Möglichkeiten mit "... oder ..." ("Hal- 
ten Sie dieses oder jenes für richtig?"). 

- Der Befragte ist damit auf zwei Möglich- 
keiten festgelegt und wird nur im Ausnah- 
mefaii mit Weder ... nochn antworten. 

- Die Skalafrage gibt noch mehr Möglich- 
keiten als die Alternativfrage vor. Der/die 
InteMewpartnerIn bekommt hier eine 
Reihe von Antwortmöglichkeiten präsen- 
ti@, z.B. 'Sind Sie dieses Risiko bewuDt 
eingegangen oder war Ihnen das Ausmaß 
der Entscheidung gar nicht klar oder sind 
Sie davon ausgegangen, daß es so weit 
nicht kommen würde?" 

- Die Suggestivfrage läi3t dem Befragten 
ebenfalls wenig Ausweichmöglichkeiten. 
Sie beginnt etwa mit "Ist es nicht so ..." 
und konfrontiert den/die AntwortendeIn 
mit einer vorweggenommenen Tatsache, 
die dieser bestätigen kann oder aber b e  
gründet verwerfen muß. 

- Fragen ohne Fragezeichen geben dem/ 
der InteMewpartnerIn ein Stichwort (z.B. 
"Und dann wurden Sie ihrem Schicksal 
überlassen(?)"). 

- Die Balkon- oder Brückenfrage entsteht 
aus einer Feststellung oder Erläuterung 
und einer Frage. Sie ist vor aiiem dann 
einzusetzen, wenn der/die LeserIn noch 
Hintergründe braucht, die nicht alle in 
Frag8.Antwort-Form erarbeitet werden 
sollen, weil beispielsweise der Platz 
knapp ist. Sie kann auch bereits Erfragtes 
noch einmal zusammenfassen bevor es 
weitergeht (z.B. "Sie haben wiederholt Ih- 
re Unschuld an dem Geschehen erläutert. 
Dennoch standen Sie im Kreuzfeuer der 
öffentiichen Kritik. Welche Auswirkungen 
hat das auf Ihre Weiterarbeit?") 



Q"f" Zef-twg machen W 

Wer viel mit Interviews arbeitet, wird Men- 
schen begegnen, die sich gerne befragen 
lassen und anderen, die sehr nervös werden, 
die trotz aller Tricks wortkarg bleiben und 
mit nichts "rüberrücken". PolitikerInnen z.B. 
geben gerne Interviews, sehen das als Mög- 
lichkeit zur Selbstdarstellung. Selbst wenn 
die ReporterInnen den/die Politikerin zu ei- 
ner ihm/ihr unangenehmen F'rage htervie 
wen, wird er/sie das einer Aussage Dritter 
über ihn/sie noch vorziehen. Aber es kann 
durchaus vorkommen, dai3 der/die Interview- 
partnerIn m / n u  "~egnerIn" wird und das 
InteMew zu scheitern droht. Ailen Gegen- 
strategien deslder Befragten zu begegnen, 
kann schwer werden, aber beim , i n t e ~ e w  
für eine Zeitung sind Korrekturen viel besser 
möglich, als beispielsweise beim Rundfunk 
(vor aliem, wenn live gesendet wird). 

- Mögliche Gegenstategien 
I 

- i)er/die ReporterIn bekommt ausschliei3- 
lich ganz kurze Antworten zu hören, kaum 
mehr als 'Ja" und "Nein" und Schlagworte: 
Durch Nachhaken kann derldie Interview- 
te aus der Reserve gelockt werden. 

- Der/die Befragte leistet einen rhetorischen 
Marathon mit kaum zu stoppenden Rede 
flui3: Da beim Zeitungsinterview "Schnei- - 

den" kein Problem ist, wird so ein/e Viel- 
rednerIn gnadenlos gekürzt werden. Trotz- 
dem ist es sinnvoll, den/die Schwätzerin 
um kurze Antworten zu bitten und evtl. 
auch wiederholt zu "mahnenn. 

- Eine üble Strategie ist das Lügen, die Un- 
terschlagung von Fakten und eine verzerr- 
te Darstellung von Geschehenem: Diesen 
Strategien kann der/die InterviewerIn nur 
begegnen, wenn er/sie selbst gut infor- 
miert ist. Auf jeden Fall gilt: Bei Ungereimt- 
heiten sofort nachhaken. Gut ist es immer, 
ein paar Mormationsqueilen auswendig 
parat zu haben ("In der Tageszeitung vom 
... stand aber doch ..."). 

- Vom Thema abweichen: Wichtig ist hier. 
die Abweichung überhaupt zu bemerken. 
Wem der/die Befragte von irgendwas an- 

derem zu erzählen beginnt, ist er/sie 
durch eine konkrete Nachfrage wieder 
"zurückzuholen". 

- Das Gegenüber geht in die Offensive und 
führt Gegenangriffe. Es kann durchaus 
vorkommen, da5 der/die. interviewte, be 
vor er/sie in die Enge getrieben wird, zum 
Gegenschlag aushoit und dem/der Fra- 
genden z.B. fehlende Sachkompetenz vor- 
wirft. Dann gilt es, ruhig zu bleiben. Gut 
kann es sein, auf eigene Informationsquel- 
len zu verweisen oder die eigene Motivati- 
on zu erklären, jedoch ohne mit Rechfferti- 
gungen zu beginnen ("'ich bin selber b e  
troffen und wollte daher wissen ...Y. 

Wer verschiedene Zeitungen liest. wird 
große Unterschiede bemerken. Die großen 
Zeitungen haben eigene Korrespondenten an 
vielen Orten der Welt, drucken exkiusive In- 
terviews ab und recherchiere selbst für vie 
le ihrer Berichte. Viele der verbreiteten, k e  
stenlos verteilten Anzeigenblättchen dage- 
gen sind vollgestopft mit 'Ticker-Texten", mit 
Meldungen von Pressediensten, die die R e  
daktion einfach zusammenschneidet. Dieses 
Ergebnis ist ganz normal, wenn in der Redak- 
tion kaum Menschen mit journalistischer Ar- 
beit befaßt sind. Eine groBe Tageszeitung 
und ein Anzeigenblatt haben natürlich ganz 
unterschiedliche Konzepte. Klar, dai3 der Un- 
terschied riesig ist. 

Bei selbstgemachten Zeitungen gibt es 
diese riesigen Unterschiede aber auch, oft 
sogar dann, wenn die Voraussetzungen sehr 
ähnlich sind. Es gibt viele Möglichkeiten, ei- 
ne Zeitung spannend und lesbar zu machen: 
- Interviews mit Betrbffenen, mit Verantwort- 

lichen oder mit Prominenten bringen Stel- 
lungnahmen in die Zeitung, die nicht (oder 
kaum) von der Redaktion gefiltert sind 
und zum Selber-Denken und Selber-Mei- 
nungsfinden auffordern. 

- Recherchen zu aktueilen Themen, aber 
auch zu "'vergessenen" Problemen können 
die höchste Qualität einer Zeitschrift aus- 
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machen. Und auch zu Brandaktuellem, 
was in aller Munde ist, gibt es noch völlig 
neue Aspekte. Wie ist die Meinung dazu 
hier vor Ort? Wo sind Betroffene? Was 
geht uns das ganz persänlich an? 

- Umfragen unter FassantInnen oder B e  
wohnerinnen einer Straße bringen eige 
nes, exklusives Material. 

- Kommentare ermöglichen, die eigene 
Meinung zur Disaussion beizutragen und 
in den übrigen Beitragen objektiver zu 
bleiben. 

- LeserInnenbriefe gehören zu den am auf- 
merksamsten gelesenen Teilen einer Zei- 
tung. Auch in der selbstgemachten Zeit- 
schrift kann Platz für LeserInnenbriefe g e  
schaffen werden. Sie sind eine wichtige 
Form der Leserinnen-Beteiligung 

- Kleinanzeigen U.& haben w d g e r  mit 
journalistischem Arbeiten m tun Sie wer- 
den aber auch sehr aufmerksam gelesen 
und können sich deshalb als kleines Bon- 
bon für die LeserInnen lohnen. 

) Artikel schreiben 

Der erste Schritt zum eigenen Zeitungsbe- 

.--A 

papier Weitliegen. Angenehm ist das Tex- 
ten mit einem Computer: Korrekturen lassen 
sich leicht vornehmen, ganze Absätze kön- 
nen uxr&setzt oder eingefügt werden. Vor- 
aussetzung für das Artikelschreiben ist 
natürlich, daß rnitteilenswerte Nachrichten 
vorliegen. Dann ist zu entscheiden, in wel- 
cher Form der Beitrag erscheinen soll. 

)RePortqge Das Geschehen , wird . beschrieben, die 

Entwicklung dahin oder die weiteren Aus- 
sichten werden beleuchtet. Bei einem kon- 
troversen Thema können Personen mit ver- 
schiedenen Meinungen zu Wort komffien. 
Möglich ist'aber auch eine Reportage über 
eine Landschaft oder eine Person. Zusätzlich 
bietet sich die Veröffentlichung von Fotos 
an. Eine Reportage ermöglicht demlder L e  
serIn, sich ein Bild von der Sache zu ma- 
chen, weil der/die SchreiberIn neben Fak- 
ten auch seinelihre Eindrücke wiedergibt. 

richt ist aufmerksames Zeitung-Lesen! Wie 
wird dort ein Artikel geschrieben? Was un- 
terscheidet die Zeitungssprache von der in 
Romanen und Erzählungen? Welche Artikel - ~ ~ ~ ~ e ~ ~ e r i c h t  über einen Hergang, 
lese ich gerne, durch welche mui3 ich mich Ankündigung eines Termines oder einer 

hindurchquälen? Und: Was bezweckt der/ Veranstaltung. Die Nachricht vermittelt Da- 

die SchreiberIn damit? . '"Aufreißerische" ten eher knapp: Wer macht was, wann, wo. 

Überschriften anirriieren zum Hingucken wie und warum. 

Walter von La Roche: . . Euifuhnuig in den 
praktischen Journa- 

lismus (1992,12. 
Aufl.. List Verlag. 

251 S.) 
Was macht ein/e 

JoumabtIn eigent- 
lich? Mit dieser Fra- 
ge beschäfiigt sich 
das Buch zunächst. 

Im folgenden werden 
Arbeitsfelder be- 
sciuieben, dann 

praktische Hinweise 
gegeben: Ausführ- 
lich wird besciuie 
ben, wie mensch re- 
cherchiert und wel- 

che vielfältigen Dar- 
stellungsformen es 

gibt. 

und Loslesen. Lange Texte, vor d e m ,  wenn 
die Sätze verschachtelt sind, erfordern w e  
sentlich höhere Konzentration. 

)Werkzeug . Sinnvoll ist es in - jedem . Fall, erst einmal 

Ficht Eine längere Nachricht mit vielen weite 

ren Aspekten, objektiv ohne eigene Beob 
achtungen, Betroffene/ExpertInnen mehre 
rer Seiten kommen zu Wort. 

ein Konzept des zu sahreibenden Artikels zu 
entwerfen und die wichtigsten Inhalte, Zitate 
und ähnliches zu notieren, bevor es an das 
Ausformulieren geht. Weil es vor ailem am 
Anfang kaum jemandem gelingen wird, ei- . 
nen abdrucQeifen Artikel "aus dem Ärmel schehen. Hier ist die eigene Meinung er- 
zu schütteln", sollte ein Stapel mit Konzept- laubt, ja sogar Inhalt! Ein Kommentar kann 



sich auf eine Nachricht oder Reportage oder 
auf eine allgemein bekannte Fragestdung 
beziehen. Der/die Schreiberin kann einzelne 
Aussagen oder einen gesamten ,Sachverhalt 
aufgreifen und bewerten. 

' , Glosse 

P Satirische Aufarbeitung eines Themas. iro- 

in nur einem oder zwei lesbaren Sätzen die 
"journalistischen Ws" unterzubringen: Wer 
macht was, wann, wo, wie und wanun? 

- Die Überschrift und auch der erste Satz 
sollen zum Hinschauen und Loslesen be- 
wegen Gut kommen treffende oder reiße 
rische Formulierungen oder Wortspielerei- 
en an. 

- Im ersten Satz nach der Überschrift mu5 
noch nicht die Frage nach den "Wsn beant- 
wortet werden, wenn der/die Jounalistin 
ihn zur Einstimmung in den Artikel nutzt. 

nie ist im Journalismus gefährlich, weil sie er- 
schreckend oft nicht verstanden wird. Bei 
der Glosse ist sie aber gefordert: Überzoge 
ne Kommentare, verzerrte Nachrichten und 
überzeichnete Porträts sind hier beabsichtigt . Der erste Satz 
und erlaubt. Eine gut gemachte Glosse regt 
erst zum Schmunzeln, dann aber auch zum Zitat nach der Überschrift bietet einen 
Nachdenken an. lebendigen Einstieg in die Berichterstattung; 

. e r ,  2.B.: "Die Politiker müssen sich wohl erst mal 

Lebe~dig schreiben 

Schneider/Esslin- 
ger: Die berschrift 
(1993, List Verlag, 
INS.) 
Weil die Überschrift, 
ein paar w e ~ g e  
Worte, das Gesicht 
einer Zeitung stark 
prägen und e s  die 
Aufgabe der Journa- 
batinnen ist, diese 
paar wenigen Worte 
zu finden. ist dieses 
Buch erschienen. 
Wie also 1äDt sich 
die Kemaussage ei- 
nes Artikels zusam- 
menfassen? Das . 
Buch gibt detaillier- 
te Handiungsrezep 
te. 

zu Hause den Arsch abfrieren. bevor sie 
Geld rüberrücken!", schimpft die 23jähnge 
Frauenhausbewohnerin. Eine Szenenbe 
schreibung hilft demider Leserin, sich in das 

Erstes Ziel des/der Artikelschreiberin ist, Geschehen hineinzuversetzen; 2.B.: "Die Men- 
dai3 der Beitrag auch gelesen wird. Anders schen eilen über den Marktplatz, um der 
als bei einem Buch, das derldie Leserin sich grimmigen Kälte zu entkommen. Nur rund 
angeschafft hat, weil sielihn genau das b e  um den Brunnen, den heute lange Eiszapfen 
handelte Thema interessiert, stehen in (fast zieren. steht eine Gruppe junger Frauen mit 
allen) Zeitungen viele Themen nebeneinan- Transparenten. Die siebzehn sind Unterstüt- 
der. Wer sich absolut nicht für 2.B. Welthan- zerinnen des städtischen Frauenhauses und 
del interessiert, wird vielleicht alles zu d i e  demonstrieren ..." Auch das Motto einer Ver- 
Sem Bereich nur überfliegen. Aber meistens anstaltung oder der Schriftzug eines Plaka- 
sind die Zeitungsleserhen offen für das, tes kann am Anfang stehen; 2.B.: "SchluD mit - was ihnen vorgelegt wird. Sie beginnen mit Frost und kus t  - Stop Mittelstreichung für 
der Lektüre eines Artikels, wenn sie die das Frauenhaus!", prangte in großen Buchsta- 
Überschrift interessiert hat. Schon nach dem ben auf den Plakaten. 
Lesen weniger Sätze entscheidet derldie L e  
serIn, ob er/sie bei diesem Artikel bleibt. Kn- 
terien sind dabei vor allem die Lesbarkeit 
des Textes, derldie Leserin wiii gefesselt 
werden, aber auch, ob schnell klar wird, um 
was es eigentlich geht. KeineIr 
den ganzen Artikel über nach den Hauptper- 
sonen, nach dem Termin einer Veranstal- 
tung oder der Kernaussage. 

Daraus ergeben sich drei wich- 
tige Regeln: 
- Im ersten oder spätestens zwei- 

ten Satz wird der/die Leserin um- 
fassend aufgeklärt, um was es geht. Mit 
was Übung schafft es derldie SchreiberIn 

Wolf Schneider: 
Deutsch iü~ Kenner 
(Stern-Buch. Verlag 
Gmer  &Jahr, 
SB8 S.) 
"Die neue Stilkunde", 
so der Untertitel, be- 
schäftigt sich zu- 
nächst mit der Weg- 
weri-Spracheg. also 
dem heutigen Um- 
gang mit Wörtern 
Das Buch beantwor- 
tet die Frage W a s  
wollen Leser und H& 
rer?" mit praktischen 
Tips. ESne interes- 
sante Lektüre für ai- 
le. die ihren Stil ver- 
bessern wollen 
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Prinzip des Dreiecks 

Damit auch der/die ~ e s k n ,  der oder die 
nur den Anfang dqs Berichtes liest, weiß, um 
was es geht, wird die wichtigste Information 
des Artikels möglichst an dessen Anfang g e  
packt. Ein zweiter Grund, gegen Ende des 
Artikels eher mit i n t e r ~ a n i e n  Hintergrün- 
den als mit wirklich wichtigen Neuigkeiten 
aufzuwarten, ist die Schere des Redakteurs. 
Viele Texte, die zB. bei der R e U o n  einer 
Tageszeitung eingehen, erleiden das Schick- 
sal, gekürzt zu werden, damit d e s  unterzu- 
kriegen ist. Oft wird dabei einfach das Ende 
des Artikels weggenommen - und am wenig- 
sten geht verloren, wenn die wichtigsten In- 
formationen schon oben standen. 

Wer selber Zeitung macht, kann .freilich 
auch selber entscheiden, wann eh Artikel 
gekürzt wird, aber auch hier stehm die R e  
dakteurInnen immer wieder vor dem Pro- 
blem, kürzen oder ganze Artikel heraus- 
schmeißen zu müssen. Wer sich die grund- 
sätzlichen SchreibRegeh ein wenig vertraut 
gemacht hat, braucht keine weitere Anlei- 
tung zum Artikelscltrekn. Am Anfang wird 
es ein wenig schwedaiiig gehen, aber nach 
etwas Übung gelingt es immer besser, sich 
in journalistischem Stil auszudrücJten. 

Zum Stil 

bei jeder Form von Ironie grö8te Vorsicht ge- 
boten. Es ist erschreckend, aber wahr: Ire 
nie wird in den seltensten Fällen richtig ver- 
standen. Weitere konkrete Tips zum Schrei- 
ben finden sich irn Kapitel 11, "Pressearbeit". 

,Zur Aufmachung 

Längere Texte können durch Zwischen- 

Gut lesbar wird ein Artikel, wery die Sät- 
ze kurz und wenig verschachtelt sind. 
Fremdwörter gilt es zu vermeiden Je nach 
Leserlnnenkreis können auch sthdig g e  
nutzte Fachwörter Fremdwijrter sein ("Bi* 
top9.B. wäre tats2chEioh eins, aber auch 
"Fl~rbereinigung'~ sollte nicht ohne Erläute 
rung eingeführt mrden). Pas s i~  sparsam 
verwenden. Fast Smmer, wo sich passive For- 
men eingeschlichen haben, 1äDt sich ein Satz 
noch umbauen (es '$vurden nicht "von einer 
Gruppe demonstriert", son-defn "Dia Gruppe 
xy demonstrierte"...). Substantivierungen ma- 
chen einen Text schwerer lesbar, vor d e m ,  
wenn sie in Reihe auftreten. Wenn es sich 
nicht um eine Glose handeln sofl (die am 
besten als solche zu kennzeichnen ist), ist 

Überschriften gegliedert werden. So er- 
scheint der vorliegende Artikel leichter zu 
bewältigen, auBerdem können Zwischen- 
Überschriften auch neugierig machen. 

AuBer Überschrift und eigentlichem Text 
weisen Zeitungsartikel oft einen Einfüh- 
rungstext auf, der fettgedruckt wird. Dieser 
Text kann eine Einleitung zum Artikelthema 
sein, eine Zusammenfassung der Nachricht 
oder einfach der Anfang des Textes, der 
dann in Normalschrift fortgesetzt wird. In 
den ersten beiden Fällen muß der Einfüh- 
rungstext extra eingeplant und geschrieben 
werden. Wo Fotos zum Artikel gehören, darf 
die Bildunterschrift nicht vergessen werden. 
Sie muB den LeserInnen klar machen, was 
auf dem Bild zu sehen ist und kann auch ei- 
nen Aspekt einbringen, der im Text noch 
nicht vorkam. Sind auf dem Foto Menschen 
abgebildet, werden diese in der Bildunter- 
schrift vorgestellt (mit Namen und/oder 
Funktion). Was das Layout der Zeitung und 
die Wahi der Druckverfahren bzw. den Um- J 
gang mit der Druckerei angeht, so sei an 
dieser Stelle auf das Kapitel "Layout und 
Druck" (13) verwiesen, das Grundsätzliches 
erläutert, das für Zeitungen genauso gilt. 

Eine Zeitschrift, egal welcher Art, muß fi- 
nanziert werden. Geld ist nötig für die Vor- 
bereitung, also fur Papier, Stifte, Lineale, 
Schreibmaschinenbänder etc. k d  für den 
Druak Je nachdem, ob die ~edaktion sich 
eigene .Geräte (Computer, Kamera etc.) an- 
schaffen will, müssen diese Kosten ebenfalls 
berücksichtigt werden. In diesem Kapitel 
soll nur auf die Geldquellen "Anzeigen" und 
"Vertrieb" eingegangen werden. 



-Aktiouis 
Zeitung machen 

- Q GEe 
,Vorbeitung en 

Das Organisieren von Anzeigen wird "An- 
zeigen akquirieren" genannt. Erstmai sollte 
eine Zeitungsredaktion sich daritber klar 
werden, welche potentiellen Arüreigenkun- 
dInnen sie ansprechen will. Für Urnweltzeit- 
schriften 2.B. sollte es eine SelbStverständ- 
lichkeit sein, keine Anzeigen von Autbfirmen, 
Fahrschulen, Chemieuntemehmen usw. mm- 

lung direkt anzusprechen. Die wenigsten Ge- 
schäfte und Firmen reagieren, wenn sie nur 
einen Brief bekommen. Au5erdem kann im 
direkten (Telefon-)Gespräch noch auf beson- 
dere Bedürfnisse und Fragen der potentiel- 
len Anzeigenkundinnen eingehen. Im Vorfeld 
der Gespräche ist es wichtig, sich nochmal 
mit den wesentlichen Daten der eigenen Pu- 
blikation auseinanderzusetzen und auf fol- 
gende Fragen ~ n h o r t e n  schon irn Kopf oder 

nehmen, also alles, was aus Um~ltschutz- auf Papier parat zu haiten: Wie hoch ist die 
gründen bedenklich erscheint. Auflage? Wie wird die Zeitschrift vertrieben? 

Im zweiten Schritt sollte anhand der Zei- Von wem wird sie gemacht? Wie oft er- 
tungs-Zielgruppe hinterfragt werden, welche scheint sie? Wie teuer ist eine Anzeige.(Milli- 
Firmen als Anzeigenkunden in Frage kom- meterpreis pro Zeile und Spalte, sowie einige 

L 
men, (Musisch-Kulturelles, Sport, Freizeit. Standard DIN-Formate)? Was ist das beson- 
Mode, Lebensmittel ...). dere gerade an dieser Zeitschrift? Welche 

Irn dritten Schritt sollten die einzelnen Ge Themen sollen in der nächsten Ausgabe b e  
schäfte und Firmen, die anzusprechen sind, handelt werden? Welche Schwerpunkte oder 
aufgelistet werden, arn besten in einer Krt Serien gibt es? 
Checkliste, mit deren Hilfe schließlich auch 
Erfahrungen und Erfolge, Ansprechpartne 
rinnen, Besonderheiten etc. übersichtlich er- ,Das Gespräch 
faßt werden können. 

Nicht alles aus der Nase ziehen lassen, 
sondern gleich möglichst viel über die Zei- 

Weg ZU den Anzeigen tung verraten! Dies hat vor d e m  den Vorteil, 
dai3 pauschale Ablehnungs-Floskeln wie 

Organisieren von Anzeigen schnell "Wir schalten generell keine Anzeigen!" oder 
zur Strapaze werden und b ' 

"Unser Werbeetat ist erschöpft!" nicht gleich 
ständigen Fehlschlägen zur geäußert werden können. &n besten ist es, 
Frustration führen kann, ist 

L 
es sinnvoll, die einzelnen and zu geben: Die vorherige 
Geschäfte und Firmen unter- 

nuskript, die Mediadaten 

thode, Anzeigen zu organisie 
ren, ist, von Geschäft zu G e  
schäft zu gehen und Eigentü- 
merInnen beziehungweise bei 
größeren Unternehmen Leute in der 
Werbe bzw. 



und auf jeden Fall eine .Anzeigenpreisliste. 
Es empfiehlt sich, in diesen ersten Sätzen 
auch Anknüpfungspunkte zu verpacken, z.B. 
weist mensch den Thsaterbesitzer auf die 
geplanten Kultursdten und den Bioladenin- 
haber auf die geplante D~kumentation "Ge 
sundheit und Eniähnug" hin. Selbst wenn 
der Werbeetat erschöpft ist oder generell 
keine Anzeigen geschaltet werden, ist da- 
durch Attraktivität für eine Ausnahme zu er- 
zeugen. Häufig ist die Antwort: "Wir melden 
uns, wenn wir Interesse haben!Wes ge  
schieht dann im seltensten Faii von sich aus. 
Es ist erforderlich, sich unter Bezugnahme 
auf das gelaufene Gmpräch ein paar Tage 
darauf erneut zu melden, gegebenenfalls 
auch telefonisch. 

7 

)Mediadaten Mediadaten sind aile Angaben über die 

Zeitung, die für die Anzeigenkunden wichtig 
sein können, Aso: Auflage, Erscheinungs- 
weise, Herausgeber, Redaktionsadresse, ver- 
antwortlicher Mensch, Inhalte der nächsten 
Ausgabe, ggf. feste Rubriken oder Schwer- 
punktthemen, Vertrieb, Format, Verkaufs- 
preis und Druckverfahren, ggf. mit Angabe 
der Druckerei. Es empfiehlt sich, Mediada- 
ten und Anzeigenpreisliste mehrfach kopiert 

.12.14 mitzunehmen, wenn man auf der Suche nach 
Anzeigen ist. Viele Geschäftsleute wollen 
sich das alles noch mal in Ruhe genauer an- 
schauen und die Angaben über die Zeitung 
vor Augen haben. 

,Anzeigen preise 

Die Anzeigenpreise sind abhängig von 
Auflage, Erscheinungsweise und Verbrei- 
tungsgebiet. Eine eingeengte Zielgruppe, 
2.B. Jugendliche, UmweltschützerInnen etc., 
rechtfertigt gegenüber entsprechenden G e  
schäften und Firmen recht hohe Preise. Be  
rechnet werden die Wse meistens nach 
Spalten und ~illimeter Höhe. Zusätzlich kön- 
nen die Preise für DIN Formate (also z.B. A4 
quer, A5 hoch usw.) schon ausgerechnet und 

etwas niedriger angesetzt werden als die 
genaue Millimeter-Berechnung ergibt, um 
diese Anzeigen attraktiver zu machen. Es ist 
einfacher, Standardpreise für Standartforma- 
te zu haben. Und Standartformate sind einfa- 
cher im Layout unterzubringen. Beim Fest- 
setzen der Preise sollte mensch sich auf dem 
Anzeigen-Markt irn Vorfeld umhören und 
sich bei vergleichbaren Zeitschriften erkun- 
digen. Gängig sind Millimeterpreise zwi- 
schen 0.90 und 1,40 DM. Am besten nimmt 
mensch sich die tatsächlichen Kosten vor, 
die beim Druck und bei der Vorbereitung ei- 
ner Seite anfailen, und berechnet anhand 
von ihnen und einer erwarteten Anzeigen- 
dichte die Preise, um die Zeitschrift zu finan- 
zieren Zusiitzliche Kosten wie Fotorastern 3 
gen (zwischen 5,- und 20,- DM) dürfen da- 
bei nicht vergessen werden. Von den Anzei- 
genkundInnen kann mensch Zuschläge für 
das Erscheinen auf der Rückseite (meistens 
10%) und eventuell auch dafür, da5 die An- 
zeige in den Text eingebunden ist, also nicht 
ganz unten oder auf einer Anzeigenseite lan- 
det, verlangen. Aiierdings kann man 2.B. die 
generelle Texteinbindung auch in den M e  
diadaten herausstellen und so einen höheren 
Anzeigenpreis rechtfertigen. 

)Auftragsf ormuiar 

Ein Anzeigenauftragsformular ist das drit- J 
te Schriftstück, das für den Besuch beim An- 
zeigenkunden wichtig ist. Es ist für die R e  
daktion der Beweis, daß die Anzeige in Auf- 
trag gegeben wurde. Das ist wichtig, fails j e  
mand hinterher nicht bezahlen will. 

Auf diesem Formular sollte ausgefüllt wer- 
den können: 
- welche Größe die Anzeige haben soll 

(DWonnat oder Höhe in mm und Spal- 
tenanzahl), 

- in welcher Ausgabe oder ob sie mehrmals 
erscheinen soll und der Kunde dafür Ra- 
batt in Anspruch nehmen kann, 

- ob eine Gestaltung der Anzeige (gegen ei- 
nen Gestaltungszuschlag) durch die Re- 
daktion erwünscht ist, 

- ob sie mehrfarbig sein soll. 



Auf dem Anzeigen-Auftrag sollte auch der 
Preis, den die Anzeige kosten wird, eingetra- 
gen werden. Und ganz wichtig: Stempel, Da- 
tum und Unterschrift. Wichtig ist auch dazu- 
zuschreiben, daß die Preise entweder inklusi- 
ve Mehrwertsteuer smd oder die Preise sich 
ohne Mehrwertsteuer verstehen. Ähnlich 
dem Anzeigenauftrag kann dann auch die 
Rechnung gestaltet werden. 

< . -- 

)Rechnung Wenn die Zeitung gedruckt ist, müssen 

schneiistrnöglich die Rechnungen an die An- 
zeigekund1nnen verschickt bzw. verteilt 
werden, um das Geld für die Druckereirech- 
nung nicht zu lange vorstrecken zu müssen. 
Eine Rechnung muß auch die Überschrift 
"Rechnung" tragen. 

Ähnlich wie bei dem Anzeigenauftrag, 
kann aufgelistet sein, wie groß die Anzeige 
ist, der Grundpreis, die einzelnen Zuschläge 
bm. Rabatte und die Mehrwertsteuer. Die 
.Gesamtsumme (Rechnungssumme) sollte 
deutlich gekennzeichnet sein. Wichtig ist die 
Angabe, bis wann bezahlt werden soll (Zah- 
lungsziel) und natürlich, auf welches Konto 
das Geld gehen soll. 

Die Rechnungen sollten durchnumeriert 
werden, das ist für die Buchführung leichter. 
Der Rechnung beigelegt werden muß natür- 
lich ein Belegexemplar der Zeitung. ~ ä h e r e s  
über Buchführung ist irn Kapitel "Finanzen" 
(14) nachzuiesen. 

)Mahnung Versäumen es .Kunden, rechtzeitig zu b e  

zahlen, muß gemahnt werden. Die erste Mah- 
nung sollte freundlich formuliert werden, 
schließlich kann überall mal was in der Hek- 
tik untergehen. Also nochmal genau die Zah- 
lungseingänge auf dem Konto überprüfen 
und auf die Mahnung schreiben, bis zu wel- 
chen Zeitpunkt Zahlungseingänge berück- 
sichtigt sind. Wichtig ist auch, einen Satz 
miteinzubauen, der sinngemäf3 lautet, daD die 
Mahnung als gegenstandslos angesehen 
werden kann, wenn M s c h e n  bezahlt wur- 
de, sich Mahnung und h r w e i s u n g  also zeit- 
lich überschnitten haben. Klar, daß alle wich- 
tigen Daten wiederholt werden müssen. Bei 
der zweiten Mahnung kann mensch Mahnge 
bühr erheben, bei der dritten sollten juristi- 
sche Konsequenzen angedroht bzw. diese 
Mahnung bereits durch eineIn Rechtsan- 
walt/Rechtsanwä1tin versandt werden. 

Einnahmen durch Vertrieb 

b über den Vertrieb Einnahmen zu haben, 

setzt natürlich voraus, dai3 die Zeitschrift ver- 
kauft und nicht kostenlos abgegeben wird. 
Hier gibt es drei Möglichkeiten: direkter Ver- 
kauf zum Beispiel bei Veranstaltungen oder 
Infoständen, auf dem Schulhof, Verkauf über 
den Zeitschriftenhandel und über Abonnen- 
tInnen. Das Angebot, ein Abonnement zu er- 
werben, macht fast jede Zeitung, entweder 



befristet auf einen festen Zeitraum bzw. eine 
feste Ausgabenzahl oder mit der Möglich- 
keit, das Abo nach Ablauf einer gewissen 
Frist wieder zu kündigen. Abos haben den 
großen Vorteil, da8 sie kontinuierliche Ein- 
nahmen bringen und somit in der Kaikulati- 
on eine feste Grö0e sein k ö ~ e n ,  haben ailer- 
dings auch den Nachteil, daß e h e  Abonnen- 
tInnenverwaltung recht aufwendig werden 
kann. in den Preis für das Abo sollten natür- 
lich Kosten für Porto und Briefumschläge mit 
eingerechnet werden. < 

- verkaufen oder verschenken? 

Ob die Zeitung kostenlos abgegeben, g e  
gen einen geringfügigen, kostendeckenden 
Preis oder einen bereits mit Aufschlag verse- 
henen Betrag verteilt wird, muß im Vorfeld 
der ersten Ausgabe diskutiert werden. Ver- 
schenken würde bedeuten, daß mensch 
zwar mehr Zeitungen losbekommt, aber die 
Kosten anderweitig gedeckt werden müs- 
sen. Es bleibt die kage,  ob die Zeitung ge- 
schenkt überhaupt gelesen wird oder gleich 
zum Aitpapier wandert. Bei Aktionszeitun- 
gen bietet es sich auf jeden Faii an, sie ko- 

12.16 stenlos zu verteilen. Es sollen ja schließlich - möglichst viele Leute erreicht werden. Der 
Preis der Zeitschrift kann aber auch bewuDt 
eingesetzt werden: nur, wer wirklich Interes- 
se hat, investiert auch die eine Mark oder 50 
Pfennig. Dadurch wird vermieden, unkontrol- 
liert Aitpapier zu produzieren. Der Vertrieb 
bedeutet viel Arbeit und muß gut organi- 
siert werden, am besten in einer Art Kartei. 

Vertriebsmöglichkeiten b 
F Wichtig für den Vertrieb der Zeitung ist, 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen. Im fol- 
genden sind bewährte Vertriebsmethoden 
aufgeführt. Der Phantasie sind keine Gren- 
zen gesetzt. Vor Ort bieten sich sicherlich 
noch einige Vertriebmöglichkeiten mehr an: 

- AbonnmtInnen 
- Auslageperkauf in Schulen, z.B. in der Bi- 

biiothek, dem Schuikiosk oder Pausenhal- 
le (Schdeitung vorher fragen!) 

- Idormationsstände in der Innenstadt (am 
besten am verkaufsoffenen Samstag, auf 
öffentlichen Plätzen und Wegen ist eine 
Genehmigung erforderlich, die es beim 
Ordnungsamt der Stadt- bzw. Gemeinde 
verwaltung gibt). 

- Informationsstände arn Rand von Vor- 
trags- oder Diskussionsveranstaltungen, 
die zum Thema/zur Zielgruppe passen. Es 
ist wichtig, sich möglichst langfristig vor 
der Veranstaltung bei den Organisatoren 
zu erkundigen. ob die ~iilnahme mit ei- 
nem solchen Infostand möglich ist. d 

- Der Verkauf in Läden, die sowieso Zeitun- 
gen verkaufen, ist natürlich auch möglich. 
Davon gibt's jede Menge, zum Beispiel Ta- 
baldädchen oder "Tante-Emma-Läden1'. 
Hier kann einfach mal angefragt werden, 
mit einem Stapel von 20 bis 30 Zeitungen 
unterm Arm, ob die Geschäfte beim Ver- 
kauf der "ehrenamtlich" entstandenen Zei- 
tung behilflich sein wollen. in der Regel 
klappt es als "Kommissionsware", d.h. dai3 
die nicht verkauften Zeitungen zurückge 
geben werden. 

- Je nach Zielgruppe bietet sich der Verkauf 
über "SzeneLäden und -Kneipen1', also 
zum Beispiel in Plattengeschäften, Biolä- 
den, Fahrradgeschäften, Aiternativen Trö- 
deiiädchen etc. besonders an. 3 

- Bei besonderen Gelegenheiten, wie Groß 
veranstaltungen, ist die Verteilung über 
Messe oder Ausstellerstände erfolgsver- 
sprechend - am besten kostenlos. 

- Ehe weitere Idee ist die Verteilung über 
Arztpraxen, Friseure etc. Diese sind mei- 
stens "Lesezirkeln" angeschlossen, die in 
einem gewissen Rhythmus die Zeitschrif- 
ten austauschen. Normalerweise landen 
die Zeitungen danach irn Aitpapier, 
mensch kann aber bitten, die alten Exem- 
plare zurückzubekommen. Der Vertrieb 
über Lesezirkel kostet ein paar Mark, viel- 
leicht läßt sich aber mit dem Lesezirkel re- 
den, für eine ehrenamtlich erschienene 
Zeitung einen Sonderpreis zu machen. 



Tips zum Selberverteilen b 
Um einen Gesamtüberblick zu haben, soll- . 

te die Redaktion gut zugänglich eine Kartei 
stehen haben, wo jeder einträgt, welcher La- 
den, welche Schule etc. wie viele Zeitungen 
in Kommission bekommen hat, zu welcher 
prozentualen Beteiligung, und sonstige rele- 
vante Informationen. Darüber hinaus sollte j e  
de/r "RegionalverteilerIn" für die eigene 
Übersicht eine Liste führen. Bevor man los- 
geht, ist es ratsam. sich einen Lieferschein- 
block zu besorgen (im Bürobedarfsgeschäft) 
und einen Quittungsblock für die Abrechnun- 
gen Letzterer ist wahrscheinlich erst bei der 

L zweiten Ausgabe notwendig, wenn die alten 
Zeitungen geholt bzw. die verkauften bezahlt 
und die neuen geliefert werden. 

Beim Gespräch mit den LadeninhaberIn- 
nen ist es wichtig, zu betonen, dai3 es sich um 
eine rein ehrenamtlich erstellte Zeitung han- 
delt, und die Redaktion keinen kommerziel- 
len Hintergedanken hat, sondern kostendek- 
kend arbeitet, bzw., wenn dies der Fall ist, ei- 
nem gemeinnützigem Zweck dient. Auch 
"technische" Daten wie Erscheinungsweise 
und Auflage sollten erwähnt werden. Über 
die Zielgruppe und die anderen Verkaufsstel- 
len (zum Beispiel "alle Schulen des Landkrei- 
ses" 0.ä.) kann mensch auch ein paar Sätze 
verlieren. Beim Verteilen bei Veranstaltun- 
gen, in der Schule, in der Innenstadt etc. ist 

L 
es wichtig, auf die Leute zuzugehen und sie 
anzusprechen, ob sie schon die Zeitung ken- 
nen bzw. die neueste Ausgabe haben. Auch 
mit dem Inhalt lä5t sich werben: "Aktuell 
zum Thema Umgehungsstraße in Altendorf" 
oder mensch betont den niedrigen Preis. 

Presse freiwillig gegeben, und seriöse Zei- 
tungsmacherlnnen werden sich auch daran 
halten. Der Pressekodex wendet sich vor al- 
lem gegen Schlamperei bei der Wahrheitsfin- 
dung und Mißachtung von Privatleben und 
Intimsphäre von Menschen oder deren reli- 
giöser und sittlicher Anschauung. 

Abgelehnt werden auch sensationslüster- 
ne Darstellungen vron Gewalt oder hedizini- 
schen Themen. Aut3adem verpflichtet der 
Pressekodex dazu, das Berufsgeheimnis zu 
wahren, sich nicht durch Bestechungsversu- 
che beeinflussen zu lassen und bei der Nach- 
richtenbeschaffung keine unlauteren Methe 
den anzuwenden. 

Landespressegesetze 
b 

In jedem Bundesland gibt es ein eigenes 
Presserecht, das die Belange der Presse re- 
gelt. Einige Punkte sind in jedem der Landes- 
gesetze zu finden: 

1. FreibM der Presse: 
Presse, Rundfunk und Film sind frei. Das 
heiat, daß sie nicht in eine Gleichschaltungs- 
organisation gezwängt oder durch Sonder- 
maßnahmen eingeschränkt werden dürfen. 
Dieser Paragraph SOU vor allem die Zustände 
im Dritten Reich unwiederholbar machen 

2.z-t: 
Jede und jeder kann seine Meinung in Wort, 
Schrift und Bild äußern und auch ohne Ge- 
nehmigung jederzeit eine Zeitung machen. 

Beck 'sche 
Textausgaben: 
Presserecht 
(C.H. Beck-Verlag in 
München) 

Klaus Mathy: 
Das Recht der Presse. 
Ein Leitfaden für die 
Redaktionsarbeit. 
(1977, M. Institutsver- 
lag in Köln) 

Walter Seitz u.a.: 
Der Gegendarstel- 
lungsanspmch in 
Press, Film. Funk und 
Fernsehen (C.H. Beck 
Verlag in Miinchen) 

Jörg Soehring: 
Das Rech der journa- 
listischen Praxis. R e  
cherche - Darstel- 
lung - Haftung 
(1990. Schmer Ver- 
lag. Shittgart) 

rresserecnr 

Eine Zeitungsredaktion sollte sich (wenig- 
stens ein bißchen) auch mit presserechtli- 
chen Dingen auskennen für den Fall, daß es 
zu Schwierigkeiten kommt. Denn mit dem 
Recht auf freie Meinungsäußerung sind auch 
ein paar Pflichten verbunden. Zunächst sei 
aber der Pressekodex des Deutschen Presse 
rates erwähnt. Dieses "Gesetz" hat sich die 

3. &h&&he Ilabgaee: 
Die Verbreitung von Informationen, Argu- 
menten usw. trägt wesentlich zur Meinungs- 
bildung bei. So übernimmt die Presse eine öf- 
fentliche Aufgabe und wird manchmal sogar 
als "vierte Macht im Staat" bezeichnet. 

4. -t: 
Dieser M t  kam Türen öffnen; Behörden 
sind nämlich verpflichtet, Pressevertreterh- 
nen Informationen weiterzugeben, es sei 
denn, sie faiien unter den Datenschutz oder 
der Aufwand steht "in keinem angemessen- 
em Verhältnis" zur Wichtigkeit der Infos. 



M. Löffler/R Rickert: 
Handbuch des Prei 
serechts (1986, C.H. 
Beck Verlag, 538 S.) 
Das Handbuch geht 
über das Presserecht 
im engeren Sinne, al- 
so zum Beispiel das 

'Recht der Gegendar- 
stellung hinaus und 
erläutert an der Ra- 

xis orientierte, die 
Verfassungsrecht 
oder Verlagsrecht 

betreffen Den Auto 
ren ist es gelungen, 
das weitverneigte 
Gebiet des Press 

rechts übersichtlich 
zu gliedern und auch 
für Nicht-Rechtswis- 

senschafüer ver- 
ständlich zu machen. 

Eine lohnenswerte 
Anschaffung fW d e ,  
die Zeitung machen, 
joumaiistisch arbei- 
ten und somit auch 
mit rechtlichen Fra 

gen konfrontiert wer- 
den. 

5. Ve-: belangt, mit Geldstrafen oder einer Haftstra- 
Einje MitarbeiterIn der Redaktion zeichnet fe bis zu einem Jahr. Straftaten und Ord- 
als V.i.S.d.P. (Verantwortlich im Sinne des nungswidrigkeiten gelten aber schon ein 
Presserechts). Diese Person soll über 21 Jah- haibes Jahr nach Erscheinen der Zeitung als 
re alt sein und ihren OlFohnsitz im Geltungs- verjährt. 
bereich des Gesetzes haben (also nicht irn 
Ausland wohnen). 

6. Impre- irad 
Desweiteren regeln die Landespressegeset- 
ze, was im Impressum zu stehen hat. Das 

,"'":echtlich verfolgt werden 
kann. regelt das Strafgesetzbuch; das sind 

sind insbesondere die Amcm der Drucke- 2.B. Vergehen wie 'Gefährdung der demokra- 
rei, die Anschrift ctes Verlegers, die des tischen Grundordnung', 'Aufforderung und 
V.i.S.d.P. und der/die Verantwortliche für Anleitung zu Straftaten', 'Beschimpfung von 
den Anzeigenteil. Anzeigen müssen als sol- Bekenntnissen, Religionsgemeinschaften 
che gekennzeichnet und somit vom redaktie und Weltanschauungsvereinigungen', 'Ver- J 

neilen Teil getrennt werden. breitung pornographischer Schriften'. Nicht 
zuietzt wird auch die Ehre jedes einzelnen 

2. GegendarsOellungem geschützt. 
Natürliche und juristische Personen (2.B. 
Vereine) haben ein Recht auf Gegendarstel- 
lung. Sie wird von der betroffenen Person 
selbst geschrieben und muß in gleicher 
Größe, Aufmachung und an der gleichen 
Steile wie der betreffende Artikel abge- 

6y:Iert basiert auf den Bestimmun- 
gen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 

druckt werden. Sie muD innerhalb von drei und ermöglicht Personen, die sich durch ei- 
Monaten nach dem anstößigen Artikel bei ne Beleidigung verletzt sehen, Klagen auf 
der Redaktion eingehen und dann bei Tages- 'Unterlassung' (eine Behauptung darf nicht 
zeitungen innerhalb einer Woche, bei We wiederholt werden, der Kläger muß bewei- 
chenzeitungen innerhalb der nächsten zwei sen, daß sie falsch war), auf 'Widerruf' (die - Wochen abgedruckt werden. Wenn eine Zei- Redaktion muß ihre Behauptung zurückneh- 

11-18 tung seltener erscheint, sollte der Abdruck men) und auf 'Schadensersatz', wenn eine 
in der nächsten Ausgabe erfolgen (siehe Firma materiellen Schaden genommen hat 3 
auch Kapitel 11, "Pressearbeit'). oder eine Privatperson in ihrem öffentlichen 

Ansehen herabgesetzt wurde. (siehe auch 
8. A n b ~ g s p ~ ~ :  Kapitel 1, "Organisation"). 

Aile Zeitungen unterliegen der sogenannten 
Anbietungspflicht, zwei Exemplare müssen 
an die Deutsche Bibliothek. bzw. an die je- 
weilige Landesbibliothek geschickt werden. 
Vor Gericht können Jouds t Innen  die Aus- 
sage verweigern, um InformantInnen und In- 
formationsquellen zu schützen. 

9. Beschlagmahmua~ 
Enthält eine Zeitung Strafbares, kann sie be- 
schlagnahmt werden, die Anordnung muß 
durch einen Richter erteilt werden. Wird der 
Inhalt einer Zeitung strafrechtlich verfolgt, 
wird der/die verantwortliche Redakteurin 
bzw. der Verlag oder der/die HerausgeberIn 

Angela Hübsch 
& Timo Schadt 
C/O Projektmanagement Ökologie 
Hmsfelder Str. 3,36272 Niederaula 
Tel. 06625/919295, Fax 919296 
eMail: pr-oeko@juis.insider.org 
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- Qu"t"" hyouf & Druck 

Öf ter  mal Vruck machen 
Gestaltungsf ragen sind of t  Alltag: Broschüren, Flugblätter, Plakate, Ausstellungen 
und vieles mehr entstehen immer wieder im Rahmen der Umweltarbeit. Was in der 
Wirtschaft als selbstverständlich gilt, haben viele NaturschützerInnen noch nicht 
begriffen: Fast alle Menschen lassen sich vom ersten Eindruck verleiten. Was 
schlecht aufgemacht ist, wird nicht gelesen. Es ist wichtig, wie Schriften und 
Aufrufe gestaltet sind. Etliche Layoutgrundregeln sind zu beachten - auch wenn 
Gestaltung in vielen Punkten Geschmackssache ist. Oftmals ist  es gut, ein wenig 
über den "Geschmack" der Menschen, die etwas lesen sollen, nachzudenken! 

E t w a s  fur  
Ext )~_~t i~ i~mgrrn? 

Layout muß nicht professionell s e i .  Ein 
Computer mit tollem Grafikprogramm ist 
nicht zwingend notwendig. Es kann prak- 
tisch sein, mit einem solchen zu arbeiten, v i e  
le LayouterInnen lassen sich aber auch 
durch die vielen Möglichkeiten zu chaoti- 
schen Gestaltungen, z.B. mit zu vielen Schrif- 
tentypen, verleiten. Das befriedigt höchstens 
den/die Gestalterin selbst (jetzt weiD jedejr, 
daß er/sie einen tollen Computer hat ..J, 

Michael Meissner: 
Zeitungsgestaltung 
(1992. List Verlaa 
262 s.) 

aber nicht all zu kraß vom Gewohnten abwei- zum Herstellen ei- 

chen. Auch mit geringen Hilfsmitteln lassen ner Zeitung gehört 
nicht nur das Re 

sich schon hervorragende Effekte und G e  
staltungen erzeugen. Selbst schöne Hand- 

cherchieren und Ar- 
tikel schreiben, eon- 
dem auch das 

schriften - mit passablen Zeichnungen g e  
schmückt - können Inhalte den LeserInnen 
näherbringen. 

Layout heißt übersetzt "auslegen", also se  
viel wie "Gestaltung". Vom Layout einer Publi- 
kation ist ihre Wirkung abhängig. Im Vorfeld 

doch die Leute, welche das Infoblatt, den der Gestaltung muß überlegt werden, wel- 
Rundbrief oder auch das Briefpapier einer cher Anspruch an das Laput besteht - "hoch- 
Umweltgruppe, die so verfährt, in die Hände gestylt" für die professionelle Wirkung nach 

L bekommt, merkt den Unterschied zu gewohn- aui3en oder reicht ein einfaches Layout, bei 
ten professionellen dem alles quer durcheinander ohne groi3e 
Produkten sofort. Mühe zusammengeschnippelt ist. Die Ziel- 
Dieser kann auch gruppe erwartet nicht 
gewollt sein, sollte 100 %ig gelungene 

Layout, das der Zei- 
tung ihr Erschei- 
nungsbild vermit- 
telt. Das Buch er- 
Härt sehr anschau- 
lich und übersicht- 
lich Dnick- und Satz- 
techniken, Scluiften, 
Seitengestaltung, 
Verwendung von F& 
tos und anderen Ge 
staltungselementen. 
Das Lexikon der 
Fachbegrifie ist 
sehr hilfreich auf 
dem Weg zum Profi- 
Layout. 



Nabo G a s /  
Gabi Gass: 

W u  machen Druck 
(1988, Steidl Verlag in 

Göttingen, 159 C.) 
Tips für Flugblätter, 
Plakate. Auf kleber 

USW. 

Layout. Was im Vordergrund steht, sind die 
Inhalte. Bei Materialien, die sich gegenüber 
"Mitbewerberinnm" behaupten müssen, 
spielt es dagegen eine zentralere Rolle. 

Im Computerzeitalter kommt fast überall 
Layout-Hard- und Software zum Einsatz. Da- 
bei geht in der Regel der individuelle Touch 
verloren, ein Material sieht wie die andere 
aus. Computerlayout ist ästhetisch, aber kühl 
und langweilig. Beim "Kiebeumbmch" ent- 
steht dagegen ein stets abwechslungsrei- 
ches und dadurch oftmals auch attraktiveres 
Layout, es kommen Gefllhle riiber. 

Oer erste Eindruck zählt b 
Wili eine Umweltgruppe auf ihr Rodukt, 

eine Zeitschrift oder Broschüre, aufmerksam 
machen, mu5 der Titel auffäüig gestaltet 
sein. Auch bei Plakaten muD es einen Blick- 
fang geben, ein Bild oder auch einen Schrift- 
zug. Es gilt mit möglichst wenigen Worten 
möglichst viele Mos zu transportieren. Um 
sich aus der Flut von Plakaten abzuheben, 
sollte von üblichen Normen abgewichen wer- 
den, sei es durch Form, Farbe oder Aufma- 
chung. Zu viele und zu Meine Schriftzeichen 
schrecken vom ~ e s e n  ab, daher sollte insbe 
sondere bei der Gestaltung von Plakaten mit 
"knackigen" Slogans gearbeitet werden. Dies 
gilt auch für die Titelgestaltung von Zeit- 
schriften, Flugblättern und Broschüren 

Bei der Vielzahl an existenten Papieren 
sind insbesondere anprechende Titelbilder 
und Titelthemen nötig, die Interesse wecken. 
Was inhaltlich im Vordergrund steht, muD 
bei der Titelgestaltung deutlich werden. 
Auch kann sich eine auf Umweltschutzpa- 
pier vielleicht dann doch nicht ganz so auf- 
wendig gestaltete Publikation von den Hoch- 
glanzpapieren anderer angenehm abheben. 

Wesentlich ist der Kopf. Auf seipe Größe, 
Placierung und Schriftart kommt es beson- 
ders an. Hier gilt es eine "knackige" aussage 
kräftige Formulierung zu placieren. Auch ein 
Logo, ein auf aiien Publikationen immer wie- 
derkehrendes Signet, kann den Kopf berei- 
chern. Leserinnen müssen über die Titelge 
staltung geworben werden und vom Inhalt 
und Gesarntlayout gefesselt sein Um einen 

Blick für das Titel-Layout zu bekommen, hat 
es sich bewährt, sich einen Stapel Zeitungen 
und Zeit~chriften vorzunehmen und, ohne 
auf die Inhalte zu achten, zu schauen: Was 
spricht mich an? Was gefällt mir nicht? Was 
hätte besser gemacht werden können? Eine 
Kleine Übung ist auch, aus den Zeitschriften 
das persönliche "Wunschlayout" zusammen- 
zusuchen, auszuschneiden und auf eine Sei- 
te zu Heben. Daraus ergeben sich Anregun- 
gen für das eigene Layout. 

Feiten-Gestaltung 

Wenn Leserinnen eine mehrseitige F'ubli- J 
kation aufschlagen, schauen sie, so wurde 
ermittelt, in der Regel als erstes nach oben 
links. Der Blick geht über die Seite in einer 
umgekehrten S-Kurve. Blickfänge sind F e  
tos, sie werden in der Regel als erstes b e  
trachtet. Bei jedem .einzelnen Artikel mu5 
darauf geachtet werden, da5 das Auge g e  
führt werden mu5. Große Sprünge müssen 
vermieden werden, der Text muß also z.B. di- 
rekt unter der Überschrift stehen und nicht 
daneben. ' ~ a s  Auge wandert in der Regel 
vom groDen Schriftgrad zum nächst kleine 
ren Deshalb verschwinden auch Vorzeilen 
(kleine Überschriften über der eigentlichen 
Hauptzeile, meist unterstrichen und links- 
bündig) in der professionellen Zeitungsar- 
beit immer mehr, weil sie schlichtweg über- J 
lesen werden 

Für die ganze Seite gilt: erst das Schwere, 
dann das Leichte. Schwer wirkende Layout- 
elemente soliten also über die leichten oder 
links neben die leichten gesetzt werden. 
Auch Unterbrechungen des Leseflusses sind 
möglichst zu vermeiden, also auch falsch 
placierte Fotos oder Erläuterungskästen mit- 
ten im Text. Ein Rückwärtssprung sollte 
ebenfalls vermieden werden, der wird zum 
Beispiel nötig, wenn über der eigentlichen 
Überschrift ein Foto zum Text auftaucht, das 
Auge aber schon zum Anfang des Textes g e  
leitet wurde, nun Beispiel durch einen 
gröi3eren Anfangsbuchstaben (Initiale) am 
Anfang des Vorspanns bzw. Einleitungstex- 
tes. Ganz aiigemein gilt: 'Was sich gut aus- 
schneiden lMt, ist auch gut layoutet." 



-A ktiovrs 

&"e;,'"- Layout 8 Druck 
- 

,Der Satzspiegel in der geplanten Formatgröue einmalig der 
Satzspiegel festgelegt werden. Arbeitet die 

Von unten oder und oben sollte die Seite Redaktion mit Montagebögen der Druckerei, 
durch eine Fu& bzw. Kopfzeile begrenzt sein, ist es arn einfachsten, denn hier 1äDt sich ein- 
hier finden sich dann die Seitenzahl, auch fach sagen, wieviele Spalten die Zeitschrift 
kann sich hier der Titel der Broschüre oder haben soii, und die Druckerei händigt die da- 
Zeitung wiederholen. Je nach Format emp  zu passenden Bögen mit vorgefertigten Hilfs- 
fiehit es sich, mehrspaltig zu layouten. Würde linien aus. Wenn keine Montagebögen ver- 
z.B. eine im Berliner Format erstellte Zeitung wendet werden können, muß der Satzspiegel 
ein- oder zweispaltig aufgebaut sein, wäre selbst entwickelt werden. 
der Effekt beim Lesen der, d d  die Augen Von der Druckerei kann die Redaktion er- 
sich ständig in der Zeile "verlaufen" würden. fahren, welche Randbreite freigehalten wer- 
Das Auge würde ermüden, der/die LeserIn den muß, dann kann der zur Verfügung s te  
hat am Ende der Zeile vergessen, was an ih- hende Raum ideal verplant werden. Denn ein 
rem Anfang stand. Normalerweise pausiert Fehler, der häufig Layout-Anfängern unter- 
das Auge immer wieder eine Viertelsekunde 

L 
läuft, ist, zu wenig Rand zu lassen. Es rnuß be- 

lang, um das Gelesene aufzunehmen. Ist die achtet werden, da3 die Kante gegebenenfalls 
Zeile zu kurz, stoppt das Auge öfter. Zu lange geschnitten wird und die Zeitschrift eventuell 
und zu kurze Spalten verlangsamen also das in der Mitte geheftet wird und dafür auch 
Lesetempo. Die Zeilen soiiten zwischen 11 Platz einzuräumen ist. Bei Büchern und 
und 15 Cicero breit sein, das hat sich in zahl- Broschüren muß für Falz und Bindung noch 
reichen Untersuchungen als optimal erwie- mehr Platz gelassen werden. 
Sen. Cicero ist eine typographische MaDein- Wesentlich ist, daß der sogenannte Zwi- 
heit, ein Cicero beträgt 4,5 Millimeter. schenschlag, das ist der unbedruckte Raum 

Das Layout soiite beim Lesen behilflich zwischen zwei Spalten, ausreichend berück- 
sein und es nicht erschweren. Berliner For- sichtigt wird. Fäilt dieser zu eng aus, setzt 
mat wird daher in der Regel mindestens 5 bis dies die Lesefreundlichkeit immens herab. 
maximal 1 Spalten aufweisen, halbes Berliner Wer mit dem Computer arbeitet, kann die 
Format und DIN A4 hat in der Regel 2 bis 4 ganzen Seiten am Bildschirm gestalten. Sie 
Spalten, erst beim A5 Format kann evtl. auf entsprechen aber dann immer nur dem 
Spaltensatz verzichtet werden, attraktiver ist Layout-Empfinden des einen Menschen, der 
dieser aber ailemal (siehe auch Seite 12.4). vor dem Computer sitzt und ihn bedienen 

Zum Spaltensatz muß anhand eines Monta- kann. Mehr Freiheit 1 s t  das Layout, wenn es 
gebogens, welcher in der Druckerei erhält- von Hand geklebt wird. ~ & e i  können 

bzw. eines ganz nor- ' durchaus die einzelnen Artikel mit dem Com- 
puter (oder mit der 



Aktions - 

&UZE: 
schine) geschrieben sein - beim Aufideben 
hat die Redaktion aber mehr Variationsmög- 
lichkeiten, wenn es z.B. um das FuUen von 
Zwischenräumen mit Zeichnungen oder D e  
korationselementen geht. Hier kann einfach 
mal zum schwarzen Stift gegriffen und etwas 
eingezeichnet werden. 

Praktische f l ~ !  

,La y out-Vorplanung 

Bevor aber wild auf Schreibmaschine 
oder Computer eingehackt oder mit Schablo- 
nen und Stiften h q g e w i r b e l t  wird, sollte 
im Kopf und vor Wem auf einem Blatt Papier 
für alle RedaktionsmitarbeiterInnen sichtbar 
und nachvollziehbar eine konkrete Layout- 
Idee entstehen. 

Die Redaktion sollte sich zusammensetzen 
und die Publikation Seite für Seite entwerfen, 
indem Bereiche für Text. Fotos, Zeichnungen, 
Überschriften usw. gekennzeichnet werden. 
Dabei muß die Textlhge ungerahr abge  
schätzt werden, kleinere Abweichungen spä- 
ter sind natürlich machbar. , 

Wird ein Text zu lang oder zu kurz, kann 
er mit dem Kopiergerät noch verkleinert 
oder vergrößert werden. Texte sollten aller- 
dings nicht in unterschiedliche Schriftgrös- 
sen versetzt werden Wenn. dann müssen al- 
le verkleinert bzw. vergrößert werden, damit 
ein einheitliches Bild erhalten bleibt. Wichtig 
ist, vor allem bei Formaten, die kleiner sind 
als Zeitungsformat. bei der Layoutvorpla- 
nung immer die beiden nach dem Druck g e  
genüberliegenden Seiten gemeinsam zu b e  
trachten, um nicht zum Beispiel zwei Fotos 
oder zwei schwarze Fläche direkt nebenein- 
ander zu kleben. Das ykkt erschlagend, 
stört den Betraohtungsablauf und 1äDt die 
Doppelseite nach innen "kippenn. 

Gegebenenfalls kann es sinnvoll sein, - 
größer zu layouten als die Vorlagen später 
gedruckt werden. Das heißt also zum Bei- 
spiel, daf) eine Broschüre auf A4Vorlagen 
vorbereitet wird, zum Drucken aber auf A5 
verkleinert wird. Das hat den Vorteil, daß so 
manche Ungenauigkeiten verschwinden. 

Nicht d e t z t  sollte bei der Planung des 
Layouts die Zielgruppe bedacht werden. So 
sind bei Kindern klare Zeichnungen, große 
Schriften und großzügige Flächenaufteilung 
Wichtig, anders ist das bei Jugendlichen, 
noch anders bei Erwachsenen der Fall. Auch 
das Thema kann Einfluß auf die Gestaltung 
haben, ein Aktionsaufruf sieht anders aus als 
eine Seite mit Fachinformationen. Soll ein 
Meiner Text auffallen, mu8 er sich abheben. 
Dafür gibt es viele Mittel, 2.B. Rahmen, Ra- 
sterunterlegungen usw. 

,Layout-Drehbuch 

Hilfreich ist auch, sich ein sogenanntes 
Drehbuch annilegen. Hierfür werden Zettel 
so zusammengeheftet, wie die Zeitung oder 
Broschüre einmal werden soll (auch in klei- 
nerem Format als das Original). Zu beachten 
gilt, dai3 die Seitenanzahi nur in Vierer- 
Sprüngen erhöht werden kann, weil immer 
zwei Seiten hin- und rückseitig auf einem Bo- 
gen gedruckt werden (Bogen-Offset). Ach- 
ter- oder Sechzehner-Sprünge sind bei man- 
chen Formaten auch sinnvoll, weil dann w e  
niger Papier verschnitten wird. Dies sollte 
bei der Druckerei erfragt werden. 

In dem vorbereiteten Drehbuch kann 
dann vermerkt werden, welcher Text auf 
welche Seite kommen soll oder welche Ru- 
brik eingeplant ist. Anhand dieses Dreh- 
buchs ist dann auch erkennbar, welche Sei- 
ten sich beim Druck gegenüberliegen wer- 
den. Hat Wie Zeitung zum Beispiel 24 Seiten, 
liegen sich die Seiten 1 und 24, Seite 2 und 
23, 3 und 22 usw. gegenüber. Die Seite mit 
der ungeraden Zahl muß dabei immer auf 
der rechten Seite des Bogens sein. 

kMont Wer keine ag =M Montagebögen mit Millime 

tereinteilung von der Druckerei verwendet, 
kann sich solche auch selber herstellen, in- 
dem der Satzspiegel mit den eingeteilten 
Spalten und dem gekennzeichneten Rand 
schwarz auf die Rückseite der zu bekleben- 
den Papiere kopiert wird, so daß sie durch- 
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leuchtet. Wer einen Leuchttisch zur Verfü- 
gung hat, kann eine Folie mit der (Millime 
ter-) Einteilung auf die Glasscheibe kleben. 
Für regelmäßig erscheinende Zeitungen loht 
es sich auf jeden Fall, einen Leuchttisch zu 
besorgen oder selber zu bauen. 

Nötig sind für einen Leuchttisch Marke Ei- 
genbau eine Milchglasscheibe, m e i  Neon- 
röhren und ein entsprechendes Gehäuse 
(zum Beispiel aus Holz). Das ä d e r e  Gehäuse 
eines alten Fernsehapparates tut es aber 
auch. Die Verwendung von zwei Neonröhren 
verhindert Schattenbildung. Wer nur einmal 
eine Broschüre macht, kann den Satzspiegel 
auch auf jeder einzelnen Klebevorlage (zum 
Beispiel weiDe Pappe) markieren. Wird ein 
hellblauer oder gelber Buntstift verwendet, 
muß hinterher nicht radiert werden - diese Li- 
nien sind nach dem Druck nicht sichtbar. 
Hellblaue oder gelbe Textmarker können 
zum Beispiel auch für die Markierung von Ar- 
tikeln (Platzhalter) verwendet werden. 

Grundsätzlich ist bei der Erstellung von 
Druckvorlagen wichtig, daß Aufträge, die die 
Druckerei erledigen soll, also zum Beispiel 
Fotos rastern und einpassen, genauesten b e  
schrieben werden, ggf. in einem detailliertem 
Begleitschreiben. Wichtig ist auch, Fotos auf 
der Rückseite mit dem Titel der Zeitung. der 
gewünschten Größe und der Seitenzahl, auf 
welche das Foto soll, zu beschriften. Auch 
Vorlagen für den Mehrfarbdruck sollten auf 
der Rückseite (mit Bleistift) oder am Rand 

L des Montagebogens beschriftet werden. 

)Stift & Schablone . U. . 

Zeichnungen und Rahmen sollten immer 
mit schwarzer Tusche, nie mit farbigen Stif- 
ten oder gar mit Bleistift, angefertigt werden, 
da sie ansonsten nur schwer zu scannen oder 
zu kopieren sind. Aber Vorsicht, Tusche kann 
verschmieren, wenn sie unter das Lineal 
läuft. Wer mutig ist, läßt das Lineal einfach 
weg, das kann auch reizvoll für das Layout 
sein. Hierbei m d  aber aufgepaßt werden, 
da5 Linealstriche und freihändig Gezeichne- 
tes nicht zu nah beieinander sind. Am besten 
ist ein sauberer Faserschreiber in schwarzer 
oder roter Farbe. Faserliner sind auch nun 
Layouten geeignet. Bei diesen kommt es aber 

auf den Untergrund an: auf glattem Papier ist 
sauberes Arbeiten möglich, auf rauhem Pa- 
pier verläuft die Faserlinie, was durchaus ge- 
wollte Effekte ergeben kann. Nachfüiibare 
Tuschestifte sind natürlich umweltfreundli- 
cher und auf Dauer auch ökonomischer als 
Filzstifte, die nach ihrem Gebrauch als gan- 
zes in den Müii geworfen werden. 

In d e n  Zeichengeschäften bzw. Büromate 
rialabteilungen großer Kaufmärkte finden 
sich sowohl Zeichenstifte (Tuschefiiller, aus 
Umweltgründen die nachfüiibaren nehmen!) 
in verschiedenen Stärken als auch Schrift- 
schablonen. Für das Layouten sind Normal- 
schrift-Schablonen überflüssig, denn laufen- 
der Text wird mit Schreibmaschine oder 
Computer erstellt. Interessant können aber 
Schriftschablonen mit Blockbuchstaben sein. 
Dabei gibt es verschiedene Schriftarten. 
Mensch wird sich für eine oder wenige ent- 
scheiden, da die Schablonen 2.T. recht teuer 
sind. Ein oder zwei Größen reichen auch, da 
mit einem Kopierer Vergrößerungen oder 
Verkleinerungen problemlos möglich sind. 

Wund regeln 

,Das Schriftbild 

Es sollte ein möglichst einheitliches 
Schriftbild erzeugt werden, 2.B. für die Text- 
blöcke eine Schriftfamiiie (Fettdruck dersel- 7 
ben Schrift gehört mit dazu), für die Über- 13-5 
Schriften eine weitere usw. Auch das übrige 
Layout sollte in sich geschlossen wirken, d.h. 
schräge Schriften nicht in verschiedenen 
Winkeln anbringen, gleiche Rasterstärken 
verwenden, Rahmen in gleicher Dicke ziehen 
usw. Auch Unter- oder Zwischenüberschriften 
können ein Stilmittel sein. Lange Texte kön- 
nen dadurch in lesefreundlichere Abschnitte 
unterteilt werden. Zum anderen kann dies ei- 
ne "Bleiwüste" verhindern bzw. auflockern. 

Schrif tenwahl 

P Layout soll die Augen führen und nicht ver- 

wirren. Gerade beim Computerlayout neigen 
LayouterInnen häufig dazu, zu zeigen, was im 



Computer steckt. Oftmals kommen dabei ex- 
trem verwirrende Produkte zustande. So soll- 
ten nie mehr als drei Schriftarten auf einer 
Seite Verwendung finden, ausgenommen 
sind Zeitungskopf und -M. Das ist eine der 
wichtigsten Regel bei der Schriftwahl. Auch 
wenn der LayoutComputer noch so viele 
schöne Schriften hat, muß mensch sich für 
ein paar entscheiden, die dann durchgängig 
verwendet werden. Die sogmannte Brot- 
schrift (die hauptsächJich in Artikeln ver- 
wendete Type; der Name kommt daher, dai3 
der Setzer mit ihr Qein Brot-verdient), die 
Schriften für Überschrift und Unterüber- 
schrift sollten durchgängig Verwendung fin- 
den. Vorsteilbar ist zusätzlich noch eine 

-Schrift für kurze Einleitungstexte, z.B. die 
Brotschrift im Fettdruck zu verwenden. Da- 
mit wird den LeserInnen signalisiert: Hier 
steht schon mal grob, was im Artikel vertieft 
wird. Wenn dieser Text siänn auch so verfai3t 
ist, dai3 er zum Weiterlesen anregt, ist das 
Optimum erreicht. 

Wer mit einer dektischen Schreibma- 
schine die Texte schreibt, hat meistens die 
Möglichkeit, das Typemad, den Kugelkopf 
oder bei elektronbchen auch die Schriftart 
zu wechseln. Wer nur eine Schreibmaschi- 
nenschriftart hat, kann die Überschriften per 
Hand gestalten oder mit Schablonen oder 
Rubbelbuchstaben arbeiten. Diese sind irn 
Bürofachhandel erhältlich. Aus Umweltge- 
sichtspunkten sind die Sduiftschablonen 
vorzuziehen, Rubbelbuchstaben sind Ein- 
wegprodukte, die nach dem Abrubbein Pla- 
stikrnüll liefern und in der Herstellung nicht 
unproblematisch sind. AuDerdem sind sie 
sehr teuer. Bei hohen A n s c ~ g s k o s t e n  
sind Zeichenstifte und Schablonen im Ver- 
brauch sehr billig. Es bedarf aber ein wenig 
Übung, mit denselben umgehen.  Neben 
Stiften und Schablonen ist eine Fiihrungs- 
schiene notwendig (Reißschiene, schweres 
Metallineal und ähnliches). Die Schablone 
kann ansonsten leicht verschoben werden. 
Hierbei rutschen die Buchstaben in eine an- 
dere Ebene, was 'oft, auch wenn es nur ein 
Millimeter sein mag, sofort ins Auge fällt. - 

Neben Buchstaben-Schablonen gibt es 
auch FormenSchablonen 2.B. für Kreise, 
Sterne, Vielecke usw., mit denen sich interes- 
sante Hervorhebungen machen lassen. 

Schrift-Effekte ) & Schriftfamilien 
r 

- Invers-Schrift: Blockbuchstaben mit dün- 
nen Stiften nur fein umranden und dann 
rundherum, 2.B. als Balken oder Kreis 
oder in einer schwarzen Fläche, die Zwi- 
schenräume ausfüllen. Eine andere Form 
wäre die Nutzung eines weindeckenden 
Stiftes. Damit lassen sich auch weiße 
Buchstaben z.B. in dunklen Flächen oder 
Fotos erzeugen. 

- "Pseudon-inverse Schrift: Blockbuchsta- 
ben normal zeichnen (umranden und aus- 
füllen), dann mit geringem Abstand Ka- 
sten drumherumziehen und das ganze J 
wieder zu einem Balken, Kreis und ähnli- 
chem schwärzen. 

- Sprühschrift: Schablone und Umfeld mit 
Papier abdecken bis auf den gewählten 
Buchstaben Dann mit Farbe sprühen (Fi- 
xativ-Sprühgerät, Zahnbürste und ähnli- 
chem). Das Verfahren ist sehr aufwendig, 
ist aber auch sehr auffäilig. 

- Schattenschrift: Neben den jeweils zur 
normal& Schriftlinie gehörenden Buch- 
staben werden nur einfach umrandete 
Buchstaben versetzt gezeichnet. Dazu 
wird die Schablone z.B. nach oben und 
rechts ein Stück verschoben. Auch urnge 
kehrt ist das möglich: Hauptbuchstabe 
nur als Umrandung, Schatten (soweit 
sichtbar) voil ausgemalt. 

Bei der Schriftenauswahl sollte auf eine 
gute Lesbarkeit der Schrift geachtet werden. 
Manche geschwungenen Schriften sind 
zwar sehr attraktiv, aber ermüden mit der 
Zeit beim Lesen die Augen. Die meisten Zei- 
tungen und Zeitschriften verwenden als Brot- 
schrift eine "serifenbetonte". Serifen sind 
Weine parallel zueinander und in der Lese- 
nchtung liegende Striche. 

Beispiel: T i e s  Roman ist eine serifenbe- 
tonte Schrift. 

Serifenbetonte Schriften führen das Auge 
und tragen ungemein zur Lesbarkeit bei. 
Gängige Brotschriftart ist "Times" und ihre 
zahllosen Abwandlungen. Sie ist für jede 
ComputerSaftware erhältlich. Überschriften 
und Unterüberschriften können dagegen je 
nach Geschmack geschwungener oder ganz 
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schlicht sein. Überschriften sollten beim ein- 
oder zweispaltigen Satz nie mehr als zwei 
Zeilen in Anspruch nehmen, bei gröi3eren Ar- 
tikeln bietet es sich an, die Überschrift genau 
der Breite des Artikels anzupassen. 

Beispiel SchrWamiiie: 
Times Roman, Times Bold, ~ m e s .  ~ o m a n  Italic, 

Time 50, Time 50 Italic, Time 100, nme 
100 Italic. 

Beispiel für Sonderformen: 
unterstrichen, cmdbhA, wbafiht, c o m p r e d  

Die Schriftgröße wird in "Punkt" gemessen, 
Tageszeitungen verwenden meistens Schrift- 
größen zwischen 8 und 10 Punkt für die Brot- 
schrift. 8 Punkt, 10 Punkt, 12 Punkt, 14 

L Punkt, 16 Punkt. 

bverwendung von Farbe 

Insbesondere bei der Titelgestaltung sollte 
geprüft werden, ob nicht ein mehrfarbiger 
Druck in Frage kommt. Schwarz auf weii3/ 
grau wirkt öde und unansehnlich, eine soge 
nannte 9chmuckfarben kann die Seite auf j e  
den Fall aufpeppen. Gegebenfalls ist sogar 
ein Vierfarbdruck möglich. Eine Publikation, 
die ein vierfarbiges Titeibild aufzuweisen 
hat, wirkt natürlich um einiges professionel- 
ler, hat aber in der Herstellung auch ihren 
Preis. Für jede verwendete (Grund-)Farbe 
muß eine eigene Druckvorlage erstellt wer- 
den. Von farbigen Fotos müssen Lithographi- 
en durch die Druckerei erstellt werden, was 
neben den Mehrkosten für Platten- und Farb 
wechsel in der Druckerei weitere Kosten er- 
zeugt. Auf der einen Seite ist Vierfarbdruck, 
ob für den Titel oder sogar die ganze Zeit- 
schrift, eine kalkulatorische Frage, auf der 
anderen Seite auch eine des Geschmackes. 
Aus einer aufwendigeren Produktion erhöht 
sich zwar auf jeden Fall der finanzielle Wert, 
ob aber auch die Zielgruppe darauf Wert 
legt, ist erst einmal zu überdenken 

Entscheidet sich die Redaktion für eine 
Schmuckfarbe (zusätzlich zur schwarzen Far- 
be), müssen demzufolge auch &i Druckvor- 
lagen erstellt werden, die übereinanderpas- 
Sen und jeweils nur die Teile beinhalten, die 
in schwarz bzw. in der Schmuckfarbe ge- 
druckt werden sollen. Am Leuchttisch ist es 
am einfachsten, die Seiten genau zu gestal- 

ten. Werden die Seiten ans Fenster geklebt, 
geht es aber auch. In diesem Faii solite aber 
die Druckerei gebeten werden, die Passge- 
nauigkeit der Vorlagen noch einmal zu über- 
prüfen. Ein wenig Vorsicht ist beim Einsatz 
einer zweiten Schmuck-Farbe geboten - 
nicht zu viele Elemente sollten farbig sein, 
sonst wirkt das Produkt zu wild. Wer nicht 
nur Baken oder Rasterflächen in der zweiten 
Farbe haben will, sollte den Mut haben, auch 
einmal Schrift farbig zu drucken. Das bietet 
sich vor allem für den Titel einer Zeitung 
oder Broschüre an. Eine weitere interessante 
Möglichkeit. Farbe einzusetzen, ist, schwarz 
ganz wegzuiassen und als Grundfarbe eine 
andere zu nehmen. Von den Kosten her be- 
deutet dies meist keinen Unterschied. 

,Foys 6 Zeichnungen 

Unter jedes Foto gehört eine Bildunter- 

Naturschutzjugend 
(Hrsg.): Umwelt- 
Schnippel-Bilder- 
buch (Verlag die 
Werkstatt in G6ttin- 
gen, 160 S.) 
Rund 1OOO Zeich- 
nungen, Karikatu- 
ren und Signets. die 
ohne Rücksicht aufs 
Copmht nim illu- 
strieren verwendet 
werden können 

Naturschutzjugend 
(Hrsg.): Politisches 
Schnippel-Bilder- 
buch (Verlag die 
Werkstatt in Göttin 
wen 192 S.) 

schrift, die das Foto und die darauf abgebil- Ergänninimum 
weltSchnippelbuch 

deten Personen, Gegenstände oder Situatie für aiie politisch 
nen erläutert. Eine schlechtere'variante ist, ir- aktimn Gruppen. 

gendwo im Text aui das Foto hinzweisen 
Wenn Personen abgebildet sind. sollten diese 
klar identifiziert werden können durch die 
Aufzählung der Namen Bei im Rahmen von 
Interviews abgedruckten Portraitaufnahrnen 
kann gegebenfalls auf eine Erläuterung ver- 
zichtet werden und ein Zitat deslder Inter- 
viewten als Bildunterschrift genommen wer- 
den. Es ist aus .dem Geaamtnisammenhang 
ersehbar, daß es sich um denldie InteMew- 

7 13.7 
partnerh oder die vorgestellte Person han- 



delt. Zuerst schauen die LeserInnen, wenn 
sie eine Seite aufschlagen, automatisch die 
Fotos, Zeichnungen, Bildanzeigen und Grafi- , 

ken auf einer ansonsten aus Text bestehen- 
den Seite an. Derfdie LeserIn guckt aus Neu- 
gierde. Über Fotos und Zeichnungen kann In- 
teresse für Artikel erzeugt werden Wichtig 
ist auch, lieber g r o k  Bilder und Ausschnitte 
zu verwenden als "Panoram@iidern, denn 
solche sind meistens nichtssagend und lang- 
weilig. Es ist sinnvollex, nur wenige Personen 
abzubilden als eine Gruppe, bei der Gesich- 
ter nicht erkennbar sind. Unnötige Graufel- 
der können ruhig weggeschnitten werden. 
Handelt es sich nicht gerade um eine Portrai- 
taufnahme, ist e& wichtig, daß der Mensch 
als ganzes zu 'sehen ist, also weder Kopf 
noch Füße abgeschnitten sind. 

,Fotobearbeitung 

Sinnvoll ist es, sich scharfe Layoutmesser, 
ein Metall-Lineal und eine unverletzliche 
Schneideunterlage anzuschaffen (eine dicke 
Pappe tut es auch). Werden Fotos mit der 
Schere beschnitten, k m  der Rand unter Um- 
ständen schief werden. 

Am sinnvollsten ist es, der Druckerei ei- 
nen Ausschnitt der Fotos mitzuteilen und d i e  
Sen bei der Rasterung machen zu lassen. 
Wer über einen Flaohbett- oder Diascanner 
verfügt, kann die F m  natürlich auch selbst 
einscannen und am Computer bearbeiten. 

Bilder sollten stets d e n  B m g  zu den auf 
derselben Seite b e W c h e n  T d e n  oder zu- 
mindest eine ausführliche Bildunterschrift 
haben. Durch letzteres bekommen sie den 
Charakter eines eigen&~eitrages. 

Wer Fotos verwendet, muß diqse rastern 
(in Punkte zerlegen) und belichten lassen. 
Das kostet in der Druckerei zwischen 10,- 
und 30,- DM pro Foto. Es gibt aber auch die 
Möglichkeit, woanders auf Papier rastern zu 
lassen und so nur einen Laser-Ausdnick b e  
zahlen zu müssen Für den Zeitungsdruck 
(Rotationskaltoffset) reicht oftmals ein 600- 
bzw. l2OOdpi Laser-Drucker als Ausgabe- 
gerät für Rasterfotos arls. Das Foto kann 
dann in die Druckvarleige einsJ&ebt wer- 
den. Solche Raster-Möglichkeiten gibt es in 
Universitäten oder ggf. in Computerläden. 

Anzeigen und deren Gestaltung 
b 

Werden in der Broschüre oder Zeitschrift 
Anzeigen veröffentlicht, so können diese 
ganz b e d t  als Layoutelemente Verwen- 
dung finden. Auch sie sollten nicht unbe- 
dingt in einen fließenden Text eingebunden 
werden und eher der Abtrennung zu einem 
anderen Abschnitt dienen. Um Anzeigenkun- 
den nicht &vergraulen, sollten die Anzeigen 
möglichst gut placiert werden. 

Einige Zeitschriften tendieren dazu, Anzei- 
gen nicht im redaktionellen, sondern in ei- 
nem eigenen Anzeigenteil unterzubringen. 
Aus Layoutgesichtspunkten können Anzei- 
gen durchaus lästig werden, insbesondere, 

J 
wenn sie von Grund auf häßlich sind und 
erst recht, wenn sie zu auffällig sind und vom 
eigentlichen Geschehen, den inhaltlichen 
Beiträgen ablenken. Dunkel gehaltene An- 
zeigen sind zudem optisch schwer und soll- 
ten nach Möglichkeit unten placiert sein. 

Die Redaktion kann ihren Anzeigenkun- 
den auch anbieten, die Anzeigen zu gestal- 
ten. Das ist bei kleineren Läden oft erforder- 
lich, weil sie keine vorbereiteten Vorlagen 
haben. Wichtig ist hier die genaue Abspra- 
che mit dem Kunden. Wenn genug Zeit ist, 
kann mit einem Korrekturabzug noch mal zu 
dem Geschäft hingegangen werden. Für die 
Anzeigengestaltung können entweder pau- 
schal oder prozentual Gestaltungszuschläge 
erhoben werden, diese können zusätzlich 
zum eigentlichen Anzeigenpreis noch eine 

3 
nette Einnahmequelle sein. 

Bei Anzeigengestaitung durch die Redak- 
tion können zusätzliche, noch nicht verwen- 
dete Schriften eingesetzt werden. Firmenlo- 
gos werden in der Regel unten placiert. Die 
Textrnenge sollte begrenzt sein, Freiflächen 
sollten bewußt in Kauf genommen und 
gezielt eingesetzt werden. Fotos und Zeich- 
nungen sollten möglichst dynamisch einge- 
bunden werden. 

Um die Anzeige als solche zu kennzeich- 
nen, empfiehlt sich, einen Rahmen darum zu 
ziehen und an die Oberkante (außerhalb der 
bezahlten Fläche) das Wort "Anzeige" zu 
schreiben. 

Auch auf Plakaten können Anzeigen veröf- 
fentlicht werden, üblich ist es, diese in ei- 
ner Art Fußzeile unten zu veröffentlichen. 
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Nachfolgend ist zusammenfassend aufgeli- 
stet, was zum Layouten alles gebraucht wer- 
den kann und auch imvorfeld besorgt sein 
sollte. Am meisten Streß verursachen näm- 
lich fehiende Materiaiien, insbesondere 
dann, wenn der Drucktermin kurz vor der Tür 
steht. Nötig sind: 

- schwarze Feinliner (fur feine Korrekturen 
und Linien) 

- dicke schwarze Filzstifte (zum Einschwär- 
zen voller Flächen) 

- ggf. Calligraphy-Stifte (zum Zeichnen und 
für Schriften) 

- Folienstift (um die Rückseite der Fotos mit 
Seitenangabe und Arbeitsanweisung für 
die Druckerei zu versehen) 

- Bleistift (um die Rückseiten von Druckvor- 
lagen mit Arbeitsanweisung für die Dnk- 
kerei zu versehen, zum Beispiel Angaben 
über Schrnuckfarben) 

- Schmierpapier (für das "Drehbuch", Noti- 
zen und Probeausdrucke) 

- holzfreies weiaes Papier oder Druckfolien 
(für den Ausdruck von Druckvorlagen) 

- Montagebögen aus der Druckerei (für Ro- 
tationshochdruck) oder weißer Karton auf 
die entsprechende Größe zugeschnitten 

- viel Klebstoff (am besten Klebestifte, mög- 
lichst ohne Lösungsmittel, für das Montie 
ren per Hand, insbesondere von Anzeigen 
und Fotos; 'Fixogum' ist ein Spezialkleber 
und läi3t sich leicht wieder lösen), nützlich 
ist auch durchsichtiger Klebefiirn. 

- Korrekturflüssigkeit (am besten Korrektur- 
Stifte, mit solchen ist präziseres Arbeiten 
möglick umweltfreundlicher sind Korrek- 
turflüssigkeiten auf Wasserbasis, es dau- 
ert nur länger, bis sie getrocknet sind) 

- scharfe Layoutmesser (zum exakten Aus-, 
schneiden) ..*d 

- unverletzliche Schneideunterlage (aus 
mehreren übereinander geklebten Spezial- 
kunststoffschichten, im Bürofachhandel zu 
kaufen oder einfach dicke Pappe, welche 
allerdings keine lange Lebensdauer hat) 

- gelber oder hellblauer Buntstift (für Hilfsli- 
nien, sieht man nach dem Druck nicht) 

- Lineale/großes Geodreieck (zum pass- 
genauen Einkleben und nachträglichen Li- 

nienziehen) 
- Metall-Lineal (geht beim Schneiden nicht 

kaputt) 
- ggf. Klebe und Rubbelbuchstaben oder 

Schriftschablonen (falls kein Computer 
zum Einsatz kommt) 

- Schnippelbücher mit Bildern, Zeichnun- 
gen, Karrikaturen (falls in der ~edaktion 
niemand zeichnen kann) 

- ggf. Computeranlage mit Layoutsoftware, 
gutem Tintenstrahl- oder Laserdrucker 

- ausreichend Disketten bzw. Wechselplat- 
ten fi; Sicherheitskapien 

- ausreichend Toner/Tinte für den Drucker 
- ausreichend Farb und Korrekturbänder 

für die Schreibmaschine 

Einsatz voui 
V 90wuipu"-- 
Wer einmal mit einem Computer Texte er- 

stellt oder weiterverarbeitet hat, wird einige 
Vorzüge gegenüber der Schreibmaschine 
und dem Gestalten von Hand kennengelernt 
haben. Der Computer bietet - je nach Aus- 
stattung und Programm - sehr vielfältige 
Möglichkeiten. 

Nachteile könnten sich beim Computerlay- 
outen dann ergeben, wenn Redaktionsmitar- 
beiterInnen sich mit Computern gar nicht 
auskennen. Aber dies durch Aufgaben- 
verteilung ausgeglichen werden. In der prak- 
tischen Redaktionsarbeit könnte z.B. eine 
Person Texte eingegeben, eine andere diese 
als rohe, noch nicht layoutete Ausdrucke kor- 
rekturlesen und eine dritte das Endlayout in 
einen zweiten Computer eingeben. 

Schon zum reinen Texten kann es sich loh- 
nen, einen Computer einzusetzen. Tippfehler 
sind jederzeit leicht zu korrigieren, ganze A b  
sätze lassen sich verschieben oder weiter er- 
gänzen bzw. kürzen. Mit dem Computer und 
einem einfachen Textverarbeitungspro- 
gramm lassen sich bereit$ verschiedene 
Textbreiten einstellen (z.B. wenn für die 
spätere Gestaltung mehrere Spalten auf einer 



Jtirg Bergstedt: 
Praxis Calamus 

(1996, ITP Wolframs in 
Attenkirchen, 411 S.) 
DTP- und Layouttips 

für verschiedene 
Techniken und das 

DTP-Programm Cala- 
mus (mit dem diese 

Mappe entstand). 

P. U. A. Karnmermeier: 
Scannen und Dnicken 

(1991, AddisomWee 
ley in Bonn, 321 S.) 

Rasterweiten und -for- 
men. Kontrast, Grak 

werte. Druck- und 
Scanverfahren usw. 

ingrid Blum: 
Desktop hiblishing: 

Schreiben wie g e  
druckt 

(1988, WRS Verlag in 
Planegg/München) 

Seite vorgesehen sind). Auch der Satz, ob die 
einzelnen Textspalten auf der rechten Seite 
ausgefranst sein dürfen (Flattersatz), oder ob 
durch Blocksatz die Spalte beidseitig sauber 
endet, läßt sich einstellen: Wennrder Compu- 
ter ausschlieblich zum Texten eingesetzt 
werden SOU, sind bereits gute Gestaltungs- 
möglichkeiten für d m  Zeitungsiayout gege 
ben, wenn der ges- Text in Spalten aus- 
gedruckt wird. Bei einer Spaltenbreite von 
fünf bis sechs Zentimetern sind auf einer DIN 
A4 Seite drei davon unterzubringen. Liegt 
der ausgedruckte Text in solchen sbhmalen 
Streifen vor, ist er einfach mit der Schere zu 
bearbeiten, i n d  es lassen sich ohne Proble 
me Grafiken und Fotos dazwischenbasteln. 

Layouten mit dem Computer 
b 

Computer können aber vielmehr als nur 
Texte bearbeiten. Es gibt inzwischen für fast 
jedes Computersystern sogenannte DTP-Pro- 
gramme, Programme, die eine Seitengestal- 
tung auf dem Bildschirm erlauben (Desktop 
Publishing = DTP). DTF-Programme werden 
auch WYSIWYGProgramme genannt. Das 
ist die Abkürzung von "What you See is what 
you get" (Was Du siehst, wirst Du be- 
kommen) und macht schon deutlich, 

wie sie funktionieren: auf dem Bildschirm se- 
hen die ComputemutzerInnen die Seite ihrer 
späteren Zeitung, ihrer Broschüre oder ihres 
Flugblattes vor sich. Jedes Arbeiten daran, 
wenn z.B. ein Text in einer gewissen Höhe 
und Breite auf die Seite gebracht oder eine 
Zeichnung eingefügt wird, ist direkt am Biid- 
schirm zu sehen, und so kann der/die Layou- 
terIn auch schon das Ergebnis beurteilen, 
bevor der Drucker zum Einsatz kommt. 

DTP-Programme fordern allerdings eini- 
ges von dem Gerät, auf dem sie laufen sol- 
len. So muß der Computer über ausreichend 
Speicherplatz verfügen und so schnell arbei- 
ten können, dai3 z.B. das Einbinden einer 
Zeichnung nicht "Stunden" Berechnungszeit 
kostet. Wichtig ist auch, daD auf dem Biid- 
schirm die einzelnen Elemente möglichst 
genau erkennbar dargestellt werden - also 
es sich um keine Flimmerkiste mit groben 
Punkten handelt. Die Computeranlage, die 
zum Arbeiten mit DTP-Programmen einge- 
setzt wird, braucht zudem auch noch mehr 
bzw. andere Zusatzgeräte als nur Monitor, 
Tastatur und Maus. 

Nacieldrucker schafft selbst 
in der 24-Nadel-Version kaum eine befriedi- 



Der Ausdruck wird durch einen Laserstrahi 
gesteuert, gedruckt wird mit einem Toner, 
der dem des Fotokopierers ähnelt. Günstiger 
und nur wenig ungenauer ist ein Tintenstrahi- 
drucker. Der Tintenstrahler arbeitet leise und 
spritzt aus feinen Düsen Tinte auf das Papier. 

Wichtig ist, da5 der Drucker "postscript- 
fähig" ist, d.h. er ist in der Lage, nicht nur die 
reine Schrift auszudrucken, sondern die gan- 
ze Seite mit ihren Grafiken, unterschiedli- 
chen Schriften etc. Die professionellste Form, 
eine gestaltete Seite zu Papier zu bringen, er- 
möglicht die Ausbelichtung. Die dazu not- 
wendigen Anlagen sind aber für Umwelt- 
gmppen, die nur gelegentlich Publikationen 
erstellen, kaum sinnvoll, geschweige denn 

L bezahlbar. Es gibt in ailen größeren Städten 
mittlerweile Belichtungsstudios. die fertige 
Dateien auf Disketten oder über Modem ent- 
gegennehmen und ausbelichten. Immer sind 
auch Kombinationen von mehreren Druck- 
verfahren denkbar. Wer einen Nadeldnicker 
zur Verfügung hat, tut gut daran, Korrektur- 
ausdrucke damit zu machen und den teuren 
Laser erst anzuwerfen, wenn die endgüitige 
Druckvorlage zu Papier gebracht werden 
soll. Wer keinen Laser oder Tintenstrahldruk- 
ker zur Verfügung hat, kann dann aych mit 
der Diskette auf Dmckersuche gehen oder 
gar das Belichterstudio besuchen. 

,Eingabegeräte 

Es gibt Programme, die über einen Scan- 
ner z.B. mit Schreibmaschine geschriebene 
Texte erfassen können und ihre W e i t m a r -  
beitung möglich machen. Ein Scanner er- 
möglicht außerdem die Einbindung von 
Zeichnungen, Grafiken und Fstos, die außer- 
halb des Computers erstellt worden sind. je 
nach Anforderungen und Geldbeutel gibt es 
die Auswahl zwischen sehr V i e h  unter- 

, schiedlichen Scannern. Der günstige Hands- 
canner kann nur kleinere Zeichnungen etc. 
erfassen. Er wird von Hand über eine Vorlage 
bewegt und erfa5t sie. Die sogenannten 
Flachbettscanner kosten einiges mehr, b i e  
ten aber einen höheren Komfort und können 
größere Vorlagen einlesen (verbreitet sind 
DIN A4 Flachbett-Scanner). Einfache Scan- 
ner bekommen z.B. beim Erfassen von Fote 

grafien oder Zeichnungen mit unterschiedli- 
chen Grau-Flächen Schwierigkeiten. Wer F e  
tos und solche Bilder scannen will, braucht 
ein Gerät mit wenigsteni 64 Graustufen. 

. Schreibmaschine 

P Selbst in einer einfachen Typenhebelma- 

schine stecken schon große Möglichkeiten 
nu e in ige rden  attraktiven Gestaltung. 
Folgende Effekte sind möglich: 

Große Schriftzeilen: Text tippen, per K e  
pierer vergrößern und auf Vorlage Meben. 
Verwischen des Schreibmaschinen- 
Schriftbildes: Wer die Texte auf einzelne 
Papierblätter tippt, kann sie per Kopierer 
auf Ca. 80 Prozent verkleinern. So ist das 
typische Schreibmaschinenbild so verän- 
dert, da5 es fast wie ein gesetzter Text aus- 
sieht. Die verkleinerten Texte werden aus- 
geschnitten und dann auf die Vorlage ge- 
klebt. Auch möglich ist: AUes auf ein 
größeres Papier zu tippen,. um es an- 
schließend insgesamt zu verkleinern. 
Schräge Schrift: Papier in der Schreibma- 
schine schräg einlegen, am besten vorher 
den zu beschriftenden Bereich mit Blei- 
stift-Hilfslinien umranden. 
inverse Schrift (weiß auf schwarz): Ent- 

1 13.11, 
sprechende Überschriften, Textbereiche 1 
usw. auf ein gesondertes Papier tippen, 
auf Laserkopierer (entsprechenden K e  
pierladen suchen) invers kopieren, dann 
ausschneiden (z.B. als schwarzer Balken 
mit weißer Schriff) und in Vorlage kleben. 
He~orhebungen: Unterstreichen ist mög- 
lich. Auch später in der Vorlage kann eini- 
ges geschehen. Seitliche Striche oder gar 
Kästen um bestimmte Textbereiche kön- 
nen Passagen hervorheben. 
Absätze: in jedem Fail sollte der Text in- 
haltlich sinnvoll in Absätze gegliedert 
sein. Dabei ist die Mischung aus Absätzen 
ohne Leerzeue (spätestens aiie 10-20 Zei- 
len) sowie größeren Absätzen mit Lücken 
sinnvoll. 



- Die Besitzerinnen von Typemad- oder Ku- 
geikopfschreibmaschinen können sich 
darüberhinaus besonders glücklich schät- 
zen. Sie können nämlich durch RusTirrech- 
seln des Typenrades oder des Kugel- 
kopfes die Schrift wechseln. Außerdem 
kann hier oft auuh der Buohstabenab 
stand variiert werden. 

Elektronische Schreib- 

b maschine & Text-Computer 

Grundsätzlich sind die gleichen Funktio- 
nen wie mit der Schreibniaschine möglich. 
Der wesentliche Vorteil besteht meist in der 
Möglichkeit, Texte noch zu komgieren. zu 
verändern, zu verschieben usw. 
Weitere Möglichkeiten: 

- Verschiedene Schriftarten: Bestimmte 
Textblöcke, üherschdten, Zitate usw. 
können in einer anderen Schrift geschrie 
ben sein, ohne d& Typenräder oder Ku- 
gelköpfe gewechselt werden müssen. Die 
Ses Layout-Mittel solite jedoch nur spar- 
sam verwendet werden. Zu viele Schriftar- 
tenwechsel machen jedes Layout kaputt! 

- Fettdruck ist für überrschriften, wichtige 
Passagen, Begriffe, Kontaktadressen usw. 
in jedem Fall ein WiIIkommenes Layout- 
Element. Verstärkt wird dessen Wirkung 
durch das Schreiben m Grohchstaben. 

- Blocksatz, rechtsbündig, mittig: 
1. Für viele Anwendungen, vor allem Spal- 

tensatz @.B. wie diese Mappe im 2-Spal- 
tensatz), ist Blocksatz (alle Zeilen enden 
auf gleicher Höhe) sinmtoll und ergibt ein 
ausgeglicheneres Schriilbild, welches 
sich auch leichter lesen läi3t. 

2. Mittige Henrorhebungen, 2.B. überschrif- 

zum gröi3eren Teil wie der größere zur 
Gesamtfläche. Mathematisch ausge 
drückt bedeutet das: Mensch nehme 2.B. 
eine Strecke AB und setze auf ihr einen 
beliebigen Punkt P fest (nicht gerade 
genau die Mitte); nach dem Goldenen 
Schnitt verhalten sich nun die Strecken BP 
und AP genauso zueinander wie die Strek- 
ken AP und AB (BP : AP = AP : AB). Selbi- 
ges ist auch bei Linien, Rasterflächen und 
Texten anwendbar. Beim Goldenen 
Schnitt handelt es sich zwar um ein auf- 
wendigeres Gestaltungsverfahren, wel- 
ches allerdings eine optisch sehr gute 
Wirkung erzeugt. 

- Zeilenabstand: Das typische Aussehen fo- 
togesetztr Texte (Zeitungen, Zeitschrif- 

3 
ten um.) läi3t sich nachahmen, wenn Tex- 
te zum einen mit geringerem Zeilenab 
stand (1 oder 8 Zeilen pro Zoll, d.h. etwas 
weniger als der normale 1-Zeilenabstand) 
getippt und dann noch auf Ca. 80 Prozent 
verkieinert werden Mit einem 1,Szeiligen 
Abstand ist ein Layout kaum noch mög- 
lich, weil dann Absätze usw. nur noch 
schwer wahrzunehmen sind. 

Sicherlich kann es keine optimalen, ailge 
meingiiitigen Layout-Ratschläge geben, zu 
unterschiedlich sind die Zielgruppen, zu un- 3 
terschiedlich ist der Geschmack eines jeden 
Menschen. Eine Umweltgmppe sollte sich 
aber, bevor sie sich die wenigste Mühe 
macht und ein "dahingeschmiertes" Flug- 
blatt in aile Haushalte verteilt, ein paar G e  
danken machen. 

ten usw., sind ebenfalls ein interessantes 
Mittel des Layouts. ' 

3. Rechtsbündige Texte wird mensch sehr 
selten haben, jedoch lassen sich 2.B.. 
durch die Gegenubersteliutig von Aussa- 
gen (eine links-, die andere auf gleicher 
Höhe rechtsbifndid Effekte erzielen. 

- Neben diesen drei Sdwiftsatzxnöglichkei- 
ten bietet sich in der Blattgesamtgestal- 
tung der "Goldene ScMtt"an. Hierbei ver- 
hält sich der kleinere Teil einer Fläche 

urrer mal 
Dwck riiacheri! 

Ist das Flugblatt oder die Broschüre 
fertig, muß gedruckt werden ... aber in wel- 
chem Verfahren soll es hergestellt werden? 
Welches 'Ve~eifältigungsverfahren ist das 
effektivste bei welcher Auflage? Möglichst 
.billig, möglichst einfach, möglichst schnell 



verfügbar - das sind die Ansprüche, die da 
häufig auch noch eine wesentliche Rolle spie  
len. Je nach Verwendhgszweck der Verviel- 
fältigung sind diese Ansprüche noch ergänzt 
um Qualitätsansprüche. 

Wenn ein Schreiben lediglich dupliziert 
werden soll, das mit der Schreibmaschine 
abgefaDt wird, kann ein Durchschlag mit 
" ~ o h l & ~ a ~ i e r "  angefertigt werden, um spä- 
ter Inhalt, Datum etc. nachvolizuziehen zu 
können. 

- Kohlepapier kann mehrere Male wieder- 
verwendet werden. Auflage: Original und 
maximal 3-4 Duplikate. 

- Dasselbe hinzip liegt der Blaupause zu- 
grunde. Sie funktioniert auch bei weniger 
intensivem Druck und kann neben festem 
Schreibmaschinenanschlag auch für hand- 
schriftliche Briefduplikate genutzt werden. 

- In der Regel werden Briefe inzwischen am 
Computer erstellt, und ein Duplikat kann 
entweder durch Abspeichern auf der Fest- 
platte vermieden oder durch einen zweiten 
Ausdruck eingespart werden. Dies ist in 
den meisten Fällen deutlich kostengünsti- 
ger und effizienter gegenüber einem 
stromfressenden Kopiergerät, das für ein 
oder zwei Abzüge, "hochfahrenn muß. 

Das kostengünstigste Vervieifältigungs- 
verfahren bei geringer ""Auflage" (Anzahi 
der Vervielfältigungen) ist das Kopieren. 
Auf jeden Fall ist es das bequemste. Inzwi- 
schen werden in Copy-shops für 6 oder 8 
Pfennige Kopien angeboten, häufiger für 
10 oder 15 Pfennige. Auch, wenn die Kopie 
20 Pfennige kostet, ist dies immer noch 
günstiger als bei anderen Verfahren. 

- Fotokopierer gibt es heute auch schon r e  
lativ günstig (ab Ca. 1.000,- DM) zu kau- 
fen. Der Kaufentscheidung sollte ailer- 
dings zunächst die Überlegung vorausge 

hen, ob sich eine solche Anschaffung wirk- 
lich lohnt und wie hoch die tatsächlichen 
Kosten pro Kopie sind (Kosten für Strom 
und Papier nicht vergessen!). 

- Für nur gelegentliches Kopieren, gar über- 
wiegend für den Eigenbedarf, sind Fax- 
geräte mit Kopierfunktion oftmals eine 
praktische Sache. 

Das sogenannte SpiritCarbon-Verfahren 
ist ein älteres früher an Schulen übliches 
Druckverfahren: Glattes (satiniertes) Pa- 
pier, beruinig duftend, schlechte Druck- 
quaiität (verschiedene Farben). 

- Der grob Vorteil ist die schnelle Einsetz- 
barkeit. Es gibt Geräte, die ohne Strom ar- 
beiten und daher überail mit hingenom- 
men werden können. 

- Dem entscheidenden Nachteil einer eher 

mageren Druckqualität steht der geringe 
Anschaffungspreis gegenüber. Allerdings 
können nur Kleinstauflagen produziert 
werden (maximal 50 Stück), und die Druk- 
ke wirken ailes andere als professionell. 

.Umdruckverf ahren 

Auf ~achsrnatrizen ohne Farbband g e  
tippte Schreibmasdhinenanschläge wer- 
den mit W e  eines Druckgerätes in bis zu 13.12 
5.000facher Auflage reproduziert. 

- Auch hier ist dig Einsatzbreite recht hoch, 
1 

d.h. die Geräte sind oft transportabel (al- 
lerdings mu5 Strom vorhanden sein). 

- Ebenso wie beim SpiritCarbon-Verfahren 
sind die Kosten für das Gerät erschwing- 
lich und für den Druck relativ günstig. 
Auch hier ist die Druckquaiität nicht gera- 
de berauschend. 

Offset-Druck ist das am häufigsten ver- 
wendete VeMeKältigungsverfahren für 
gröDere Auflagen (mehrere hundert). 

- Bei kleineren und einmaligen Auflagen 



wird mit Papiermatrizen gearbeitet, die 
mit einem leistungsstarken Kopiergerät 
belichtet werden können. 

- Zu höheren Auflagen und eventuellem 
Nachdruck sind Metallmatrizen zuver- 
wenden, die "konse~e r t "  werden können. 

- Meist dauert der Druck mehrere Tage 
oder sogar Wochen. 

Um vergleichbare Kostenvoranschläge 
bekommen zu können und um Mißverständ- 
nisse im Vorfeld auszuräumen, sollten die 
Ansprüche an die Druckerei, der Umfang 
des Produktes, die Auflage und sonstige 
Rahmenbedingungen möglichst in Form ei- 
nes "Kriterien-Katalogs" aufgestellt werden: 

,Rotations- Kaltof f set 

- Der sogenannte Zeitungsdruck war bisher 
bei höheren Auflagen von etwa 5.000 Ex- 
emplaren das günstigste Verfahren. Inzwi- 
schen gibt es auch kleinere Maschinen, 
bei denen auch im niedrigeren Auflagen- 
bereich gearbeitet werden kann. 

- Aiierdings mWen gegenüber dem Offset- 
Druck wieder Meine Quaüt&tseinbui3en 
insbesondere in Fragen der Papierqua- 
lität und der PaOgenauigkeit, und da ins- 
besondere bei mehrfarbigen Drucken, in 
Kauf genommen werden. 

- Rotationsdruck ist das schn-e Verfah- 
ren. Bei vorheriger AJxprache mit der 
Druckerei können auch hohe Auflagen in 
wenigen Stunden gedruckt werden. Somit 
ist höchste Aktualität zu erreichen. 

Gemeinnützige Gruppen können auch ver- 
suchen, bei der Gemeinde oder Stadtverwal- 
tung kostenlos ~ ~ i e n  oder auch Drucke zu 
machen?! Auch sind theoretisch ortsansässi- 
ge Unternehmen so freundiioh, ihre Haus- 
druckerei zu bemühen. Fragen kostet be- 
kanntlich nichts! Meistens kam hier ailer- 
dings nicht mit einer all zu hohen Druckqua- 
lität gerechnet w d e n  und bei politisch bri- 
santeren Themen ist es eher fraglich, ob eine 
derartige Vervieifältigungsmdglichkeit wahr- 
genommen werden kann. 

Wenn ein Druckauftrag erteilt werden soll, 
sollten unbedingt vorher 'Angebote" unter- 
schiedlicher Druckereien zum Preisver- 
gleich eingeholt werden. Je w c h  technischer 
Ausstattung der Druckerei und Kalkulation 

Kriterienkatalog für 

- Anzahl der Blätter und Druckseiten 
- Format 
- Wie werden die Vorlagen geliefert? B e  

lichtet die Druckerei oder werden die 
Filme bzw. Aufsichtsvorlagen gestellt? 

- Welche Druckfarbe(n)? 
- Papiergdcht (gängig 20-80 g/qm) 
- Original-Umweltschutz-Papier, Recycling- 3 

Papier (farbig?) oder Hanfpapier? 
- Heftung. Falz und Schnitt? 
- Amahl der Fotos, schwarz/weiß oder vier- 

farbig. Müssen .diese getrennt verarbeitet 
werden oder sind sie Bestanteil der 
Dniokmdagen? 

- Lielerbedingungen (Lieferfrist, Lieferort, 
S-abkolung, Verpackung etc.) 

- Zahhgsbedingungen 

D e r  Autor 
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Auf Heller uvid Pfeviuiig ... 
Öffentliche Mit tel  werden immer knapper, und für viele Initiativen ist es auch nicht 
möglich oder gewollt, solche in Anspruch zu nehmen. M i t  etwas Kreativität lassen 
sich jedoch auch diesseits staatlicher Förderquellen Gelder ausfindig machen. Auf 
den nachfolgenden Seiten sollen Denkanstöße und Tips dazu gegeben werden. Oft-  
mals sind Finanzierungsmöglichkeiten näherliegend als es anfänglich erscheinen mag. 
Es gibt eine ganze Reihe von Möglichkeiten, Geld aufzutreiben, auch ohne sich dabei 
unglaubwürdig zu machen oder in Abhängigkeiten zu begeben. Oftmals wird auch die 
Möglichkeit außer acht gelassen, sich mit Sachspenden zu begnügen. Denn vieles muß 
gar nicht gekauft werden, vieles wird von anderen nicht mehr benötigt. Es gilt, sich 
dies einfach schenken zu lassen. 

tel 1, "Organisation"). Denkbare Rechtsfor- 
men sind ein Verein, eine Stiftung, aber auch 
beim Zusammenschluß verschiedener Grup 
pen eine "Gesellschaft bürgerlichen Rechts". 

Eine ordnungsgemäße und übersichtliche 
Kassenfiihrung ist wichtig, nicht nur um g e  
genüber Dritten, z.B. dem Finanzamt Rechen- 
schaft leisten zu können, sondern auch, um 
selbst nicht den Überblick zu verlieren. 
Grundlage ist das Sammeln und das sortierte 
Ablegen der Belege für alle Ausgaben. In der Aile, die auf dem Gebiet des "Finanzwe 
Regel reicht eine einfache Buchführung, eine sens" irn Rahmen einer Initiative aktiv wer- 
sogenannte 'EinnahrnenAusgabertRec~ den wollen, sollten den ökologisch und sozial 
aus. Bei den meisten Zuschüssen mui3 ein s e  vertretbarsten Weg einschlagen, und auch 
genannter "Verwendungsnachweis" erbracht prüfen, ob das Geld z.B. dort abzuziehen wä- 
werden, der dann diese Belege beinhaltet. re, wo sowieso nur Unfug damit getrieben 
Oftmals ist auch die "ordentliche" Gründung wird. Voraussetzung: Mensch kann das mit 
einer Rechtsform und die Vorlage einer eige seinem Gewissen vereinbaren. Dabei sollte 
nen Satzung unerläßlich. Eine Initiative der Blick für den einfachen Weg nicht ver- 
muß sich zumindest dann, wenn sie län- loren gehen und darauf geach- 
gerfristig tätig sein will und wenn sie tet werden, nur - 

öffentliche Gelder beantragen oder da Geld her- 
steuerabzugsfähig Spenden akquirie 
ren möchte, eine 
formale Struk- " P 



wo die eigene Glaubwürdigkeit und Unab 
hängigkeit durch das Annehmen von Spen- 
den und Zuschüssen nicht auf der Strecke 
bleibt. Hieraus ergeben sich folgende Mög- 
lichkeiten: 

. . . .  , 

Geld von Stadt, Kreis, Land ... 
gesagt: Es wird immer schwerer, öf- 

fentliche Mittel zu bekommen. Dennoch gibt 
es immer noch etliche Fördermöglichkeiten: 
Hierzu zählen Zuschüsse von der Gemeinde, 
von der Stadt, vom Landkreis und von Land, 
Bund und Europäischer Union. Zuschüsse 
sind immer nur von der Ebene möglich, für 
die ein Vorhaben relevant ist. Eine lokale 
Gruppe kann nur dann ~unde&tiel bekom- 
men, wem ihre Arbeit von b&desweiter B e  
deutung ist (z.B. als Modeiiprojekt). Für das 
gleiche Vorhaben Mittel verschiedener Stel- 
len der gleichen zu kombinieren (z.B. 
Umweltrninisterium und Jugendministerium), 
ist normalerweise nicht zuiässig, während 
die Mischfinamierung über Verschiedene 
Ebenen (EU-MiM und kommunale Mittel) 
meist problernlas ist. 

Eine Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
durch das zuständige Finanzamt ist sehr vor- 
teilhaft bis zwingend hrforderlioh, nicht nur 
gegenüber öffentlichen Geldg&mInnen Ei- 
ne Anerkennung der Gemeinnützigkeit ist 
aber nicht zwingend Garant für eine indivi- 
duelle Anerkennung der Fördenuigswürdig- 
keit durch die jeweiligen ZuschuBgeberIn- 
nen. Oftmals sind entsprechende Förder- 
richtlinien vorrangig, die bei den staatlichen 
Stellen erhältlich sind. 

Prinzipiell gibt es zwei Wege zu einer 
staatlichen Förderung. Wenn bereits Förder- 
töpfe, die für eine Initiative in Rage kom- 
men, existieren, ist es Sache der entspre 
chenden staatlichen Instanz, diese Gelder 
nach festgelegten Richtlinien zu vergeben. 
In einigen Bereichen (zB. Jugendarbeit oder 
auch Vereinsfördemg) gibt es formalisierte 
Verfahren der Anerkennung der Förderungs- 
Würdigkeit. Sie wird zum Beispiel durch 
Stadt- oder Gemeindeparlament bm.  Kreis- 

tag ausgesprochen. Im Umweltbereich gibt 
es solche formalisierten Anerkennungen 
meistens nioht. 

Wenn keine passenden Fördertöpfe exi- 
stieren, ist gerade auf kommunder Ebene 
oft auch der parlamentarische Weg gang- 
bar. Durch Lobbyarbeit muD der Gemeinde 
rat dazu bewegt werden, eine Förderung 
speziell zu beschließen. In Vorgesprächen 
mit dem Umweltamt, mit ParlamentarierIn- 
nen und der Verwaltungsspitze sollte ein An- 
liegen vorgetragen und gangbare Wege dis- 
kutiert werden (siehe Kapitel 2, "Behörden 
und Lobbyarbeit"). 

Wichtig ist der Unterschied zwischen Pro- 
jektf6rdenuig und institutioneller Förde 
rung. Die Handhabung ist von Bundesland 
zu Bundesland unterschiedlich. Manche ha- 
ben eilman€, daß wirksames Engagement in 
neuei, projektorientierten Strukturen statt- 
findet und haben ihre Förderpraxis dem an- 
gepaßt. Die Gelder stehen also einmalig für 
zeitlich befristete Projekte zur Verfügung, 
wobei es laufende Kosten wie Telefon und 
eventuell Miete bei der Beantragung zu 
berück8ichtigen gilt. 

Bei der institutionellen Förderung handelt 
es sich um einen festen alljährlich wieder- 
kehrenden eigenen Haushaltsposten, der ei- 
nem Verein oder einer Einrichtung einge- 
räumt wird. Nicht zu übersehen sind da- bei 
auch Kostenübernahmen, z.B. die kostenlose 
Überlassung von Lager-, Sitzungs- oder Büro- 
räumen. Auch dies zählt genaugenommen 
zur imthtionellen Förderung. Vorsicht: Eine 
institutionelle Förderung macht gegenüber 
politischen GegnerImen angreifbarer und 
kann im Faiie des Aussetzens der Förderung 
z.B. nach einem Machtwechsel irn Parlament 
gro0e Schäden verursachen, wenn nämlich 
existentieiie Einnahmen einfach wegblei- 
ben. Häuiiger ist derzeit der Fall, da5 durch 
eine allgemeine Haushaltssperre auch der 
eigene Haiishaltsposten in Mitleidenschaft 
gerät. Zudem begibt sich die Initiative durch 
eine institutionelle Förderung in ein Abhän- 
gigkeitsverhältnis zur fördernden Kommune, 
welche gegebenenfalls in politischen Aufla- 
gen bis hin zum "Mund-Tod-Machenn mün- 
den kann. 

Dagegen ist die Projektförderung, wenn 
sie e i d  bewilligt wird, verbindlich, und 



mit AbschluD des Projektes ist die Einfl& 
möglichkeit auf die Initiative als solche 
gleich Nuii. Auf jeden Fall sollte eine Gruppe 
versuchen, möglichst unabhängig von ritaatli- 
chea Z~chüssen  zu sein. 

lfbrig bleiben Rivatpersonen, Stiftungen 
und die "freie Wirtschaft". Eine Gruppe hat 
auch die Möglichkeit, mit eigenen wirtschaft- 
lichen Geschäfts- und ~weckbetriebei Gel- 
der zu erwirtschaften (siehe Kapitel 1, "Orga- 
nisation" und 15, "ümweltschutz als Job". 

Lotto- & Troncmittel 

t Einige Landesministerien verfügen über 
L 

einen sogenannten Lotto- und Troncmittel- 
etat. .Dieser setzt sich aus den staatlichen 
Einnahmen von Lotterien und Glücksspiel zu- 
sammen und wird für einmalige Projek;tforde 
rungen an gemeinnützige Gruppen ausge. 
schüttet. Je nach  unde es land verfügen Ju- 
gend-, Kultur-, Landwirtschafts- und.Umwelt- 
ministerien über Lotto- und Troncmittel. 

Dieser Etat ist kein fester Haushaltspc 
sten, sondern wird nach einem Schlüsselsy- 
stem auf die Ministerien verteilt. Während in 
früheren Jahren diese Mittel nahezukomplett 
zur Förderung karitativer Zwecke dienten, 
greifen die Landesregierungen heute ver- 
stärkt für (eigene) Großveranstaltungen. wie 
z.B. die Landesgartenschau, auf diesen Etat 
zurück. Trotz steigender Lotterie- und Glück- 

L 
spieleinnahmen sind die zur Verfügung s t e  
henden Mittel dadurch begrenzt. Eine Förde 
rung aus diesem Etat bleibt auch bei 
noch so vielfältigen oder fiianzintensi- 
ven Projekten auf einige 

gerIn beschränkt. 

teknmeldung den Finanzbedarf für das g e  
sarnte Jahr darzulegen und die geplanten 
Projekte kurz vorzustelien. Es ist ein Finanz- 
plan vorzulegen, der einen Eigenanteil zwi- 
schen zehn und 20 Prozent einschließen soll- 
te. Das Ministerium meldet sich mit einem 
Zwischenbescheid, welche Projekte grund- 
sätzlich förderungwürdig sind, dann mui3 die 
Gruppe oder Initiative einen ausführlich b e  
gründeten Antrag mit detaillierter Finanzpla- 
nung vorlegen. Wenn noch keine Lotto- und 
Troncmittel bezogen worden sind, sollte zu- 
nächst mit einem formlosen Anschreiben an 
die entsprechenden Ministerien um Übersen- 
dung der "Richtlinien zur Vergabe von Lotto- 
und Troncmitteln" bzw. um Aufklärung über 
Vergabe-Modalitäten gebeten werden. 

Da sich jene Richtlinien aus der jeweili- 
gen Haushaltsordnung ergeben und stets von 
den "allgemeinen Nebenbestimrnungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung" (ANBs- 
P) des Bundesfin ' teriums ableiten 
lassen, sollen die wesentlichsten Eckdaten 
nachfolgbd erläutert werden: 
- Gefördert werden einmalige, zeitlich befri- 

stete Projekte. 
- Ein umfassender Finanzplan ist vorzule 

gen, in dem sämtliche Ausgaben und Ein- 
nahmen einzeln oder inhaltlich zusamrnen- 
gefai3t aufgeführt sind. Dieser solite (für 
den Überprüfungsfall) auch genau einge 
halten werden können. Dabei unterliegen 
in einigen Bundesländern Förderungen bis 
zu einer Höhe von 1.000,- DM einer verein- 
fachten Nachweispflicht, d.h. Belege müs- 

sen nicht eingereicht werden, es muO l e  
diglich ein Projektbericht abgegeben 

werden. Beträge in der Größenordnung 
von ein paar hundert Mark werden von 

einigen Ministe 
nen als Spende 

4fl/////„ 3 deklariert und 
müssen gar 

nicht nachge 
wiesen werden. 

Zuwendungen 
über 1.000,- 
DM müssen 

meist mit Ori- 
ginalquittun- 

gen exakt be 
legt werden. 



Aktions- % Finanzen ai "E:: 
Weitere Landeszuwendungen b 
Auch neben diesen Lotto- und Troncmit- 

teln verfügen die nisteuidigen Landesmini- 
sterien über eigene Haushaltsposten, die zur 
Projekt- und Initiathftirderung zur Verfü- 
gung stehen. Die Vorgehemise  zur Bean- 
tragung ist dabei ähnlich der dargelegten 
Beantragung von Latte und Troncmitteln. 
Hier gilt es, sich am besten telefonisch bzw. 
durch persönliches Vorsprechen bei der zu- 

Verbindung setzen und sich beraten lassen. 
Beachtliche Beträge im Bereich der Natur- 
schutzförderung stehen den sogenannten 
Paragraph 290rganisationen zur Verfü- 
gung. Dies sind, in Bundesländern variie 
rend, staatlich anerkannte Naturschutzver- 
bände, welche nach besagtem Paragraphen 
des Bundesnaturschutzgesetzes bei Pla- 
nungsverfahren hinzugezogen werden müs- 
sen In einzeinen Bundesländern stehen die 
Mittel der g 29-Förderung den Verbänden 

ständigen Instanz über Zuschußmöglichkei- pauschal zur Abwicklung von Beteiligungs- 
ten aufklären zu lassen. Je nach politischem verfahren zur Verfügung. In anderen Bun- 
Willen und inhaltlicher Prioritiitensetzung desländern werden die von ihnen betreuten 
der Landesregierung gibt es unterschiedli- Naturschutzflächen abgerechnet. An diesen 
che Möglichkeiten. In einigen Bundeslän- Geldern kännen nur die erlesenen, landes- 
dern gibt es eigene Projektfördenuigsgeset- weit mit Ortsgruppen verbreiteten und aner- 
ze, die es Initiativen ermöglichen, relativ un- 
konventionell auch an zum Teil größere Sum- 

kannten Organisationen partizipieren. Le- 
diglich regional vertretenen Initiativen blei- 

men zu gelangen. ben die Gelder versagt, es sei denn, sie ar- 
Zumeist müssen zu beantragende Projek- rangieren sich mit einem größeren Verband. 

te eine besonders innovative, beispielhafte In der Regel wird es nur regional tätigen 
Idee beinhalten bm.  eine überregionale B e  Umwelt- und Naturschutzinitiativen kaum 
deutung haben. Förderungsfähig sind unter möglich sein, nennenswerte Landeszuwen- 
diesen Vorgaben Dmckerzeugnisse, Kurse, dungen zu erhalten. Die zur Verfügung s t e  
Arbeitstagungen, Prakükumsstellen, Natur- henden Haushaltsposten sind 2.Z. sehr b e  
schutunaßnahmen, Seminare, Eil- 
dungsangebote e t ~ .  Teüweise mit wahrscheinlich 
Mitteln der Europäischen Udon 
ausgestattet, gibt es ei- Haushalts- 
ne Vielzahl von 
Landschaftspfle 
gernitteln, Kultur- 
landschaftspro- 
grammen und Pro- 
grammen zur Regie 
nalentwicklung und 
Dorferneuerung. 
Über deren Vertei- 
lung entscheiden in 
einigen Bundesländern 
die regionalen Natur- 
schutzärnter. Sie 
sind auch für 
die Vergabe von europ 
Förderung von Biosphäre~eservaten und se 
genannten Ziel4bGebieten zuständig. Fails gebliebene Landesmittel am Ende eines 
eine Initiative oder Umweitgruppe in diesen Haushaltsjahres unbürokratisch abrufen las- 
Bereichen tätig werden möchte, sollte sie sen, indem beispielsweise eine kurzfristig 
sich mit diesen Ämtern oder dem zuständi- . entstandene ~eckun~s lhcke  dem Ministeri- 
gen Ministerium in der Landeshauptstadt in um mitgeteilt wird. 



Landeszentralen für ) politische Bildung 

Tagungen, Seminare und Lehrgänge - Ver- 
anstaltungen nir außerschulischen politi- 
schen Bildung können bei der jeweils in der 
Landeshauptstadt ansässigen Landeszentra- 
le für politische Bildung beantragt werden. 
Zu diesen Bildungsmaßnahmen muß offen 
eingeladen werden, und hauptsächlich "Lan- 
deskinder" müssen teilnehmen. Antragsbe 
rechtigt sind Organisationen, die in Cler Er- 
wachsenenbildung tätig sind und im jeweili- 
gen Bundesland ihren Sitz vorweisen können. 
Da die Bedingungen der einzelnen Landes 
zentralen für politische Bildung recht unter- 
schiedlich sind, empfiehlt es sich, die ent- 
sprechenden Förderrichtlinien anzufordern 

. gundesmittei 

Eine überregionale Relevanz und beson- 
dere Innovationskraft sind die einzigen denk- 
baren Grundlagen für eine Förderung aus 
Bundesmitteln. Je nach Inhalt der eigenen 
Aktivität und dem Engagement der Bundes- 
regierung sind über Bundesumweltpreise, 
über Innovationspreise und Forschungsgel- 
der gegebenenfalls Bundeszuschüsse zu b e  
antragen. Anzusprechen wären das Bundes- 
forschungs- oder das Bundesumweltrniniste 
rium mit seinem in Berlin ansässigen Umwelt- 
bundesamt. Vielleicht lassen sich über regio- 
nale Bundestagsabgeordnete Chancen aus- 
machen, oder es gelingt einer regionalen Ini- 
tiative, sich an einer "größeren" Beantragung 
zu beteiligen. Ansonsten ist es für regional 
arbeitende Gruppen schwer,  unde es mittel 

freien Mitteln besteht, ist, sich mit herausra- 
genden Aktivitäten der Gruppe um einen der 
vielen Umweltschutzpreise zu bewerben. So 
haben die meisten Landkreise und inzwi- 
schen auch viele Gemeinden und Städte aii- 
jährlich einen mit mehreren tausend Mark 
dotierten Urriareltschutzpreis zu vergeben, 
um den sich ortsansaSerige Gruppen mit ih- 
ren Projekten bewerben können. Nicht nur 
auf kommunaler Ebene, sondern auch lan- 
des- und bundesweit gibt es zumeist hochdo- 
tierte Umweltschutzpreise. 

Oft besteht durchaw auch bei banal wir- 
kenden und eher durchrschnittlichen Umwelt- 
und N a t u r s c h u t ~ a h m e n  berechtigte 
Hoffnung auf Auszeichnung. Schwerer haben 
es politische Rojekte, lassen sich diese nicht 
so öffentlichkeitswirksam von den Wettbe 
werbsveranstalterlnnen darstellen. Manche 
Umweltschutzpreise sind daher (inzwischen) 
mehr "FeigenblätterH, und es könnte sogar ein 
"schlechtes Zeichen" sein, wenn eine Gruppe 
damit ausgezeichnet wird. Die überregiona- 
len Preise werden in Umweltmagazinen, im 
Fernsehen und in Umweltzeitschriften, die 
kommunalen in den Lokalzeitungen ausge- 
schrieben. 

Wichtig ist vor aiiem ein fristgerechtes 
Einreichen möglichst umfangreicher und 
übersichtlich geordneter informationsmate- 
rialien. Bestandteile sollten ein Sachbencht, 
eine Chronik, Fotos, &chnungen, ggf. Zei- 
tungsausschnitte sein, die mit einer gewissen 
Sorgfalt zusammengestellt sind, denn nicht 
nur Inhalt, sondern auch die Form der Bewer- 
bung zählen. Eine besonders "sauberen Lö- 
sung ist, wenn &e Gruppe von (scheinbar) 
Außenstehenden für den Preis vorgeschla- 
gen wird. 

"Nebeneinnahme" zu haben, die zudem aus 

eurofinder: CpRom 
(1996 ,Rundesdnik- 
kerei Berlin) 
Eine umfangreiche' 
Zusammenstellung 
wichtiger deutscher 
und europäischer 
Förderquellen ist auf 
CD gepre5t worden 
Systemvorawset- 
zung ist das Be  
triebssystem Wb 
dows. Per Mauskiick 
können 100 deutsche 
und 150 Geldquellen 
aus Europa ange 
wählt werden. The 
men sind: Betriebser- 
weiterungen. Schaf- 
fung neuer Arbeits- 
plätze, Exportforde 
rung, Umweltschutz, 
EMüuung neuer 
Produkte oder Exi- 
stenzgründungen. 
Zu jedem Programm 
bietet der "euroFin- 
der'' Vertragsbedin- 
gungen, Förder- 
höchstgrenzen und 
die Art der Förde 
M g .  

ais Geldquelle anzuzapfen. Extrem gute Kon- 
zepte sind nötig, und die bedürfen einer in- 
tensiven Vorarbeit. Faiis also eine Beantra- 
gung in Rage kommt, ist es nötig, sich auch 
mit anderen Gruppen abzustimmen, falls d i e  
se ähnliches planen. 

)St In fast iftungen jedem Bundesland und auf Bun- 

desebene gibt es eine Vielzahl von Stiftun- 
gen, welche sich die Förderung von Jugend-, 
Kultur-, Bildungs-, Natur- und Umweltschutz- 

Maecenata Stif- 
tungsfüiuer (Mün- 
chen 1998, Maecena- 
ta, 136 S.) 
In diesem Taschen- 
buch werden aüe be 
kannteren Stiftungen 
auigetührt und ihre 
Ziele näher beschrie 
ben Es sei aber 
darauf hingewiesen, 
da0 viele Stiftungen 
niu noch eigene Pre 
jekte iördem. 



~)eutsche Bundes- 
stiftuiig Umwelt 
Im Nahner Feld 1 
49082 Osnabrück 

0541/9522-0 

Deutsche Umwelthilie 
Gtitünger Str. 19 . 
78315 Radolfiell 

07732/9995-0 

Deutsche 
Umweltstiftung 

Schlachthofstr. 6 
76126 Germersheim 

07274/4767 

Stiftung 6kd;lobal 
c/o Deutscher Natur- 

schutzring (DNR) 
Am Michaelshof 8 - 10 

5317'2 Bonn 
0228/359005 

Stiiiungsverband 
Regenbogen e.V. 
Schwanenwali 23 
44135 I)orlmund 

0231/524382 

Fonds Soziokultur e.V. 
Weberstr. 5% 

531 13 Bonn 
0228/2016733 

SchweisMh-Stiftung 
Südliches 

Schioßrondeil1 
80638 Miinchen 

089/171826 

Stiftung 
Lebenund Umwelt 

A h o r n .  2 
27798 Hude 

04408/92874 

Stiftung Mitarbeit 
Bornheimer Str. 37 

53111 Bonn 
0228/&30023 

IKEA-Stifhuig 
Am Wandersamnn 2 4  
65719 Hofheim-Wallau 

06122/9974 

Hans-Böckler-Stiftnng 
Bertha von 

Suttner-Platz 3 
40227 Düsseldorf 

0211/7778127 

arbeit auf die Fahnen geschrieben haben. 
Trotz vieler Anträge und Bewerbungen las- 
sen sich ggf. Projekte als f6rderungsfähig 
"verkaufen", die von Örtlichen Gruppen bei- 
spielhaft durchge-führt werden oder worden 
sind. Leider sind inzwischen viele Stiftungen 
dazu übergegangen, nur noch ihre eigenen 
Projekte zu fördern bm. 'feste Geldempfan- 
gerInnen zu haben. Daher ist es wichtig, sich 
zunächst die Fordemchtlinien wenden zu 
lassen, bevor aufwendige Anträge erstellt 
werden Unter den Süftungen befinden sich 
natürlich auch "schwarze Schafe", die von 
Firmen und Institutionen mit höchst zweifel- 
haftem Ruf gegnindet worden sind. Eine Be- 
antragung bei diesen birgt die Gefahr, selbi- 
gen unangebrachterweise zu einer weißen 
Weste zu verhelfen. Manchenorts gibt es lo- 
kale Stiftungen, die vielleicht sogar ein 
großes Interesse haben, gerade in den Tätig- 
keitsbereich einer Umweltinitiative zu "inve- 
stieren". - 

L Bußgelder 
- 'I'auseridfach werden jeden Tag 'Weine 
VerkehrssünderInnen", "Umweltschweine", 
Zechpreller und andere von Amtsgerichten 
oder Staatsanwaltschaften zu Bußgeldern 
verknackt. Das Urteil bzw. der Strafbefehl 
lautet dann: "zahlen Sie eine Summe X an 
den gemeinnützigen Verein ...I1. Gemeinnützi- 
ge Vereine sind berechtigt, solche Gelder zu 
empfangen. Formal ist dafür Voraussetzung, 
daß der Verein auf einer landesweiten Liste 
steht, die jährlich durch das Oberlandesge- 
richt herausgegeben wird. Auf einen formlo- 
sen Antrag hin kommt eine Liste von Voraus- 
setzungen ins Haus, die unterschrieben zu- 
rückzusenden ist. Damit versichern die Ver- 
einsverketerInnen vor aiiem. die Gelder sat- 
mngsgemäß zu verwenden un8 ihren Ein- 
gang regelmwig an zuweisende Amts-, 
Land- oder Finanagericht bzw, die Staatsan- 
waltschaft zu melden. Dem Finanzamt darf 
die listenführende Steiie Akten über die Ver- 
wendung dieser Gelder weitergeben. Wenn 
der Verein innerhalb eines Jahres keine Gel- 
der über Richterinnen oder StaatsanwäitIn- 
nen erhalten hat, kird er automatisch wieder 

aus der Liste gestrichen. Tatsächlich ent- 
scheidet weniger der "Listenplatz" über 
Geldzuweisungen, sondern der Bekannt- 
heitsgrad der Initiative bzw. der persönliche 
Kontakt zu einer zuweisenden Person. Wer 
RichterInnq oder StaatsanwäitInnen im Be- 
kanntenlneis hat. hat schon gewonnen. Ein 
nettes Schreiben mit Selbstdarstellung und 
überweisungsvordruck an Richterinnen am 
Amtsgericht kann ebenfalls die Quelle er- 
schließen. Wenn so Kontakte entstehen, gilt 
es, diese "warmzuhalten". Gemeinnützige 
Einrichtungen, die willens und in der Lage 
sind, junge Leute. die zu einigen Stunden Kr- 
beit für die AUgemeinheit verurteilt sind, bei 
sich arbeiten zu lassen, bekommen eventuell 
den richtigen Draht zu den JugendrichterIn- 
nen. Achturig: Grundsätzlich gilt es zu über- 
legen, ob solche Leute, die meist sehr wenig 
motiviert sind, betreut werden können und 
ob eine solche Unterstützung der Justiz nicht 
mit der eigenen Weltanschauung kollidiert. 

Spenden aus der Wirtschaft ) & von Privatleuten 

Viele soziale Einrichtungen und Vereine 
versuchen, das Herz von Privatpersonen zu 
erweichen und wollen Spenden haben, dazu 
liegen in den Banken Überweisungsträger 
aus, dazu flattern sogenannten Spendenmai- 
lings in Haus (s.u.), dazu werden Informati- 
ons- und Wohltätigkeitsveranstaltungen or- 
ganisiert. Der Mitleidseffekt und das Kind- 
chen-Schema (für die Kinder der "Dritten 
Welt") spielen dabei eine sehr wichtige Rol- 
le. Den SpenderInnen wird vermittelt, daß 
sie etwas Gutes tun bzw. eine gute Initiative 
unterstützen Das funktioniert auch irn Um- 
weltbereich. Gerade große Organisationen 
hinterlassen bei den SpenderI~en den Ein- 
druck: "Die kümmern sich um die Umwelt" - 
und bewußt oder unbewu5t lehnt sich 
der/die SpenderIn zurück und hat sein Öko- 
Gewissen erleichtert. Also Vorsicht: Wer zu 
Spenden aufruft, sollte zugleich immer auch 
Möglichkeiten aufzeigen, selbst aktiv zu 
werden. Für finanzkräftige Privatpersonen 
wie auch für Unternehmen hat das Spenden 
noch einen angenehmen Nebeneffekt: Sie 



können Spenden an gemeinnützige Initiati- 
ven von der Steuer absetzen. Viele Firmen 
haben diesbezüglich sogar einen eigenen 
Etat geschaffen. Doch es sollte gut überlegt 
sein, von wem mensch Gelder nehmen möch- 
te, denn viele Unternehmen wollen so nicht 
nur ihren zu versteuernden Gewinn mindern, 
sondern sich auch ein "Grünes Mäntelchen" 
umhängen und die Spende öffeitlichkeits- 
wirksam "ausschlachtenn. Nimmt eine Um- 
weltgruppe Geld von einem Autohaus und 
demonstriert sie kurze Zeit später gegen die 
Blechlawinen in der Stadt, macht sie sich un- 
glaubwürdig (siehe auch Abschnitt "Öke 
Sponsoring"). Andererseits kann eine G n i p  
pe bewußt Geld von einem fragwürdigen Un- 
ternehmen nehmen, um es dann genau gegen 
die Raktiken oder Umweltzerstörung dessel- 

ce, SOSKinderdörfe~ oder Brot für die Welt 
solche Briefe. Stets ist das Ansinnen, Spen- 
den zu bekommen oder eine Fördermitglied- 
schaft zu erwirken, der Hintergrund. 

Das Strickrnuster von solchen Mailings ist 
relativ einfach: Es gilt, potentiellen Spende 
rinnen ZU vermitteln, entweder wie toll und 
einzigartig ein Projekt ist, zum Beispiel die 
von der Umweltgruppe angepachtete Streu- 
obstwiese mit farbigen Fotos von Schmetter- 
ling, Baumkauz und saftigen Äpfeln im Wei- 
denkorb, oder wie schlimm eine Umweltge 
fahrdung ist, zum Beispiel der verolte Vogel 
oder fallende Baum, und was von Seiten der 
Gruppe erfolgreich dagegen unternommen 
wird, illustriert mit Fotos von Aktionen und 
mutigen Taten. Stets ist die Quintessenz d i e  
ser Briefe, da5 eine Spende hilft, die Natur- 

ben zu verwenden. Darüber soli- schutzmaßnahme zu unterstützen oder eine 
aber in der Gruppe ausführ- Gefährdung von der Umwelt abzuwenden. 
lich geredet werden. Nicht von ungefähr formuiierte mal ein 

Prinzipiell gilt es, hivat- GreenpeaceSprecher: Was wir hier tun, ist 
leuten wie ortsans moderner AI, 
Unternehmen zu vermi lai3handei". Denn 
daß eine Spende an die SpenderIn- 
eine regionale nen hQen den 
Initiative nicht Eindruck, 
nur zweckge da5 sie mit 
bundener, son- ihrer Spen- 
dem auch wir- de einen 
kungsvoller verwendet werden kann, ais konkreten Beitrag für den Umweltschutz lei- 
wenn diese an eine groi3e Organisation mit sten und erleichtern somit ihr Gewissen. G e  
einem kostenintensiven Verwaltungsapparat rade aus diesem Gesichtspunkt heraus sollte 
gegeben wird. Zudem läßt sich, falls Spen- die regionale Initiative genau überlegen, wie 
derInnen Wert darauf legen und kein 'Tmage sie neben der Möglichkeit, sich mit Geld zu 
verlust" zu befürchten ist, die Spende regio- beteiligen, auch Möglichkeiten für prakti- 
nal auch gut in der Öffentlichkeit darstellen, sches Engagement bietet. Ob sich für eine r e  
sei es durch Veröffentlichung einer Spender- gionale Initiative derartige Spendenmailings 
Innen-Liste in eigenen Publikationen oder lohnen, ist unmittelbar vom Bekanntheits- 
2.B. durch eine öffentliche Scheckübergabe grad selbiger bzw. von der Darstellungs- 
in Anwesenheit der Lokalpresse. fähigkeit bereits gelaufener Aktivitäten a b  

hängig. Wichtig ist Eontinuität. Wer zum er- 
sten Mal ein Mailing verschickt, hat fast irn- 

Spendenmail ings mer mehr Kosten als Spendeneinnahmen. Es 
lassen sich aber Verteiler von SpenderInnen 

Mehr und mehr boomt die Finanzquelle aufbauen, da Personen, die einmal gespen- 
der sogenannten Spendenmailings. Alienthal- det haben, oft wieder spenden. Die Gemein- 
ben erhalten ganz "normale" BürgerInnen nützigkeit mit der damit verbundenen Be  

Cash coop: 
Finanzierung, Ver- 
netzung, Organisati- 
on (Franldurt 1995, 
cash coop, 205 S.) 
Dieses Buch gibt ei- 
nen guten Uberblick 
über Finanzierung4 
mögiichkeiten und 
deren Voraussetzung 
wie Vernetzung. Zu- 
sammenarbeit und 
Organisation. 

Cash coop: 
Kursbuch 
Fundraising 
(1994, Berlh 176 S.) 
Mittelbeschaffung 
für selbstorgani- 
sierte Initiativen 

P.-C. Büiehs: 
Die Kunst des Be!- 
telns - Tips für er- 
folgreiches Fundrai- 
sing (München 1996, 
Beck'sche Reihe, 
126 S.) - 
Dieses übersichtlich 
auigernachte und gut 
verständlich g e  
schtiebsne Buch eig- 
net sich für aüe, die 
sich m die Finanzie 
rung von Vereinen, 
Projekten und Aktie 
nen kümmern. Es ist 
sowohl für hauptamt- 
liche Mitarbeiterln- 
nen als auch für eh- 
renamtlich Aktive 
geeignet. Der Inhalt 
wird durch zahlrei- 
che Praxisbeispiele 
anschaulich ge- 
macht. Ein Schwer- 
punkt wird auf die 
Voraussetzungen für 
ein erfolgreiches 
Sponsoring gelegt. 

Briefe von mehr oder minder zweifelhaften rechtigung zum Ausstellen von ~ ~ e n d e n b e  

Cash coop 
- Netz für Finanzie 
rungswissen - 
Mokak. 4 

. 34112 Kassel 
0561/15791 

Gruppen, aber auch von so bekannten re- scheinigung ist für den Erfolg solcher Mai- 
nommierten Organisationen wie Greenpea- lings erforderlich. 



H. Knaup: 
Hilfe, die Helfer kom- 

men - Karitative Or- 
ganisationen im Wett- 
bewerb um Spenden 

und Katastrophen 
(München 1996, 

Beck'sche Reihe, 
181 S.) 

Heute tummeln sich 
immer mehr Organi- 

sationen auf dem 
Spende~narkt. die 

sich Konkurrenz ma- 
chen. Auch die Inhai- 
te der Arbeit sind im- 
mer stärker dem Kon- 
kunemdnick ausge 
liefert, so reiDen sich 
die Hiüsorganisatie 

nen um die Betreu- 
ung der Menschen 
bei Katastrophen 
Dieses Buch ver- 

schaift Klarheit. stellt 
aber wiederum viele 
Fragen und bleibt ei- 
ne Antwort schuldig: 
Wem kann ich noch 

spenden? 

R LangIF. Haunert: 
Handbuch 

SozialSponsoring 
(Weinheim 1995. 

Beltz-Verlag. 280 S.) 
Sponsoring beruht 

immer auf Gegensei- 
tigkeit, der Geldge- 
ber möchte im G e  
g-g Werbung 

oder andere Leistun- 
gen bekommen. Die 
macht das Sponse 
ring auch zu einem 

besonderen Reizthe 
rna im Urnweltbe 

reich. Jedoch liegt 
hierin für viele Orga- 
nisationen auch eine 

Chance. 

A. Toepfer-Akademie 
ökosponsoring - 

Werbestrategie oder 
Selbsiverspflichtung 
(1994, NNA in Schne 

verdingen. 14 S.) 
Berichte aus der Pra- 
xis, Dokumente von 
Umweltverbänden. 

die Leitlinien für ihr 
Verhalten festgelegt 
haben Leider fehlen 
kxitische Töne - die 

TeilnehmerInnen des 
Seminars sind An- 
hängerInnen des 

Geldilusses, denn ih- 
re Verbände sind gut 

im Geschäft. 

,O~O-S ponsoring Doch Ökosponsoring hat Haken und 
bsen, denn natürlich haben gerade die Fir- 

Spendenrnailings an Firmen können ne- men, die am meisten Dreck am Stecken ha- 
ben der einfachen Überlassung einer Spen- ben, das größte Interesse, mit Umweltgrup 
de durch das angesprochene Unternehmen pen zusammenzuarbeiten. Aiso Vorsicht! 
auch Weitergehendes zur Folge haben. Leider ist es so, daß diejenigen, die wirk- 

Unter dem Stichwort Öko-Sponsoring ver- lich umweltfreundlich produzieren, oftmals 
birgt sich ein besonders heikier und zu- am wenigsten Geld haben und am wenig- 
gleich verlockender Bereich der Finanzie - sten an .derartigen Kooperationen interes- 
rung. Denn hier entsteht eine Kooperation siert sind, weil sie selbst schon ein ausrei- 
auf Gegenseitigkeit mit absprachen und Ge- chendes Ökdmage haben. 
genleistungen Diese Kaqeration mit Wirt- Für alle Gmppen und Institutionen gilt: Es 
schaftsunternehmen bedeutet. d d  beide Sei- gibt nicht schlimmeres, als die Glaubwür- 
ten etwas davon haben. Die eine Seite Geld, digkeit zu verlieren. 
die andere Öffentlichkeitsarbeit bzw. Ima- 
gezuwachs. Aus Sicht eines Unternehmens Hier eine "Schwarze Liste" bedenklicher 
ist Sponsoring stets als Marketinginstniment Produkte/Unternehmen, mit denen Umwelt- 
zu verstehen. gruppen nicht kooperieren sollten: 

Sponsoring lohnt sich für diese nur, wenn 
damit ihr Image in bemg auf Umweltschutz - Zigaretten 
oder sozialer Mildtätigkeit aufgebessert - Alkohol 
werden kann und zudem in der öffentlich- - MineraläIkonzeme 
keit die Übernahme gtff8ellschaftlicher Ver- - KFZ und entsprechende Zeitschriften 
antwortung darzustellen ist. Natürlich geht . - Boulevardzeitungen u.ä. 
es in erster Linie um e h  erhtihte Akzeptanz - Fast-Food-Konzeme 
der angebotenen Produkte und Dienstlei- - Energieversorgungsunternehmen 
stungen und die Duychsetzung gegenüber - Großbanken, die im internationalen Wäh- 
Mitbewerberinnen auf dem Markt. rungsgeschäft stecken 

Dabei profitieren SpmorInnen von der - Chemieindustrie 
hohen Glaubwürdigkeit in Sachen Umwelt- 
schutz, über die Umweltgruppen verfügen. Sponsoringleistungen können neben fi- 
Umweltgruppen körnen über naripellen Spenden auch das Zurverfügung- 
die eigentliche f i n d d i e  stellen von 
Förderung hinauli ggf. 
auch von dem Renommd 
eines Unternehmens profi- 
tieren, deren Kundinnen an- 
sprechen und mit Inhaiten 
konfrontieren bis hin zu 
Einflußnahmen auf die Un- 
ternehrnenspolitik, auf Pr& 
duktpalette oder Fertigungs- 
weise. 

Meistens gehen dwn Spon- 
soring vieifältige vorbered- 
tende Gespräche, Verabreduh- 
gen und Vertrargsabsehiüsse 'Voraus. Zu r e  
geln sind neben hf ide l len  Modalitäten 
auch Maßnahmen d a  Public relations und 
im Sinne beider Seiten auch Grenzen des 
Einflusses und der öffentlichen ~rgentation. 

Dienstleistungen sein. So kann 2.B. die Über- 
lassung emer Computeranlage und die Ein- 
weisung in selbige Gegenstand eines Spon- 
soring sein. Das gemeinsame Ausschreiben 
von Wettbewerben, Verkaufsaktionen, bei 



denen ein Teilbetrag an die zu unterstützen- nen Anteil an die Kreis- bzw. ~andes-Öke Litera*: 

de Initiative geht, oder die Ausrichtung von fonds. Informationen gibt es beim jeweiligen Ökom: 

Veranstaltungen und Ausstellungen können Kreisverband der Partei oder bei Abgeordne Politische Ökologie 
- Spezial Fundrai- 

Sponsoringaktivitäten sein. ten. Im Zuge der fortschreitenden "Etablie sing für die Umwelt 

In der Regel wird eine finanzielle Gabe mit rung" der Grünen sterben die Ökofonds aller- (Ökom GmbH, Mün- 
chen) 

der ~räsenz des Sponsors und der Darstel- dhgs mehr und mehr aus. Die 60 wichtigsten 

lung der Förderung gegenüber der Öffent- deutschen Umwelt- 
stiftungen, die 30 

lichkeit quittiert. höchst dotierten 
deutschen Umwelt- 

Doch Sponsoring- preise, Tips in den 
vereinbarungen Bereichen Spenden- 

akquise, Sponse 
sind erheblich d e  ring. dies und vieles 

taillierter als dies mehr steht in dem 
Seiten starken A 4 

auf den ersten Heft. Checklisten 

Blick erscheinen und praktische Hil- 
fen zur Abrechnung 

mag. Sie müssen erleichtern zusätz- 
iichdenDurchblick 

nach professio- im Finm.dickicht. 

L nellen Gesichts- Das Heft ist, obwohl 
die vorliegende er- 

punkten abge  ste Auflage schon 

fai3t und juri- ein paar Jahre auf 
dem Buckel hat, 

stisch einwandfrei noch im Wesentii- 

ausfailen. Klare ver- chen aktuell. 

tragliche Rege M. Haibach: 
Fundraisjng - Spen- lungen soliten den, Sponsoring, 

daher über Inhalt, Konditionen und Laufzeit Stiftungen (Frank- 
M 1996, Campus 

der Partnerschaft bestehen. ES ist sicherzu- Fördermitgliedschaf ten 

b 
Verlag, 230 S.) 

stellen, dai3 die Autonomie des gemeinnützi- Die Autorin zeigt, 
wie sich Spender als 

gen Partners, nicht nur im finanziellen Sinne, Eine nicht zu vernachlässigende Einnah- Geldgeber für Frau- 

gegenüber dem kommerziellen Partner Acht enprojekte, Jugendi- 
mequelle stellen Mitglieds- und Förderbeiträ- ~tiativen, Umwelt- 

verloren geht. Denn in dem Moment, in dem ge dar. insbesondere Leute, die selber nicht projekte. Sozialorga- 

die Vorteile des Unternehmens gegenüber nisationen und Kul- 
aktiv werden wollen oder können, sind turprojekte finden 

denen der geförderten initiative überwiegen, oftmals bereit, durch einen Monats- oder Jah- lassen. Sie steiit gän- 
gige Fundraising- 

besteht für letztere die Gefahr, ihre Gemein- resbeitrag die "gute Sache" zu unterstützen. Methoden vor und 
nützigkeit aufs Spiel zu setzen. Wichtig ist, Leute, die nicht so gut bei Kas- gibt es Vielzahl von 

L 
sinnvollen Tips. 

Inzwischen haben sich auch einige Agen- se sind, nicht von aktivem Engagement aus: 
turen auf das Vermitteln von Sponsoren s p e  zuschließen. Eine Trennung von aktiver und 
zialisiert. Gegen Provisionen vermitteln sie fördernder Mitgliedschaft in der Satzung ist 
Geldgeber an engagierte Gruppen. Neben daher ein bewährter Weg. Aktive Mitglieder 
der Kontaktaufnahme mit Firmen werden zahlen bei diesem Modell meistens einen g e  
meistens auch Sponsoringkonzepte und die ringen Beitrag, während es für Fördermit- 
entsprechenden Verträge erstellt. gliedschaften gestaffelte höhere Beiträge 

gibt, z.B. können SchülerInnen, Wehrdienst- 
leistenden, Studentinnen und Rentnerinnen 
niedrigere Beitragssätze eingeräumt werden. 

g r 2 z ; D i e  Grüne. haben in einigen 
Neben natürlichen Personen sollte auch 

für juristische Personen (ünternehmen, Ver-' 
Landkreisen und Bundesländern eine Finan- eine, Kommunen etc.) eine Mitgliedschaft 
zierungsei~ichtung für projektbezogene Ini- 
tiativarbeit geschaffen. Einige Grünen-Abge 
ordnete lassen sich nämlich nicht die sonst 
beachtlichen Abgeordnetendiäten komplett 
auszahlen, sondern spenden automatisch ei- 

möglich sein, deren Beitrag kann ruhig höher 
ausfailen. Bei manchen "gröi3eren Beantra- 
gungen" kann es sich sehr positiv auswirken, 
wenn vom antragstelienden Verein auf die 
Mitgliedschaft der Stadt X, des KreisesY 



Finanzen "=E 
oder der Schulen Z verwiesen werden kann. 
Auch die Entscheidungsstruktur laßt sich 
über Bestimmungen für aktive und fördern- 
de Mitgliedschaften in der Satzung differen- 
zieren. Siehe Kapitel 1, "Organisation". 

Zweckertragsmittel 
b 

Die Sparkassen- und Giroverbände schüt- 
ten aufgrund ihrer Satzung Gewinne an g e  
meinnützige Organisationen aus. Ailjährlich 
werden sogenannte Zweckerträge an regio- 
nal ansässige Vereinen übergeben, die zuvor 
einen Antrag gestellt haben oder auf die die 
Bank von sich aus aufmerksam geworden 
ist. Die Gelder sind nicht zweckgebunden 
und können frei verwendet werden. 

Es empfiehlt sich, bereits wenn es um die 
Einrichtung einer Bankverbindung geht, bei 
den entsprechenden Kassen schriftlich oder 
persönlich vorstellig zu werden und Bedarf 
anzumelden. Im allgemeinen macht es sich 
sehr gut, der Bank ein bestimmtes ~rojekt 
vorzustellen, und auf eine Finanzlücke hinzu- 
weisen. Voraussetzung für eine derartige 
Förderung ist eine Geschäftsbeziehung, d.h. 
ein Konto. Zudem soiite in Gesprächen um 
eine kostenlose Kontofühning ersucht wer- 
den. Oftmals bestehen Möglichkeiten, sich 
kostenlos Überweisungsträger erstellen zu 
lassen sowie diese in den Geschäftsräumen 
auslegen zu lassen. 

Banken bieten sich auch ais Sachspender 
an (siehe entsprechender Abschnitt). Ausge- 
dientes Mobiliar und kleine Werbegeschen- 

etc.) lassensich im Rahmen von ohnehin lau- 
fenden Gesprächen auch noch "erbetteln". 
Auch zur Präsentation von Ausstellungen 
und für Tagungen verfügen die Banken und 
Sparkassen über attraktive Räumlichkeiten. 
Manche regionalen Sparkassen haben re- 
gionale Stiftungen gegründet, die (evtl. auch 
mit einem inhaltlichen Schwerpunkt) Initiati- 
ven vor Ort, in einer bestimmten Region 
oder in einem Bundesland fördern. Richtlini- 
en für eine Beantragung sind meistens bei 
der Hauptfiliaie zu bekommen. 

pochspenden Viele nützliche Dinge lassen sich ohne di- 

rekten Geldeinsatz besorgen. Ausgediente, 
aber noch intakte Möbel stehen 2.B. in fast 
jedem Firmen- und Behördenkeller. Das glei- 
che gilt für Biirogeräte und Biiromaterialien. 
Auch EinzelhändlerInnen sind oftmals dafiir 
zu begeistern, ihre "Ladenhüter" einem sinn- 
vollen Zweck zur Verfügung zu stellen, ins- 
besondere dann, wenn sie irn Gegenwert der 
Sachspende eine Spendenbescheinigung für 
das Finanzamt erhalten. 

Bücher müssen nicht gekauft werden, 
sondern können als "Rezensionsexemplare" 
bei den Verlagen direkt bestellt werden und 
werden als Gegenleistung in eigenen Publi- 
kationen in einem kurzen Text besprochen. 
Ein Tip noch: Die großen überregionalen 

J 
Firmen sind leider bereits weitestgehend ab 
gegrast. Bei ihnen haben sich zu viele Grup 
pen gemeldet. Aber vielleicht gibt es einen 
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Finanzen @ 

"Eigeviwirtschaf tii- 
che" Firianzquellen 

,Eigene Publikationen 

Gerade in kommunalen Zusammenhängen 
lassen sich für eigene Publikationen wie zum 
Beispiel Jaheshefte, Rundbriefe oder Initia- 
tiv-Zeitschriften relativ einfach Anzeigen ak- 
quirieren. Bei inhaltlich und optisch interes- 
santen Produkten lassen sich zudem oft- 
mals Verkaufseinnahmen erzielen. 

Bei der Anzeigenakquise sollte; wenn die 
Initiative dem potentiellen Anzeigenkunden 

L noch nicht bekannt ist, der gemeinnützige 
Charakter unterstrichen werden. Insbeson- 
dere Geschäftsleute, die in "'verwandten" Be- 
reichen tätig sind (Fahrräder, Bie oder Na- 
turkost, etc.), lassen sich mit dem Argument, 
einen besonders guten Zugang zu deren Ziel- 
gruppe bieten zu können, oftmals als Anzei- 
genkundeInnen gewinnen. 

Voraussetzung für die Anzeigenakquise . 
sind möglich& genaue Vorstellungen über 
das Produkt. Anhand von Druckereiangebo- 
ten und weiteren Kosten soiite eine Kaikulati- 
on erstellt werden, die je nach Anspruch auf 
Kostendeckung, ggf. sogar auf Gewinn aus- 
gerichtet ist und einen Seitenpreis bzw. den 
Preis für eine halbe oder viertel Seite, für ei- 
ne Spalte ermitteln hilft. siehe Kapitel 12, 

L 

"Zeitung machen". 

. 'Infostände 

P Auch über Infostände bei Stadtfesten, auf 
dem Weihnachtsmarkt, am Rande von Veran- 
staltungen oder (nach vorheriger Anmeldung 
beim Ordnungsamt) einfach so in der Innen- 
stadt lassen sich Gelder einnehmen. 

Sie stellen allerdings eine vergleichsweise 
aufwendige Geldeinnahmequelle dar, die 
aber positive Nebeneffekte hat: So kann nun 
einen direkte Öffentlichkeitsarbeit geleistet 
werden, indem Informationen an interessier- 
te BürgerInnen weitergegeben werden, nun 
anderen lassen sich Bekanntschaften knüp 
fen und auffrischen, ggf. sogar Aktive für die 

Neben dar puren Information sollten auch 
Dinge am Infostand zu finden sein, die die 
Aufmerksamkeit der Passantimen erregen. 
Dies können interessant gestaltete Ausstel- 
lungstafeln genauso sein wie z.B. Stra~en- 
theatei oder thematische Anschauungsoh 
jekte, (z.B. ein Solarkocher 0.ä.). Der Phanta- 
sie sind hier keine Grenzen gesetzt (siehe 
Kapitel 1, "'Aktionsformen"). 

Irn Gespräch können Fördererlinnen ge- 
worben werden, auBerdem lassen sich Publi- 
kationen, Gebasteltes und Gebackenes etc. 
verkaufen oder gegen Spende abgeben. Pas- 
santInnen lassen sich eher bewegen, etwas 
zu bezahlen, wenn ihnen mitgeteilt wird: "Ko- 
stet nichts, aber wenn Sie uns vielleicht eine 
Spende machen wollen". Spendenbüchse und 
ausreichend Infoblätter über die eigene 
Gruppe dürfen nicht fehlen. Details über Ein- 
schränkungen (Lebensmittelhygiene, Han- 
delsbeschränkungen etc.) sind mit Veranstal- 
terimen oder zuständigen Ämtern abzuklä- 
ren.' Infostände kosten Zeit und Geduld, sind 
aber eine der effektivsten Möglichkeiten, 
Kontakt zur Öffentlichkeit herzustellen. 

r 
Spendenbüchsen sind bei Gemeinde oder , 

Stadtverwaltungen ausweihen und können 
z.B. in Einzelhandelsgeschäften aufgestellt 
werden. Voraussetzung für einen Erfolg ist 
hier allerdings ein gewisser Bekanntheits- 
grad. Es empfiehlt sich, neben Spendenbüch- 
Sen auch ein paar Informationsblätter über 
die dahinterstehende Gruppe ausnilegen. 

. Gelder von Verbänden 

V Wenn aiie anderen Möglichkeiten ausge- 

schöpft sind, können auch die ortsansässi- 
gen Verbände angesprochen werden. Doch 
sollte mensch sich darüber im klaren sein, 
dai3 hier nur Gelder umverteilt, nicht aber 
neue Gelder "für die gute Sache" erschlossen 
werden. Bei ailen Spenden und Zuschüssen, 
auch von nahestehenden Organisationen, 
sollte die Gefahr, die Unabhängigkeit zu ver- 

Gmppe anwerben. lieren, berücksichtigt werden. 



Grundlage jeder initiative zur Geldbe- 
schaffung ist natürlich eine "ordentliche", 
überschaubke Kassenfühnuig, damit jeder- 
zeit ermittelbar ist, wievlel Geld der Gruppe 
zur Verfügung steht bzw. wann spätestens 

ankverbindung 

Besteht eine initiative längerfristig und 
hat sie zum Beispiel auch einen Träger- 
verein gegründet, ist es sinnvoll, auch ein ei- 
genes Girokonto bei einer Bank oder Spar- 
kasse einzurichten. Aus ökologischer und 

wieder Zuschüsse oder Spenden organisiert sozialer Si& sind Sparkassen oder Volks 
werden müssen. Vereine sind gesetzlich so- und Raseisenbanken empfehlenswert, die 
gar verpflichtet, Belege über Einnahmen nach dem genossenschaftlichen Prinzip ar- 
und Ausgaben aufzubewahren und sie so zu beiten, ihre Überschüsse an gemeinnützige 
verwalten, daß ein/e ~ußenstehende/r pro- initiativen verteilen müssen, und nicht in das 
blemlos die f@anzidlenVerhältnisse daraus internationale ausbeuterische Währungsge- 
erkennen kann. schäft verstrickt sind. Ansonsten 

kommen noch die Ökobank in 
Frankfurt oder die Postbank in 

Frage. Hierbei ergibt sich 

Banken bedienen 

Ein Verein muS laut Bürgerlichem Gesetz- 
buch im geschäftsführenden Vorstand ei- 
ne/n Kassenwa(ä)rtin w;.lhlen. Es ist jedoch 
anstrebenswert, daß Ach mehrere Leute für 
die Finanzen verantwortlich fühlen und den 
Überblick behalten. Es wird von keinem eh- 
renamtlich arbeitenden Verein erwartet, dai3 
er einen übertriebenen Aufwand für die Fi- 
nanzbuchhaltung betreibt. 

Buchhaltung ist aber wichtig, 
1. um dem Finanknt am Jahresende eine 

Einnahmen- und Ausgabenübersicht zu 
schicken, anhand deren es die Gemein- 
nützigkeit überprüft 

2. GeldgeberInnen einen Nachweis zu er- 
bringen, was mit ihrem Zuschuß gemacht 
wurde 

3. selbst einen überblick zu haben und Aus- 
gaben besser zu planen bm.  sogar einen 
Jahresetat für verschiedene *Geschäfts- 
bereiche" aufzustellen. 

niken und bieten Homebanking per Compu- 
ter oder Telefonbanking an, so da5 die Geld- 
verwaltung bei "normalen" Vorgängen im- 
mer leichter wird. 

Ein Verein mui3 die Satzung sowie den 
Auszug aus dem Vereinsregister vorlegen, 
wenn er ein Konto eröffnen will. Gut ist auch 
die Bescheinigung' über die Gemeinnützig- 
keit, da viele Banken gemeinnützigen Verei- 
nen Kontogebühren erlassen. Zugriffsbe 
rechtigt sind die Vorstandsmitglieder, dar- 
überhinaus können aber auch andere Mitar- 
beiterInnen bevollmächtigt werden, Geld 
abzuheben oder zu überweisen (Personal- 
ausweh nötig). Hierbei ist festzulegen, über 
welche Betrage ein/e Einzelne/r verfügen 
darf und ab welcher Summe eine zweite Un- 
te rs~& nötig ist. 

Die meisten Banken haben extra für sol- 
che " G e ~ ~ k o n t e n ' '  kurze Kontonum- 
mern. die leicht einprägsam sind. 



Will der Verein Mitglieds- oder Förderbei- 
träge per Einzugsermächtigung von den Kon- 
ten der "Zahlungspflichtigen" abbuchen, mu8 
mit der Bank ein Vertrag gemacht werden. 
Dies muß aber nicht gleich bei der Eröffnung 
des Kontos geschehen. 

Auf jeden Fall gilt es aber, etwaige Zusatz- 
kosten für diese Buchungen zu berücksichti- 
gen. Formulare zur Einzugsermächtigung, 
die die Zahlungspflichtigen unterschreiben 
müssen, hält die Bank bereit. 

L cer:::m Konto ist immer auch .ine 
Barkasse nötig, um die laufenden Ausgaben 
zu decken. Am sinnvolisten ist es, wenn 
der/die Kassenverantwortliche immer einen 
gewissen Geldbestand bereit hält und denje 
nigen, die für die Initiative oder das Projekt 
Ausgaben hatten, die Kosten erstattet. 

Aber: Kein Geld ohne Quittung, sonst gibt 
es ein groi3es Durcheinander! Der Kassen- 
mensch sollte nicht auch noch Quittungen 
hinterherlaufen müssen. Geld im voraus für 
bestimmte Ausgaben an eine/n Mitarbeiter 
weiterzugeben, ist riskant: Das Vertrauen 
muß gut sein und Zusammenarbeit mui3 sehr , 

gut funktionieren, damit zwischen Belegen 
und Geldbestand keine Differenz entsteht. 

)Belege Ein Kassenbon ist normalerweise keine 

ausreichende Quittung für Barausgaben. Auf 
der Quittung müssen mindestens der Betrag, 
den Ausstellungsort, das Datum, der Verwen- 
dungszweck und die Mehrwertsteuer ausge 
wiesen sein. Handschriftliche Belege müssen 
unterschrieben sein und ebenfalls obenste 
hende Angaben enthalten. Computerkassen 
drucken giiltige Quittungen - auch ohne Un- 
terschrift. Gültige Belege sind ferner Post- 
quittungen und Bahn- und Busfahrscheine, 
auch wenn die oben genannten Bedingungen 
nicht zutreffen. Für Quittungen aus Restau- 
rants, Cafes etc. gilt, da5 die Speisen und G e  
tränke im einzelnen aufgelistet sein müssen 
und auf der Rückseite Platz ist, um auszufül- 

len, wer warum bewirtet wurde. Für Einnah- 
men in die Barkasse kann der Kassenmensch 
selbst eine Eingangsquittung schreiben, 
dafür gibt es Formblätter. Natürlich kann der 
Verein an jemanden, der etwas bezahlt, auch 
eine Quittung ausstellen. Dann ist die Durch- 
schrift der Einnahmebeleg. 
Für Iherweisungen vom Konto gelten als 

Beleg gemeinsam die Rechnung, die Durch- 
schrift des Überweisungsträgers und der 
Kontoauszug. Es mui3 also alles aufbewahrt 
werden. Ais "Beweis", daß eine Rechnung b e  
zahlt wurde, kann die Bank auch einen Stem- 
pel "Überweisungsauftrag erhalten am ..." auf 
selbige drücken. 

Natürlich kann eine Initiative auch selbst 
Rechnungen ausstellen. Steuern dürfen nur 
ausgewiesen werden, wenn der Verein tat- 
sächlich Umsatzsteuer abführt (sehr selten), 
sonst muß aber vermerkt werden, dai3 keine 
Umsatzsteuer enthalten ist. Rechnungen dür- 
fen nicht unterschrieben werden, sonst könn- 
te der/die EmpfängerIn 'Betrag dankend er- 
halten" dazu schreiben und so eine Barquit- 
tung vortäuschen Vor Gericht besteht dann 
keine Chance, das Geld einzuklagen. 

Verwaltung von Belegen b ' Natürlich können alle Rechnungen und 
Quittungen in einen großen Karton gepackt 
werden, um sie am Jahresende oder dann, 
wenn ein Zuschuß abgerechnet werden muß, 
zu entstauben und zu sortieren. Praktischer 
ist es aber, zumindest die Belege übersicht- 
lich und nach Datum geordnet abzuheften. 
Darüberhinaus ist ein Kassenbuch oder ein 
Computerprogramm sinnvoll, um die einzel- 
nen Vorgänge übersichtlich aufzuiisten und 
den aktuellen Geldbestand zu ermitteln. Dies 
kann je nach Aufwand und Geldflüssen 
wöchentlich oder nur einmal im Monat aktua- 
lisiert werden. Ein Aktenordner für die Bele 
ge reicht in der Regel aus. 

Ein Beispiel für eine Ordneraufteilung: 
- A-cbnuagem iuibexaklt: hier 

werden alle Durchschriften von Rechnun- 
gen abgeheftet, die der Verein oder die In- 
itiative an Dritte gestellt hat. So kann regel- 



mäaig überprüft werden, wer bezahit hat 
- und wer noch nicht. 
- -e: hier 

werden Rechnungen "zvwischengelagert", 
die noch nicht bezahit werden, weil das 
Zahlungsziel weitgesteckt ist oder noch ir- 
gendwelche Reklamationen natig sind. 

ners umgeheftet. Werden viele Ausgangs- 
rechnungen gestellt, kann diese Rubrik al- 
phabetisch unterteilt werden, um die 
Rechnungen entsprechend zuzusortieren. 
So läßt sich genau erkennen, wieviele' 
Rechnungen über welche Beträge an wel- 
che/n EhpfängerIn gestellt wurden. 

Doppelte Bllchfühnuig: 
Umkehrung von Soll 
7 und Haben 7 , 'Unterkonten' ' I 

Votteii: zum Jahresab8cbiu6 I& aich leicht ~ezkennwi. wkviel Spenden zB. insgeaemt elngagmgm sind. wieviel Telefongebiken bezahlt wurden, ... 

Doppelte BuchHüuung: 
ümkahrung von SOU 'Unterkonten' 
7 und Haben 7 - geimmt nach Soll und Haben 1 

Nachteil Zuwemngni dem-(~n schwierig; zB B~omakuial- eilgemefne Gebmchsgqenstände oder für ein bestimmtes Projekt 
Vorteil. meckgebunäem ZiischP.se/ Speadensmd ganau zuzuordnen; immer fmersicht mö@h wieviel Geld ein bestuNntes Projekt gerade hat 

- R~~~~~ bemBhw: Sind 
die Forderungen auf dem Konto oder in 
Barkasse eingetroffen, wird dies auf dem 
Durchschlag (der Kopie) der Ausgangs- 
rechnung vermerkt (ggf. mit . Zahidatum 
und Nummer des Kontoauszugs oder des 
Barbelegs) und selbige innerhalb des Ord- 

- at--.c---hbunpa baPabU: Glei- 
ches P-p wie bei den Ausgangsrech- 
nungen; wurde eine Rechnung bezahlt 
(Stempel von der Bank "Überweisungsauf- 
trag erhalten am ..." ist hilfreich), kann 
darauf die Aumgsnummer und das Da- 
fum vermerkt werden Es empfiehlt sich 



auf jeden Fa, eine alphabetische Untertei- 
lung vorzunehmen. Denn an eineIn be  
stimmteIn EmpfängerIn erinnert mensch 
sich leichter als an das Datum, an dem die 
Rechnung gestellt oder bezahlt wurde. 
Barkasse: Für jeden Monat können auf je 
einem Heftstreifen die Barbelege abgehef- 
tet und pro Monat durchnurneriert werden, 
also 514 für den vierten Beleg im Mai usw. 
A- Gleiches Prinzip wie för die 
Barbelege. Aus Platzgründen empfiehlt 
sich aber ein extra Ausmgshefter oder ei- 
ne extra Ordner. Die Auszüge der letzten 
Wochen können aber ebenso wie die aktu- 
ellen Barbelege auf Heftstreifen im Ordner 
vorne eingeheftet werden, um mal nachzu- 
schauen, wieviel Geld auf dem Konto ist. 
Buchuag&eddte: Werden Konto und 
Barkasse mit dem Computer verwaltet, 
können sogenannte Buchungsbenchte aus- 
gedruckt werden, die monatlich eine Über- 
sicht über Ausgaben und Einnahmen g e  
ben. Ansonsten können hier Jahresab 
schlüsse 0.ä. abgeheftet werden. 

$lir:enz:ge gut (vor allem nach Da- 
tum) sortiert, ist schon die Hälfte aiier An- 
strengungen bei der Buchfthung erle$gt. 
Nun gilt es, die einzelnen Einnahmen oder 
Zahlungen übersichtlich aufzulisten. 

Sind nur ein paar Buchungen pro Monat zu 
tätigen, kann die Kasse auf dem Papier g e  
führt werden. Dafür gibt es spezielle Kassen- 
bücher (ein paar Blätter Papier reichen 
eventuell auch). Es ist sinnvoll, die Bewegun- 
gen auf dem Bankkonto und in der Barkasse 
auf verschiedene Sach- bm.  Unterkonten zu 
verteilen, aus welchen sich leicht erkennen 
läßt, wieviel Geld ein Arbeitsbereich oder 
die Portokasse gerade hat. Das genügt als 
Grundlage für eine einfache "~innahmeüber- 
schußrechnung", die bei kleineren Initiativen 

' auch von allen Finanzämtern als Abschlui3 
akzeptiert wird. Eine "Doppelte Buchfüh- 
m g " ,  wie sie Gewerbebetriebe machen, ist 
noch um einiges komplizierter. Wo mit 
grofien Summen hantiert wird, oder G e  
schäftsbetriebe bestehen, kann sie sinnvoll 

werden. Es soilte sich dann entweder ein/e 
Buchführungskundige/r finden, oder jemand 
sich durch entsprechende Bücher oder die 
Teilnahme an einem Buchführungskurs (bei 
der Volkshochschule) kundig machen. 

Im Kassenbuch sollte es eine Spalte für ei- 
ne Buchungsnummer (bei Kontoauszügen 
identisch mit der Nummer des Auszugs), ei- 
ne Spalte für das Datum G d  eine für den Ver- 
wendungszweck geben Bankkonto und Bar- 
kasse bestehen aus zwei Spalten, einer Ein- 
nahmen- und einer Ausgaben-Spalte. Bei den 
Sachkonten ist das genauso. Jede Buchung 
besteht also aus einer Buchung in Kasse b m  
Konto und einer Buchung auf ein Sachkonto. 
Werden Gelder vom Konto in die Barkasse 
gebracht, so sind sie beim Konto als Ausga- 
.ben ('mertrag in die Barkasse"), bei der Bar- 
kasse als Einnahme ("Übertrag vom Konto") 
zu verzeichnen und umgekehrt. 

Buchführung mit dem Computer 

b Inzwischen gibt es zahlreiche Computer- 

Programme, mit welchen Buchfühning w e  
sentlich vereinfacht wird. Wenn ein Beleg 
erst später eingereicht wird, ist es kein Pro- 
blem, ihn noch in die zeitliche Reihenfolge 
einzufügen. im Prinzip werden hier wie in ei- 
nem Journal Unterkonten eingerichtet. Die 
Barkasse, die Bankkonten oder verschieden- 
artige Aniagekonten können einzeln oder als 
Gesamtes verwaltet werden. Der Computer 
rechnet eigenständig die Summe der einge 
gebenen Ein- und Ausgaben aus, erstellt Bu- 
chungsübersichten, Einnahmen- und Ausga- 
benbenchte oder auch Steuerberichte. Diese 
Programme sind meistens auch für Home 
banking geeignet. 

,Abschreibung 

Schafft ein Verein Wirtschaftsgüter im 
Wert von über 800,- DM an (zum Beispiel 
Computer) oder kauft er sogar Grundstücke 
oder Gebäude, muß dies in einem Anlagever- 
zeichnis als Übersicht über das Vermögen 
des Vereins erfa5t werden. Wenn diese Wirt- 
schaftsgüter langfristig dem Vereinsmeck 



dienen, muß ihr Wert auch in der Buchfüh- 
rung längerfristig auftauchen. Dabei wird 
dem Wirtschaftsgut eine fiktive Nutzungs- 
dauer zugrunde gelegt (2 bis 5 Jahre), und 
die Kosten (Nettobtrag) können in dieser 
Laufzeit "abgeschrieben" werden. Für die 
Jahresbilanz heißt das, dai3 hn, Jahr der An- 
schaffung nicht der gesamte Kaufpreis, son- 
dern nur die erste Abschreibungsrate (und 
der bezahlte Mehrwertsteuerbetrag) als Aus- 
gaben gerechnet werden. Zu 'berücksichti- 
gen ist, da5 bei Anschaffungen im zweiten 
Halbjahr nur die Häifte der efsten Abschrei- 
bungsrate gerechnet werden darf. Eine Spal- 
te sollte als Rubrik "Abgang" geführt werden, 
falls das Wirtschai'tsgut verkauft wird. Nach 
Ende der Nutzungsdauer und kompletter A b  
schreibung bleibt noch ein ideeller Wert von 
1,- DM für das jeweilige Wirtschaftsgut. 

Jahresabschluß 

Der Jahresabschluß stellt die Gesamtsum- 
me der getätigten Einnahmen und Ausgaben 
während eines GescMsjahres gegenüber, 
unterteilt nach Verwmdungmecken. Er- 
gebnis des Jahreskassenabschiusses ist der 
~innahmeüberschuß, der sich aus den Ein- 
nahmen- und Ausgaberechnungen des ideel- 
len Bereichs, der Vermögemverwaltung und 
der wirtschaftlichen Geschäfts- und Zweck- 
betriebe ergibt. Dieser Abschluß mui3 formal 
der Mitgliedenrersammlung vorgelegt wer- 
den. Zuvor muß die Buchhaltung von den 
KassenprüferInnen geprüft worden sein, da- 
mit der Vorstand entlastet werden kann. Der 
Jahreskassenabschiuß ist zusammen mit ei- 
nem Tätigkeitsbencht beim Finanzamt ein- 
zureichen (siehe Kapitel I, "Organisation"). 

. Steuererklärung 

Alle drei Jahre überprüft das Finanzamt 
die Gemeinnützigkeit eines Vereins. Dafür 
will es eine Steuererklaning haben. Wenn 
die Buchführung übersichtlich ist und schon 
den Anforderungen des Finanzamtes ent- 
sprechend ausgerichtet ist (ideeller Tätig- 
keitsbencht und ~ c h a f t i i c h e r  Geschäfts- 

betrieb), ist es nicht schwer, die Formulare 
ausnrfülen. Gemeinnützigen Zwecken d ie  
nende Vereine sind steuerbegünstigt. Für 
den ideellen Bereich und im Zweckbetrieb 
fallen keine Körperschafts- oder Gewerbe 
s t e u e d u n g e n  an, im Geschäftsbetrieb 
nur dann. wenn die Einnahmen im Kalender- 
jahr 60.000,- DM übersteigen. Umsatzsteuer- 
pflichtig ist ein Verein nur, wenn er einen 
größeren Geschäftsbetrieb hat (aktuelle 
Grenzen weiD jedes Finanzamt). Einnahmen 
im Geschäftsbetrieb unterliegen dann der 
regulären Umsatzsteuer, Einnahmen im 
Zweckbetrieb immer dem ermäßigten Satz 
von derzeit 1%. Dafür kann für ~usgaben im 
Zweck- und Geschäftsbetrieb Vorsteuer ab- 
gezogen werden. Vereine, die unter den 
~ r e r k e n  liegen, können "freiwillig" umsatz- 
steuerpflichtig werden. Manchmal ist das 
günstiger, wenn auf viele Einnahmen nur er- 
mäßigte Umsatzsteuer erhoben wird. Wer 
die Wahl hat, solite sich also irn voraus über- 
legen, ob er einen Geschäftsbetrieb inner- 
halb des Vereins führt. 

Angeh Hübsch 
&TimoSchadt 
c/o Projektmanagement Ökologie 
Hersfelder Str. 3,36212 Niederaula 
Te1.-0682!3/919295, Fax 919296 
eMail: pr_oek~uis.insider.org 



-A ktioms 

- 
WMtz als Job 

Auf eigenen Füssen sfehen 
Da zuletzt wirtschaftliche Strukturen und ökonomische Macht für Umweltzer- 
Störung verantwortlich sind und politische Arbeit immer auf Geld angewiesen ist, be- 
deutet politische Arbeit in der Praxis of t  auch Auf bau von ökonomischen Projekten. 
Mensch denke nur an Handelsorganisationen fü r  fair  gehandelte Dritt-Welt-Produk- 
t e  oder Naturkostläden. Aber wirtschaftliche Teile politischer Projekte müssen gar 
nicht solche Dimensionen haben. Viele solche Betriebe sind aus politischen Gruppen 
entstanden. Wer aber eine Betriebsgründung in Angriff nehmen will, ist  auf weiter- 
führende Literatur und intensivere persönliche Beratung angewiesen. 

Ökonomischen Projekten, die in einem größeren Rahmen alternative Wirtschafts- 
strukturen schaffen wollen (Food-Coop's, Tauschringe), ist  in dieser Mappe ein eige- 

L nes Kapitel gewidmet (16). Hier geht es vor allem um kleinere wirtschaftliche Berei- 
che in vorwiegend politischen Projekten, die die Arbeit finanzieren und gegebenen- 
falls Aktivistinnen ermöglichen sollen, einen Teil ihres Lebensunterhalts durch ihr 
Engagement zu bestreiten. 

Warum 
unabhängig sein? 

.Abhängigkeit vom Staat 
b 

Viele Projekte und Umweltinitiativen wer- 
den in ihrer Krbeit durch staatliche Stellen 
gefördert. Durch solche Förderungen werden 

um so größer, je kleiner und überschaubarer 
die politische Ebene ist. Wer aus dem Ju- 
gendtopf der EU Geld bekommt, bekommt 
wahrscheinlich keine Probleme, wenn er sich 
gegen die EU-Agrarpolitik einsetzt. Auf kom- 
munaler Ebene sieht das schon ganz anders 
aus. Neben Spenden und ~ e l d e r n  von Privat- 
stiftungen sind selbst erwirtschaftete Gelder 
eine wichtige Finanzquelle, um die Abhän- 
gigkeit vom Staat zu verringern. viele Initiativen zwar erst möglich, geraten 

aber gleichzeitig in Abhängigkeit. Gerade 
L wo "Staatsknete" nicht nur in konkrete Projek- 

te, sondern auch in den Strukturerhalt fließt, I' Feierabend~mwelt~ch~tz" 
scheitern viele Projekte, wenn der Geldhahn 
"zugedreht" wird In Zeiten leerer öffentlicher b Die zeitlichen Möglichkeiten, sich poli- 
Kassen haben viele Proj tisch zu engagieren, stoßen schnell an ihre 
fen. Besonders prekär wird Grenzen, wenn die Umweltgruppe reine "Fei- 
die Lage da, wo f inwel le  rabendtätigkeit" neben einer festen An- 15.: 
Abhängigkeit von Staatsgel- stellung oder einem Betrieb ist. Für sie 

1 

dem politische Abhängigkeit Menschen wird es zum eklatanten 
schafft. Wer sich politisch enga- derspruch, acht Stunden am 
giert, versucht Sn vielen Fäilen, Tag in einem Betrieb zu arbeiten 
Druck auf staatliches Handeln - der womöglich nicht einmal 
auszuüben - daran haben den eigenenpoiitischen und se 
natürlich gerade die Politik8 palen ~ p r ü d w n  genügt - und 
r h e n ,  die gerade "am Ruder" sind, am Abend dann* den Erhalt un- 
am wenigsten Interesse. Die aber serer Umwelt zu kämpfen. Der 
können letztlich über die Vergab ch ist verständlich, 
von Zuschüssen entscheiden. [ aus etablierten Arbeits 
Diese Form von Druck wird strukturen "auszustei- 
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gen" und zumindest teilweise seinen Lebens-' 
unterhalt auch durch umweltpolitische Ar- 
beit zu bestreiten.  eich ist dabei wohl kaum 
jemand geworden, aber "bezahlte" Bereiche 
in politischen Projekten können Freiräume 
für Engagement und selbstbestimmtes L e  
ben sichern helfen. Oft sind solche Bereiche 
auch schon zu "Keimzellenu für die Grün- 
dung qternativer Betriebe geworden. 

Kommerzielle Bereiche 

b In vielen Bereiqhen können politische Pro- 

jekte Leistungen für Geld anbieten, um da- 
mit selbst Finanzmittel zu erwirtschaften. 
Der Phantasie sind wenig Grenzen gesetzt. 
Im Ruhrgebiet hat z.B. eine Umwelt-Jugend- 
gruppe begonnen, Obst von natmah bewirt- 
schafteten Streuobstwiesen zu ernten und 
von den Bauern aufnikaufen und daraus in 
einer Mosterei extra Saft mit eigenen Etiket- 
ten pressen zu lassen. Der Saft wurde von 
der Jugendgruppe über Stände auf Stadtfe 
sten, eine FoodCoop (siehe Kapitel 16, "L@ 
cal economy") und einige Bioläden vennark- 
tet. Für die Bauern eine Motivation, die öko- 
logisch wertvollen Obstwiesen zu erhalten 
und zu pflegen und gleichzeitig eine Finanz- 
quelle für die Krbeit der Gruppe. 

' 

Die folgende Aufstellung über typische 
wirtschaftliche Bereiche in politischen Pro- 
jekten soll lediglich Anregungen geben. 

6:i: lgabe einer eigenen z e i t i g  ist 
für viele Initiativen politisch wichtig, gerade 
da, wo die etablierten Medien in einer Stadt 
mit der Politik verflochten sind und "partei- 
isch" berichten. Eine eigene Zeitung macht 
viel Arbeit, ist aber gut organisiert oft ein 
Überschußgeschäft. Zeitungen zu verkaufen 
lohnt meist nicht, es ist mühevoll, immer rela- 
tiv kleinen Beträgen hinterherlaufen zu müs- 

sen. Daher ist zu überlegen, ob Läden und 
Personen, die verkaufen, die Erlöse behalten 
dürfen - das macht wenig Arbeit und schafft 
mehr Motivation zum Verteilen als kostenlo- 
se Auslage. 

Die wichtigste Finanzquelle sind Anzei- 
gen. Die reinen Druckkosten sind relativ 
s chnd  abgedeckt. Für lokale oder bundes- 
weite Publikationen lassen sich relativ leicht 
AnzeigenkundInnen finden, während landes- 
weite oder regionale Medien schwierig zu fi- 
nanzieren sind. Für örtliche Läden ist der 
Einzugsbereich zu groß, für große Firmen ist 
das Medium zu unbedeutend. Weiteres zum 
Thema Anzeigen und Tips zur Veröffentli- 
chung einer eigenen Publikation stehen im 
Kapitel Zeitung machen" (12). Auch für 3 
Broschiiren, Ausstellungskataloge etc. ist es 
möglich, Anzeigen zu organisieren. 

Medienerstellung 

e g e n e  Bücher und Broschüren zu ma- 
chen, ist schon ein relativ großer Aufwand. 
Am lohnendsten (finanziell) ist es, wenn die 
Gruppe alles selbst organisiert. Wird eine 
groDe Verbreitung gewünscht, ist die Zusarn- 
menarbeit mit einem bekann1:en Verlag eher 
zu empfehlen. Dann sind aber auch nicht all 
zu gro5e AutorInnenhonorare zu erwarten. 
Gut ist es, ein Buch mit nur lokaler Verbrei- 
tung als Gruppe irn Eigenverlag zu machen J 
und zu vertreiben. Vorsicht: Gerade der Ver- 
kauf ist eine zähe Sache, die über Jahre kon- 
tinuierliche Arbeit erfordert - hier hapert es 
oft. Veraltete Bücher in irgendwelchen Kel- 
lern sind eher "Finanzgräber" als lohnende 
Einnahmequellen. 

. Büchertisch & Versand 

P Büchertische und Infoversände mit 
Broschüren und Büchern werden ebenfalls 
oft von Initiativen betrieben. Auf Kongres- 
sen, Demos, Stadffesten etc. immer mit ei- 
nem Büchertisch dabei zu sein, kann eine 
Menge Geld einbringen und auch der Mate 
rialversand ist durchaus ein lohnendes G e  
schäft. während Büchertische als "Gelegen- 



heitsaktionen" möglich sind, erfordert das weltschutzarbeit auch Aufträge gegen Geld 
Betreiben eines Versandes ein hohes Mai3 an annimmt. In EinzeIfälien können auch Aufträ- 
Kontinuität. Bei beidem wird allerdings rela- ge von Gemeinden, Behörden usw. für kleine 
tiv viel Geld zunächst fest in Papier gebun- Planungen, Schutzgebietskonzepte oder Un- 
den. Eine gewisses Startkapital ist also not- tersuchungen z.B. von Artengruppen attrak- 
wendig. Versände leben davon, Nischen zu 
besetzen. Kaum jemand besteilt etwas, was 
es in jedem Buchladen gibt. Wichtig ist eine 
eingegrenzte Zielgruppe, in der sich der Ver- 
sand einen "Namen" machen kann. Wer Ma- 
terialien von kommerziellen Verlagen vertrei- 
ben will, muß unter Umständen mit jeman- 
dem kooperieren, der einen BuchhandeMe- 
werbeschein besitzt. Den zu bekommen, ist 
allerdings auch nicht schwer. 

,Vertragsnaturschutz 

Viele Naturschutzgruppen lassen sich für 
Biotoppflegeeinsätze wie kommerzielle Gärt- 
nereiuntemehmen bezahlen. Das Geld fließt 
dann in die Gruppenkasse. "Auftraggeber" 
ist hier allerdings der Staat; genauer gesagt 
meist der Landkreis. Vertragsnaturschutz 
sollte eher die Ausnahme bleiben. Zum einen 
ist die Gruppe doch wieder von "staatsfcneten 

tiv sein. 

In erster Linie arbeiten UmweltberaterIn- 
nen für Haushalte, also für Privatpersonen. 
Eine solche Arbeit wird fast überall von der 
jeweiligen Gemeinde finanziert, denn etliche 
Gemeixiden haben keineIn eigeneIn Umwelt- 
beraterIn, sondern beauftragten Vereine u.ä. 
mit dieser Arbeit. Eine besondere Form der 
Beratung ist die für Firmen. Hier sind die Fir- 
men selbst diejenigen, die zahlen. In einigen 
Bundesländern gibt es Förderprogramme für 
Energie-, Abfail- oder Umweltberatung. Teil- 
weise ist das so organisiert, daß die zu Bera- 
tenden die Förderung erhalten. Wer um die 
Förderungen weiß und für die Beratung mit 
diesen Werbung macht, kann letztlich selbst 
der/die NutznießerIn sein (siehe Kapitel 20, 
"Umweltberatung"). 

abhängig, zum anderen besteht die Gefaiu, 
dai3 sie doch weniger als ein/e Unternehme 
rIn bekommt und so letztlich nur den Land- 
kreis Geld für Arbeiten sparen hilft, die er so- 
wieso in Auftrag geben müßte. 

ProjeHe 

Gutachten, Planung 

Gutachten zu Umweltthemen sind ein wei- 
tes Feld. Es ist 2.B. möglich, Konzepte zur 
Ökologisierung einer Firma, zur umwelt- 
freundlichen Durchführruig einer Großveran- 
staltung, etc. gegen Bezahlung zu erstellen. 
Eine Gruppe kann auch - unter Umständen 
in Kooperation mit entsprechenden h e n  
und Labors - Analysen von Wohngiften, En- 
ergieberatung, aber auch Tips zur ökologi- 
schen Gartengestaltung für Privatpersonen 
geben. Die Qualität von Gutachten steigt, 
wenn Personen aus verschiedenen Fachbe- 
reichen zusammenarbeiten. So kann eine 
kleine Gruppe entstehen, die neben der Um- 

Es gibt vielfältige Möglichkeiten, zumin- 
dest einen Teil seines Lebensunterhaltes 
durch politische Projekte zu bestreiten. Klar, 
dai3 sich hier vor d e m  die 0.g. wirtschaftli- 
chen Bereiche anbieten. Wo Arbeit in Berei- 
chen bezahlt wird, die selbst kein Geld ein- 

Büchertisch der 
Verdener 
Umweltwerkstatt 
Herrlichkeit 1 
27283 Verden 

MaterialAuswahl 
Umweltschutz 
Postfach 1818 
36228 Bad Hersfeld 

Umweltversand 
JBN Gruppe Hof 
Vorstadt 6 
95028 Hof/Saale 

bringen, ist es wichtig, daß es sich um kon- 
krete abgeschlossene Projekte handelt, die 
finanziert sind. Gruppen. die ihre Infrastruk- 
tur in defizitären Bereichen über bezahlte Ar- 
beit erhalten, sind meist extrem von "Staats- 
knete" abhängig. 

Bezahlte Arbeit ist immer ein großer K e  
stenaufwand; und politische Projekte haben 
eigentlich nie zu viel Geld. Sich eine Existenz 
über Initiativenarbeit aufnrbauen, schafft 
Freiheiten und Möglichkeiten für ein selbst- 
bestimmtes Leben, ist aber niemals ein g e  
ruhsamer "Job", der Sicherheit, geregelte Ar- 
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beitszeiten, Freizeit und ein ruhiges Leben 
bringt. Arbeiten in poliiiwhen Initiativen ist 
eine Herausforderung für "nteurematu- 
renn, die immer wiUens und bereit sind, sich 
etwas Neues ausnidsnken, sich Nischen und 
Schiupflöcher zu suchen, zu organisieren, zu 
improvisieren und niemals zu wissen, was 
kommt. 

ja jemanden, der Geld bekommt, um sich 
drum zu kümmern". 

- Angestellte sind immer besser informiert 
als aiie anderen, weil sie viel mehr Zeit 
haben. Wenn der/die Angestellte weg ist, 
bricht oft alles zusammen. 

Die oberste Grundregel für politische Pro- 
jekte, die Teile der Arbeit bezahlen wollen, 
lautet also: Niemals infrastruktur über b e  
zahlte Stellen sichern, bezahlte Arbeit nur 

I für konkrete Projekte, möglichst keine Ange 
stellten 

Cri :r:tZl an eine feste mit 
regelmäßigem Lohn denkt, an angestellte Ar- 

Arbeitsbeschaffungs- 

beit, wird nur in wenigen FäUeGine Chance 
haben, das zu realisieren, ohneein Projekt 
damit zu gefährden. Feste Steiien konnen in 

b maßnahmen 
Vom Arbeitsamt größtenteils bezahlte 

Bereichen s h o U  sein, die Gewinne abwer- Stellen, sogenannte Arbeitsbeschaffungs- 
fen und eine hohe Kontinuität erfordern. maßnahmen (ABM), sind für viele F'rojekte 
Wenn die Gruppe einen gut gehenden Mate eine große Versuchung. Hier besteht preis- 
rialversand hat - warum nicht. Dann ist der wert die Möglichkeit, feste Stellen einzurich- 
wirtschaftliche Bereich aber schon fast eine ten. Die oben genannten Probleme schlagen 
"kleine Firman und keine typische Arbeit in aber gerade hier in voller Härte zu, insbe 
einem politischen Projekt mehr. Wer für die sondere, wenn Personen eingestellt werden, 
"eigentliche" politische Arbeit hauptamtliche die gar nicht dem Aktivenkreis der Gruppe 
Stelien einrichtet, bringt eine initiative in entstammen Dann ist ein "ArbeitnehmerIn- 
große Gefahr: I .  Arbeitgeberin-Verhältnis1' programmiert. in 

den fünf neuen Ländern war es eine Zeit 
- Meist besteht große Kbhängigkeit von lang sehr einfach, ABM-Stellen zu bekom- 

Zuschüssen, auf jeden Fall werden Gelder men. Viele Initiativen haben von dieser Mög- 
langfristig gebunden und stehen nicht für lichkeit Gebrauch gemacht, und ihre g e  
Projekte nu Verfügung. sarnte Struktur auf diese Steiien gestützt. Ais 

- Angestellte stehen in einem Abhängig- ABM-Mittel radikal gekürzt wurden, sind 
keitsverhältnis. Sie binden einerseits fast aiie zusammengebrochen. ABM wurde 
große Ressourcen, sind aber andererseits so zum "Trojanischen PferdH fiir die Aitema- 
nie komplett für ihre Arbeit verantwort- tivbewegung. 
lich. 

- Angestellte schaffen 
Hierarchien: Es gibt 
die Trennung von 
"Arbeitgeberid 
"Arbeitnehmerln", 
eine gleichberech- 
tigte Zusammenar- 
beit ist sehr schwer. 

- Angestellte führen 
zum Rückgang der 
Aktivität d e r  an- 
deren: "Es gibt 



Natürlich geht es hier ausdrücklich um pc- 
litische Initiativen. Soziale Projekte, die z.B. 
durch Schaffung von ABM-Stellen auch im 
ökologischen Bereich helfen, Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten für Langzeitarbeitslose 
und "Benachteiligte" zu schaffen, leisten wert- 
volle Arbeit. Hier ist ABM eine wichtige Hilfe 
und ein Erhalt von ABM-Stellen unbedingt zu 
fordern. Eine politische Gruppe ist aber et- 
was strukturell anderes. Die Aufgabe politi- 
scher Arbeit ist, nicht zuerst sichere Arbeits- 
verhältnisse zu schaffen - höchstens für den 
Erhalt von Arbeitsplätzen politisch zu kämp 
fen - , sondern Einfluß auf die gesellschaftli- 
che Entwicklung zu nehmen, neue kreative 
Alternativen zu überholten Konzepten zu 

L schaffen. sich einzumischen, mitzumischen, 
flexibel und handlungsfähig zu bleiben. Dem 
steht die Struktur angestellter Arbeit funda- 
mental entgegen. 

So zu arbeiten, ist sicher nicht jeder- 
manns/jederfraus Sache. Aber es gibt auch 
andere Alternativen nun "Feierabendumwelt- 
schutz". Selbstbestimmte Arbeitsformen er- 
fordern natürlich immer mehr Verantwortung 
und Risikobereitschaft als der "Job"- aber es 
gibt viele Möglichkeiten, in selbstverwalte 
ten Betrieben und Lebensgemeinschaften zu 
arbeiten, ohne sich mit den extremen Unsi- 
cherheiten von politischer Initiativarbeit an- 
freunden zu müssen. Selbstverwaltet arbei- 
ten ist ein weites Thema und würde den B e  
reich dieser Mappe auf jeden Fall über- 

L schreiten. Aber Möglichkeiten gibt es eine 
Menge. Wer nicht allein über den Atlantik 
paddeln mag, muß deshalb nicht auf dem 
Land bleiben. 

)Praktikum & FÖJ 

Ein Sonderfall "angestellter"Arbeit in Pro- 
jekten sind Praktikum und ~reiwillibes ökolo- 
gisches Jahr. Praktikwstellen werden 
meist für Jugendliche eingerichtet, die nach 
der Schule eine Zeit brauchen, um sich zu on- 
entieren. Für manche Studiengänge sind 
auch Praktika erforderlich. Die Anerkennung 
ist meist kein Problem, wenn es in der Grup 
pe jemanden gibt, der "das Richtige" studiert 
hat. Die Gefahren hauptamtlicher Arbeit sind 
hier geringer, weil PraktikantInnen nur eine 

eng begrenzte Zeit bleiben und weit weniger 
Geld binden, als "echteu Angestellte. Wichtig 
ist aber auch hier, da5 PraktikantInnen mög- 
lichst ein eigenes eng umgrenztes Projekt or- 
ganisieren. An Praktikantinnen können keine 
zu hohen Erwartungen gestellt werden. Prak- 
tika dienen in erster Linie dazu, Jugendlichen 
eine Orientierung zu bieten und die Möglich- 
keit zu geben, mit Umweltarbeit vertraut zu 
werden und nicht, um als "Arbeitskraft" ein- 
gesetzt zu werden. PraktikantInnen sind 
nicht für "DrecksarbeitVa, die sonst nie 
mand machen will! 

Eine besondere Form von Praktikum ist 
das Freiwillige Ökologische Jahr". Das FÖJ 
ist ein staatliches Programm, das einjährige 
Stellen für Jugendliche finanziert. ~ÖJler~n- 
nen bekommen begleitend ein Serninarange 
bot. Obwohl es ein Bundesgesetz zum FÖJ 
gibt, ist die Situation und das genaue Kon- 
zept von Land zu Land sehr unterschiedlich. 
Während 2.B. in Schleswig-Holstein viele In- 
itiativen ~ Ö ~ ~ t e l l e n  haben, ist es in Hessen 
kaum möglich, Stellen für umweltpolitische 
Arbeit zu bekommen. Für Gruppen, die vor- 
wiegend praktische Naturschutzarbeit ma- 
chen, sind auch Zivildienststellen eine Mög- 
lichkeit. 

Freiberuflich I 
,Auf Honorarbasis 

Die typische Form von bezahlter Mitarbeit 
in politischen Projekten ist freiberufliche Ar- 
beit. Für ganz konkrete Aufgaben und Pro- 
jekte kassieren MitarbeiterInnen ein Hono- 
rar. Sie sind nicht an das Projekt gebunden, 
sondern machen meist nebenher noch tau- 
send andere Sachen, schreiben Bücher, g e  
ben Volkshochschulkurse, reparieren Com- 
puter, ... und wenn Zeit und Geld da ist, dann 
kann auch mal bei einem Projekt etwas "raus- 
springen". Wer länger umweltpolitische Ar- 
beit macl-tt, kennt solche Aktivistinnen, die 
nie wissen, was sie antworten sollen, wenn j e  
mand nach dem Beruf fragt. Geld zu verdie 
nen steht für die meisten "!ProjektlerInnen" 
dabei nicht im Vordergrund. Sie machen viel 

Wer Kontakt zu 
seibstverwalteten 
Betrieben sucht oder 
Interesse an einer 
Betriebsgründung 
hat. findet Unterstüt- 
zung beim ketz". 
Das Aetz" bietet 
auch Seminare und 
Fortbildungen für 
Betriebsgründerh- 
nen: 
netz für Selbstver- 
waltung & Selbstor- 
ganisation. Schäier- 
gasse 46.60313 
hankfiut/M. 
069/288?16 

Eine umfassende 
Übersicht über 
selbstverwaltete B e  
triebe und politische 
Projekte bieten die 
"Bunten Seiten! Sie 
sind bei Contraste 
erhältlich. 
Contraste 
"Bunte Seitenn 
Postfach 104520 
69035 Heidelberg 

Steiien des '6kePre 
je- und des 
Freiwilligen Ökole 
gischen Jahres für 
junge Leute bietet an 
und vermittelt die: 
Jugend-umwelt- 
MAteiie fJüiS) 
Dippelstr. 10 
36251 Bad Hersfeld 
(Steiienübersicht g e  
gen Rückporto) 

Eine umfangreiche 
Broschüre mit Prak- 
tikumssteiienange 
boten gibt es beim: 
Deutschen Jugend- 
bund für Naturbeob 
achmg (DTN) 
Justus-Strandes- 
Weg 14 
22337 Hamburg 
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einfach so mit Elan und Idealismus und 
wenn bei einem Projekt die Zahlung eines 
Honorars möglich ist, dann ist das eine pn- 
ma Sache. Natürlich sind auch solche Hono- 
rarGeschäfte vor allem dann möglich, wenn 
eine Initiative selbst Gelder erwirtschaftet. 
Aber auch staatlich unterstützte Projekte 
bieten sich an. Die Gefahr einer Abhängig- 
keit besteht für die Gruppe hier kaum. 

Wer heute eine Broschüre schreibt und 
dafür ein Honorar bekommt. gibt vielleicht 
schon morgen - wenn das Plojekt vorbei 
und kein Geld für ein neues Y da ist - einen 
Volkshochschulkurs. /-. ' 

, - 

Für aile Projekte, die Gelder erwirtschaf- 
ten, bieten sich Provisionsgesch~e an. Wer 
Anzeigen für die Zeitung beschafft, behält 

x 1 5 . 6  20% ais Honorar, wer den Biichertisch be- 
treut, ebenfalls. ' 

,Bi ldungsarbeit 

Typisch sind -HonorareXir Semharleitung 
und Organisation von Siidungsveranstaltun- 
gen. Hier ist es relativleicht, auch Zuschüsse 
zu bekommen. Ebenso ist d3e Erstellung von 
Medien ein typisches Gebiet für Arbeiten 
auf Honorarbasis. 

Kechtiiche 
Einbindung 

Die Finanzierung bezahlter Arbeit - 
sowohl in Form von Honoraren als auch in 
Form von Anstellungen - stellt rechtlich 
auch für Gruppen kein Problem dar, die als 
gemeinnütziger Verein organisiert sind. 
Wichtig sind hier nur zwei Aspekte: 

- Auch bezahlte Tätigkeiten müssen durch 

die Satzung des Vereins abgedeckt sein. 
Es ist 2.B. problematisch, jemanden für 
das Schreiben einer Umwelt-Broschüre zu 3 

.bezahlen, wenn Umweltschutz nicht aus- 
drückiich Vereinszweck ist. Der Verein 
d q f  Gelder schließlich nur im Rahmen 
seiner satzungsgemäßen Ziele ausgeben. 
&folgt die Tätigkeit in einem "wirtschaft- 
lichen Geschciftsbetrieb", der der Finan- 
zierung der Vereinsarbeit dient, so kann 
dies weiter ausgelegt werden: hier darf 
allerdings nie ein Defizit entstehen!!! Ver- 
luste im Geschäftsbetrieb gefährden die 
Gemeinnützigkeit (siehe Kapitel 7, "Orga- 
nisation"). Das gilt es besonders bei der 
Einrichtung fester Stellen zu bedenken. 

- Ein gemeinnütziger Verein darf nieman- 
den bevorteilen, indem er für eine Arbeit 
mehr bezahlt, als "angemessen" bzw. 
marktüblich ist. Also können 2.B. Honora- 
re nicht ganz frei ausgehandelt werden, 



mensch sollte darauf achten, daß es etwa 
dem entspricht, was andere auch bezah- 
len. Für ein Honorar für Serninarleitung 
können die Sätze der örtlichen Vollcshoch- 
schule eine Orientierungshilfe sein; für 
die Gestaltung einer Broschüre berechnet 
ein Graphiker meist einen Stundensatz 
von etwa 90,- DM 

- Wird eine feste Stelle geschaffen - auch 

für Praktikanthen - kommt eine ganze 
Menge an Lohnbuchhaltung und Steuer- 
fragen auf die Gruppe zu. Das ist eine 
ziemlich '"unangenehme" Materie - aber 
vielleicht kennt die Gruppe ja jemanden, 
der/die BuchhalterIn gelernt oder B e  
triebswirtschaftslehre studiert hat. Sonst 
bieten auch viele Volkshochschulen Kur- 
se  in Lohnbuchhaltung an. Bei Honoraren 
ist das einfacher: Hier ist der/die Empfän- 
gerIn d e i n  für die korrekte Entrichtung 
von Steuern etc. verantwortlich. Auf der 
Quittung muß allerdings ausdrücklich 
vermerkt sein, da5 es sich um ein "unver- 
steuertes Honorar" handelt. 

- Für Schülerinnen, Studentinnen etc. ist 
das unproblematisch, solange es im Rah- 
men bleibt. Hier gibt es hohe Steuerfkei- 
beträge und kaum ein Finanzamt bohrt 
nach, wo es sowieso nichts zu holen gibt. 
Wer häufiger Honorare bekommt, muß da- 
gegen eine private Einkornmenssteuerer- 
klärung abgeben. Bei PraktikantInnen, 
die nur kurze Zeit beschäftigt sind, ist es 
meist einfacher, ebenfalls ein Honorar zu 
bezahlen; aber Vorsicht: Es muB eine kon- 
krete Arbeit angegeben werden: Tür Auf- 
räumen der Bibliothek" ist in Ordnung, 
"für Beschäftigung 1.-15.3.97" nicht !!! 

Eine ganz andere rechtliche Frage sind 
wirtschafüiche Bereiche für Bojekte über- 
haupt, unabhängig davon, ob dadurch auch 
bezahlte Arbeit finanziert wird oder Ws in 
die Gruppenkasse fließt. 

Auch ein gemeinnütziger Verein kann im 
Rahmen eines "'wirtschaftlichen Geschäftsbe 
triebs"so1che Bereiche haben (siehe Kapitel 
7, "Organisation") so lange sie nicht im Vor- 
dergrund der Arbeit stehen. Bei größeren 
"Firmenu ist aber eine eigenständige Organi- 
sation z.B. über eine GmbH eher zu empfeh- 
len. Die Verknüpfung mit dem Verein ist dann 

ein ganz neues, nicht ganz einfaches Pro- 
blem. Wer so etwas vorhat, sollte auf jeden 
Fail bei bestehenden ähnlichen Projekten Rat 
einholen. 

. Gründung eines 
r eigenem Betriebes - 
Vielfach bietet sich für Projekte, die finan- 

ziell eigenspdig bleiben sollen oder wollen, 
die Gründung eines eigenen bzw. weiteren 
Rechtsträgers an. Dabei ist es denkbar, die 
klassische Ebene des Vereinsrechts .zu ver- 
lassen und die des Gewerberechts zu betre- 
ten. Gründe könnten sein, da5 z.B. zu er- 
wartende Einnahmen einen gemeinnützigen 
Trägerverein unnötig mit Steuern belastet 
könnten. Zu stark auf "Gewinn" ausgerichtete 
Aktivitäten gefährden sogar den gemeinnüt- 
zigen Charakter einer Organisation. 

Natürlich kommt auch die möglicherweise 
bestehende Motivation dazu, sich selbst mit 
einem finanziell einträglichen Projekt unab 
hängig zu machen Dies ist nicht verwerflich 
und entwickelt sich of€ aus ideellen Gründen 
gepaart mit dem Wunsch, nicht länger in 
konventionellen Strukturen und Betrieben tä- 
tig sein zu wollen. 

Sollte das Projekt zuvor an einen gemein- 
nützigen Träger gebunden gewesen sein, so 
ist es wichtig, mit dieeem einen detaillierten 
und irn Zweifel zu dessen Gunsten ausfalien- 
den "Ablösungmertrag" zu schließen. Denn 
sowohl in der Öffentlichkeit als auch gegen- 
über dem Finanzamt gilt es zu gewährleisten, 
da5 das Herauslösen eines Gewerbes aus ei- 
ner ideellen Struktur nicht als persönliche 
Bereicherung gewertet werden kann. 

bVoraussetzungen 

Viele Existenzgründungen scheitern in 
den ersten Jahren Die Gründe sind vielfältig. 
Sie hängen meistens mit schwacher Persön- 
lichkeit, geringer Kompetenz, mangelndem 
Planungsvermögen, geringer Entscheidungs- 
freudigkeit und geringer Flexibilität nisarn- 
men. Wichtig ist daher, sich möglichst vieler 
Informationsquellen zu bedienen und sich 



kreativ auf den 'Markt" einzustellen. Oftmals 
sind es auch unzuverltkwige bzw. "unfähige" 
Partnerinnen und Mitarbeiterinnen, die eine 
gute Idee zum Scheitern bringen. 

Eine Existenzgriindung kann ein Spagat 
zwischen mehr oder weniger notwendigen 
Investitionen und ehan großen Zeitaufwand 
werden. StreUbewältigung, Mr&ähigkeit, 
Motivation, Opferbereitschaft und Kontakt- 
freudigkeit sind weitere wichtige Stichworte. 
Auch wenn Kapital nicht immer Grund- 
voraussetzung für die Umsetzung einer 

caf6 erforderlich ist, wird die Genehmigung 
durch das Landratsamt, in kreisfreien Städ- 
ten durch das Ordnungsamt der Stadt ausge- 
sprochen. Eine solche Genehmigung setzt 
voraus, daß der/die Gewerbetreibende über 
eine "besondere fachliche Befähigung und 
Zuverlässigkeit" verfügt. Was das heißt, liegt 
überwiegend im Ermessensspielraum der 
Genehmigungsbehörde. Weiteres ist in der 
Gewerbeordnung geregelt, die bei der Ge- 
nehmigungsbehörde einzusehen ist. 

guten Idee sein m&, ist mit einer Gründung 
eines eigenen Betriebs stets ein finanzielles ,Einzel kauf marin/-f rau 
Risiko verbunden. 

Als Einzelkaufmann/-frau ist der Firmen- J 
name frei zu wählen, es besteht wie bei 
Kleingewerbetreibenden die Pflicht zur Ge- 
werbeanzeige und gegebenenfalls zur Ge- 

Wer sich für eine Existenzgründung ent- 
scheidet, muß zunächst die am besten pas- 
sende Rechtsform finden. Dabei ist grund- 
sätzlich zu unterscheiden zwischen Einzelun- 
ternehrnen, Personengwellschaften und Ka- 
pitalgesellschaften. Die nachfolgende kurze 
und bei weitem nicht vollständige Darlegung 
soll bei der Findung der richtigen Unterneh- 

mensform behilflich sein: 

nehmigung durch das Landratsamt oder das 
städtische Ordnungsamt. 

Es kommt allerdings noch die Notwendig- 
keit eines kostenpflichtigen Handelsregi- 
stereintrags bei Gemeinde bzw. Stadt hinzu. 
Einzekaufleute sind gewerbesteuerpflichtig 
und haben eine unbeschränkte Haftung. Ein- 
zelkaufmann/-frau zu sein ist Voraussetzung, 
um beispielsweise einen Biomarktstand mit 
kommerziellem Hintergrund betreiben zu 
können (Ausnahme: Verkauf eigener Pro- 
dukte). 

Kleingewerbetreibende - U 

b Weingewerbetreibende benötigen zur 

Gründung eines Einzelunternehmens keine 
Handelsregistereintrapg. Es existiert kein Gesellschaft des 
Firmenname irn ~echtlichen Sinne, d.h. der 4 bürgerlichen Rechts (GbR) 
oder die K1eingewer;betrejbende haftet mit 
seinem/ihrem "gaten .Namenn und unke  Zwei Personen oder mehrkönnen sich zu 
schränkt, also mit dem ganzen Vermögen, einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
auch privaten Gddern und Sachwerten. Es (GbR) mammenschiießen. Eine solche be- 
bedarf lediglich einer -Gewezbeanzeige, ggf. steht f o d  gesehen bereits. wenn zwei 
einer Genehmigung -(iuEla&ais*f>zw. Konzes- Freunde gemeinsam zu einem Umweltcamp 
sion) als Abweichung vom Gm4ndsatz der f&en;der eine wie zuvor abgesprochen die 
"Gewerbefreiheit" (das RecM, ohne %tick- Anmeldung abschickt und die Fahrkarten 
sicht auf Stand, ~~ und Rlter überall kauft. Wenn dann der andere keine Lust 
ein Gewerbe ausüben zu dürfen). mehr auf das Camp hat, besteht für den an- 

Im Falle einer Gaststättenko~~~ession, die deren ein Rechtsanspruch auf die im Namen 
z.B. für ein professionell geführtes Umwelt- der GbR verausgabten Vorleistungen. Die 



Gründung einer GbR kann also auch münd- 
lich erfolgen, sollte aber bei längerfristig an- 
gelegten und umfangreicheren Vorhaben 
schriftlich erfolgen (einschliefllich Regelun- 
gen für den Fall der Trennung). 

Die Gesellschafterinnen können i.p Ver- 
trag zudem Besonderheiten, 2.B. Höchstsum- 
men für Ausgaben einesleiner Gesellschaf- 
ters / i  festlegen. Ansonsten haften die G e  
sellschafterinnen gemeinsam mit ihrem Pri- 
vatvermögen. 

Der Name der GbR darf frei gewähit wer- 
den, mui3 aber den vollen Namen der Gesell- 
schafterInnen mit dem Zusatz "GbR" oder 
"GbdR"tragen. Die GbR muß nicht ins Han- 
delsregister eingetragen werden. Wenn ei- 
ne GbR gewerblich tätig ist (wie gesagt, die 
Gründung einer GbR ist nicht nur für einen 
Gewerbebetrieb möglich), müssen die  G e  
sellschafterInnen persönlich ein Gewerbe 
anmelden. 

lich und nur für größere Betriebe eine rele- 
vante Rechtsform. Die Namensnennung b e  
inhaltet mind. einen Gesellschafters (Nach- 
name) mit dem Zusatz oHG (ggf. + "& Co"). 

Gesellschaft mit beschränkter 

4 Haftung (GmbH) 

Eine Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung (GmbH) mui3 gewerblich tätig sein; das 
heiBt, ihr Hauptzweck mu8 die ENvirtschaf- 
tung von Gewinnen darstellen. Entscheiden- 
des Merkmal ist die H'aftungsbeschränkung 
auf das Firmenvermögen. Darh entspricht 
sie einem eingetragenen Verein, der aber 
niemals die Erzielung wirtschaftlicher G e  
winne zum Hauptzweck haben darf. Zur 

Offene Handelsgesellschaft Gründung einer GmbH sind mindestens 

F- 50.000.- DM notwendig. 
Der GesellschafterInnenvertrag mui3 nota- 

Eine offene Handelsgesellschaft (oHG) riell beurkundet werden. Die Aufnahme wei- 
wird zur Ausübung eines Handelsgewerbes teren Kapitals und weiterer Gesellschafterin- 
von zwei oder mehren Personen gegründet. nen ist jederzeit möglich. Eine Eintragung ins 
Die oHG bedarf der Handelsregistereintra- Handelsregister ist vorgeschrieben. Der Fir- 
gung und hat eine vertraglich geregelte g e  menname ist frei wählbar, muß allerdings 
meinsame Geschäftsführung mit ' unbe den Zusatz "GmbH" tragen. Die Gründung 
schränkter Haftung; sie ist der GbR sehr ähn- einer GmbH ist auch mit nur einem Ge- 

L sellschafter möglich. 
'. . 

Eine GmbH bietet sich auch als Geschäfts- 
.ur- * 

betrieb eines Vereins an, gerade um das Risi- 
ko, welches 2.B. mit einem Umweltversand 

verbunden ist, aus dem gemeinnützi- 
gen Verein herausdösen. Gewinne 

fließen dann zugunsten der G e  
sellschafterhen (also zugunsten 

des Vereins, wenn er mein- oder 
Hauptgesellschafter ist). Ein 

gemeinnütziger Verein kann 
allerdings nicht Miteigentü- 
mer eines Wirtschaftsunter- 

nehmens sein, da er dann 
ein untemehmerisches Risi- 
ko trägt, was mit dem Zwang 
zur gemeinnützigen Mittel- 

verwendung nicht vereinbar 



Weitere iniorma- 
tionen gerade im 

Hinblick auf fi- 
nanzielle Unter- 
stützungen für 

Existenzgründe 
rInnen und zur 

Auswahl der pas- 
senden Untemeh- 
mensform gibt es 

bei Wirtschafte 
forderungs und 

Regionalentwick- 
lungseinrichtun- 

gen, Gründerzen- 
tren und den In- 

dustrie und Haxt 
delskammem. 

Auch Netzwerke 
selbstverwalteter 
Betriebe und Kol- 

lektive kön- 
nen beim Start 
helfen Von ver- 
schiedenen Sei- 

ten werden regel- 
mSig Existenz- 
gründungasemt 
nare angeboten. 

und auch bei den 
Arbeitsämtern 

sind diesbezüg- 
üch iniorxnatio- 
nen erhältlich 

Die .klassische" Rechtsform fiir Betriebe 
mit einem Anspruch an gemeinschaftliches 
Wirtschaften, soziale Verantwortung und 
Hierarchiefreiheit ist die Genossenschaft. Im 
Gegensatz zu den itbrigen untemehmeri- 
schen ~echtsfom& hat die Genossenschaft 
explizit politische Wurzein. In der Zeit vor 
dem zweiten Weltkrieg gab es in Deutsch- 
land vielfältige Ansätze, v.a in der Arbeiter- 
bewegung, von Lohnarbeit und kapitaligti- 
schen Wirtschaftsstrukturen durch Grün- 
dung eigener Betriebe unabhängig zu wer- 
den. Wichtige Grundsätze der Genossen- 
schaften waren v.a. die Kapitaineutralisie 
rung (das Firmenkapital gehört niemandem 
privat und kann nicht aus der Firma entnom- 
men werden - ähnlich wie bei einem Verein) 
und die Überwindung des Gegensatzes von 
UnterneherIn und Arbeiterh. ~enossinnen 
haben normalerweise von der Höhe ihrer fi- 
nanziellen Beteiligung unabhängiges Stimm- 
recht (one man one vote). Viele Genossen- 
schaften haben gar keine Angestellten, son- 
dern alle Arbeitenden sind auch GenossIn- 
nen. Neben .Produktivgenossenschaftenn - 
also Betrieben in Genossenschaftsform - 
gab es auch ,Kansumgenossenschaftenn, 
von Arbeiterhen selbstorganisierte Läden 
auf Genossenscha3tsbasis. 

Die Genossenschdtsbewegung wurde im 
Nationalsozialismus wdtgehend zerschla- 
gen. In der Bundesrepublik wurde das G e  
nossenschaftsrecht weitgehend den anderen 
Rechtsformen angeglichen, Aspekte von se 
zialer Verantwo&g und Selbstverwaltung 
wurden beseitigt. Andere eura&che Län- 
der haben jedoch noch immer eine lebendi- 
ge Geno~snschaftsbewegung~ Für sebstver- 
waltete Betriebe ist die Genossenschaft eine 
wichtige Rechtsform, um Gleichberechti- 
gung und Kapitatneutraiisienuig zu ermögli- 
chen. Die Gründung ist allerdings recht auf- 
wendig. 

Es ist notwendig, Mitgiied in einem G e  
nossenschaftspriifungsverein zu werden, der 
die Kalkulation und die Buchführung über- 
prüft und für die Seriosität und finanzielle 
Solidität der Genossenschaft garantieren 

soll. Dafür gibt es im Gegensatz zur GmbH 
kein Mindestkapital. Die Genossenschaft 
wird beim Amtsgericht in das Genossen- 
schaftsregister eingetragen - der Ablauf ist 
ähnlich wie bei einer Vereinsgründung (sie 
he "Organisation"3. Wie beim Verein werden 
bei der Genossenschaft nur die VertreterIn- 
nen namentlich eingetragen - nicht wie bei 
der GmbH alle GesellschafterInnen. Die Auf- 
nahme und der Austritt von Gesellschafte 
rInnen ist somit mit weniger Aufwand ver- 
bunden. Die Rechtsform einer Genossen- 
schaft ist auch für Konsumgenossenschaften 
möglich - viele FoodCoops (siehe Kapitel 
16, "Locai Economy") sind als Genossen- 
schaft organisiert. Gerade bei kleineren Co- 
ops ist hierfür aber auch ein Verein oder ei- 
ne GbR möglich und einfacher. 
Für Betriebe hat sich neben der Genos- 

senschaft eine etwas "schräge" Rechtsform 
etabliert, die ebenfalls Gleichberechtigung 
und Kapitalneutralisierung garantiert, aber 
die recht umfangreichen Bestimmungen des 
Genossenschaftsrechtes umgeht. Die Gesell- 
schafterinnen werden Mitglied eines einge 
tragenen nicht gemeinnützigen Vereins und 
geben ihre Einlage als Kredit an den Verein. 
Der Verein (der freilich auch eine ideelle Tä- 
tigkeit haben muß) gründet als einziger G e  
seiischafter eine GmbH. Diese ist unterneh- 
merisdh tätig, die Gewinne können aber nur 
an den Verein fließen, wo sie vor "Privatisie 
rung" sicher sind. Die GesellschafterInnen 
erhalten ihre Kredite später verzinst zurück, 
jedoch darüber hinaus keine Beteiligung. 

Pie Autoreur 

Peter von Riiden (Büdungsgruppe für Ökologie 
und %-timmung) 
c/o Kultur und Ökologie e.V. 
Postfach 11 31,21261 Verden 
Tel. 04231/4818, Fax 4879 
eMaii: pmeden@link-n.cl.sub.de. 
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, c/o Projektmanagement Ökologie 
Hersfelder Str. 3,36212 Niederaula 
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Die ökologischen und sozialen Probleme unserer Gesellschaft fordern nicht nur zu 
umfassenden politischen, sondern auch zu wirtschaftlichen Veränderungen heraus. 
Es gibt eine Vielzahl von Möglichkeiten fü r  eine Umweltinitiative, auch hier Aktivität 
zu entfalten und alternative ökonomische Strukturen zu schaffen, die einen Beitrag 
zur Umgestaltung der Gesellschaft leisten können. Beispielhaft sind in diesem Kapi- 
tel Tauschringe und Food-Coops als Möglichkeit f ü r  Projekte vorgestellt, die sich an 
vfelen Orten umsetzen lassen. Viele weitere Ideen sind möglich. Neben solchen Pro- 
jekten erfordert eine Veränderung der Wirtschaft freilich auch die Durchsetzung 
politischer Schritte. Das Ökonomie-Kapitel im zweiten Teil dieser Mappe gibt eine 
Übersicht über Forderungen und umsetzbare Projekte und verweist auf weitere In -  
formationsquellen. . 

Über 100 lokale Tauschringe sind in nur 
zwei Jahren in Deutschland entstanden. in 
diesen Ringen tauschen die Mitglieder Wa- 
ren und Dienstleistungen in einer eigenen lo- 
kalen Wähning aus. So können Menschen 
wieder wirtschaftlich aktiv werden, die von 
der Geldökonomie ausgeschlossen sind. 
Gleichzeitig ist die neue Wähnuig grundsätz- 
lich auf die lokale Ebene beschränkt und för- 
dert daher ressourcensparende lokale Wirt- 
schaftsaktivität. 

Wie funktionieren Tauschringe? 

b KUe Mitglieder veröffentlichen ihre Ange 

bote und Nachfragen in einer Marlctzeitung. 
Die Marktzeitung wird regelmäßig überar- 
beitet und an alie Mitglieder verschickt. Bei 
einem Telefonanruf wird Leistung und Preis 
vereinbart. Der/die KundIn schreibt 
der/dem AnbieterIn nach erbrachter Lei- 
stung einen Scheck über den vereinbarten 
Preis. Der Preis wird in Tauschring-Einheiten 
erhoben, die in verschiedenen Tauschringen 
unterschiedlich heißen, 2.B. Kreuzer, Tiden, 
Taler, ... Der Scheck geht an die Tauschring- 
Verwaltungsstelie. Dort wird der entspre 
chende Betrag dem/der Anbieterin gutge 
schrieben und vom Konto des Kunden a b g e  

zogen. Alle Mitglieder erhalten regelmaig 
einen Kontoauszug mit d e n  Kontobewegun- 
gen und dem aktuellen Kontostand. Bei Ein- 
tritt starten alie Mitglieder mit Nuli. Jedes 
Mitglied kann bis zu einer Obergrenze Gut- 
haben anhäufen oder Schulden machen. Bei- 
des ist zinslos. 

,Wertf estlegung 

Es gibt verschiedene Methoden der Wert- 
festlegung. Die meisten Ringe setzen eine . 
Tausch-Einheit gleich eine DM. Andere bin- 
den eine Einheit an eine bestimmte Arbeits- 

16. 

zeit. Letzteres Modeli ist inflationsfrei und 
bewertet jede Arbeit gleich. Beide Modelle 
haben Vor- und Nachteile. Es gibt allerdings 
auch Kompromisse, wie 2.B. eine Anbindung 
an die DM mit einem Mindestlohn. Oder eine 
Knbindung an den Wert einer Arbeitsstunde 
mit der Möglichkeit, für bestimmte Tätigkei- 
ten einen höheren Stundedohn zuzulassen. 



Umvon anderen 
Tauschringen ZU ler- 

nen und Fehler ZU 
vermeiden, finden r e  
gelmäßig bundeswei- 

te und 2.T. regionale 
Tauschring-Treffen 

statt. Das aktuelle 
Tauschring-Hand- 

buch, das umfassend 
zu allen Fragen Stel- 
lung nimmt, gibt es 

bei: 

PaySys GmbH 
Im ührig 2 

60433 Rankfurt 
069/523600 

Aueerdem gibt es im 
World Wide Web ei- 
ne Unzahl von nützli- 
chen Fformationen 

ZU Tauschringen bm. 
LETS (die englisch- , 
sprachige Version: 

)Ohne DM geht's nicht 

Bei vielen Tätigkeiten ktstehen gleichzei- 
tig Kosten in DM. Beim Malern kann z.B. die 
Arbeitszeit in Tauschring-Einheiten bezahlt 
werden, während die Farbe weiterhin in DM 
gekauft werden muß. In diesen Fwen kön- 
nen gesplittete Preise vereinbart werden: 
Die DM-Kosten in DM, die Arbebkosten in 
der alternativen Wähning. 

Fteuern?.  Tauschen ist keine Schwarzarbeit! Wer 

ein Gewerbe betreibt, muf3 Steuern auch für 
Tauschring-Einheiten abführen. Darunter fal- 
len die Einnahmen in der Regel aber unter 
die Geringfügigkeitsschwellen. 

Zu Beginn braucht ein Tauschring eine 
Kemgruppe, die die GiZuidung in die Wege 
leitet. -Doch damit ist es nicht getan Da 
Tauschringe nur mit vielen aktiven Mitglie 
der gut funktionieren, ist es wichtig, den 
Handel dauernd zu fördern. Dies geschieht 
durch gute interne Organisiation, öffentlich- 
keitsarbeit, Events zum Tauschen, Feiern 
und Handeln. 

Diese Arbeiten m h e n  fortlaufend erle 
digt werden, können aber ab einer bestimm- 
ten Mitgliederzahl in der eigenen Währung 
bezahlt werden. 

Zur Finanzierung werden von den Mitglie 
dern Gebühren in TauschringEinheiten er- 
hoben. Darüberhinaus entstehen auch Ko- 
sten in DM, die durch eihen Mitgliedsbeitrag 
in DM finanziert werden. 

Erfahrungen . 

schießen weltweit wie Pilze 
aus dem Boden. Anfang 1991 gab'es schon 
weit über 1.000 lokale Währungen. Die 
schlechte Situation auf dem Afbeitsmarkt 
und die geringere Fähigkeit des Staates, füi. 
Bedürfnisse zu sorgen, bereiten den Boden 

für ökonomische Selbstorganisation, wie z.B. 
Tauschringe. 

Die m&en Tauschringe leiden jedoch an 
einem relativ geringen Umsatz pro Mitglied. 
Sie können die Geldökonomie nicht erset- 
zen, sondem nur ergänzen. Ferner leiden 
viele Tauschringe unter einer Stagnation 
des Zuwachses an aktiven Mitgliedern. 

Lediglich in Australien und Neuseeland 
gibt es wirklich ökonomisch bedeutsame 
Tauschringe. Deren Erfolge beruhen auf 
staatlicher und vor allem ideeller ~nterstüt-,. 
zung, B ü r g e r h e ~ ä h e  (keine SzeneProjek- 
te) und kontinuierlicher Aufbauarbeit. 

Es reicht auf keinen Fali, einen Tausch- 
ring einfach nur zu gründen, nötig ist konti- 3 
nuierliches, wenn auch in der eigenen Wäh- 
rung bezahltes Engagement. 

Vorteile von Tauschringen 

lokal: bleibt im lokalen kreislauf, dalrer 
ökologisch 

- transparent und demokratisch 
- sozial: schafft Begegnung und Kontakt 

zwischen verschiedenen Menschen mit 
verschiedenen Lebensstilen und belebt 
Nachbarschaften 

- ermöglicht mehr Wohlstand mit weniger 
Erwerbsarbeit 

- schafft Erwerbsarbeit für Menschen, die 
normalerweise davon ausgeschlossen 
sind 

- mobilwert brachliegende Fähigkeiten 
und hilf€, neue auszubilden 

- Kredit ohne Zinsen 
- Tauschring-Einheiten können kaum an- 

gehäuft werden. 

Probleme von Tauschringen b - Viele Mitglieder sind nötig: Werbung und 
Events wie Basare, Feste, Kulturveranstal- 
tung brauchen ein breites Angebot. Da- 
her sollten möglichst Mitglieder mit ver- 
schiedenen Lebensstilen an der Grün- 
dung beteiligt werden. 
Zudem können gezielt, Mitglieder mit 
Fähigkeiten geworben werden, die im An- 



gebot fehlen. Tauschringe brauchen Leu- 
te, die Schulden machen, die Mitglieder 
schrecken aber meistens davor zurück. 
Mit "großem Schuldenmachen' zu Beginn, 
z.B. mit einem großes Bau-Projekt, das viel 
ausgibt, kann der Handel in Gang g e  
bracht werden. 
Abhilfe können Appelle zum Schuldenma- 
chen und eine Kemgruppe, die mit den 
Schuldenmachen anfängt, verschaffen. 
Außerdem könnten alle Konten mit dem 
Faktor 100 starten (psychologische Wir- 

kung). 
- Zu wenige machen Orga-Arbeit: Orga-Kr- 

beit könnte in Tauschring-Einheiten be- 
zahlt werden. Interne Regeln sind zu re- 
striktiv und hemmen den Handel, eine d e  
mokratische und motivierende Organisati- 
on ist nötig. Ein ~rfahrun~sausta&ch mit 
erfolgreichen Tauschringen über die R e  
geln kann helfen. 

- Sozialer Streß in der Mitgliederschaft: Ei- 

ne Schlichtungsstelle und bewußter Um- 
gang mit Konflikten können helfen. 

- Steuern: BezieherInnen von staatlichen 
Leistungen bekommen. Probleme, da 
Tausch-EinkMe u.U. als abzugspflichti- 
ge Einkommen gelten. Abhilfe schafft d a  
nur eine Gesetzesänderung 

- Grundbedarf nicht erhältlich: Die Ver- 
sorgung mit meidung, Esseniind Wohnen 
bleibt schwierig. weil viele Kosten dafür 
in DM anfallen. Aiternative Angebote in 

L diesem Bereich sollten daher besonders 
gefördert werden. 

- Ungleichheit; Lokale Wähnuigen sind 
weiterhin ein Gekdsystem mit Ungleichhei- 
ten in der Möglichkeit des Geldverdie- 
nens, aber aderhalb von verbkdlichen 
Gemeinschaften gibt es kaum etwas Fai- 
reres. 

- Bezahlte Nachbarschaftshilfe: Real haben 
aber Tauschringe zu mehr unentgeltlicher 
Nachbarschaftshilfe geführt, weil Leute 
sich über das Tauschen kennenlernen 
und sich dann auch ohne den Tauschring 
gegenseitig aushelfen. 

- Handels-Mabrauch: Es könnte auch B e  
denkliches, wie Drogen, Waffen, Umwelt- 
schädliches oder qualitativ Uin&~3~erti- 
ges gehandelt werden. Das passiert aber 
kaum, da soziale Kontrolle unter den Mit- 

gliedern stattfindet. Zudem kann eine Re- 
ferenzlifiite mit positiven Zeugnissen of- 
fentlich bereitgehdten werden. Eine A m  
schlußhte für bestimmte Produkte kann 
beschlossen werden. 

- Schleppender Handel: Die Motivationsar- 
beit und Entwicklungsarbeit sind für lan- 
ge Zeit nötig und dürfen nicht unter- 
schätzt werden 

- Vergleich zur DM: Die Verwendbarkeit 
der Tauschring-Einheiten bleibt problema- 
tisch und beschränkt die Größe der Rin- 
ge, weil vieles eben nicht lokal erhältlich 
ist. Darin liegt aber auch eine Stärke des 
Tauschring-Modelis. 

- Sparen: Tauschring-Einheiten können 
nicht gespart wtkden, trotzdem kann aber 
eine Sparfunktion einrichtet werden. 

- Umstellung: Tauschen braucht Zeit zur 
Gewöhnung, weil die Mitglieder Vertrau- 
en gewinnen müssen und ihre Gewohnhei- 
ten sich nur langsam ändern. Geduld und 
Stehvermögen sind nötig. 

- Schulden: Wenn Leute aus dem Modeli 
aussteigen, ohne ihre Schulden zu bezah- 
len, führt das zu Fehlanreizen, die den 
Handel lähmen können. Ein solches Un- 
gleichgeinicht läßt sich vermeiden z.B. 
durch Bürgerhwt, W a g e  bei Einstieg 
in DM. Rückforderung oder ein Aus- 
gleichskonto des Rings. 

- Kleinkram: Kleinkram ist schwer zu han- 
deln, weil der Aufwand per Telefon zu 
groß ist. Tausch-Luen oder Marktstände 
sind hierfür eine MOglichkeit. 

Bund Naturschutz 
in Bayern: 
Wieviel Wohlstand 
braucht der Mensch? 
(1996, BN-Bildung% 
werk in Wiesenfel- 
den, 115 S.) 
In verschiedenen 
Fachaufsätzen stel- 
len die AutorInnen ih- 
re Sichtweise von Lu- 
xus, Verschwendung, 
ökologischen Werten 
und Bedtse in  vor. 
Weiteres Thema ist 
die Nachhaltigkeit 
des Wirtschaftens, 
vorgestellt wird die 
Studie "Zulzuniüähi- 
ges Deutschlandd, 
aber auch andere An- 
sätze zum Umden- 
ken. 2.B. die Anstii- 
tung und der 'Global 
Action Plan". Die vor- 

aesteiien Gedanken 
bleiben im Rahmen 
des bestehenden G e  
sellschaftsystems, 
das Buch ist geför- 
dert vom Bundesum 
weltministeriun 

7 Ohne Mäuse, Piepen oder Kohle gibt es 16.3 . 
weder die Marmelade für'; Frühstücksbröt- 
chen noch die Fahrracireparatur oder den Ba- 
bysitter am Abend. Daran gab es auch in 
dem kleinen Städtchen Laubach in Mittelhes- 
Sen lange nichts zu rütteln. Doch dann rief ei- 
ne k a u  den Tauschrhg ins Leben. 20 Men- 
schen gehörten schon nach knapp einem hal- 
ben Jahr fest zum Tauschring, die Hälfte von 
ihnen kommt nicht auS ~ a d a c h ,  sondern 



dem gesamten Landkreis. Beteiligt am geld- 
losen Tausch sind Alte wie Junge. das G e  
schiechterverhältds ist ungefähr ausgegli- 
chen; es sind sowohl. AkademikerInnnen 
oder Studierende als auch Arbeibiose, Ar- 
beiterInnen sowie Hausfrauen, die Hilfe an- 
bieten und suchen. 

Ein paar Fragen an die Initiatorin des 
Ganzen, Loni Kiingdnfuß, sollen &en Blick 
hinter die Kulissen des Projektes ermögli- 
chen. 

Ta---? 
Es war einfach riqhüg, &en Tauschring hier an- 

zuschieben. Ich habe schon vorher immer wieder 
was darüber gehört. Für d@e Initiative sprachen 
viele Dinge: die normale ~achbarschaftshüfe ist heu- 
te überall eingeschränkt, wer hiift dem anderen noch 
einfach so? AuBerdem gab und gibt & in Gubach et- 
liche Zugezogene, die hier nicht so leicht Zugang hät- 
ten zu der gegensei t ie  Hiüe, die irn Ort noch üblich 
ist. Die meisten, die heute zum Tauschring gehören, 
bringen viel Idealismus mit. Die Leute empfinden ei- 
ne Entfremdung - alles läuft über Geld, vieles stimmt 
da  nicht. .Und dann haben auch viele nicht so viel 
Geld, um sich dies oder jenes zu  leiste^ Auf Tausch- 
basis ist das aber möglich. 

~ a s w i r d i m k ~ h d u g - 6 - d  
war ist be- 

Im Moment sind besonders Umzüge und Renovie 
rungen angesagt. Aber das ändert sich. im Herbst 
waren es mehr die GatexwWten. Regelmäßig ge 
fragt sind auch Hilfen bei d@r Autoreparatur oder bei 
Schwierigkeiten mit dem Computer. Unsere Liste mit 
den Tauschangeboten ist aber deutlich Mnger. Nach 
dem letzten Treffen wurde eine ganze DW AclSeite 
voll, zweispaltig mit kleiner ScW. 

G i b t e s a u a h ~ i E k d a i i b r a b e z  
N ~ e n ,  * nicht werden 
kiinnen? 

Wir haben gleich me&ex%, die Korrekturlesen 
oder schriftliche Arbeiten anbieten. Das ist ganz gut, 
da kann man mit g r o k  'Wahrscheinüchkeit in der 
Nähe vom eigenen Haus HBh bekomman Manche 
hochspezialisierte Arbeiten fehlen auf der Liste, wur- 
den aber schon gesucht. z.B. eine Person. die richtige 
Maurerarbeiten übernehmen wurde. Eine Frau wollte 
gerne jonglieren lernen, aber es gab noch nieman- 
den, der oder die es hätte lehran können. Da mache 
ich dann immer eiilen Aushang in einem kleinen La- 
den hier in Laubach: "Wer kann Jonglierb und wür- 
de  es mir beibringen ..." - mit einem Hinweis auf den 
Tauschring. 

W- heute spontane R m s h ä n g e  Werba 
träger dnd. wie kamen anm Rnfang die 
Leute irnd weiche weiteren 
MöglWmbbm, iiklive zu fänden. habt Ihr 
a-? 

Ich habe ehige Aushange gemacht und eine hes-  
seinfo geschrieben, weil ich keine Lust hatte, teure 
Kleinanzeigen zu schalten. Das klappte auch prompt. 
Beide Tageszeitungen haben ausführlich berichtet. 
In den ersten Tagen stand hier das Telefon kaum 
still. Heute läuft das meiste über Mundpropaganda. 
In einem Ort wie Laubach spricht sich sowas 
schließlich rum. Aber auch einen Infostand haben 
wir schon gemacht. 

Wh jm konkae E i l f e b k h ~ ~  
gen und die Inanmpruchaahme organG 
siert. rrkd abgerechnet? 
Wir haben das Zeitkontensystem gewählt. Jedes d 

Mitglied hat eine Karte mit einer Haben- und einer 
Soll-Spalte. Da sind Zeilen für 10 Stunden drauf. Wir 
haben auch vereinbart, daß einer, der 10 Stunden bei 
"Solin stehen hat und keine in der Haben-Spalte, d i e  
Ses Minus erst einmal aufarbeiten SOU, bevor es wei- 
tere Dienstleistungen gibt. 

Die Karte ist so groD wie eine Scheckkarte und 
passt in jedes Portemonnaie. Wenn jetzt Person A für 
Person B den Rasen maht, tragen beide die Zeit in 
der entsprechenden Spalte ein, der andere unter- 
zeichnet. Beide haben dann die Dokumentation über 
die Stunden auf ihrer Karte. Nur bei Ausnahmen, wie 
2.B. einem Renovierungseinsatz, der etliche Stunden 
dauert, gibt es manchmal besondere Absprachen. 

Gäbt es äabd noch eine Stelle, die den 
borbllck b.hält? Sollte es die gaben? 

Ja, wir haben einen zentralen Überblick. Jedes 
Mitglied hat eine Liste Mi den Angeboten. Da steht 
aber nicht drauf, wer welche Hilfe anbietet. Wer et- 
was braucht, ruft die Zentrale an und erhält von dort 
die Adresse der richtigen Person. Das haben wir 
auch aus Datenschutzgriinden so geregelt. Nach g e  
taner Arbeit wird die Zentrale kurz informiert, im 
Computer die Daten gespeichert. 

W6r bistet die ~ t m a l e  O y ~ ~ t i o l u i a r -  
bit? Wird die bezahlt? 

Am Anfang habe ich alles gemacht, jetzt hat j e  
mand anderes aus dem Tauschring die Arbeitsver- 
mittlung übernommen. Das wurde halt immer mehr. 
Seit einiger Zeit haben wir auch eine Bezahlung ein- 
geführt Jedem Mitglied werden pro Jahr zwei Stun- 
den zugunsten der Organisationsleute abgezogen. 
Dqs sind zehn Minuten pro Monat. Dafür haben wir 
aber auf Aufnahmegebühren verzichtet. 

WW-e lnlor stehen in Eurer Zeitung. 
Wer anacht däe und wie werden =.B. die 
Dnickkoob.Ol geeragan? 



Die Zeitung mache ich, aber es werden auch Arti- 
kel von den Tauschring-Leuten geschickt, z.B. Erläu- 
terungen zu den Hilfsangeboten. Unsere Zeitung wird 
kopiert, weil wir 2.Z. nur 30 Exemplare rausgeben. 20 
für die Mitglieder und 10 werden über den Laubacher 
Laden verkauft. 50 Pfennig kostet eine, das sind die 
reinen Materialkosten. 

Hat der Tauschring eiaa tormaia S t r u b  
hir? 

Nein. Wir haben überlegt, einen Verein zu grün- 
den, aber der Aufwand schien uns zu groß. Ein Verein 
macht Sinn, wenn es um Geld geht, aber das wolien 
wir ja gerade umgehen. Geld fließt nicht, höchstens 
mal Briefmarken, wenn ich mir meine Portoauslagen 
wiedergeben lasse. Durch die dörfliche Stniktur und 
weil die Leute teilweise sehr weit auseinander woh- 
nen, geht es nicht ohne die Post. 

te BieNahrungsmittel deutlich günstiger. Die 
FoodCoop, die direkt frische Produkte von 
LandwirtInnen aus der Umgebung bezieht, 
unterstützt den Biolandbau und vermeidet 
umweltzerstörende Transporte. Die Lebens- 
mittel sind nur gering belastet und ein Ge- 
sundheitsplus für die ganze Wohngemein- 
schaft, Familie oder Clique. 

Nicht zuietzt zählen auch der Spaß bei g e  
meinsamer Bestellung, das lockere G e  
spräch beim wöchentlichen Treffen und die 
neuen Bekannten. 

Eine Food-Coop kann ein kleines Ausrufe- 
zeichen für bewußte Rnährung, anderen Um- 
gang mit dem Konsum (alle müssen mitar- 
beiten, tragen mit Verantwortung, da5 der 
Nachschub kommt usw.) und dezentrales 
Wirtschaften sein. . 

eine kleine Gruppe 

nsmittel einzukaufen. Oft ist der 
knapp gefüllte Geldbeutel Mit- 

auslöser oder die Unzufrieden- 
heit über die Versorgung mit Bie 

Nahrungsmitteln am eigenen 

Food Coop 

& HändlerInnen 

in der FoodCoop 
weist einige Unterschiede zum Handel bei- 
spielsweise im Bioladen auf. Aile Beteiligten 
sind sowohl KundInnen als auch HändlerIn- 
nen, aile sind abwechselnd eingebunden in 
die Organisationsarbeit. 

FoodGoopMitglieder schliden sich zu- 
sammen, um gemeinsam Lebensmittel aus 
biologischem Anbau zu beziehen. 

Für eine solche Initiative spricht vieles: 
Die großen Mengen, die bei einer Bestellung 
zusammenkommen, machen Rabatte bei den 
ErzeugerInnen möglich und den Einkauf 
beim Biogroßhandel sinnvoll. So werden ech- 

)M.ehr Wie für Leute jedes Projekt, ist es auch für eine 

Food-Coop gut, mit einem festen Kern von ei- 
nigen Leuten zu starten. Mund-zu-Mund-Pr@ 
paganda und gezielte Aushänge können den 
Kreis rasch erweitern. Je nach Zielgruppe 
bieten sich bestimmte Orte besonders an: In 
Unistädten werden es die schwarzen Bretter 
in Mensanähe, beim AStA, AudiMax usw. 
sein. Sollen auch oder gerade Familien mit 
Kindern erreicht werden, sind Kindergärten, 
Kinderarztpraxen und Eltern-Einrichtungen 
geeignete Orte für ein InfeBlatt. Ob die Coop 
formal eine Rund einzelner Leute bleiben 
will, sich als Verein organisiert oder irgend- 
wo anschließt, sollte bei Gelegenheit disku- 
tiert werden (siehe Kapitel 6, "Gruppenar- 
beit" und 1, "Organisation"). Bei gröi3eren 



Kai Kreuzer. 
Bio-Vermarktung 

(BLATTgniri & Pala, 
2528) 

Anhand von zahirei- 
chen Beispielen für 
Bio-%mnarktung in 

Deutschland wud 
die Vermarktung von 
Bioprodukten in Na- 

turkostladen, auf Wo- 
chenmärkten. in Kan- 
tinen, Supennakten 
u m  untersucht und 

aufgezeigt. Durch 
die Vorstellung von 

auch eher unbekann- 
ten Vermaktungsfor- 

men wie Hofladen, 
Gemiiseabonnement 
und öko-Partyse~- 

ce bietet dieses Buch 
zum einen einen um- 
fassenden Uberblick 
und gleichzeitig nütz- 

liche Tips, wie Bio- 
produkte an den Ver- 

braucher gebracht 
werden (kennen). 

PaulPottebaum: 
Handbuch 

Duektvennarktung 
(1989, Verlagsunion 

Agrar in Münster, 
272 S.) 

Ein Ratgeber für aiie, 
die Nahrungsmittel 

aus Eigenanbau ver- 
kaufen wollen 

(nicht nur Bio). 

BAG der Lebensxnjt- 
teikooperativen: 

Wie gründet man ei- 
ne Lebensmittel- 

kooperative? 
(Eigenverlag, 

Bochum) 

Coops, die unter Umständen irgendwann so- 
gar einen eigenen CoopLaden eröffnen 
(gibt es) kann auch die Rechtsform einer Ge- 
nossenschaft (eG) sinnvoll sein. 

,Ein Raum für die Coop 

Es gibt Coops, die siimtliche Waren sofort 
verteilen. Be@ wöchentlichen Treffen wer- 
den d e  Lebensmittel, die möglichst kurz zu- 
vor angeliefert oder abgeholt wurden, in ei- 
nem Wohnzimmer etc. ausgebreitet, und 
wenn alle ihre Sachen abgeholt haben, ist 
nichts mehr übrig. Viele Waren sind aber 
haltbar. Tomatenmark im Glas oder Nudeln 
und andere Trockenwaren können auch mal 
in größeren Mengen bestellt werden. Dann 
braucht die Coop allerdings einen trok- 
kenen, nicht zu warmen, gelüfteten Lager- 
raum. Der eigene Raum macht es dann auch 
möglich, größere Gebinde zu bestellen und 
für Einzelleute Portionen abzuwiegen. 

Die Raumsuche wird leichter, wenn viele 
Menschen Interesse an der Coop haben. So 
wird vjelleicht bald ein Keiier oder Dachbo- 
den, ein wenig genutztes Gästezimmer oder 
ein Lagerraum von Uni, Betrieb oder Nach- 
barschaftszentrum ?iur Verfiigung gesteilt 
werden Einige größere Coops haben sich 
dafür entschieden, einen richtigen Laden zu 
mieten. 

Woher kommen die Waren? 

b Wenn sich Menschen zu einer Coop zu- 
sammentun, haben sie oft schon genaue Vor- 
stellungen, was bald in die Vorratsschränke 
soll. Im Prinzip kann die Angebotspalette ei- 
ner Coop das gesamte Bioladen-Spektrum 
umfassen. Manche gehen sogar darüber hin- 
aus, bieten z.B. Umweltschutzpapier an oder 
Töpferwaren einer / eines Angehörigen, 
selbstgemachte Marmeladen etc. 

Beziehen können die Coops ihre Waren di- 
rekt bei den ErzeugerInnen oder bmv. und 
über den BioGroßhmdeL Wie weit letzterer 
herangezogen wird, ist immer auch eine poli- 
tische Entscheidung. Denn die Großhänd- 
lerInnen bietet per Flugzeug importierte Ba- 

nanen an, Biobutter aus dem nördlichsten 
Norden der Republik und dazu Joghurt aus 
dem Ailgäu usw. Kurz: Beim Thema 
Transport oder auch Verpackung hört es mit 
dem Umweltschutz oft auf. Wenn eine Coop 
gezielt heimische Landwirte unterstützen 
will und unnötige Transporte vermeidet, 
wird sie möglichst viel von ProduZentinnen 
aus der Region bestellen und eher nur aus- 
gewählte Trockenwaren beim Großhandel. 
Pro- und Contra-Argumente sind dabei in 
der CoopGruppe auszustauschen. Es gibt 
Coops, die nur noch beim Großhandel be- 
stellen, weil es dort letztlich d e s  gibt und 
die Bestellung bei nur einernieiner Liefe- 
rantIn nötig ist. Diese Gruppen haben aber 
den wichtigen regionalen Aspekt aufgege- 4 
ben. Andere konnten durch gezielte Bestel- 
lungen bei Biobauern/Biobäuerinnen der 
Umgebung deren Existenz sichern oder so- 
gar konventionelle LandwirtInnen dazu brin- 
gen, (teilweise) umzustellen, weil die Abnah- 
me durch die Coop gesichert wurde! 

GroßhändlerInnen, Bioläden 

b & DirektvermarkterInnen 

BiolandwirtInnen aus der Umgebung sind 
im Aiternativen Branchenbuch zu finden. Die 
Bio-Anbauverbände Bioland und demeter ge- 
ben Listen mit ihren Mitgliedshöfen heraus, 
und der ein oder andere Betrieb wird Mit- J 
gliedern der Coop bekannt sein. Im Alterna- 
tiven Branchenbuch findet sich auch eine 
schier endlose Liste von Biogroßhändlern. 
Das einfachste ist, zum Telefon zu greifen 
und eineIn HändlerIn h d e r  Nähe anzurufen 
(zuvor vielleicht einen Großhandelsschein 
von einem berechtigten Geschäfts-Men- 
schen organisieren), stellt sich leider oft als 
gar nicht so einfach heraus. Viele Bie 
großhändlerInnen beliefern keine Coops 
oder nur unter schlechten Bedingungen 
(ziemlich hohe Preise, hohe Mindestbestell- 
mengen, nur bei Ahholung, nur bei einer ge- 
wissen Regelmäßigkeit der Bestellung). Das 
liegt an dem Protest etlicher BioladnerInnen 
gegen FoodCoops. Sie fürchten Umsatzein- 
bußen. An wenigen Orten haben Bioladen-In- 
haberInnen gezeigt, daß es nicht zu Span- 



nungen zwischen einer selbstorganisierten 
Coop und dem Laden kommen muß. Dort 
setzten die Ladnerinnen darauf, daß auch 
ganz neue Leute durch die Coop an Biole 
bensmittel herangeführt werden und dann 
bei ihnen zukaufen, was es nicht in der Ein- 
kaufsgemeinschaft gibt. 

Viele CoopMitglieder würden ohne die 
Preisnachlässe dort gar keine Biowaren kau- 
fen. Der Druck der BioladnerInnen ist jedoch 
so groß, daß viele Großhändierinnen Coops 
sitzen lassen, um nicht von ihren Kundinnen 
sitzen gelassen zu werden. 

Sogar Herstellerinnen von Biowaren ha- 
ben sich verpflichtet, ihre Produkte nicht an 
die kleinen Konkurrenten von unten abzuge 
ben. Aber keine Panik: Es gibt noch Groß 
händlerInnen, die für FoodCoops offen sind, 
es gibt mittlerweile einen, der ausschließlich 
Coops beliefert und es hat schon öfter Son- 
derregelungen gegeben, wo eine Coop bei 
einemleiner anderen belieferten KundIn "un- 
terschlüpfen" konnte: bei einem lockeren Bio- 
laden oder einem alternativen Betrieb. 

'chwarze Schafe? 

Es gibt etliche "Food-Coops" in Kreisen g e  
sundheitsbedter BesserverdienerInnen, 
die mit Ideen von alternativen Wirtschafts- 
strukturen, gegenseitiger Hilfe oder Unter- 
stützung regionaler Biolandwirtlnnen wenig 
arn Hut haben. Eine preisgünstige Bestellung 
einmal irn Monat beim ~iog~oßhandel ist das 

Das funktioniert natürlich, sollte aber 
nicht das Ziel engagierter StreiterInnen für 
eine bessere Gesellschaft sein: Die Damen 
und Herren, die weder mehr Zeit und Enga- 
gement noch Idealismus für eine echte Coop 
mitbringen, könnten und soliten in den Biolä- 
den einkaufen - denn die müssen auch le- 
ben! 

Gewisse Aufgaben sind regelmäßig zu er- 
ledigen, damit die ~ o o p  läuft. In vielen 
Coops gibt es deshalb feste Gruppen für die 
vers~hiedenen Bereiche, die sich darum 
kümmern. 

Organisation des Einkaufs 

unterschiedliche Quellen die 
Coop für ihre Waren hat, desto komplexer ist 
die Organisation des Ganzen. So sind 
zunächst Vorabgespräche mit LandwirtInnen 
über deren Produkte, Preise und Rabatte scl 
wie Vorbestellfristen oder Abholzeiten zu füh- 
ren. BiogroßhändierInnen haben Listen ihrer 
Waren mit Preisen (meist ohne Mehrwert- 
steuer, die noch dazuzurechnen ist!) und B e  
stell- und Zahlungsbedingungen. Über den 
Großhandel gibt es die normalerweise Pre 
dukte in festen Packungseinheiten (ein Kar- 
ton mit sechs Gläsern Brotaufstnch, ein Sack 

einzige, was sie zusammenhält. mit 25 kg Reis, eine Packung mit 12 

Bundesarbeitsge- 
meinschafl der Le- 
bensmittelCoope 
rativen 
c/o A. Hofstiepel 
Irn Mailand 131 
44791 Bochurn 

viva ist ein Gros 
händler. der aus- 
schliefllich Faod. 
Coops beliefert. 
viva Naturkost 
Bergstr. 28 
76646 Bnichsal 
02251/81234 

Bioland - Verband 
für organisch biole 
gischen Landbau e.V. 
Nördliche Ringstr. 91 
73033 Göppingen 
07161/910120 

demeter-bund 
Baumschuienweg 11 
64295 Darmstadt 
06151/2674 

Naturland 
Verband für natur- 
gemä0en Landbau 
Kleinhaderner Weg 1 
62166 Gräfeling 
089/8545071 

ANOG - AG für 
naturnahen Obst-, 
Gemüse- und Feld- 
fruchtanbau 
Pützch Chaussee 60 
53227 Bonn 



Tüten Pfeffer usw.). Daher muß die Bestel- 
lung sicherlich des öfieren auf- oder abge- 
rundet werden. Zu klären ist, wer beim Anlie 
ferterrnin zugegen ist, wer dann Lieferschein 
und vorhandene Waren abgleicht, die Sa- 
chen ins Trockene oder ggf. Kalte bringt 
usw.Manchmal sind arbeitssparende Verein- 
barungen möglich. So erhält die Gießener 
Food-Coop zum Beispiel ihr frisches Gemüse 
und Obst am Markttag direkt vom Gießener 
Wochenmarkt. Der ~ ~ O s t a n d - ~ e ~ e i b e r  erhält 
vorher die telefonische BesWmg und hält 
die fertige Kiste während der Marktzeit für 
die AbholerInnen von der Coop bereit. Ger- 
ne gewährt er Rabatt, denn dieser Verkauf 
ist ihm sicher. 

Verteilung 

meisten Coops haben sich für feste 
Öffnungszeiten bzw. einen festen 'Treff- er- 
min entschieden. Z.B. einmal in eier Woche 
stehen dann die Waren nzm Abholen bereit. 
Je nach Konzept der Coop und Wl. eingela- 
gerten Produkten köniiien die Cooperativle 
rInnen nur das mitnehmen, was sie genau be- 
stellt haben oder sich wie in einem normalen 
Laden aus vollen Regalen mit haltbaren Le- 
bensmitteln bedienen. Manche größere 
Coop hat an mehreren Tagen offen, die klei- . 

ne N a c h b a r s c ~ c o o p  eher nur an einem 
Termin wöchentlich oder sogar seltener, an 
dem dann gleich die Bestellungen für's näch- 
ste Mal festgemacht werden können. 

,Off entlichkeitsarbeit 

Das ist die Kür nach dem Pflichtpro- 
gramm: In engagierten Coops gibt es auch 
ein Öffentlichkeitsteam oder Einzelieute, 
denen das wichtig ist. Mos über gesunde, 
biologische Nahrungdttel k6nnen Inhalt . 
2.B. einer Presseinfo oder ein& Aushanges 
sein. Im Rahmen v m  '&@chen Weihnachts- 
markt oder Kindergartenfest kann für den 
Einstieg in die Einkaufsgemeinschaft gewor- 
ben werden usw. Viele Coops sind mit dem 
klaren Vorsatz angetreten, die "BieIdee" 
voranzubringen. Eine CoopGründungsinitia- . 

tive sollte sich über ein solches Ziel klar 
werden .und auch danach handeln. Coops, 
die nach einigen Monaten des Ailtags zu rei- 
nen Privat-Handelsorganisationen verkom- 
men, haben ein wichtiges Ideal aufgegeben! 

,Mit9 liedschaf ten 

h Prinpp müssen die Menschen, die aus 
der Coop Lebensmittel beziehen, Mitglied 
sein. Andernfalls würde Ärger mit Gesund- 
heitsamt und oder Gewerbeaufsicht ins 
Haus stehen, denn das Projekt ist kein kom- 
merzieller Laden Das heißt aber nicht, da5 
die Gruppe sich als Verein mit Mitgliedern 
und Mitgliedsbeiträgen organisieren mufl. 

"Mitgliedschaft" kann einfach bedeuten, 
auf einer Liste der Aktiven zu stehen, sich 
aktiv am Funktionieren der Coop zu beteili- 
gen oder ähnliches. Gerade Coops, die noch 
wachsen wollen, sollten darauf achten, nicht 
zu geschiossen zu wirken. Es kommt besser 
an, zu werben ""mach mit bei unserer Food- 
Coop" als 'Werden Sie Mitglied". Passives 
Mitglied bei Feuerwehr, Naturschutzverein, 
Jugendherbergswerk 0.ä. sind schließlich 
fast aile, ohne davon etwas zu spüren. 

~~~o~~ macht vielen Coops zu Schaf- 
fen: Ein paar wenige Leute rackern sich ab, 
damit der Laden läuft, vieIe tun wenig, oft 
nicht einmal das, was ursprünglich zugesagt 
wurde. In einer Gruppe mit gutem Gruppen- 
Mima sollte so etwas ansprechbar und lös- 
bar sein. Wenn Diskussionen nicht helfen, 
kann es auch klare Arbeitsvereinbarungen 
geben: Die große "Wilde Wurzel" in Trier z.B. 
verlangt von jedem Mitglied eine Arbeitslei- 
stung von (mindestens) 2 Stunden irn Monat. 

In wohl jeder Coop gibt es das ein oder 
andere Mal böse Überraschungen: da ist der 



Hafersack von Mäusen aufgeknabbert und 
fast unbrauchbar gemacht worden, im Grieß 
tummeln sich plötzlich Meine Krabbeltiere 
oder der vor wenigen Tagen gelieferte Kohl 
ist schon gammelig und nicht mehr unter's 
Volk zu bringen. 

Solche Verluste sind durch mäusesichere 
Aufbewahrung und regeimäi3ige Kontrolle 
auch eingelagerter Waren einzuschränken, 
aber ärgerlich bleiben sie - und eventuell 
teuer. Nicht nur, um derartige Schäden zu b e  
gleichen, sondern auch, um vielleicht eine 
(gebrauchte) Waage zu erstehen oder end- 
lich eine .Mühle für wertvolles, frisches Voll- 
kornmehl, braucht die Coop Geld. 

Wie dieses aufzubringen ist, ohne daß es 
(jemanden wehtut. ist die ~u fkabe  der ersten 
FoodCoopTreffen. Bewährt haben sich ganz 
unterschiedliche Ansätze: 
- Ein Aufschlag auf alle Waren. Durch die Ra- 

batte kommen die Produkte deutlich billiger 
in den Vorratsraum. Wenn alie Lebensmittel 
nur um wenige Prozent über dem Einkaufs 
preis weitergegeben werden, bleibt etwas 
für besondere Ausgaben übrig. 

- Eine Mitgliedsgebühr: Regelmäßig monat- 
lich, vierteljährlich oder in anderem Rhyth- 
mus wird eine Gebühr pro Mitglied erhoben. 
.Zu bedenken: Für VielkäuferInnen ist eine 
solche Gebühr kein Problem, je mehr in der 
Coop gekauft wird, desto eher "kommt das 
Geld wieder raus". Wenn Menschen aber w e  

L 
nig kaufen, könnte der CoopEinkauf für sie 
teurer werden als der Gang zum Laden. Mit 
der Mitgliedsgebühr gibt sich die Coop ein 
Instrument, den Umsatz zu beeinflussen. 
Manche Coops erreichen so, daß (fast) nur 
Leute zur Coop stoßen, die voll hinter der 
Idee stehen und den Löwenanteil ihres Le- 
bensmittelbedarfes über die Coop decken. 

- Eine Einstiegsgebühr: In vielen Coops zah- 
len Neumitglieder einmalig einen festen B e  
trag (z.B. 50,- DM), den sie bei ihrem Austritt 
wieder erhalten. Wenn die Coop nicht unter 
deutlichem Mitgliederschwund leidet, ist 
dies eine gute Möglichkeit, Geld fiir beson- 
dere Auslagen zu haben (besonders für An- 
schaffungen) 

Viele Coops kombinieren mindestens zwei 
dieser Beitragsformen, manche arbeiten so- 
gar mit d e n  dreien gleichzeitig. 

b~tartkapital? ' 

Geld ist nicht nur für praktische Anschaf- 
fungen nötig, auch fW den ersten Einkauf 
beim/bei der GroDhänderIn rnuß Kapital da 
sein, vor allem, wenn das Lager einigermas- 
sen ansehnlich gefüUt sein soll. Wenn Coop 
Fans für d e i  Start einen Kredit geben und bei 
späteren "Überschüssen" nach und nach wie 
der ausgezahit werden, ist dieses Problem 
gelöst. Eine andere Möglichkeit ist, von aiien 
Mitgliedern eine Vorauszahlung (siehe un- 
ten) zu verlangen oder bei den ersten Bestel- 
lungen wird nicht mehr geordert, als gleich 
zu verteilen und zu bezahlen ist. Soll die 
Coop allerdings einen LadenCharakter ha- 
ben, würden bei der letzten Variante die Re  
gale leer bleiben. 

Geldloser Ein kauf? b 
Für die Bezahlung des/der GroßhändlerIn, 

bei größeren Bestellungen und bei Rückla- 
gen ist ein CoopKonto fast unverzichthar. 
Wenn es eingerichtet ist (sei es als Vereins- 
konto oder als Konto über eine Privatperson), 
besteht auch die ~ ö ~ i c h k e i t ,  die Bezahlung 7 durch die einzelnen CooperativlerInnen dar- 16.9 
über abzuwickeln. Bewährt hat sich dabei ei-' 
ne Vorauszahlung von runden Summen @.B. 

1 
100,- DM). 

Das eingegangene Geld wird auf einer 
Karteikarte vermerkt. Bei jedem Kauf in der 
Coop sind die Kosten für die Waren abzuzie 
hen. Irgendwann kommt dann der Hinweis 
der AbrechnerInnen. wieder die Gutschrift 
auf dem Konto aufzufüiien. 



Wei-tere 

,Die Food-Coop light 

Im Landkreis Gießen gibt es m Beispiel 
mehrere FoodCoops in Weineren Dörfern. 
Dort gehören vor aiiem junge Familien zur 
Einkaufsgemeinschaft. Viele von ihnen ka- 
men wegen des Gesundheits-Arguments: Es 
gibt heute kaum noch Kinder im Vorschulal- 
ter ohne irgendwelche Lebensmittelallergi- 

- en. Bio-Lebensmittel bringen den Kindern oft 
Erleichterung. Gemeinsam war allerdings 
den CoopGründerInnen, daß sie wenig Wert 
auf regelmäßige Zusammenkünffe und auf- 
wendigere Aufgaben hatten. So gründeten 

' 

sich fast zeitgleich in fünf Dörfern Tood- 
Coops" (ohne diesen oft nicht verstandenen 
Namen), die heute drei Lieferanten haben: 
einen Bioland-Brotbäcker, eine Biokäserei 
und eine Bio-Gemüsegärtnerei. AUe drei Pro- 
duzenten fahren an je einem festen Tag der 
Woche durch alle CoopDörfer. Bei Familie X 
gibt der Bäcker arn ~ o n t a g  zwanzig Brote 
im Ort A ab, bei Familie Y 11 für Dorf B und 
aus dem Weiler C ist Frau Z die "Brotadres- 
se". Die Bestellungen ändern sich mit den 
Wochen kaum, die meisten Mit-EinkäuferIn- 
ne i  haben quasi ein Brotabo. Nur, wenn sich 
was ändern soll, geben sie das an die 
Brotadresse im Dorf. Montagabend wird 
dann das frische Brot geholt und bezahlt. 
Der Biobauer nimmt das Geld in der folgen- 
den Woche bei der neuen Lieferung mit, es 
ist also nichts vornilegen, gibt kein Konto 
und wenig Orga-Aufwand. 

Die Erzeuger-Verbraucher- ) Gemeinschaft 

An einigen Orten wurde aus dem gemein- 
schaftlichen Einkauf be,im Biobauem viel 
mehr: Die Freundinnen der biologischen L e  
bensmittel legen hin und wieder mit Hand 
an, wenn es auf dem Hof besonders viel zu 
tun gibt, 2.B. in der Emtezeit oder wenn die 
Wildkräuter auf dem 'kgespritzten Acker 
die Oberhand zu gewinnen drohen. Das ist 
natürlich weitergehend, als nyr die geernte 

ten FrüchM in den Kofferraum oder Fahrrad- 
h ä n p  m packen. Gerade für StädterInnen 
.sind solche Erzeuger-VerbraucherGemein- 
schaften eine Chance, einen anderen Bezug 
m den Lebensmitteln und deren Herstellung 
zu bekommen Intensivere Kbsprachen kön- 
nen auoh bestimmte Bereiche des Hofes b e  
treffen So fand sich in einem Ort eine Grup 
pe von Menschen, die für eine Milchkuh die 
Patenschaft übernahm. Sie zahlt dem Land- 
wirt den Stallplatz und das Futter und Einzel- 
ne helfen auch mal beim Misten usw. Dafür 
können die Kuh-Paten die Milch des Tieres 
koste* erhalten. Auf diese Weise stehen 
heute in manchen Ställen noch Kühe, wo der 
Landwirt die Milchviehhaltung schon aufge- 
ben woiita und über keine staatlikh zugesi- 
cherten "Milchkontingente" mehr verfügte. 

Erzeuger- terneinschaf ten 

b ErzeugerInnenGemeinschaften gehören 

eigentlich nicht in dieses Kapitel. Aber sie 
entwickeln oft auch kreative Angebote und 
Öffentlichkeitsarbeit, weshalb sie nicht un- 
erwähnt bleiben sollen. Hier haben sich 
(Bio-) Landwirte zusammengeschlossen, um 
gemeinsam ihre Produkte zu vermarkten. Ei- 
ne ErzeugerInnenGemeinschaft aus Mar- 
burg ist dort zum Beispiel auf dem Markt 
vertreten, fährt mit einem Direktvermarkter- 
Mobil durch den Landkreis, bietet ein Gemü- 
seAbo an und ist für besondere Aufträge 
von Gruppen u.ä. immer zu haben. 

SV& Giegold 
c/o Verdener Umweltwerkstatt 
HerrlioMreit 1 
n2a3 V d m  
Tal. 04231/81046 



&rechtigkeii, Frieden uvid 
Bewahruuig der Schöpfuvig 
Umweltschutz ist  eine Möglichkeit, die Arbeit der Kirchengemeinde so auszurich- 
ten, wie es den Vorstellungen der Mitglieder und MitarbeiterInnen entspricht. Die 
Umwelt nicht oder nur im nötigsten Umfang zu belasten, i s t  wichtiges Ziel. Das sollte 
nicht im Alltag untergehen. Daher ist tatsächliches Handeln eine Erfüllung der bis- 
lang o f t  nur theoretisch gefaßten Ziele und Überzeugungen. Eine Kirchengemeinde 
wirkt als Beispiel für andere, vor allem für Menschen, die als deren Mitglieder oder 
sogar aktive MitarbeiterInnen im eigenen Bereich ebenfalls die Ideen aufgreifen 
können. Konsequentes Handeln in einer Kirchengemeinde klärt auf und macht Mut. 

,Außendarstellung 

Eine Kirchengemeinde kann wichtige T h e  
menfelder aufgreifen und auch glaubwürdig 
darstellen. Die konkreten Schritte nun Um- 
weltschutz sollten auch mit Öffentlichkeits- 
und Bildungsarbeit begleitet werden. Ein Mc 
dell zu sein für andere (Kirchengemeinden, 
die politische Gemeinde oder Stadt, für Schu- 
len, Firmen usw.), kann auch wichtige Plus- 
punkte bei der Außendarsteilung bringen. 
Was Kirchengemeinden im Umweltschutz 

tun können, ist hier am Beispiel der evangeli- 
schen Kirche dargestellt. Sicherlich lassen 
sich für katholische Gemeinden und Freikir- 
chen ähnliche Ansatzpunkte finden. 

"Macht  Euch die I 
Erde untertan ..." I 

In der evangelischen Kirche Ist bewußte 

nik entsprechend, abo über ~ahrhunderte 
mehr oder weniger unbewuDt ökologisch. 
Ais aber die Chemie aufkam in der Garten- 
und Landwirtschaft, gab es keinen 
Grund, hellhörig oder vorsichtig zu 
sein, irn Gegenteil. Chemie wies nur 
noch deutlicher auf die erkennba- 
ren ~underzusammelihänge 

. hin. Außer- 

dem herrschte das Verständnis "macht ~ u c h x  
die Erde untertan". Natur und Umwelt werden 
wie Untertanen ausgenutzt und ausgebeutet. 

und konsequente Umwelt- und Naturschutz- 
arbeit eine konfliktschaffende, ja wider- 
sprüchliche Nebenerscheinung, nicht anders Kämpfen gegen "das Böse" 
als in der "normalen Gesellschaft". Einer- 
seits hatten bis in das 20. Jahrhundert hinein b Aufgrund dieser Tatsache ist es verständ- 
alle Pfarrhäuser relativ große Pfarrgärten lich, daß es eine Umweltbewegung, die g e  
und auch Ländereien, in denen .Landwirt- gen die herrschenden, wissenschaftlich und 
schaft betrieben wurde zur Ernährung der technisch unterstützten Ausbeutungsmetho- 
Pfarrfamilie, der Alten und Armen (so jeden- den ankämpft, sehr schwer hat und 2.T. auch 
falis die Begründung für den 2.T. großen B e  immer noch ideologisch bekämpft wird. 
sitz). Diese war immer dem Stand der Tech- Trotz ansonsten verbreiteter Lehren von "gut 



4 Aktions- 

%- G Mama 
W- 

uhrah~ und böse" irn Verhältnis zwischen Menschen seit der Weltkirchenkonferenz in Vancouver 
Winfried ~ o h ~ f e i d :  und zwischen Mensch und Gott kam nie 1983 sprechen wir vom Konziliaren Prozeß 
Umweltkrise - Her- 

ausforderung der Kir- mand auf die Idee, da6 es eine solche hand- für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung 
che (19~4. Quell ver- lungsanleitende Kategorie auch zwischen der Schöpfung. Diese drei Dinge gehören 
lag, Stuttgart, 159 S.) 

B U C ~  aus den ~ n -  den Menschen und ihr- Handeln und Ver- zum Weswsbestandteil des christlichen 
fangszeiten der ö k e  halten gegetiüber d a  Natur geben könnte. ,Glaubens. Ohne Gerechtigkeit gibt es kei- 

logiedebatte. 
Sie aber wurde bedeutsam 2.B. bei der Aus- nen Frieden, ohne Bewahrung der Schöp 

Günter Albert üimer: breitung von Wlisten, Seuchen, beim Aus- fung keinen Frieden, ohne Gerechtigkeit kei- 
Miissen Sie als Christ 
Mitweitschützer sein? sterben von Arten, der d r o h ~ m  übervöl- ne Bewahrung der Schöpfung. Einen wesent- 
(1990, G.A. Ulmer Ver- 
lag, Tuning- 126 s.) 

kerung und dem Schutz der Erdatmosphäre. lichen impuis in diese Entwicklung gab der 
Texte zur Lage der Bisher hat das Gott in wer grenzenlosen - Bericht der BewohnerInnen der SüdseeIn- 

Umwelt und zum Ver- 
halten der Christen. Güte immer alleine gemacht. seln über die Folgen der französischen 

Nun aber ist 'das Böses ein in seinen Ursa- . Atombombenversuche. 
Ud0 Krolzik: 

Umweltkrise - Folge chen und Folgen benennbarer zerstöreri- 
des Chnptenhuns? 

(1980. Kreuz Verlag in 
scher geseilschaftiicher Zuaanunenhang, den 

stuttgart. 125 s.) zu verändern wir Menschen d e i n  selbst in Neues Bewußtsein 
Ein schon älter- 

Buch, das nachwiwor 
die Hand bekommen haben. Stationen auf t) 

aktuell ist: Die Chri- diesem Weg der Selbsterkenntnis waren die Oieses neue Verantwortungsbewußtsein 
sten sind schuldig an 
vielen Zerstörungen Anti-Atombewegung, die Friedensbewegung: zeigt sich allmählich auch in den Haus- 

die Bewegungen zur htwicklung einer Kul- haltsplänen der Landeskirchen und Gemein- 
Eckehard Knopfel: 
Werkbuch Umwelt t u .  der Gewaltfreiheit. Trotz eindeutiger alt- den. Es gibt an zentralen Steiien hauptamtli- 

(1984, R Brockhaus in und neutestamentlicher Wurzein spielten che Fachleute, Nichttheologen als Umwelt- 
Wuppert.. 175 s.) 

Beiträge zu okologie diese Traditionen im bürgerlichen Christen- beauftragte der einzelnen Landeskirchen 
aus Kirche & Politik. tum keine Roiie und wurden von der herr- und in Fortbildungsstätten der Landeskir- 

Günter Aliner ua.: schenden Kirche an den Rand gedrängt. chen bzw. der Evangelische Kirche Deutsch- 
Manifest zur Versöh- lands (EKD = Zusammenschluß der ev. Lan- 

nung mit der Natur 
(1985. Neukirchener deskirchen) und natürlich eine Menge von 

Vmlag, 30 S.) 
 in Positionspapier Rewahrung der Schöpfung Ehrenamtlichen. Jede Landeskirche regelt 

ZU den Pflichten der die Weiterbearbeitung des Konziiiaren Pro 
Kirche in der Umwelt- 

luise - heute vieler- Das änderte sich schlagartig mit der Ent- zesses, das Setzen von 
orts vergessen 

ne und den Weltkonferen- 

7.2 
und mehr die christlichen Gemeinden in den ten in eigener Verantwortung 2.B. in Rich- 
EntwicklungslStnd8rn au Wort meldeten und tung EineWelt-Arbeit, Partnerschaftsbezie 
auf die weltweiten Zusammenhänge der Aus- hung oder Flüchtlings-, Asyl- und Menschen- 
beutung, der ungerechten Weltmhtschafts rechtsengagement oder Umwelt- und Natur- 
beziehungen und Folgen des Raubbaus an schubbei t .  Entscheidend für die Schwer- 
der Natur aufmedc&nn machten Spätestens punktsetzmg sind die Synoden (Parlamente 



der Kirche) auf Landes- und auf Kirchenkrei- Die Kirchen könnten auch wie die 3 29er-Ver- 
sebene. Auf Gemeindeebene entscheiden bände Stellungn- bei Planungsverfah- 
die Kirchenvorstände. In aii diesen Gremien ren abgeben. Das wurde aber bisher nur in 
haben die "Laien" (Nichttheologen) die Mehr- Ausnahrnesituationen gemacht. 
heit. Inzwischen gibt es die parallele Ent- 
wicklung auf kommunaler Seite: der'Agenda 
21-Prozeß. Beide Prozesse beinhaiten das 
gleiche und müssen parallel und zusammen 7 

umgesetzt werden. Endlose Debatten sollten 
dabei allerdings vermieden werden. 

In der Landeskirche Kurhessen-Waldeck 
zum Beispiel gibt es seit langem die Forde 
rung nach einer zentralen Arbeits- und Bera- 
tungsstelle fiir Gemeinden zu den Schwer- 
punkten des Konziliaren Prozesses, die auch 
die verschiedenen Aktivitäten in den "kirch- 
lichen Werken" (z.B. Jugend-, Frauen-, Hand- 
werker-, Landvoik-Arbeit) koodiniert und 
qualifiziert. ~a t säc f i ch  gibt es zwei Ökume 
nische Werkstätten (in Kassel und in Hanau) 
für die EineWelt-Arbeit und einen ehrenan$- 
lichen Landeskirchenbeauftragten fiir die' 
Umweltarbeit. Jeder Iürchenkreis hat eine/n 
oder eine Gruppe von zusammenarbeitenden 
Umweltbeauftragte/n, die die Gemeinden 
und PfarrerInnen beraten, die mit Küstern 
und Hausmeistern, PfarrerInnen konkrete 

L MiDstände versuchen zu verändern. Im Kir- 
chenkreis ~ersfeld z.B. wurde das 
der Beauftragung auch an der Basis umge 
setzt: Aufgrund eines Beschlusses der Pfarr- 
konferenz (aller PfarrerInnen) und in der 
Kreissynode benennt jeder Kirchenvorstand 
einer Kirchengemeinde zu Beginn seiner L e  
gislaturperiode auch einein (oder eine Grup 
pe von) Umweltbeauftragte/n. Sie bekommen 
eine schriftliche Beauftragung mit ihren 
Rechten und Pflichten feierlich überreicht. 

Diese Beauftragten (65 Leute im Kirchen- 
kreis bei'50.000 Einwohnern) sollen nicht nur 
Aktivitäten und Veränderungen in ihrem ei- 
genen Gemeinden anregen, sondern sie ar- 
beiten auch auf Kreisebene zusammen. Sie 
tauschen Erfahrungen aus, erarbeiten Pr* 
jektvorschläge, halten Kontakt zu Organisa- 
tionen der Umwelt- und Natursehutzarbeit. 

. . 
Kirchengemeinden sind organisatorisch 

als Einheit zu betrachtende Einrichtungen, 
die die Erarbeitung &es Umweltschutzkon- 
zeptes samt Vorschiägen zur Umsetzung 
möglich machen In einigen Fäilen können 
Einzelbereiche auch als geschlossene Ein- 
heit ausgegliedert bzw. gesondert behandelt 
werden. Die Erarbeitung eines oder meh- 
rerer Umweltkonzepte können die Kirchenge 
meinden selbst vornehmen, empfehlenswert 
ist aber, sich Hilfe von ~mweltverbänden, 
von Einzelpersonen oder Instituten einzuhe 
len oder "einzukaufenn. Günstig ist es, wenn 
die Ideen breit getragen werden. 

Daher sollten die Schritte und Einzelvor- 
schläge im Kirchenvorstand sowie in ande 
ren Gremien und Gruppen, am besten aber 
auf einer Vollversammiung besprochen wer- 
den. Dann können vielleicht sogar weitere 
MitstreiterInnen oder Personen, die ähnliche 
Mdnahrnen arn eigenen Haus oder Grund- 
stück durchführen, gefunden werden. 

Wichtig ist, alle hauptamtlichen Mitarbei- 
terInnen eineubeziehen. Denn gute Ideen und 
umsetzbare VorSchl&g~ entstehen vor d e m  
dann, wenn die, die es hinterher betrifft, in 
der Planungsphase dabei sind. 

Folgende AuflistWg beinhaltet Ideen, wel- 
chen Themen sich engagierte Umweltschüt- 
zerInnen in Kirchengemeinden widmen kön- 
nen. Sie erhebt keinen Anspruch auf Voli- 
ständigkeit: 
- Ökologische Betreuung der kirchlichen 

Flächen (Friedhöfe, Parkanlagen, Wiesen, 
Pfarrgärten. Spielflächen ...) 

- Ökologischer Anbau auf landwirtschaftli- 
chen Flächen in Kircheneigenturn (entfällt 
bei kontroiüert-biologischer Nutzung) 

- Naturschutzplanung für die Eigentums- 
und  achtf flächen (Renaturierungen, ex- 
tensive Nutzung, Biotopverbund W.). 

Evangelische Kirche 
(EKD) 
Umweltbeauftragter 
Hagemannstr. 4 
45657 Recklinghs. 
02361/206221 

Kathoiische Kirche 
Ausschui3 für 
Umweltfragen 
Domplatz 3 
94032 Passau 
0851/393350 



- bevrnißteres Einkaufs und Konsumverhai- 
ten bei gemeindlich& Veranstaltungen 

- Möglichkeiten der Rohstoffeinsparung 
(Wasser- und Energbqaren im gesamten 
Betrieb, Einsatzmöglichkeiten für Solar-, 
Biogas- und Windenergie, Regenwasser- 
nutzung und -wsl&mg). , 

- EnergiebevaiatsMdurrg 
- Vorbild sein bei d a  Reduktion des moto- 

risierten Indiv idu~rkehrs  und bewuBte 
Förderung der Öffentlichen Verkehre (ÖP- 
NV-Vorschläge für Gemeinde und Region, 
Aktionen zur Wiederbelebung der Schie 
ne, zur Reduktion des Giiter-Fernverkehrs 
durch regionale Produktion). 

- Mobilität der V6mnstaitingsbesucherIn- 
nen: Förderung von ÖPNV, MgängerIn- 
nen und RadfahrerInnen. 

- Zusammenarbeit mit landwirtschaftlichen 
Betrieben, g e i n e m g e m  W. nir Wei- 
terverarbeitung und Vermarktung der 
Produkte der Region 

- Jede Gemeinde könnte sich verpflichten, 
Bauern aus der eigenen Gemeinde, die 
auf kontrolliert4kdogische Bewirtschaf- 
tung umstellen. zu heKen. 

- Zusammenschlüsse aller ökologisch wirt- 
schaftenden Betriebe fördern und versu- 
chen, zusammen mit dem Landkreis eine 
regionale Vermarktung zu organisieren, 
z.B. an groDe "Betriebe" wie Rrankenhäu- 
ser, Großküchen in Restaurants etc. 

- In Gemeinden können Bauernmärkte in- 
stitutionalisiert werden, die regelmäßig 
stattfinden. Wer allerdings hofft, daB sich 
so eine Initiative &&t und auf eigene 
FüDe kommt, der sei gewarnt. Denn der 
Zusammenhalt ökologischer Betriebe ist 
sehr schwer herhwtellen und aufrechtzu- 
erhalten. Es bedarf meist einer "Rraft" von 
außen, die das "Management" tibernimrnt. 

- Müllvermeidung, umweltverträglicher Bü- 
robetrieb usw. 

- Eventuell Umweltanalyse und -planung 
für Bereiche wie 2.B. Drucksachen, Öf- 
fentlichkeitsarbeit, Eiidung und Beratung, 
kircheneigene Ehichhingen &leime, Sta- 
tionen, Läden, Jugendzentren u s ~ . ) .  

- Baubiologie G und in Gebäuden (siehe 
Kapitel 26, 'Haus(halt)"). 

- Müiipolitik vor Ort kritisch beobachten: 
Wertvolle Rohstoffe können extra gesam- 

melt. wenn möglich regional wiederver- 
wertet werden (Arbeitsplätze. für kleine 
selbständige Betriebe, 2.B. Kork U. Pap  
pe). Dafür können in den Gemeindehäu- 
sern Sammelstellen eingerichtet werden. 

- Vorschläge für Öffentlichkeits- und Unter- 
stützungsarbeit z.B. bei Dorfentwicklung, 
Direktvermarktung usw. 

- Artikel für Gemeindebriefe schreiben 

C Modellprojekte 

uie Arbeit kann je nach eingebrachten 
Ideen und Fähigkeiten in vielfältigter Weise 
weitergehen Einzelne Kirchengemeinden J 
oder Institutionen könnten modellhaften 
Konzepten zu einem Forum für gesellschaft- 
liche, auch ökonomische Innovationen wer- 
den. Entscheidend ist die Struktur: Einbin- 
dung in das akzeptierte Geflecht kirchlich- 
gemeindlicher Strukturen. Beauftragungen 
sind da eine bekannte Sache (für Diakonie, 
für Patenschaft, für aiie möglichen Engage 
ments der Gemeinde wie Kindergarten, 
PfadnnderInnen etc.) Das sind dann kleine 
Gremien, in denen Innovationen gern gese- 
hen und init viel Schwung aufgegriffen wer- 
den. Dieses System kann auch für die Um- 
welt-, Friedens- und Entwicklungsarbeit g e  
nutzt werden. 

Die Betätigungsfelder sind offen und aus- 
baubar. Hier könnte sich ein neues Verständ- 3 
nis von Gemeinde, Nachbarschaft, Nachbar- 
schaftshilfe und politischem Engagement, 
Mitverantwortung und Einflußnahrne ent- 
wickeln. Noch steht das Berufsverständnis 
des/ der Harrers/Pfarrerin den längst fälli- 
gen Veränderungen im Wege. Es ist deshalb 
nötig, dai3 die erreichten Standards auch kir- 
chenrechtlich abgesichert werden. 

Michael Held (Arbeits- & Koordinierungsstelle 
PRAICPISCHE SCHRIlTE für Gerechtigkeit, 
Weden & Bewahrung der Schöpfung im 
evangelischen Kirchenkreis Hersfeld) 
Simon Haune Str. 15,36251 Bad Hersfeld 
TeL 06621/3479, Fax 65645 



Mehr  Ökrlogie in die Uni 
An vielen Hochschulen gibt es bereits Umweltgruppen oder Öko-~eferate beim 
Allgemeinen StudentInnenausschuß, die sich konkret an der Universität f ü r  Um- 
weltschutz stark machen. Aber auch, wo es noch keine studentische Umweltgrup- 
pe gibt, ist  es gar nicht so schwer, selbst eine zu gründen. 

Eine ganze Reihe von Handlungsmöglichkeiten bietet sich an. Dieses Kapitel soll 
einen Überblick über die Arbeit in Hochschulgruppen geben und einige Themenbe- 
reiche aufzeigen, in denen StudentInnen an verschiedenen Universitäten bereits 
einiges erreicht haben. 

Studentische Umweltgruppen unterschei- 

Eine Mitgliedschaft im AStA/StuRa ist in 
der Regel nicht erforderlich. Irn Gegenteil: 
Viele ASten und StuRäte sind derzeit unterbe 
setzt und freuen sich über neue MitstreiterIn- 
nen. in vielen Fäilen hat es sich aber als sinn- 

den sich in der Regel von anderen Initiativen voll erwiesen, für das Umweltreferat ein s e  
und Projekten durch einen Vorteil und einen mester-/studienjahrbezogenes Budget einzu- 
Nachteil. Der Vorteil ist, dai3 sie durch die An- fordern. Dadurch kann die Arbeit kontinuier- 
bindung an den Allgemeinen Studentinnen licher geplant werden und erlangt eine g e  
Ausschuß (AStA) oder Studentinnen-Rat (Stu- wisse Unabhängigkeit. Einige ASten und Stu- 
Ra) - wo vorhanden - unkompliziert deren Räte wählen zudem eineIn UmweltreferentIn, 
Räume und Infrastruktur nutzen können. Zu- der mit weiteren Kompetenzen ausgestat- 
dem kann mensch an Hochschulen me 
recht unkompliziert auf "geistige" P 
tentiale zurückgreifen. 

Der groDe Nachteil besteht jedoch 
genau in diesem Vorteil. Die bundes- 
deutschen ASten und StuRäte sind an 
ihr "hochschulpolitisches Mandat" ge- 
bunden: Sie dürfen nur im Rahmen der 
Hochschule/Hochschulpolitik agieren. 
Aüerdings wird die Einhaltung dies'er 
massiven Beschränkung sehr restriktiv 
gehandhabt. 

Bevor mensch also eine neue- 
Gruppe gründet,goilte mensch sich auf 
jeden Fail erkundigen, ob es beim AStA 
oder StuRa ein Umweltreferat gibt und unter Gerade für Initiativen, die an Lehrinhalten 
welchen Rahrnenbedingungen dieses arbei- arbeiten wollen, empfiehlt es sich, auch mit 
tet (siehe auch Kapitel 6, "Gruppenarbeit" studentischen Fachschaftsräten Kontakt auf- 
und 9, "Projektwerkstätten"). Sollte noch kein zunehmen. 
Umweltreferat existieren, dürfte es meist kein Ob und inwiefern eine Zusammenarbeit mit 
Problem sein, etwas ähnliches ins Leben zu anderen studentischen Hochschulgruppen 
rufen. Meist bedarf es dazu lediglich eines projektbezogen oder gar generell sinnvoll ist, 
Anerkennungsbeschlusses durch die Studie- sollte an den örtlichen Begebenheiten orien- 
rendenvertretung. tiert entschieden werden. 
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Das Hochschulum- 
weltinfo (HITI): Seit 
1990 erscheint die 
Mitgliederzeitung 

der Buneskoordina- 
tion studentischer 

Ökologiearbeit(~~Ö), 
das Hochschulum- 

weltinfo (HUi), zwei- 
monatlich als Aus- 

tauschforum der an 
den Hochschulen im 

Umweltschutz akti- 
ven Studierenden. 

Faitblätter: 
(kostenlos) 

Die Faltblätter dienen 
als Kuninformation. 
die eine Einfühnuig 

in das Thema. Inhalte, 
Vorgehensweise, 
wichtige Kontakt- 

adressen, ReferentIn- 
nen und Literaturhin- 

weise geben 

. .. - Euifuhnuig von Pr* 
dukten aus ökologi- 
schem Landbau in 

den Mensen 
- Tips, Tricks und 

Argumente 
- Gentechnologie in 

den Mensen 
- Papier 

- Energie sparen an 
Hochschulen 

- Kaffee 
- Ökologischer 

Landbau 
- Umweltbildung 

- Verkehrskonzepte 
an Hochschulen 

- Umweltkommissi- 
on/ Umweltbeauf- 

tragte 
- Selbstdarstellung 

der BS6 

Leider haben studentische Ökologiegnip 
pen keine offipeilen Befugnisse, um ihren 
Vorschlägen Nachdruck zu verleihen. Außer- 
dem haben sie in der Regel keinen Zugang 
zu Planungen und Entscheidungen der Hoch- 

' 

schule! 
Um den Aufgaben gerecht zu werden, die 

die Hochschulen in Sachen Umweltschutz ha- 
ben, ist es deshalb dringend notwendig, dem 
Umweltschutz an Hochschulen zusätzliche 
Kompetenzen zu verleihen. Dies solite zum ei- 
nen durch die Einrichtung von Umweltkom- 
missionen und zurn anderen durch die Beru- 
fung von hauptamtlichen Umweltbeauftrag- 
ten erreicht werden! 

F n k r e t e  Ansätze 

Aus den Erfahrungen bereits eingerichte 

Umweltbeauftragten unterstützt werden. 
Um eine effektive Tätigkeit des/der Um- 

weltbeauftragten zu ermöglichen, ist der/die 
Umweltbeauftragte direkt der Hochschuilei- 
tung zuzuordnen! Ebenso ist die Einsicht in 
aiie umweltrelevanten Daten und Planungen 
erforderlich. 

Zur Zeit sind Umweltbeauftragte nur in 
Sachsen gesetzlich vorgeschrieben. Die 
Technische Universität Berlin zum Beispiel 
hat seit April 1991 einen Umweltbeauftrag- 
ten. An einigen Hochschulen existieren Um- 
welt- bzw. Abfallbeauftragte, die aber eher 
den technischen Diensten zugeordnet sind, 
als daß sie konzeptionell arbeiten. Dagegen 
gibt es an vielen Hochschulen Umweltkom- 
missionen. 

J 

)Vorgehensweise 

Eine erfolgversprechende Vorgehenswei- 
se der Ökologiegruppen kann folgender- 
maßen aussehen: 

ter Umweltkommissionen zeigt sich, daß die 
Arbeit arn effektivsten ist, wenn die Umwelt- 1. Beantragung der Einrichtung einer Um- 
kommission eine Kommission der Hoch- weltkommission irn Senat. Wenn im Antrag 
schuileitung ist und ihr jeweils ein/e Vertrete bereits engagierte Personen benannt wer- 
rIn aller Hochschulgruppen angehören (Pr@ den, die sich dafür bereit erklärt haben, 
fessorInnen, wissenschaftiiche MitarbeiterIn- kann er fast nicht abgelehnt werden. 
nen, Studierende). 2. Wenn möglich mit Hilfe der Umwelt- 

Allgemein 1 s t  sich sagen, daO sich die kommission dafür sorgen, dai3 ein/e Um- 
Umweltkommissionen mit aiiem, was notwen- weltbeauftragte/r auf die Liste der Stellen- 

J 
dig ist, beschäftigen, um das Ziel einer um- anträge der Hochschule für den neuen 
weltverträglichen Hochschule zu erreichen Haushalt kommt. 
(z.B. Abfall, Energie, Wasser/Abvasser, Ver- 3. Gleichzeitig einen gesonderten Antrag 
kehr, Baurnaßnahmen, Chemie, für eineIn Umweltbeauftragte/n beim Mi- 
Naturschutz, ...) nisterium einreichen. 
Die bisherige Arbeit der Um- 
weltkommissionen hat insbe- 
sondere auch gezeigt, daß 
die Kapazität einer nebenamt 
lichen Kommission sehr schnell 
mit dem Krbeitsaufwand füt eine 
angemessene und kompetente B e  
handlung der verschiedenen The 
mengebiete nicht ausreicht. Die 
weltkommission muß deshalb 
von einem/r hauptamtlichen 

-ß 



4. Bei Ablehnung: politischer Druck beim und die Möglichkeit, für die jeweiligen Kaf- 
Wissenschafts- und Umweltministerium feemaschinen die richtige Mischung und den 
ausüben. Außerdem die Landtagsfraktio- optimalen Mahlgrad herzustellen. Die von ih- 
nen infomüeren und Kontakt mit deren nen angebotenen Kaffeesorten können in al- 
hochschulpolitischen Sprecherinnen auf- len Maschinen verwendet werden, die nicht 
nehmen ... und immer wieder nachhaken. mit einem speziellen Konzentrat arbeiten. Die 

Verwendung von fair gehandeltem und biolo- 
gisch angebautem (Schwarzen) Tee ist völlig 
unproblematisch, da er auch in AufguUbeu- 
teln angeboten wird. 

Umweltschutz 

Kaff ee/Tee 
b 
3ie Einführung von ökologisch angebau- 

tem und fair gehandeltem Kaffee und Tee eig- 
net sich besonders gut als ein Schritt auf dem 
Weg zu einer Gesarntumstellung der Mensen 
auf ökologisch angebaute Produkte. Die Stu- 
dierendenwerke und ihre Verpflegungsein- 
nchtungen sind in Deutschland immerhin der 
größte "Küchenbetriebn! 

Studierende sind durch ihren Konsum von 
"'herkömmlichem" Kaffee so in großem Maße 
an der Situation in den Kaffeeländem betei- 
ligt: Durch die vor aiiem seit 1989 fallenden 
Weltmarktpreise wird das Leben der Men- 
schen dort immer schlechter, der Teufels- 
kreis von Verschuldung, Überproduktion, sin- 
kenden Rohstoffpreisen, ökologischen Schä- 
den, Verarmung und zunehmender Kbhän- 
gigkeit für die kaffeeproduzierenden Länder 

L 

immer größer. 
Durch die Initiative vieler Ökologie und 

Sozialgruppen an zahlreichen Universitäten 
konnte bereits einiges gegen diese fatale Ent- 
wicklung getan werden. An Hochschulen in 
Bonn, Aachen, Osnabrück, Wuppertal, Göt- 
tingen, Liineburg, Münster, Tübingen, Jena 
und vielen anderen läuft der (Teil- und Kom- 
plett-) Ausschank von fair gehandeltem und 
meist auch ökologisch angebautem Kaffee 
gut. Auch das Deutsche Studierendenwerk 
(DSW) hat in seinen "Sieben Punkten zum Um- 
weltschutz und ZUI Qualitätssicherung in den 
Wirtschaftsbetneben" die Verwendung von 
fair gehandeltem Kaffee unterstützt. 

Verschiedene Händlerhen bieten unter- 
schiedliche Kaffeesorten aus kontrolliert bio- ' 
logischen Anbau und fairem Handel an. G e  
meinsam ist ihnen die (Zertifikat-)Sicherheit, 
die Liefersicherheit, auch für große Mengen, 

4rgumente/Gegenargumente 
b 

- #minerh5hiingum 20 -? 
Die Studierendenwerke argumentieren: Hö- 

here Einkaufspreise f& kooperativ produ- 
Werten Kaffee erhöhen den Endverbrau- 
cherhenpreis immens: Der Einkaufspreis 
für herkömmlichen Kaffee liegt etwa 40 % un- 
ter dem des geforderten Alternativ-Kaffees. 
Stellt nun ein Studierendenwerk auf fair g e  
handelten Kaffee um, benutzt es diese Zah- 
len, um eine bei den StudierendeWerken in 
Deutschland übliche Preiserhöhung um 20 
Pfennige zu rechtfertigen. In Nordrhein-West- 
falen wurde auDerdem argumentiert, das 
Land mache entsprechende Auflagen, da5 
auf den Einkaufspreis aiier Produkte ein b e  
stimmter Prozentsatz aufgeschlagen werden 
mu.5, so dai3 tatsächlich Preisaufschläge von 
20 Pfennigen entstehen würden, obwohl der 
Einkaufspreis pro Tasse, wenn mensch die 
Aufschläge, 'z.B. für Personal und Herstel- 
lung, als gleichbleibende Summe festgelegt 
hätte, vielleicht nur eine Preiserhöhung um 5 
Pfennige notwendig gemacht hätte. Aber 
laut der Festbetragsfinanzierung, die den ein- 
zelnen Studierendenwerken weitgehende Au- 
tonomie in der Preisgestaltung gibt, ist dieses 
Argument aber nicht mehr haltbar. 

" D e r x a f h e ~ I l L i t u n s e r e m  
Wa8SeX akw!" 

Es stimmt, dai3 jeder Kaffee mit unter- 
schiedlichem Wasser auch unterschiedlich 
schmeckt. Abgesehen davon, da5 G e  
schmack bekanntermaßen eine sehr subjekti- 
ve Angelegenheit ist, ist es aber auch mög- 
lich, für jede Wasserhärte eine Kaffeemi- 
schung zusammenzusteJien, die dem Massen- 
geschmack nahekommt. Dies gilt für gerecht 

S o n d e r W  
Die Sonderiiüis 
(Hochachui-Umwelt- 
Mo) widmen sich 
sehr ausführlich ei- 
nem Thema und ver- 
mitteln Hintergrund- 
wissen und Erfah- 
rungen in der Arbeit 
auf entsprechenden 
Gebieten 

~ensa-~eader:  Ein 
Leitfaden ZU Ökolo- 
gisierung von Men- 
sen und Cafeterien 
als Argumentationi 
hiife, W. Stand der 
Entwickiung an na- 
hem d e n  Hoch- 

. schulorten 

Bundesweiter Men- . 
sa-Aktionstag: Ein ' 

Rückblick (mit wich- 
tigen Hilfestellungen 
ZU Organisation ei- 
ner bundesweiten 
Aktion) 

Mensa-Studie: Eine 
Untersuchung der 
BSO zum Umwelt- 
schutz in Mensen 
und Caibtenen an 
Hochschulen mit v i e  
len praktischen Am 
regungen ZU Umset- 
zung anhand des 
Beispiels einiger 
Studierendenwerke 
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gehandelten Kaffee genauso, wie für her- Zusammenhang, d d  nicht ein ganz anderer 
kömmlichen Kaffee und 1äBt sich bei einer Grund hinter der Verhinderung des fair g e  
"Blindprobe" schnell bestätigen. handelten Kaffees steht: Oft stellen die kon- 

ventionellen Kaffeekonzerne die Kaffeeauto- 
"mlissen bei Ausmchm- a b  maten für sehr wenig Geld zur Verfügung, si- 

Kaffeeaabiaerbaum gleich behaa chern sich aber vertraglich ab, da8 nur ihr 
deit  erden?^ Kaffee in den Automaten verkauft werden 

Von einigen Studierendenwerken ist zu hö- kann. Seit einiger Zeit kommen zudem Kaf- 
ren, da0 eine Bevorzugung von alternativen feeautomaten auf den Markt, die nur ca. 116 
Produkten prinzipiell nicht möglich sei, da der herkömmlichen Kaffeeautomaten kosten 
die Studierendenwerke wirtschaftlich arbei- (ca. 5.OOO DM statt ca. 30.000 DM), die w e  
ten müssen und damit die AnbieterInnen von sentlich platzsparender sind und die mit ei- 
Produwen aus fairem Handel unter gleichen nem neuartigen Flüssigkaffeekonzentrat ar- 
Bedingungen an den äffentlichen Ausschrei- beiten, so daß keinerlei Rückstände - wie 
bungen teilnehmen mMten und dann keine Kaffeesatz - entstehen und damit kaum Rei- 
Chance hätten. nigungsmaßnahmen nötig werden. 

Dies ist so nicht korrekt. Es ist durchaus 

Bioland - Verband für 
organischbiologi- 

schen Landbau e.V. 
Nördliche Ringstr. 91 

73033 Göppingen 
07161/910120 

demeter-bund 
Baurnschulenweg 11 

84295 Dannstadt 
06151/2674 

Naturland 
verband für natur- 
gernäsen Landbau 

Kieinhaderner Weg 1 
82166 Gräfeling 

- 089/8545071 

ANOG- AGfür 
natum€ihen Obst-. 

~emiise-  und 
Feldfruchtanbau 

Pützch Chaussee 60 
53227 Bonn 

möglich, eine spezifische Ausschreibung 
durchzuführen, die konkrete Anforderungen 
an das ausgeschriebene Produkt stellt - in 
diesem Faii etwa die Forderung nach ökolo- 
gisch angebautem, kooperativ produziertem 
Kaffee. Beide genannte Anforderungen b e  
ziehen sich nicht direkt auf die Qualität des 
Produkts. Oft ist es seitens der Bestimmun- 
gen der Landesregierungen möglich, d d  
umweltschonende "Leistungen eines Pro- 
dukts auch in einem Mehrpreis berücksich- 
tigt werden können. Es ist sogar möglich, in 
der Ausschreibung direkt Meinere und mitt- 
lere Betriebe anzusprechen 

Produkte aus 

b ökologischem Landbau 

Angesichts'von mehreren Tonnen an L e  
bensrnitteln, die in einer Mensa im Jahr "um- 
gesetzt" werden, leistet eine Mensa, die L e  
bensmittel aus kontrolliert biologischem An- 
bau (kbA) verwendet, einen groDen Beitrag 
zur Förderung des ökologischen Landbaus. 
Auf dem Weg dorthin werden Studierende 
von Seiten der Studierendenwerke oft mit 
Gegenargumenten aufgehalten. 

"Der fair gdmadeb ggQIsa M kr 
&n ~affeearrto- tr unseren Argumente/Gegenargumente 
Mensen und dcht zu wm 
wenden!" b "WirwolioariirsnichtvonLandwiw 

Dieses Argument wird von den Studieren- ba des ökologtcken L a n d b a u s  aus 
denwerken sehr oft Pbhängig machen." 
vorgebracht. Hier ist esen Abhängigkeiten haben 
genau Bescheid zu wissen: Aiie Automa- 
ten, die den Kaffee nicht frisch auf- as Studierendenwerk Oldenburg 
brühen, sondern ein Kaffeekonzen- 
trat verwenden, können nicht erträge, sondern läßt sich von al- 
ternativ beliefert werden. Für 
le Automaten jedoch, die 
fee frisch aufbrühen, trifft 
dies nicht zu. Hier ist 
ne Frage des Mahl- 
grades und der techni- 
schen Einstellung der Kaffee 
schine. Ganz besonders aufp 
Sen muD mensch in diesem 



h- 
Die Gentechnikindustrie sitzt in 
den Startlöchern. Wie weit die 

Gentechnologie im Lebensmittel- 
bereich Einzug nimmt und wie es 
mit der Kennzeichnung entspre 
chender Produkte aussieht, das r e  

gelt die Novel Food-Verordnung der 
Europäischen Union (EU). Ob unsere 

Lebensmittel überhaupt gentech- 
nisch manipuliert werden sollen, 

wird leider nicht mehr in Frage gestellt. In 
len Mie te rn  Angebote für ein bestimmtes Deutschland sprachen sich aber in verschie 
Produkt geben. denen Umfragen etwa 80% der Bevölkerung 

L 

lzändMch g6legene - 
warke haben mehr MögUcbkeAtem, an 
P r o d r i M e a u r k b A z u ~ "  

Das ist im Moment sicherlich nicht ganz 
falsch. Aiierdings gibt es inzwischen mehre 
re Molkereien und GroßhändlerInnen, die 
auch ohne größere Probleme dichter besie 
delte Gebiete beliefern können. 

Dies ist allerdings nur eine ~ös'ung. Eine 
bessere wäre es, konventionelle Landwirte in 
unmittelbarer Nähe von Studierendenwerken 
dazu zu bringen, auf ökologischen Landbau 
umzustellen. 

"Nur wemige Sardierende wonem 
Produkte aus kbA. rhd 
nur wenige M e r e n d e  bereit, irukr - fikdiekbA-Rodukee%ube%ahha" 

Mittelt man alle Werte der in den letzten 2 
Jahren in Deutschlands Mensen durchgefiihr- 
ten Umfragen einiger AStenIStuRäte, so 
ädern  sich über ?W der Studierenden posi- 
tiv zu der Einführung von kbA-hodukten 
und würden sogar 50 Pfennige mehr dafür 
bezahlen. Außerdem gibt es mittlerweile Bei- 
spiele dafür, dai3 Mensen mit ökologischem 
Angebot ihre Essenszahlen erhöhen konnten. 

"Darr Essen mue - aug&ohm 
werdea. so da8 die s8udiereadea es 

gegen gentechnisch manipulierte Lebensmit- 
tel aus. Nach der neuen Verordnung müssen 
nicht alle gentechnisch veränderten Produk- 
te gekennzeichnet werden. Es mui3 also da- 
von ausgegangen werden, da8 gentechnisch 
manipulierte Nahrungsmittel auch in den 
Mensen Einnig nehmen werden. Dies gilt es 
zu verhindern. 

Gentechnisch manipulierte 

b Lebensmittel verhindern 

Gerade'im Bereich Gentechnik in Lebens- 
mitteln sind sehr viele Studierendenwerke 
recht kooperativ. Es ist daher siruivoli, 2.B. an 
den Hochschulen und Mensen Aktionen 
durchzuführen, um die Studierenden über die 
Gefahren der Gentechnologie im Lebensmit- 
telbereich und die zu schwachen Richtlinien 
ZUT Kennzeichnungspflicht aufzuklären. 

Das ~eu t sche  Studierendenwerk (DSW) 
hat eine Resolution verabschiedet, in der die 
Abgeordneten des Europäischen Parlarnen- 
tes aufgefordert werden, eine umfassende 
Kennzeichnungspflicht im Lebensmitteibe- 
reich ZU fordern, damit die einzelnen Studie- 
rendenwerke die Möglichkeit haben, auf gen- 
technisch manipulierte Produkte in ihren 
Wirtschaftsbetrieben gänzlich zu verzichten. 

SonderHUIs (Hoch- 
schul-Umwelt-Mo): 

Bahnrefozm, 
April 1994, kostenlos 

Verkehrskonzepte 
an Hochschulen 
(Seminar m Po* 
dam) 1994, kostenlos 

Verkehrskonzepte 
an Hochschulen 
(Seminar in Nürn- 
berg) 1993, kostenlos 

n i c h L  mebr Mablan können." Weiterhin fordern einige Studierendenwerke 
Das Beispiel Oldenburg zeigt, da5 es auch (Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen) eine 

anders geht. Das StW Oldenburg bietet täg- Garantieerklärung von ihren Mensazuiiefer- 18.5 7 
lich ein Menü-Essen für 2,?0 DM an, wäh- ern, dai3 diese keine gentechnisch veränder- 1 

rend es das alternativ Essen regelmäßig für ten Lebensmittel anliefern. Rechtlich kann 
3,40 DM anbietet. mensch sich damit sicherlich nicht absi- 
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Mobii ohne Auto 
F'hiiippReisStr. 84 

60486 FranMurt 
069/771021 

Autofreier 
Hochschuitag 
c/o Oliver Iost 
Gerwigstr. N a  

16131 Karlsruhe 
0121/9640317 

chern, da durch die mangelnde Kennzeich- 
nungspflicht auf Dauer kgum die gentechni- 
sche Manipulation an Lebensmittein auszu- 
schliefien ist. Andere Studierendenwerke 
sollten diesem Beispiel folgen, dem als grös- 
ste Essensanbieter Deutschlands mit einem 
Umsatz im Verpfiegungsbereich von insge 
samt über 700 Millionen DM stellen sie eine 
nicht zu verachtende Lobby dar. 

JedeIr Studentin ist VerkehrsteilnehmerIn 
und zumindest zur Anfahrt an die Hochschu- 
le nicht nur zu Fuß unterwegs, sondern mit 
Rad, Auto oder mit den öffentlichenver- 
kehrsmitteln. Hochschulen zählen in ihren 
Städten meist zu den gröfiten Verkehrsverur- 
sacherInnen, ihre Verkehrsströme werden 
aber in grofien Teilen wenig umweltgerecht 
abgewickelt. 

Um die Nutzung des ÖPNV attraktiver zu 
machen, werden an immer mehr Hochschu- 
len "StudiTickets" eingeführt, bzw. es laufen 
noch Verhandlungen Für das StudiTicket 
wird ein erhöhter Semesterbeitrag eingeze 
gen. Da jedeIr zahlt, aber nicht unbedingt al- 
le das Ticket so intensiv nutzen, und vor al- - 
lem der Verkehrsbetrieb mit dem Geld pla- 
nen kann, sind StudiTickets preislich viel at- 
traktiver als gewöhnliche Monatskarten 
oder schon angebotene freiwillige Semester- 
Tickets der Verkehrsbetriebe. 

Durch den attraktiven Preis sinkt auch der 
Anteil der autofahrenden Studis, da sie teil- 
weise umsteigen. Besonders toii wäre natür- 
lich die parallele Einfiihning von Jobtickets 
für die Hochschulbediensteten. 

Parkraumbewirtschaftung 

Diese Mdnahme sollte. wo möglich, ein- 
geführt werden, d i  sie dem Autoverkehr w e  
nigstens einen Teil der Kosten auferlegt, die 
er verursacht. Außerdem wird dadurch viel 
stärker das bewirkt, was auch ein Studimc- 

ket erreichen soll: Autofahrerlnnen zum Um- 
steigen zu bewegen. 

Durch die Einnahmen (das Konzept sollte 
nicht zu verwaltungsaufwendig sein, weil 
sonst alle Einnahmen wieder versickern) 
könnten Gelder für die Förderung des ÖPNV 
@.B. durch weitere Verbilligung des Studi- 
undIoder JobTickets) oder des Rad- und 
FuBverkehrs zur Verfügung stehen. 

Verkehr rund um 

b die Hochschule 

Die Entwicklung eines Verkehrskonzep 
tes für die Schnittstelle Hochschule-Stadt d 
kann auch sinnvoll sein. An manchen Hoch- 
schulen gibt es Verkehrskommissionen, die 
den Senat beraten sollen. Wenn eine solche 
Kommission zur Mitarbeit gewonnen werden 
kann, ist das natürlich gerade beim Heran- 
treten an die städtischen Behörden, die 2.B. 
für den Radwegebau zuständig sind, von 
Vorteil. Gut ist auch eine Einladung von 
KommunalpolitikerImen zu einer Bege 
hung/Befahrung des Hochschulgeländes 
und der praktischen Demonstration, wo an 
den Schnittstellen zur Stadt Probleme auftau- 
chen, wo 2.B. noch Radspuren fehlen, wo ein 
Rad-/Fußweg zu schmal ist, eine Einbahn- 
stra5e geöffnet werden könnte usw. (siehe 
auch Kapitel 4, "Umfassende Konzepte" und 
2, "Behörden und Lobbyarbeit"). d 

V - Einrichtung it er 

Maßnahmen 

, einer Radwerkstatt, in der un- 
ter Anleitung Räder repariert werden kön- 
nen, undIoder Radanhängerverleih. 

- Anschaffung von Schließfächern (dem 
RadfahrerInnen und FußgängerInnen ha- 
ben keinen Kofferraum) und sicherer und 
evtl. überdachter Radabstelianlagen. 

- Bessere und häufigere Anbindung der 
Hochschule an den ÖPNv, also bei Kom- 
mune und Verkehrsbetrieb intervenieren. 

- Erstellung von InfeBroschüren mit Fahr- 
plänen/Übersichten der' Linien und der 
Radwege zur Hochschule, Anschaffung 
von Kursbüchern für Bahn und Bus. 



)A ktionstips 

Innerhalb einer Aktionswoche könnten z.B. 
Infobusse auf den Campus geholt werden, 
in denen sich Studis z.B. persönliche Fahr- 
pläne machen lassen können. Die Ver- 
kehrsbetriebe können ihr Angebot vorstel- 
len, und am besten gibt es noch besonders 
billige Schnuppertickets für ein oder zwei 
Wochen (evtl. nur für Erstsemester). 

- ~mwelt-Ökc+~rühstück auf abgesperrten 
Parkplätzen 

- "Strai3ensperrungshappeningt' an Straßen- 
abschnitten die zu FußgängerInnenzonen 
werden sollten (z.B. vor Mensa oder gros- 
Sem Hörsaal wo sonst immer Chaos zwi- 
schen Fußgängerinnen, RadfahrerInnen 
und Autos herrscht, weil alle kreuz und qu- 
er durcheinander laufen und fahren). . 

- Preisausschreiben veranstalten, in dem 
nach Tarifen, Linienkenntnissen oder auch 
Mängeln irn Radwegnetz gefragt wird. 

- Kurse zum Selbstbau von Fahrradanhän- 
gern oder Liegerädern anbieten 

- siehe auch Kapitel 1, "Aktionsformenn 

Energiesparen fängt bei einer vernünftigen 
Raumbelegung an. Die Räume in den tieferen 
Etagen sollten besonders in den Winterseme - stern optimal ausgelastet sein, dadurch kön- 
nen die Wärmeverluste durch den Transport 
der Wärme in die höheren Stockwerke verrin- 
gert werden. Eine noch größere Effektivität 
hat der Einbau einer Heizungspumpenanlage 
mit der einzelne Stockwerke oder Räume g e  
regelt werden können. Diese verursacht zwar 
einige Investitionskosten, rentiert sich bei ei- 
ner guten Raumplanung sehr schnell durch 
die eingesparten Energiekosten. 

Da viele Hochschulen zu kurzfristig planen 
oder zu wenig Geld haben, um eine neue Hei- 
zungspumpenanlage, eine energiesparende 
re Heizungs- oder Klimaanlage oder andere 
energiesparende Investitionen zu tätigen, 
sollte versucht werden, einen Drittmittelfinan- 
zierer zu finden. Drittrnittelfinanziening be- 
deutet, daß die Investitionskosten durch ei- 
ne Firma getragen werden. die dann die ein- 

gesparten Energiekosten bekommt, so dai3 
die Energiekosten für die Hochschule gleich 
bleiben, aber trotzdem Energie durch eine 
neue Anlage eingespart wird. Nach einer vor- 
her festgelegten Zeit (z.B. 10 Jahren) wird die 
Anlage dann der Hochschule überlassen. 
Wichtig ist es, herauszubekommen, wer an 
einer Hochschule für Energieeinkauf, Ener- 
gieeinsatz etc. verantwortlich ist. 

Der gute Kontakt zu diesen Leuten ist für 
die erfolgreiche Durchführung eines Projek- 
tes unerläßlich. An einigen Schulen wurde 
ein "fiftylfiftyprojekt'' durchgeführt. Bei die- 
sen Projekten wurde mit den Energieversor- 
gungsunternehmen (EW) ein Vertrag ge- 
schlossen. in dem festgelegt wurde, dai3 die 
Hälfte der eingesparten Energiekosten den 
Schülerinnen für ein eigenes vorher festge- 
legtes Projekt nir Verfügung stand. Dies ist 
auch für Studi-Wohnheime eine gute Mög- 
lichkeit, um z.B. Gemeinschaftsräume besser 
oder neu einrichten zu können. Es schafft 
gleichzeitig ein Bewußtsein für den sparsa- 
men Umgang mit Energie. 

Die Hochschulen sind große Energie& 
nehmerInnen und mittlerweile auf das Spa- 
ren aus, in Zusammenarbeit mit regionalen 
Stadtwerken können öffentlichkeitswirksame 
Aktionen gestartet werden, die zu einem effi- 
zienteren Einsatz von Energie führen und den 
Einsatz von neuen Technologien forcieren. 
Weitere Mormationen bietet das Kapitel 24, 
"Klima und Energie". 

Forschung 6 lehre 

SonderHUIs (Hoch- 
schul-Umwelt-Info): 

Umweltschutz in 
Wohnheimen: Ein 
ABC eur Umsetzung 
ökologischer M& 
nahmen 

Ökologiearbeit an 
Hochschulen - ein 
Leitfaden nicht nur 
für WeigerInnen 

Themenbereich 
Energie des AStA- 
Ökologiereferat 
Jörg vom Stein . 
Mar-Aorkheimer-Str. 
421 19 Wuppertal 

Neben der praktischen Auseinanderset- 
zung mit Umweltproblemen und Lösungsan- 
sätzen ist es wichtig, auch die technische und 
geistige Innovation auf diesem Gebiet voran- 
zutreiben. Hier sind logischerweise die Hoch- 
schulen gefragt, oft ist aber der Druck und 
die Initiative von Studierenden nötig, um hier 
wirklich etwas voranzubringen. 

Mitunter wurden sogar schon neue Lehr- 
stühle (z.B..für Umweltschutz im Bereich der \ 

Wirtschaftswissenschaften) geschaffen. Ein 18.3 
erster Schritt dahin wäre die Einbeziehung A 

solcher Themen in die Vergabe von Haus-, 
Studien- und Diplomarbeiten oder die Aus- 



schreibung ehes  Wettbewerbes innerhalb Anwendungsgebiete: zum Fotokopieren 
der eigenen Hochschuie. Eine Arbeit zur und als Tabellierpapier keinerlei Einschrän- 
Verbrauchserfassung oder Optimierung von kung im Gebrauch, als Druckpapier im Off- 
Verbräuchen zum Behpiei ist eine gute Mög- setbereich sehr gut geeignet. 
lichkeit, die Energiediskussion, die psyche 
logischen Ideen nu Energieeinsparung, 
oder den Einsatzes von neuen Technologien 
voran zu bringen. 

,Helles Recyclingpapier 

Merkmale: 2.T. aus hochwertigen unbe 

UWS Papier und 
Druck GmbH 

Libanonstr. 72a 
10184 Stuttgart 

0111/468311 

Papyrus GmbH 
Riediinger Str. 24 
86153 Augsburg 

0821/414880 

Steinbeis Temming 
Papier 

Postfach 1155 
14375 Gemmingheirn 

01143/3720 

Dreigiebelhaus GmbH 
Stuttgarter Str. 121 

74321 Bietigheim 
Bissingen 

07142/54321 

WUP GmbH 
(Werkstatt für umwelt- 
freundliche Produkte) 

Ga*. 19 
22765 Harnburg 

040/395445 

Zettelwirtschaft GmbH 
Dorfstr. 18 

56288 Roth 
06?62/ZsO2 

Aus ökologischer Sicht ist zuerst eine Ver- 
ringerung des Papieraufkommens anzustre 
ben. Desweiteren muf) es Ariiiegen sein, den 
verbleibenden Papierbedarf miiglichst um- 
weltverträglich zu decken. Dies ist durch ei- 
ne Umstellung auf Umweltschutzpapier mög- 
lich. Der Einsatz von recyceitem Altpapier 
spart Energie, Wasser und Rohstoffe. Weite 
re Vorteile liegen in einer geringeren Gewäs- 
serbelastung, einem reduziertem Chemika- 
lieneinsatz und Müilaufkommen. 

Begriffe wie Umwelt-, Öke, Bio; Green- etc. 
sind nicht geschützt und geben keinerlei 
Auskunft und Garantie über eine umweltver- 
trägliche Hersteilung bzw. die Verwendung 
von Altpapier. Es ik darauf zu achten, dai3 
bei der Papierbeschreibung der Begriff Um- 
weltschutzpapier oder Recyclingpapier ver- 
wendet wird. 

)Umweltschutzpapier 

Merkmale: ungebleicht, ungefärbt, nicht 
"deinkt", geringster Wasser- und Energiever- 
brauch, deutlich graue Farbe mit unter- 
schiedlichen Färbungen . 

Anwendungsgebiete: überall, wo mit Hand 
und Maschine geschrieben wird, ebenso 
zum Drucken, Verpacken und Verschicken, 
für Broschüren und Werbeprospekte; für K e  
pierer teilweise nicht geeignet. 

druckten Papiersorten, stark "deinkt", je 
nach Hersteiler evtl. gebleicht und oder 
weii3 pigmentiert; charakteristisch: kleine 

- Druckfarbenpartikel 
Anwendungsgebiete: erweckt durch den 

hohen Weißgrad den Anschein eines Primär- 
faserpapiers und 1ä5t sich ebenso verwen- J 
den, vermeidet den grauen Eindruck des Ait- 
papiers 

rwp. gibt nicht genug ~tpapier: 
Die Behauptung, ein erhöhter Aitpapierein- 

Satz bei der Produktion von Büropapieren 
sei auf Grund des Altpapiermangels nicht 
sinnvoll, entbehrt jeder Grundlage. Um auch 
in Zukunft die Versorgung mit höherwerti- 
gen Aitpapiersorten sicherzustellen, ist eine 
Differenzierung der Sammelsysteme erfor- 
derlich. 

'ladae Papier ist durch seine V c r  J 
-gkeit von sich aus um- - und das Recyclhg 
vom deshalb unnötig. " 

Die Produktion von Primärfaserpapier ist 
sehr energieaufwendig, zusätzlich hat 
mensch später Entsorgungsprobleme auf 
Grund großer Papierabfallmengen. 

"Der deutsche Wald wird geschä- 
digt, weil llhaeamilg-it fit W 
hok faklan." 

Die Forstwirtschaft sieht Recyclingpapier 
immer noch als ihren Feind an, da sie b e  
fürchtet, bei erhöhtem Altpapiereirisatz ihr 

Graues Recyclingpapier 

lL8 b 
Durchforstungsholz nicht absetzen zu kön- 
nen. 

Merkmale: 'deinkt", mehr Wasserver- Allerdings stammen nur 20% des in 
brauch als bei UWS-Papier, heiler und stabi- Deutschland verwendeten Zellstoffes aus 

ler als UWCPapier Durchforstungsholz. Die restlichen 80% wer- 



> *. 

den biiiiger aus Schweden, Kanada, USA und 
Finnland importiert (Kahischlag). Der Geg- 
ner des Durchforstungsholzes ist somit in 
den Zellstoffbiiiigimporten zu sehen. 

"Die Zunahme des F g s  

f u h r e r u n r m g e n a a m ~ ~ k o l r  
lap., wail die F-em schlie& 
I l c ? n r o ~ M , d a 6 ~ k a a P a -  
pier mehr herstdle~ um." 

Diese Befürchtung ist unbegründet, denn 
Papierfasern lassen sich mindestens sechs- 
mal recyclen. 

Die derzeitige Aitpapiereinsatzquote be- 
trägt nur Ca. 50% an der gesamten Papierher- 
stellung; somit läßt sich die Aitpapierquote 
noch deutiich steigern, ohne dai3 ein Recy- 
clingkollapps zu befürchten ist. 

n p e p p b q d h B g p a p i e 4 r ~ ~ ~  
~ ~ ä d i g k e i e . "  

In Studien (u.a. Umweltbundesamt Berlin 
oder Steinbeis Temming) wurde festgestellt, 
daD die Aiterungsbeständigkeit von säurefrei 
hergestellten (neutral Recycling- 
papieren nach DIN 6138 in die Altersklasse 
über 100 Jahre eingestuft wird. 

" c h b ~  Papier ist - 
c l l n g p a P i e r ä k a l o g t c ? h ~ ~  
odebriiberbqgea." 

- 
Chlorfreies Papier wird aus Zellstoff herge 

stelit. Aber gerade die Zeiistoffhersteliung 
verbraucht am meisten an Rohstoffen, Ener- 
gie, Wasser und Chemie. 

~ i s e e e l m w . "  
In der Regel entstehen beim Einsatz von 

Recyclingpapier keine Preisnachteile. Oft ist 
es sogar billiger. Kleine Mengen Papier sind 
immer teurer, egal ob Recycling- oder Primär- 
faserpapier. 

"Dia---- 
c l k r g p a p h n i . t H i r & e n ~  
V a r r c N e i ß d e r M ~ i a a ~  
\ I l S d ~ b e r d c h ~ "  

Jedes gute Recyclingpapier entspricht der 
DIN 19309, in der die Ausfallraten von Papier 
beim Kopieren getestet wurden. 

In einer Studie der RWTH Aachen wurde 
festgestellt, dai3 diese Recyclingpapiere, die 

in der DIN-Norm 19309 geforderten Werte 
deutlich unterschritten. Jede Firma, die K e  
pierer verleiht, gibt dem Nutzer die Garantie, 
da8 ihre Geräte recyclingpapiertauglich 
sind. Viele Großunternehmen setzen bei ih- 
rem Schriftverkehr Recyclingpapier ein. 

Ais weitere Argurnentationshilfe kann das 
Landesabfaliwirtschaftsgegetz herangezogen 
werden. In allen müßte eigentlich der Passus 
zu finden sein, dai3 die Steigerung der Wie 
dewerwendung oder Mehrfachverwendung 
von Erzeugnissen unterstützt werden soll. 

Allgemeine Hinweise 

b 
Kopierer und Drucker sind laut Hersteller 

aiie für Recyclingpapier zugelassen. Die Um- 
stellung auf Recyclingpapier erfordert nur ei- 
nen geringen oder keinen zusätzlichen War- 
tungsaufwand. Bedeutsam kann eine sachge 
mäße Nutzung der Kopierer sein: 

- Pfeilrichtung auf Verpackung beachten. 
- Kopierpapier solite Raurntemperatur des 

Kopierers haben. 
- Packung immer vollständig einlegen, da 

Thermoverpackung beim Öffnen zerstört 
wird und somit das Papier den zum Kopie 
ren nötigen Feuchtigkeitsgehalt verliert. 

, Hinweise zur Vorgehensweise 

)Wichtig ist zu klären. wem die Kopierer 
gehören? (z.B. der Verwaltung, den Bibliothe 
ken, den Fachbereichen. Münzkopierer). 

- Einfiußnahme auf Kopierfirmen, die Eigen- 
tümer der Kopierer sind, ob Umstellung 
möglich 

- Wer ist für die Vermietung der Kopierer- 
stellplätze an der Hochschule zuständig ? 

- Wer bestellt Papier ?. (zentral, dezentral) 
- evtl. Gang z u  Verwaltung und/oder Senat, 

Unipräsident/Kanzler: 
- Forderung der Vertragsänderung über 

Steliplatzvermietung. 
- Einbau einer Klausel in den Vertrag mit 

Verpflichtung zur Verwendung von Recy- 
clingpapier 



Aktions - 

Q E:' 
- Erreichen eines Bes~hlusses zur Urnstel- 

lung auf Recyclingpapier 
- Kampagnen an der Hochschule, mit dem 

Ziel der Information über Papiermüilver- 
meidung und Einsatz von Recyclingpapier. 

Mögliche Mittel 

- evtl. Unterschriftensammlung 
- Ausstellungen zum Thema Papier, Hoch- 

schule, Umwelt (bei örtlichen Umweltgrup 
pen anfragen) 

- Runder Tisch, z.B. mit Recyclingpapierfir- 
men, umgestellten Druckereien ... 

. - Einschalten der Lokalpresse 
- Flugblattaktion (Vermeidung von Papier- 

schlacht !) 
- Parallel zu einer Umstellungskampagne, 

sollte auf jeden Fall eine Aufkiärung zur 
Einsparung von Papier laufen, denn Ver- 
meidung ist immer noch der urnwelt- 
freundlichste Weg. In der Regel wird an 
den Hochschulen, ohne sich viel Gedan- 
ken zu machen, so ziemlich alles mal n e  
benbei kopiert. Vieles von dem landet in 
einem Ordner und findet nie wieder Beach- 

Um die Umweltarbeit der studentischen 
Umweltgruppen besser koordinieren zu kön- 
nen und um effektiver Informationen austau- 
schen zu können, hat sich irn Jahre 1983 die 
Bundeslcoordination Studentischer Ökolo- 
giearbeit (BsÖ) aus Umweltgruppen, Studie 
rendenvertretungen und umweltinteressier- 
ten Studierenden gegründet. Ziel der BSÖ ist 
es. den Umweltschutz in den Hochschulen 
und Studierendenwerken zu fördern. 

Die BSÖ hat deshalb zu Umweltthemen 
Einfühningen und Aktionstips erstellt. Sie 
bemüht sich, eine Reihe von verschiedenen 
Aktionen anzubieten, die möglichst viele Be 
reiche abdecken sollen. Die BSÖ organisiert 
regelmäOig Seminare zur Unterstützung von 
Hochschul-Umweltarbeit. Weiterhin findet 
einmal pro Semester das Bundes-Ökologie- 
Treffen (BÖT) statt, an dem sich Ca. 130 Stu- 
dierende zu einem bundesweiten Austausch 
treffen. Etwa aiie zwei Monate erscheint das 
Hochschul-Umwelt-Info (HUI). Diese Zeit- 
schrift 'enthält aktuelle Informationen über 
Hochschule und Umweltschutz, wichtige 
Termine von studentischen Ökologiegrup 
pen. Seminarankündigungen, Literaturtips 
und jeweils einen Themenschwerpunkt. tung. In ~ a m b & ~  lief deswegen einmal die 

Aktion "Kapieren statt kopieren". (siehe 
auch Kapitel 1, "Aktionsformen): 

- Desweiteren sollte darauf geachtet wer- 7 
den, da8 an der Hochschule nur Kopier- 11 
geräte stehen, auf denen das beidseitige 

Bundeskoordinati~~~ Jtudentischer Kopieren möglich ist, Das wäre also ein 
Ökologiearbeit #.V., c/o AStA der Uni Wer. 

weiterer Punkt, der bei den Verhandlungen Universitätsring 12b, 54296 Trier, 
mit einfließen muß. Tel. 06511 201-3574, Fax 201-3902 



I n  diesem Kapitel wird auf die derzeitigen Ansätze der Umweltbildung in Oeutsch- 
land eingegangen. Oesweiteren werden einige Methoden der Ökopädagogik vorge- 
stellt. Auf ausführliche Konzepte und Methodenbeschreibungen wird im Literatur- 
teil hingewiesen. Aktuelle Diskussionen und Mitteilungen aus der Ökopädagogik las- 
sen sich aus Zeitschriften, Büchern oder über das Internet verfolgen. Einige Adres- 
sen sind dazu angegeben. I n  diesem Kapitel wird der Begriff Ökopädagogik als Über- 
begriff für Umwelterziehung, ökologisches Lernen, Ökopädagogik im eigentlichen 
Sinne sowie der Naturerfahrung behandelt. 

in~egrieren 
s t a f t  separieren 

Die Psychologieliteratur macht zum Lern- 
verhalten des Menschen u.a. folgenden Aus- 
sagen: 
1. "Der Mensch lernt arn leichtesten in dem 
ihn betreffenden Nahbereich." 

2. "Jeder Lernprozeb ist mehrschichtig und 
durch das Denken (kognitiver Anteil), das 
Fühlen (emotionaler Anteil) und das Han- 
deln (aktionaler Anteil) gekennzeichnet". 

Daraus ergeben sich folgende logische 
Schlußfolgerungen: 
1. Isoliertes Lernen gilt es zu vermeiden: Die 

L Lernziele müssen in den gesamten Lebens- 
alltag der Zielgruppe integriert werden. 

2. Es muß sowohl das Fühlen, das Denken 
als auch das Handeln eingebunden wer- 

lii \C' . /  den. 

Den Menschen im ) Alltag begegnen 

Die Umweltbildung beschränkt sich der- 
zeit stark auf externe Arbeit (Seminare, 
Exkursionen, Naturerfahrungstage, etc.). 
Externe Arbeit heißt, daß das Lernen nicht 
eingebunden ist in das Leben der Betreffen- 
den. Es werden spezielle Ökopädagogik-~er- 
anstaitungen durchgeführt, statt die Umwelt- 
bildung in Bestehendes zu integrieren Somit 
existiert ein isoliertes Lernen, das es eigent- 
lich zu vermeiden gilt: Die Inhalte und 
Methoden werden vom KUtag der Menschen 
"separiert". 

Zwei Beispiele: Warum muß in einem Spiel 
in die Wiese gerochen werden, anstatt inten- 
siver den Geruch mal zwischendurch aufzu- 
nehmen? Warum wird eine "GeräuscheLand- 
karte" (Spiel aus CORNELL 1991b, bei dem 
auf einer Naturwanderung wahrgenommene 
Geräusche auf einer Karte eingezeichnet 
werden) angelegt, anstatt mai still zu sein 
und zu lauschen, wenn es sich anbietet? Die 
Zeitpunkte intensiver Wahrnehmung werden 
externalisiert, d.h. vom konkreten Leben in 
eine künstliche Situation verlagert, anstatt 
sie in dem Augenblick zu genießen, in dem 
sie sich im Aiitag anbieten. Aber 

gerade das bewußte Genießen ' 4 im m t a g  m d  erst gelernt 10- / 

werden: Die wärmende Son- 

/ \ ' ne bei den Spaziergängen in 
der kalten Luft, der Duft von fri- 
schem Brot vor einer Bäckerei, 

der Geschmack einer heißen Tas- 

W. Beer/G. de Haan: 
Ökopädagogik 
(1984, Weinheim) 

P. Brandt/P. Thiesen: 
Umwelt spielend ent- 
decken 
(1194, Beltz Verlag 
Weinheim 198 S.) 

BUND (Hrsg.): 
Umweltpädagogik 
mit Vorschulkindern. 
(1992, Kiel, 59 S.) 

J. Cornell: 
Mit Kindern die 
Natur erleben 
(1991a, Verlag an 
der Ruhr. 147 S.) 

J. Cornell: 
Mit Freude die 
Natur erleben 
(1991b. Verlag an 
der Ruhr, 168 S.) 

H. Dauber: 
Neue Reichweiten 
einer ökologischen 
Lembewegung? ln: 
M. Pluska (Hrsg.): 
Okologie und Päda- 
gogik (1984, Loccu- 
mer Protokolle 
60/84. S 91- 101) 

G. R o m  (Hrsg.): 
Natur wahrnehmen 
mit der Rucksack- 
schule (1991, Wester- 
mann Verlag Braun- 
schweig. 104 s.) 



Aktions - 

G=: 
se Kakao nach dem Schiittschuhfahren auf 
dem Eis. 

Eine integrierende hopädagogik würde 
also den Menschen in seiner Umwelt, sei- 
nem Lebensstandort ansprechen und ihn 
nicht für die Naturerfaluung herausho- 
len müssen aus seinem Aiitag. Auf 
Naturerleben beschränkte, ökopäda- 
gogische Übungen machen S@ 
und sind auch sinnvoll. Fraglich ist 

m-: nur, ob sie weit genug reichen, um 

http://www.rz. 
dem Ziel der Umwdtbiidung a& 

w-nankfurt.de/ reichend gerecht zu werden. 
die/clear.htlm .. 

http://www.uni- 
potsdamde/ 

u/zfu/ub/koop/ ,soziale Ökologie W e g e  Die Aspekte werden voneinander 
arbeitsk.htm separiert, nachdem sie auch bisher auch 3 

h t t p : / / ~ ~ ~ . ~ m  Die Ökopädagugik muS in den Mtag inte- vom Alltag des Menschen "abgetrennt" wur- 
welt.org/anu griert werden, weil sie sich derzeit in einer den: . . 

http://www.schu- "Konkurrenz" zu anderen pädagogischen 
le.de Richtungen und gesellschaftlichen Strömun- - der emotionale Aspekt (in erlebnispäda- 

gen sieht: Für die Antirtwsismusarbeit bis gogisch orientierter Naturerfahnrng 

.gpl- hin zur Emanzipationsbewegung werden pä- - der kognitive Aspekt (in Schule, Volks- 
dagogische Programme aufgesteilt. e r  poli- 

ANü-Arbeitsge- 
hoch- schule, Universität usw.) 

meinschaff Natur- & tische Part der integrierenden Ökopädago- - der aktionale Aspekt (in Umweltaktions- 
Umweltbildung e.V. 

KarIsh8he 60d 
gik vertritt letztlich die g l e i c h  Ziele. Um- gruppen, BürgerInneninitiativen, Projekt- 

22115 ~amburg welt ist kein konkurrierendes Thema zu an- 
040/64W-21 

gruppen) 
deren, sondern die geh8ren zusammen. Man 

BKNU - Bundeswei- 
ter Arbeitskreis der 

staatlich getragenen 
Umweltbildungsstät- 
ten im Natur- & Um- 
weltschutz c/o Ake 
demie fUr Natur- und 
Umweltschutz Baden 

Wiirttemberg 
Kemerplatz 9 

10182 stuttgart 
0111/2szaos 

muD nicht zusätzlich arbeiten, sondern mit- 
einander. In allen Fäiim werden diskriminie 
rende Zustände abgelehnt - gegen Men- 
schen oder gegen die Natur. Dazu schreibt 
H. Dauber (1984): Sch denke; Ökologie sollte 
diskutiert werden und begriffen werden als 
soziale Ökologie. Damit meine ich, wir kön- 
nen nicht die Beherrschung der Natur, die 
Unterwerfung der Natur, l&sgelilst diskutie 
ren von der Hemschafl von Menschen über 
Menschen. (...) Ökol&chw Lernen heat 
also, diese Bedingungen der Herrschaft von 
Menschen über Menschen anzugreifen und 
dort anzusetzen" 

Es geht um die Gesellschaft als Ganzes, 
irn konkreten Fall um das gesamte Lebens- 
umfeld des Einzelnen. 

Der emotionale Aspekt ist derzeit in der 
ökologischen Bildung am geläufigsten. Das 
gesteckte Ziel kann deshalb nur unvollstän- 
dig erreicht werden. 

Poch selbst der Brockhaus (1987) 
schreibt: Bildung ist die "Anregung aller 
Kräfte", damit diese "zu einer sich selbst 
bestimmenden Individualität führen". Es 
bleibt uns also nichts anderes übrig, als die 
drei Aspekte sinnvoll zu verbinden. 

. Eine nur auf Naturerlebnis und Erleb- 
nispädagugik ausgerichtete Ökopädagogik 
ist unvollst&ulig. Der so wesentliche B e  
reich unseres Lebens, Mißstände zu erken- 
nen und selber sich Aktivitäten auszuden- 
ken, wird hier vernachlässigt. Etwas gemein- 
sam erleben ist sinnvoll, aber das darf nicht 
alles Sein, denn so wird nur Konsumhaltung 
gefördert. 

Mult idimensionales Lernen 

b 
An der notwendigen Veränderung hin zu 

einer ökologischeren und sozialeren G e  
Zur Zeit verfolgt die Ökopädagogik in den sellscha.ft wird hier nicht mitgewirkt. Aber 

verschiedenen Institutionen schwerpunkt- dieses ist eines der übergeordneten Ziele, 
mäßig jeweils nur einen von drei möglichen die die Ökopädagogik anstrebt. 



Derzeit ist die reflektierende Erziehung 
zum Umweltschutz ins Hintertreffen geraten. 
Die Ökopädagog~nnen sind statt dessen im 
Erlebnisrausch: Vermittelt wird primär das 
unverbindliche Inhalieren einer Stimmung. 
Ökopädagogische Arbeit wird ausgerichtet 
an der These: 'lch schütze nur, was ich ken- 
ne". Entsprechend werden Kinder wie Er- 
wachsene in die Natur geführt. Naturerfah- 
rungsspiele machen meist d e n  Spaß und 
fördern eine andere Art der Wahrnehmung. 
Das Prinzip des "Flow-Learningu von J. Cor- 
nell, das er in seinen weitverbreiteten Bü- 
chern "Mit Kindern die Natur erleben" und 
"Mit Freunden die Natur erlebenn *rsteiit, 
beinhaltet vier Stufen: Interesse wecken, Kon- 
zentration, direkte Erfahrung, Mitteilen. Die- 
se vierte Stufe des Mitteilens SOU nach COR- 
NELL auch als Kennzeichen den Ideaiismus 
innehaben, und es soll angeregt werden, das 
Erfahrene wieder weiterzugeben Dieser I d e  
alismus ist entscheidend, und macht das 
"Flow-Learning" erst vollständig. Leider wird 
diese Stufe der Umwelterziehung meist unter- 
schlagen, und Naturerfahrungen werden da- 
durch auf das Bäumebetasten degradiert. Sie 
verkommen zu Trostbonbons für viele gebeu- 
telten PädagogInnen, die endlich eine Methe 
de gefunden haben, die "gut ankommtn. 

Die Verdienste von Cornell sollen hier 
nicht geschmälert werden Seine Methoden 
sind zweifelsohne gut. Es geht vielmehr um 
das Komplementäre, das " s o w o h l ~ u c h ,  
und es geht um eine umfassende. ganzheitli- 
che Arbeit in der Ökopädagogik. Aiies an- 
dere ist zum Scheitern verurteilt und wird 
immer ~nnifriedenheit übriglassen 

Wir sollten uns nicht mit dem nihiedenge 
ben, was derzeit im ökopädagogischen B e  
reich in Deutschland passiert. Da ist wesent- 
lich mehr drin. 

Selbstorganisation 

b s ta t t  Manipulation 

Wer in der Ökopädagogik separiert statt 
zu integrieren, darf sich nicht wundern, wenn 
die Ökologie weiterhin als Last empfunden 
wird und nicht als etwas Selbstverständli- 
ches. Es geht aber darum, ökologisches Den- 
ken zur Selbstverständlichkeit werden zu las- 

sen und nicht zu etwas Zusätzlichem. Es muß 
das Verlangen geweckt werden, eigenstän- 
dig, ohne permanenten Anreiz von auDen zu 
handeln. Selbstorganisation statt Manipula- 
tion muf3 das Ziel einer Pädagogik sein, die 
auf einem offenen selbstbestimmten Men- 
schenbild basiert, wie es auch in der Ökopä- 
dagogik vorliegen sollte. 

Der Autor H. Dauber (1984) schreibt in d ie  
Sem Zusammenhang: "Ökologisches Lernen 
ist für mich die politische Gestaltung der 
eigenen Umwelt, die Macht zu haben, mich in 
meiner Umwelt zu verstehen und diese Um- 
welt gestalten zu können, die eigenen Ange 
legenheiten in die Hände zu nehmen. In die  
Sem Sinne ist ökologisches Lernen das G e  
genteil von moderner Armut. Im modernen 
Sinn arm ist jemand; des d e s  hat, aber 
nichts mehr gestalten kann". 

huriLeyi e 

der Okopädagogik 

J. Cornell hat in den USA ein pädagogi- 
sches Konzept erarbeitet, da5 er "Flow-Lear- 
ning" nennt. Die Methoden des Konzeptes 
sind insbesondere für die Umwelterziehung 
gestaltet worden. Im folgenden wird Corneii 
(1991) zitiert: 

"Ich nenne das System "Flow Leaming" 
(Fließendes Lernen), weil es vier Stufen hat, 
die ganz weich und natürlich ineinander 
überfließen. 

- !hde I: Begeisterung wecken 
- Stufe 2: Konzentriert wahrnehmen 
- Stufe 3: Unmittelbare Erfahrung 
- Ehiba 4: Andere an deinen Erfahrungen 

teilhaben lassen 

Ehrfe 1: Ohne Begeisterung kann es kei- 
ne wirklich bedeutende Naturerfahrung g e  
ben. Ich meine mit Begeisterung nicht Aufre 
gung, wobei man mit wildem Blick in den Au- 
gen auf- und abspringt, sondern ein ruhiges, 
intensives Fließen von persönlichem Interes- 
se und höchster Wachheit. Ohne diese Be  
geisterung lernen wir nur sehr wenig. 
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Stufe 2: Lemen hängt von konzentrierter 
Aufmerksamkeit ab. Begeisterung allein 
reicht nicht. Wenn unsere Gedanken zer- 
streut sind, können wir uns nicht lebendig 
bewußt sein - der Natur oder etwas an- 
derem. Deshalb müssen wir unsere Begeiste 
rung auf einen Punkt konzentrieren. 

Stufe 3: Wenn wir uns allmählich konzen- 
trieren, werden wir uns immer mehr dessen 
bewußt, was wir sehen. hören, berühren, r i e  
chen und intuitiv empfangen. Ruhig und auf- 
merksam können wir empfindsam in den 
Rhythmus und Flu% dm Natur um uns herum 
eintreten. Konzentrierte Aufmerksamkeit 
schafft eine innere Ruhe und Offenheit, die 
es uns ermöglicht, Natur direkt zu erleben, 
ohne dai3 der Geist sich störend einmischt. 
Deshalb ist die dritte Stufe das Aufgehen im 
unmittelbaren Erfahren. 

!&uh 4: Erfahrung eröffnet ein tieferes 
Bewußtsein. Was meine ich damit? In "Mit 
Kindern die Natur erfahrenn habe ich ein 
Spiel beschrieben, "still und wtd"' Dabei 
bleibt der Spieler gana still* w8tuend die 
Natur zu ihrer normalen Routine zurück- 
kehrt. Wir stellen uns vor, d d  du W und 
wachn spielst, und dai3 Vogel ganz nah in 
einem Baum über dir landen Wenn du still- 
hälst, fängst du an, die atemlose Einheit mit 
dem Leben um dich hemm zu spüren, beina- 
he, als ob du mit dem Schauplatz verschmilzt 
und das Leben durch die Vogel, das Gras 
und die wogenden Äste der Bäume erfährst. 
In dieser Stiile kannst -du manchmai eine 
große, explodierende F'reude spüren oder 
ein tiefes, ruhiges Glück, ein überwältigen- 
des Gefühl von der Schönheit oder der Kraft 
der Schöpfung. Die Natur ist immer begei- 
sternd, und es ist nur unser unruhiger Geist, 
der uns daran hindert, dies öfter freudig und 
bewußt zu erleben. 

Ein Leiter kann emer Gruppe helfen, ihre 
Begeisterung dadurch zu vertiefen, daß er 
erhebende und inspirierende Naturge 
schichten erzählt oder daß er Geschichten 
aus dem Leben grob Naturforscher und 
-schützer vorträgt (wie Etachel Carson, John 
Muir, Aiso Leopold und Henry David Tho- 
reau). Ich nenne die vierte Stufe "Andere teil- 
haben lassen", weil das Teilen mit anderen 
unsere eigenen intensiven Erfahrungen ver- 
stärkt und klärt." 

FDie Einen 

Rucksackschule" 

ähnlichen Ansatz wie Cornell stellt 
Trommer (1991) vor. Das Konzept der "Natur- 
interpretation", wie es in den USA üblich ist, 
hat Trornmer angeregt, in Deutschland eine 
"Rucksackschule" zu initiieren. Tromrners 
Konzept muß als umfassender als das von 
Comell betrachtet werden: Er versucht, den 
Menschen über alle drei Aspekte (emotio- 
nal, kognitiv und aktional) zu erreichen. Cor- 
nell hingegen setzt schwerpunktmäi3ig auf 
den emotionalen Aspekt. 

Trommer beschreibt in seinem Buch "Na- 
tur wahrnehmen mit der Rucksackschule" 
die vier Erfahrungsebenen: 

1. Naturerleben mit d e n  Sinnen 
2. praktische Selbsterkundung und Beob- 

achtung von Natur 
3. Mitteilung über die Art, wie Naturerfah- 

ren erlebt wurde 
4. Handlungsanreize zum schonend-pflegen- 

den Umgang mit der Natur. 

Diese vier Punkte ähneln dem "Flow-Lear- 
ningn von Cornell, gehen aber insbesondere 
mit dem vierten Punkt darüber hinaus, in- 
dem sie den aktionalen Aspekt fördern. So 
gesehen ist die Rucksackschule kein G e  
gensatz zum "Flow-Learning", sondern 
schlidt dieses mit ein und erweitert es. 



Der Bundesweite Arbeitskreis der staatli- 
chen Bildungsstätten im Natur- und Umwelt- 
schutz (BANU) hat irn Oktober 1996 die Leitli- 
nien "Umweltbildung 2001" erstellt. Diese 
Leitlinien sollen als Einstieg in eine umfas- 
sende, alle Bevölkerungsschichten einzube- 
ziehende Diskussion dienen. 

Im folgenden werden Auszüge aus den Leitli- 
nien wiedergegeben: 

Vom Artenschutz ) zur Nachhaltigkeit 

'Die Themenfelder der Umweltbildung 
sind so zu erweitern, daß die Integration von 
Umweltschutz in alle Lebens- und Gesell- 
schaftsbereiche erfolgt. 

Klassische Themen, wie Arten- und Biotop 
schutz, sind um wirtschafte, sozial- und ar- 
beitsmarktpolitische Themen zu ergänzen. 
Dazu zählen beispielsweise Fragen der Res- 
sourcen- und Energienutzung, der Mobilität, 
von Bauen und Wohnen, der Gen- und Bio- 
technologie, von Lebensstiifragen und Werte 
diskussionen." 

Vom "Elfenbeinturm" ) mitten ins Leben 

"Umweltbildung muD sich neuer Methe 
den und Instrumente bedienen, um eine bes- 
sere Umsetzbarkeit ihrer Inhalte zu erreichen 
und gesamtgesellschaftlich erfolgreicher zu 
sein. Das heißt u.a.: 

- Interdisziplinarität ist zu fördern, insbeson- 

ders Zusammenarbeit mit den Bereichen 
Ökonomie, Psychologie, Pädagogik, SoPe 
logie, Politologie und Kultur. 

- Managementinstrumente sind einzusetzen. 
- Mediations- und Moderationstechniken 

sind anzuwenden. 
- Mit modernen Medien der Informationsge- 

sellschaft ist zu arbeiten." 

Vom Wissen zum Handeln b 
"Die Bildungsmaßnahmen sollen hand- 

lungs- und erfahrungsorientiert sein, Wissen 
und Werte vermitteln sowie Spaß und Freude 
machen. Die Inhalte müssen zielgruppenori- 
entiert angeboten und im Ailtag übertragbar 
sein. Das heißt u.a.: "Handelndes und lebens- 
langes Lernen" in Familie, Kindergarten, 
Schule, Beruf und Verein zu ermöglichen, zu 
Mitwirkung an politischen Entscheidungs- 
Prozessen zu befähigen und aufzufordern." 

Umweltbildung 
überall & immer 

''Um eine dauerhaft sozial- und umweltge 
rechte Entwicklung zu erreichen, müssen die 
Umweltbildungsaktivitäten von punktuell 
vorhandenen zum selbstverständlichen und 
integralen Bestandteil in allen Gesellschafts- 
und Lebensbereichen entwickelt werden. 
Umweltbildung muD damit Teil des lebens- 
langen Lernprozesses sein, um zu einem dau- 
erhaft umweltgerechten Leben und Wirt- 
schaften zu führen. Dieser hozeß bezieht die 
psychosozialen, kulturellen, ökologischen 
und ökonomischen Lebensbedingungen des 
Menschen mit ein. Umweltbildung muß Teil 
d e r  Planungs- und Entwicklungsmaßnah- 
men, Förderprogramme und Gesetzesvorha- 
ben sein." 

Beispielmethoden 
dar Ökopädannnik 

Im folgenden werden zwei Methoden vor- 
gestellt. Die erste ist dem Buch "Mit Kindern 
die Natur erleben" von Cornell (1991a) ent- 
nommen. Die Übung "Einem Baum begegnen" 
gehört inzwischen zum Massischen Reper- 
toire der Ökopädagogik. Diese Methode der 
Naturerfahrung soll hier stellvertretend für 
viele andere Übungen und Spiele der neue- 
ren Richtung in der Ökopädagogik stehen. 
Desweiteren wird ein Beispiel aus Trommers 
Rucksackschule (1991) vorgestellt. Es wird 
gezeigt, wie es möglich ist, Naturerfahrung 
in die momentane Situation zu integrieren. 
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G. Brenner/ 
K. Waldrnann: 

Eingriffe gegen Um- 
weltzerstömg 

(1994. Juventa in 
München. 224 S.) 

Beispiele über Bei- 
spiele werden vorge- 
stellt. Für viele The 

men ist etwas dabei. 
auch die verschie- 
denen Richtungen 

der Umweltpädago- 
gik (Handlungs- 

oder Erlebnisorien- 
tierung) sind berück- 
sichtigt. Wie bei fast 
d e n  Büchern aber 
ist ein entscheiden- 
der Fehler gemacht 
worden: Es schrei- 

. ben Erwachsene 
über die Kinder- 

und Jugendarbeit. 
Selbstorganisierte 

Kinder- und Jugend- 
projekte wie die 

Schüierlnnenaktion 
Umwelt oder Projekt- 
werkstätten bzw. Ide- 
en aus dieser "Ecke" 
fehlen folglich ganz. 

Ein Baum kann zu einer unvergefili- 
ehen E r f a h g  im Leben eines Kindes wer- 
den, 

Oft sind Kinder noch ein Jahr später zu 
mir zurückgekommen und haben mich in 
den .Wald hinausgezogen, um mir zu sagen: 
"Schau, hier ist mein Baum!" 

"Samtblättrige Etagenblume" .b "Ein ausgeblühter Waldziest sieht - bitte 

schön - nicht gerade erhebend aus. Wir tref- 
fen ihn im Herbst am Wegesrand im Wald. 
EineIr aus dem Kurs kommt und hält ihn mir 
mit der spöttisch-provozierenden Frage un- 
ter die Nase: "Was ist das?" Wir hockten uns 
also um die Zieste herum, und diese Proze 

"Einem Baum begegnen" dur machte das FYkinzlein allmählich inter- 
essant. "Ich weiß. was das ist. Aber ich sag's 

"Dies ist ein Spiel in Paaren. Verbinde die Euch nicht", verblüffte ich die erwartungs- 
Augen deines Partners und führe ihn durch vollen Gesichter. 
den Wald zu irgendeinem Baum. der dich Ich sagte, daf3 der Name der Pflanze 
anzieht. (Wie weit, hängt vom Alter deines äußerst schwierig zu behalten sei. Und da5 
Partners ab und seiner Fähigkeit, sich zu ori- jeder in der Gruppe doch die Fähigkeit b e  
entieren. Außer für ganz Meine ist eine Ent- sitze, dieser Pflanze selber einen gut pas- 
femung von zwanzig bis dreiI3ig Metern senden Namen zu geben. 
nicht zu weit.) Ich äußerte die Bitte, nach passenden 
Hilf dem "blinden" Kind, seinen Baum ken- Namen zu suchen und später die gefunde 

nememen .  Das geht am besten mit konkre nen Pflanzenbezeichnungen mit dem bota- 
ten Vorschlägen. Zum Beispiel werden die nisch richtigen Namen zu vergleichen. "Ha- 
Kinder auf die Aufforderung, denBaum zu senpfotchen"hörte ich: weil die Blätter so 
erforschen, nicht mit solchem Interesse rea- ein weiches Feli haben; - "Pelzblatt": aus 
gieren, als wenn du sagst, "Reibe deine eben dem gleichen Grund. Dann - wegen 
Backe an der Rinde", oder fragst, "Lebt der des Geruchs der Zieste - "Stinknessel". 
Baum noch? ... Kannst du Lhn mit deinen "FünfPpfelMch" schlug jemand vor. Der 
Armen umfassen? ... Ist der Baum älter als oder die mußte ziemlich aufmerksam den 
du? . . . Kannst du Ffianzen finden, die auf ihm Bau der Zieste aus der Familie der Lippen- 
wachsen? ... Spuren von l'ieren? ... Flechten? blütler studiert haben. 
... Insekten?" Poetisch treffend war die Wortschöpfung 

Wenn dein Partner mit dem Baum gründ- "schmutziger Sternring". "Etagenblume" hieß 
lich BekanntschafZ gemacht hat, führe ihn es irgendwo, weil die ausgeblühten Kelch- 
zum Ausgangspunkt zurüdc, aber auf einem wirte1 alie in Etagen übereinander stehen. 
anderen Weg. (Du kannst dir einen Spa5 Schiie5lich sagte einer "Zackenkraut" und 
daraus machen, in über imaginäre Baum- begründete dies mit den in Wirteln stehen- 
stämme steigen zu lassen und durch ein Dik- den spitzzipfeligen Kelchen. 
kicht zu führen, das ihr leicht hättet umge Dann folgte als Name "fünfglockige Spin- 
hen können.) Nun nimm die Augenbinde ab nenb1umeU - auch dies poetisch sinnig: fünf- 
und la5 das Kind seinen Baum wiederfinden. glockig verwies auf die fünf Kelchzipfel, 
Auf der Suche nach seinem Baum wird plötz- Spinnenblume darauf, da5 im Altweibersom- 

9.6 iich das, was vorher Wald war, eine Gruppe mer W a l l  auf dem "Fünfglockigen" die 
von höchst individuellen Bäumen. Spinnen hockten und Fäden spanxien. 



Was für herrliche Namen waren das. Die 
se so unscheinbare, verstaubte, kaum noch 
lebende Pflanze, wie wurde sie beachtet und 
mit Namen verehrt! Genauso empfand es die 
Gruppe. Und als ich den Namen Waldziest (= 
Stachys silvatica) verriet, war die Gruppe mit 
ihrer nomenklatorischen Leistung erst recht 
zufrieden. 

Der botanische Name war jetzt von sekun- 
därer Bedeutung. Der war eine Vereinbarung 
im Wissenschaftsbereich. Auch die Gruppe 
wollte eine Vereinbarung und taufte den 
Waldziest auf den schönen Namen "Samt- 
blättrige Etagenblume". Mit dieser poeti- 
schen Taufe des Ziests verließen wir ein ab- 
sterbendes, unscheinbares und staubiges 
Kraut am Wegesrand. 

L Ökopädagogik 

die Eirrsafzorfe 

Die Ziele und Grundsätze einer den Aiitag 
und das konkrete Handeln einbeziehenden 
Ökopädagogik dürfen nicht ein der Theorie 
verharren. Wichtig ist, Mittel und Wege zu 
finden, immer wieder die Bezüge zum Leben 
derer, die am pädagogischen FVozeß teilneh- 
men, herzustellen. 

)Yinder Das Umfeld von Kindern ist vielfäitig. Kon- 

krete Lebensbezüge sind das "Zuhause", der 
Kindergarten bzw. die Grundschule, der Weg 
dorthin, Spielplätze oder andere Aktionsorte 
im Wohnort oder der nahen Umgebung sowie 
beliebte Ausflugsziele, Vereinsräume usw. 

Überall begegnen Kindem ganz unter- 
schiedliche Dinge der belebten und unbeleb 
ten Natur sowie des Zusammenlebens mit 
anderen Menschen. Sie bewußt wahrzuneh- 
men, sich zu freuen oder auch sich Gedan- 
ken zu machen über Veränderungen können 
wertvolle Teile einer Ökopädagogik für Kin- 
der sein. 

Den Blick öffnen, das Interesse wecken 
für das, was den Kindern im Alltag begegnet, 
bildet die Grundlage dafür, daß Kinder 

selbst beginnen, ihre Umwelt zu erforschen 
und dort, wo sie Mißstände entdecken, über 
Veränderungen nachzudenken. Spätestens 
im Grundschulalter sind Kinder dann auch in 
der Lage, eigene Ideen m formulieren, vorzu- 
tragen und umzusetzen. 

Kindergärten, Gmdschulen, Gärten rund 
um Häuser, in denen Kinder wohnen - sie aile 
sollten Kinder ihre Erfahrungen machen. Er- 
wachsene sind dabei intensive HelferInnen, 
sie können das Erfassen der Umwelt, das Fra- 
gesteiien und das n~läneschmieden'' für kon- 
krete 'Aktionen begleiten und unterstützen, 
aber niemals mit ihren "erwachsenen Ideen" 
unterdrücken. 

)Jugendliche Die Aitersabgrenzung ist fließend - 'Ju- 

gend" beginnt dann, wenn der Drang ent- 
steht, wesentliche oder alleTeile des eige 
nen Lebens selbst bestimmen m wollen. Das 
geschieht häufig in Konflikten mit dem Um- 
feld. Ökopädagogik, die Alltagsbezüge be 
wußt zur Grundlage wählt, miiß diese Kon- 
flikte aufgreifen, die im Konflikt stehenden 
Personen zum Austragen des Konfliktes er- 
mutigen und helfen, Perspektiven zu finden, 
die aus dem Menschen und nicht den Anfor- 
derungen des gesellschaftlichen Umfeldes 
entspringen. Das bewußte Wahrnehmen der 
eigenen Umwelt gehört auch hier zu der 
Grundvoraussetnrng des Handelns. Mehr 
noch als bei Kindem wird die konkrete 
Aktion im Vordergrund stehen. 

Jugendliche sind in jedem Fail in der Lage, 
selbständig Lösungsmöglichkeiten zu ent- 
wickeln, wenn sie etwas verändern wollen. 
Erwachsene werden zu Beraterhen, die 
sich aber nicht aufdrängen. Selbstbestim- 
mung ist ein wesentliches Element der Ju- 
gendarbeit bzw. des Lemens in der Schule. 

Konkrete Bezüge bei Jugendlichen sind 
die ~chule'bzw. der Ausbildungsort, Jugend- 
zentren, Vereinsheime, Bushaltestelien oder 
andere Treffpunkte sowie Ausflugsziele. Zu- 
dem können sich Jugendliche ihre eigenen 
Bemgsorte aufbauen, z.B. selbstverwaltete 
Jugendräuine oder -häuser, Hütten in Klein- 
gartensiedlungen, ein Bauwagen am Rande 
des Dorfes usw. 

Wiiiried Budden- 
sieck: Wege zur Öke 
Schule (1991, AOL/ 
Werkstatt in Göttin- 
gen, 389 S.) 
Eine umfangreiche 
Sammlung von Ideen 

Andreas Bedacht u.a: 
Erlebnispädagogik: 
Mode. M o d e  
oder mehr? 
(1992, FH München/ 
FB SozialWesen, 199 S.) 
Tagungsdokumentati- 
On. 

Ö~ologische 
Kindenechte 
(1994, kid-Verlag in 
Bonn, 181 S.) 
Dokumentation eines 
Kongresses plus dem 
Greenpeacdutach- 
ten "Kindergesund- 
heit und Umweltbela 
stungenn. 

Eva Maria Weibel: 
Erziehung zum 
Selbstwert 
(1994. L. Auer in De 
nauwörlh, 222 S.) 
Pädagogische Theo- 
rie, bei der die Förde 
rung einer eigenstän- ' 
digen Persönlichkeit 
im Mittelpunkt steht. 

Michael Kam 
Handbuch zur Natur- 
und Umweltpädago 
gik (1994, G.A. Ulme1 
Verlag in Tuninge~ 
206 C.) 
Grundlagen, Erlebnis- 
und Handlangspäda- 
gogik, letzteres leider 
nur sehr kurz. 

Greenpeace: 
Umweltängste - Zu- 
kunftshofniungen 
(1993, Verlag Die 
Werkstatt Göiüngen, 
2% S.) 
Umweltzerstömg 
und Umweltschutz 
aus der Sicht ver- 
schiedener Fachspar- 
ten (Psychologie, Sc- 
zialwissenschafl 
W). 



Aktions - 

&"!2zr 

Rolf Amold: 
Natur als Vorbild 

(1993, VAS in 
Frankfurt, 69 S.) 

Plädayer für ein s e b  
storganisiertes. all- 

tags und handlungs- 
orientiertes Lernen. 

Greenpeace: 
Neue Wege in der 

Umweltbiidung 
(1995, Verlag Die 
Werkstatt, Göttin- 

gen, 287 S.) 
Grundlagen und 

praktische Beispiele 
einer Umweltbildung, 

die zum konkreten 
Handeln führen soll, 

J. CailieDIR. E. Lob: 
Praxis der Umwelt- & 

Friedenserziehung 
(1982. Verlag 

Schwann-Bagel in 
Düsseldorf, 842 S.) 
Ein Sammelsurium 

von Beiträgen vieler 
AutorInnen 

Medienkysbuch 
Okologie 

(1995, Ökomedia in 
Freiburg. 315 S.) 

Katalog mit Beschrei- 
bungen von F i e n .  

Videos. Diareihen 
und Folien. 

J. Wessel/H. Gesind: 
Spielend die Umwelt 

entdecken - Hand- 
buch Umwelt-Bildung 

(1995, Luchterhand 
Verlag in 

Neuwied, 643 S.) 
Naturerlebnis und 
Umweltspiele pur. 

Gmdlagenwerk zu 
diesen Bereichen. 

Keine Handlungsori- 
entierung. 

G. Michelsen/ 
H. Siebert: 

Ökologie lernen 
(1985, Fischer Verlag 

in Frankfurt. 175 S.) 
Eines der ersten Wer- 

ke, die die Umwelt- 
pädagogik bekannt 

machten. Schwer- 
punkt: Okokiogie als 

politische Bildung, 
wenig praktische 

Tips. 

- Bei den Menschen erlahmi ab einem 
bestimmten Alter das Interesse am Umfeld. 
Bewußt oder unbewuf3t wird eine Situation 
als Endstadium akzeptiert. Das Umfeld wird 
nicht mehr unter dem Aspekt hhrgenom- 
men, welche Teile einen freuen, welche 
einen ärgern und wp man Veränderungen 
herbeiführen will. Diese Fghigkeit müssen 
sich Erwachsene aber erhalten - oder wie 
der lernen. 

Das Hingucken, Mahren, das Bewerten 
und der Drang, die Dinge, die kränder- und 
verbesserbar sind, auch tatsächlich annige 
hen, sollen in d a  Ökopädagogik vermitteln 
werden. Dabei kommt bei vielen Ennrachse 
nen erschwerend hinzu, dai3 sie kaum noch 
Orte haben, die sie intensiv wahrnehmen 
können. 

Der Arbeitsplatz dient nur zum Geldver- 
dienen, Läden und Freizeiteinrichtungen 
werden nur flüchtig, oft in Hetze aufgesucht. 
Die Wege zu all &wen Orten werden mit 
dem Pkw zurückgelegt, dem die Wahrneh- 
mung der Umwelt auf flüchtige Blicke einge 
schränkt wird. Mein das eigene Haus und 
ein möglicherweise vorhandener Garten 
sind Teile des Umfeldes, die intensiv wahrge 
nornrnen werden. Erwachsene Menschen 
brauchen Gelegenheiten, wieder intensiv 
das Umfeld zu "erleben", zu beobachten, sich 
zu freuen oder zu ärgern - um dann zu über- 
legen, ob sie nicht an der einen oder ande 
ren Stelle selbst aktiv werden wollen, Dinge 
zu verbessen. 

Etliche Erwachsene sind dann besonders 
offen, wenn sie kleine Kinder haben. Das 
führt sie oft wieder intensiver in die nähe 
re Um@bung, zusammen mit den Kindern 
begbmeq sie zu entdecken, wie kinder- 
freundlich oder -unfreundlich das eigene 
Umfeld ist, wieviele Abwechslungen ihnen 
begegnen bzw. ob alles eintönig ist. Eltern 
junger Kinder sind daher eine besonders 
ansprechbare Zielgruppe. 

Wichtig bleibt aber, alle Menschen zu 
motivieren, sich wieder (bzw. erstmals) für 
ihre eigene Umwelt zu interessieren. Und 
das beginnt beim bewußten Hinschauen, wie 
die eigentlich aussieht: Am Arbeitsplatz, im 
und um das eigene Zuhause, in und um 3 
Vereinsräume sowie in den Straßen, Grünan- 
lagen. auf öffentlichen Plätzen usw. des eige 
nen WoMortes. 

. . . . 
; _J**. 

Der Autor i 
Peta Seekeres 
Institut für dkologie Gief3en 
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Umweltberatung ist seit zehn bis 20 Jahren in der Diskussion. Viele Gemeinden ha- 
ben Stellen geschaffen und UmweltberaterInnen eingestellt. Andere fördern Verei- 
ne wie VerbraucherInnenberatungsstellen oder Wissensc haf tsläden, damit diese 
Beratungsdienste anbieten können. Doch der abwartende Beratungsstil hat seine 
Grenzen. Angesichts der abnehmenden Bereitschaft zu umweltgerechten Verhal- 
tensweisen ist auch die Beratung nur noch wenig gefragt. I n  den letzten Jahren sind 
die Stellen und Förderungen daher in einigen Orten wieder gestrichen worden. Nur 
selten jedoch geschieht das, was wichtig wäre: Ein Wandel der Form von Umweltbe- 
ratung - weniger abwartend, sondern offensiv, die Zielgruppen direkt aufsuchend: 
Haus- und GartenbesitzerInnen, VerbraucherInnen, die Menschen in den Autos und 
im Beruf, in Vereinen, Kirchen und Organisationen. 

Je nach Zielgruppe sind unterschiedliche 
Ansätze nötig, teilweise gibt es auch speziel- 
le staatliche Förderprogramme. Das gilt vor 
ailem für die Energie sowie bei der Firmen- 
beratung. Aber dort. wo in den schon vor Jah- 
ren geschaffenen Umweltberatungen, auf T e  
lefonanrufe oder direkte Besuche zu festge 
legten Öffnungszeiten gewartet wird, geht 
das Anfrageaufkommen immer mehr zurück 
bm. beschränkt sich auf bestimmte Bevölke- 
rungskreise und Fragenkomplexe @.B. Fra- _ gen zu Heimtieren, Tierbeobachtungen usw.), 
die von nachrangiger Bedeutung sind. 

Umweltberatung muß also neue Wege g e  
hen und sich öffnen zu allenBevölkerungs- 
kreisen, auch speziell in Vereinen, Firmen, 
Kirchen usw. Routineangebote sollten zugun- 
sten kreativer Angebote und vor allem zugun- 
sten von Beratungen und Informationsveran- 
staitungen dort, wo die Menschen sind, zu- 
rückgeschraubt werden. ' 

Ein solides Grundangebot ist weiterhin 
notwendig. Dazu gehört erstens eine Anlauf- 
stelle bzw. ein Telefon, das zu bestimmten 
Zeiten regelrnsig erreichbar ist, 2.B. einmal 
wöchentlich von 9 bis 14 Uhr (für AnruferIn- 

nen aus ihrem Beruf heraus sowie Hausmän- 
ner/-frauen) und einmal von 17 bis 21 Uhr (für 
aiie anderen Personen). Hinzu sollte ein re- 
gelmäßiges Angebot kommen, bei dem der 
Weg zu den Menschen gesucht wird, 2.B. je 
einmal monatlich ein Beratungsangebot in 
den Kirchengemeinden, Ortsteilen usw. Wei- 
tere regelmäßige Angebote können Umwelt- 
tips bm.  Umweltbeilagen in der Presse oder 
eine Telefonstunde live regelmäßig im Lokai- 
radio (z.B. einmal monatlich) sein. 



Umweltberatung besteht nicht nur aus G e  
sprächen. Allen BürgerInnen, Vereinen usw. 
sollte zudem ein Info~nrationsangs$ot bereit- 
gestellt werden. Um hier Doppelarbeit zu 
vermeiden, sollten vorhandene Materialien 
von Gruppen und Einoelpersonen zu ei- 
ner Umweltbibliothek zusamrinengefai3t wer- 
den. Diese kann auch Teil einer Stadtbiblio- 
thek sein - allerdings kann es dabei zu 
Schwierigkeiten mit den 'Öffnungszeiten 
kommen. Umweltbibliotheken sollen auch 
abends und am Wochenende zugänglich 
sein, 2.B. für Gruppen, S C ~ ~ E A G S  usw. 

Die Ansartuniung von Büchern allein ist 
nicht ausreichend, um eine lebendige Infor- 
mationssammlung zu erstellen. Spannend ist, 
sogenannte "graue Literatur" vor allem aus 
der Region zu sammeln Unter diesem B e  
griff verbergen sich Texte, die nicht offiziell 
als Buch veröffentlicht worden sind. Dazu 
gehören Schriftenreihen von Vereinen, B e  
hörden, Diplomarbeiten zu Themen bzw. Ge- 
bieten, Gutachten usw. Ein m&es Zusatze- 
lement könnte eine Sammiung von Presse 
texten zu verschiedenen Themen der Region 
sein. Gut ausgewählte Texte, klar sortiert 
und eventuell noch erghzt mit anderen In- 
formationsmaterialien, können eine wahre 
Fundgrube sein. Ebenso können Pläne, Par- 
larnentsbeschlüsse usw. zu den einzelnen 
Themen mit e i w M t i r  sein. 

Ais drittes Element bietet sielt ein Informa- 
tions- und Ideenmchiv an - gesammelte Bei- 
spiele von Gruppen, Fhmlpersonen und d e  
ren Aktivitäten. Die Bandbreite reicht von 
Materialien für  Schule und Unterricht, von 
Ideen für Theater und Kulturangebote über 
Beschreibungen beispielhafter Aktionen bis 
zu Beispielen für gelungene AMionen in der 
Öffentlichkeit. Wertvoll sind zudemi Samm- 
lungen mit Ideen für den umwe1tgerechten 
Alltag, vom Müilverrneiden über den Einbau 
von Solaranlagen lris m Naturgarten. Ak- 
tenordner oder H&ngeregi&aturen sind die 
richtige A u f b e ~ f o m .  Die Gliede- 
rung muß klar erkennbar sein. Hilfreich 
kann es sein, die GiiedmBIUnQsq%bme ande 
rer Bibliotheken abzufragen. 

Um eine möglichst lange Öffnungszeit oh- 
ne yiel Arbeitsaufwand zu erreichen, sollte 

: eine Vmbüpfung mit weiteren Einrichtun- 
gen angestrebt werden. Möglich sind: 
- Stadt- oder Schulbibliothek 
- Verbraucherlnnenberatung 
- BürgerInnenbüros, Infoläden usw. 
- Kulturzentren, Gemeinschaftshäuser 
- Umweltzentren, Naturinfozentren, hojekt- 

werkstätten 

Zielgruppei. 
aufsuchen 

, - . Y  m-> . . d 
Wer nur auf die ~ e n s c h e n  wartet, wird 

meistens allein bleiben. Umweltberatung 
muß ra;usg&en zu den Menschen - dorthin, 
wo sie sind Dabei ist der Weg jeweils indivi- 
dueli festzulegen, denn für jede Zielgruppe 
sind passende Mittel zu finden. 

,VerbraucherInnen 

Die Umweltberatung bezieht sich hier auf 
die Konsumgewohnheiten. Konsum findet in 
den Geschäften statt, folglich muß hier ange- 
setzt werden. Gespräche mit den Geschäfts- 
leitungen der Kaufhäuser und Supermärkte 
können nicht nur die Wege ebnen, im Laden 
selbst Beratungsarbeit zu leisten, sinnvoll ist 
in jedem FaU auch die Beratung der Ge- 
schäfte selbst. Eine Kombination der Ver- 
braucherInnenberatung mit Veränderungen 
irn Laden (z.B. der Angebotspalette hin zu 
umweltgerechten Produkten und Verpak- 
kungsformen, Käse, Fleisch-, Brot-, Obst- 
und Gemüsetheken, bei denen Verbrauche 
rInnen auch mit Mehrwegbehältnissen ein- 
kaufen können, langlebige Produkte, Akkus 
statt Batterien, Herausnahme ersetzbarer 
Produkte mit Umweltbeeinträchtigungen) 
schafft ehe gute Voraussetzung, tatsächlich 
Veränderungen herbeiführen zu können. 

Die Umweltberatung im Laden muß at- 
traktiv angeboten werden, am besten in 
Kombination mit Verbesserungen der Pro- 
duktpdette sowie in zentraler Lage mit 
guter Optik. Sinnvoii kann sein, neben dem 



Angebot zur Beratung selbst einige Schwer- 
punkte zu wählen, sich also 2.B. beim direk- 
ten Ansprechen von Kundinnen auf Geträn- 
keverpackungen, umweltgerechte Waschmit- 
tel oder Frischeprodukte zu kokentrieren. 

Bei guter Zusammenarbeit mit dem Laden 
könnte die Beratungszeit, 2.B. pro Geschäft 
ein oder zwei Tage irn Vierteljahr, auch mit 
Werbemdnahmen verbunden sein (Handzet- 
tel, Werbung, Ameigenschaitung usw. zum 
Thema). Auch Umwelffeste, Kultunahmen- 
Programm usw. können Umwelt-Beratungsta- 
ge in den Geschäften begleiten. Damit es 
sich lohnt, sollten die Geschäftsleitungen im- 
mer für die Idee gewonnen werden, die Um- 
weltberatung zu einem gröi3eren Ereignis mit 
Werbewirkung für den Laden und den Um- 
weltschutz zu machen. Dann ist es möglich, 
da5 Umweltschutz sogar direkte Vorteile für 
das Geschäft bringt. 

. HausbesitzerInnen 

P Zielgruppe sind HausbesitzerInnen sowie 
MieterInnen. Je nach Ausgestaltung des 
Mietvertrages sind nämlich beide mehr oder 
weniger zuständig für die Bereiche, in denen 
bei Hausbau, -renovierung sowie im Aiitag 
Umweltschutzverbesserungen erreicht wer- 
den können. Klassische Orte, um Hausbesit- 
zerInnen direkt anzusprechen, sind Bau- und 
Verbrauchermessen sowie Baumärkte. Für 
letzteres gelten die gleichen Ideen wie im B e  
reich der Supermärkte. Themen sind: Heimi- 
sche Holzarten, Farben und Lacke, Energie, 
Regenwassernutzung, langlebige Geräte, um- 
weltverträgliche Bau- und Dämmstoffe (siehe 
Kapitel 26, "Haus(hait)"). 
Auf Bau- und Verbrauchermessen sollte in 

jedem Fall eiq Beratungsangebot geschaffen 
werden, arn besten kombiniert mit Ausstel- 
lungen, Leseecke usw. Attraktiv können zu- 
dem Angebote wie Analysen für Trinkwasser 
oder Raumiuft sein. Viele Messeveranstaite 
rInnen sehen in einem Beratungsangebot ei- 
ne Attraktion, stellen daher die Standfläche 
kostenfrei zur Verfügung und machen even- 
tuell zudem Werbung mit diesem Angebot. 
auch gezielt zur Beratung kommen. 

Im Rahmen von Stadtsanierungen oder 
Dorferneuerung soilte eine Umweltberatung 

für umweltgerechtes Bauen und Renovieren 
angeboten werden. Per Rundbrief an Archi- 
tektInnen können diese dafür gewonnen wer- 
den, bei jedem Auftrag den Bauwilligen die 
Umweltberatung nahezulegen. 

Zu prüfen ist auch, ob in Neubaugebieten 
schon über die Gemeinde für eine Umweltbe 
ratung geworben wird, wenn die Kaufver- 
handlungen zu den Grundstücken laufen. 
Das macht insbesondere dann Sinn, wenn 
der Bebauungsplan hinsichtlich den Festle 
gungen für den Umweltschutz bereits ausge- 
schöpft wurde. 

Fartenbesitzet-Innen 

~rivat~artenbesiGerhen sind ähnlich zu 
erreichen wie Hausbesitzerhen. Viele Bau- 
messen umfassen auch den Bereich Garten, 
Verbrauchermessen und Regionalmessen oh- 
nehin. Seltener gibt es spezielle Gartenmes- 
Sen. Bei besonderen Ereignissen wie Garten- 
schauen ist ein besonderes Beratungsange- 
bot ohnehin nötig - am besten gekoppelt mit 
passenden Ausstellungsflächen. Wie bei al- 
len Veranstaltungen sollte auch auf diese 
selbst Einflui3 in punkto umweltgerechter 
Durchfiihnmg genommen werden. 

Gartenmärkte, Samen- und Pflanzenhand- 
lungen sowie Baumschulen sind ebenfalls 
Anspracheorte. Hier ist wieder wichtig, d d  
die Geschäfte auch umweltverträgliche Pr* 
dukte anbieten, d&t die Beratung in kon- 
kretes Handeln umgesetzt werden können. 

Themen der Beratung sowie die Kopplung 
an Produkte sind: 
- Schonende Bodenbearbeitung (Geräte, 

Rindenhumus usw.) 
- Kompostierung (Kompostbehälter) 
- Heimische Gehölzpflanzen wie 2.B. Hoch- 

stammobstbäume (entsprechendes Ange- 
bot an Pflanzen) 

- Aniage von Wildnisflächen, Wildblumen- 
wiesen usw. (evtl. entsprechendes Saatgut) 

- Biologischer Gemüsegarten (Geräte, bio10 
gisches Saatgut) 

Ein besonderer Ort sind Kleingartensied- 
lungen. Sie sind in der Regel in Vereinen of- 
ganisiert, es gibt Kneipen in den Siedlungen. 

Wissenschaftsladen 
GieBen: Perspekti- 
ven kommunaler 
Umweltberatung 
(1996, VAS in Frank- 
furt, 113 S.) 

Bundesverband für 
Umweltberatung: 
Handbuch fth die 
Umwelt- und Abfaii- 
beratung (1993, bfub 
in Bremen, 2 Akten- 
ordner) 
Ein umfangreiches 
Sammeisurium der 
wichtigsten Fragen 
und AnWorten s e  
wie aiigerneiner Hin- 
weise zur Beratungs- 
tätigkeit. 



die Kontaktaufnahme ist also recht einfach. ,Autof ahrerInnen 
Einflui3 kann über direkte Beratungsge 
spräche, über denverein als Ganzes (Vor- Autofahren ist ein Tabu. Trotz vieler Um- 
tragsveranstaltungen, Exkursionen) sowie wltverbände und starker Initiativen vor al- 
über Anschauungsflächen gewonnen wer- lem irn Verkehrsbereich ist die Frage um- 
den. Ein naturnaher Garten inmitten einer weltfreundlichen Fortbewegung ein Rand- 
Kleingartensiedlung kann Wunder bewegen thema. Das steht in völligem Gegensatz zu 
- als Anschauung,.TrefTpnkt und guter Ort der Bedeutung, die das Auto hat: Lärrnbelä- 
für Beratungsgespräche. stigung, Einschränkung des Lebensraumes 

Da Kleingartenvereine in der Regel Sat- aller, vor d e m  von Kindern und älteren 
m g e n  haben, die auch Regein über die B e  Menschen, da diese weniger Chancen ha- 
wirtschaftung der G&bn erlassen, bietet ben, die Wohngebiete zu verlassen, Luft- und 
sich die Chance, ein Einvernehmen für ein Wärmebelastung sowie die generellen Um- 
satmgsmäßiges Verbot von Kunstdünger weltschäden durch Versiegelung, Abwasser 
und Pestizide sowie ein Gebot für naturnahe usw. Hinzu kommen die Verkehrstoten und 
Flächen zu erreichen Zudem sollte festge Verletzten. Angesichts dieser dramatischen 
legt werden, daO Gemeinschaftsflächen un- Folgen'des Autoverkehrs muO es Ziel von 
versiegelt und naturnah gestaltet werden. Umweltberatung sein, möglichst viele Men- 
Das hat VorbildfunMion für die Privatgärten. schen von unsinnigen Autofahrten abzuhal- 

ten oder sie dafür zu gewinnen, ganz auf das 
Auto zu verzichten. Das ist wie bei den ande 

Vereine & Organisationen ren Themen besonders günstig in Verbin- 
dung mit witzigen Aktionen oder Wettbewer- 

haben zum einen ein eigenes ben. Wenn Verwaltungen, Vereine usw. in ih- 
Vereinsleben, was es umweltgerecht auszu- ren eigenen Bereichen auf autofreie Organi- 
gestalten gilt. Zum anderen können über Ver- sation umstellen, kann das andere mitresen. 
eine viele Menschen erreicht werden. Statt Wichtig ist, immer wieder deutlich zu ma- 
eines selbstorganisierten Vortrages (oder ei- chen, wie zentral die Frage des Autover- 
ner anderen Infov83anstaltung) können Ver- zichts auf die Lebensqualität des Ortes ist. 
eine, Kirchengemeinden oder andere dazu Die Autofahrerinnen direkt anzusprechen, 
einladen. Das sichert in der Regel ein breit ist einfach. Parkplätze, Park- & RidePlätze 
gefächertes Publikum usw. sind geeignete Orte, an denen sie anzu- 

Fiü Vereine sollte ein gesondertes Ange sprechen sind - sicher eine der anstren- J 
bot für Kooperationen erarbeitet werden. Da gendsten Arten von "Öko-~treetwork". Auch 
die Zahl der Vereine in der Regel überschau- die Beteiligung an Verkehrsaktionen ist 
bar ist bzw. in etlichen Orten sogar Zusam- möglich (siehe Kapitel 23, "Verkehr"). 
menschlüsse verstehen wereixtsringe usw.), 
können alle direkt angeschrieben oder, bes- 
ser, angesprochen werden. tern (& Verwandte) 

aber auch die Verwandten 
ei und Kinder, sind eine große und 

ansprechbare Bevölkerungsgruppe. 
Die Geburt von Kindern führt bei El- 

tern, zu einem Nachdenkprozeß, der 
as Wohl des Kindes in den Mittelpunkt 

r Phase muß eine Umweltbe 
ratung ihre Chance suchen Die Ansprache 
erfolgt über spezielle Kurse und Beratungen 
möglichst schon vor der Geburt, als Koope 
rationspartnerinnen sind FrauenärztInnen, 



Geburtshäuser, Krankenkassen usw. geeig- 
net. Um möglichst viele Menschen zu errei- 
chen, sollten in jedem Fall beide Eltern, mög- 
lichst aber auch Paten, Geschwister der El- An der Finanzierung scheitern viele Ideen, 

tern usw. einbezogen werden. Besondere Fra- oder sie geraten in Abhängigkeit von staatli- 

gen sind die Ernährung, Mobilität, Medizin chen Zuschüssen und werden dann zu unkri- 

und Körperhygiene, Kleidung (einschlidlich tischen, langweiligen Einrichtungen. Die Dis- 

Windeln) und Erziehungsmethoden kussion dreht sich fast immer nur um zusätz- 
liche Geldquellen. Schon hier ist vor ailem 
Phantasie gefragt (siehe Kapitel 14, "Finan- 
zen" und 9, "Projektwerkstätten"). 

Wichtiger aber ist, WegB für eine Verwirk- 
lichung ohne große Geldsummen zu finden. 
Raume, Ausstattungen und Material müssen 
nichts kosten: "Organisieren statt Finanzie 
ren" - so heißt das Motto: 

b vesonaere iaeevi 

Phantasie und Kreativität sind wichtig, um 
zwischen der Medienüberflutung und den 
vielfältigen Verwirrungsversuchen der Pre  
duktwerbung einen Platz für die Umweltbera- 
tung zu finden. 

Bunte Broschüren oder Plakate werden 
kaum eine Chance haben, sich ausreichend 
hervorzuheben. Die Stärke der Umweltbera- 
tung kann nur sein, dezentral anzusetzen und 
vor Ort zu gehen. Dort können kreative Ideen 
wirkungsvoll sein. Einige sollen hier benannt 
werden: . 

- Feste und Parties mit besonderer Note 
(z.B. Bio-Feste auf einem Biohof, Vegeta- 
rierInnen-Party usw.) 

- Kooperationen mit Kinos und anderen Ver- 
anstaltungszentren 

- Öko-~isco (mit entsprechenden Geträn- 

L 
ken und Snacks sowie umweltgerechte An- 
und Abfahrmöglichkeiten) 

- Aufbau eines Umwelt-Informationsmobils 
in phantasievoller Aufmachung, am besten 
in Kooperation mit Umwelt- und Jugendver- 
bänden, die das Mobil mitnutzen. Ausstat- 
tungsmerkmale können umweltgerechte 
Techniken (Windrad, Photovoltaik usw.) 
sein, zudem Umweltspiele, Bücher, ... Je 
nach Einsatzbereichen können auch Akti- 
onsmaterialien (Transparentstoff, Farben, 
Megaphon um.) irn Mobil zu finden sein. 
Die genaue Ausgestaltung muD in der Dis- 
kussion vor Ort entschieden werden. 

- Aufbau eines festenOrtes, z.B. eines Um- 
weltzentrums bzw. einer Projektwerkstatt, 
möglichst in Verbindung mit Arbeitsräu- 
men für Gruppen (siehe Kapitel 9, "Projekt- 
werkstätten"). 

- Die Beschaffung von Büchern für eine Um- 
weltbibliothek ist dann einfach, wenn für 
diese Bücher eine Werbung erfolgt. Die 
einfachste Möglichkeit ist, ein Buch in ei- 
ner Zeitung oder einer Broschüre vorzu- 
stellen und es dazu vom Verlag als Rezen- 
sionsexemplar zu bestellen. Entweder gibt 
es eine eigene Zeitung oder Kooperatie 
nen mit bestehenden Zeitungen (z.B. regel- 
mäi3ige Umweittips in der Tagespresse mit 
Buchvmsteiiungen) öffnen den Weg, Bü- 
cher anfordern zu kamen. Ebenso sind Bü- 
cher für Ausstellungen usw. zu erhalten. 

- Das gleiche wie für Bücher kann für Spie 
le, ~ i d e o s  und Software gelingen. 

- Die notwendige Ausstattung mit Möbeln, 
Renovierungsmaterial für die Räume usw. 
kann über zwei Wege geschehen: Erstens 
werden in Firmen, Versicherungen, Ban- 
ken, Behörden u s ~ .  ständig Möbel, Akten- 
ordner, Ablagen usw. weggeworfen. Gera- 
de bei den Möbeln sind teilweise alte, edle 
Vollholzmöbel darunter, weil diese nicht 
dem neuesten Möbel-ModeDesign ent- 
sprechen. Nach einer Aufarbeitung sind 
solche Möbelstücke für ein Umweltzen- 
tnun oder eine Umweltberatung genau das 
Richtige! Zum zweiten sollten HerstellerIn- 
nen bzw. HändlerInnen von umweltgerech- 
ten Materialien wegen einer Kooperation 
angesprochen werden. Wenn der Raum 
der Umweltberatung, Umweltbibliothek 
usw. mit umweltfreundlichen Tapeten, Far- 
ben und Möbeln ausgestattet ist, regt das 
nun Nachmachen an. Das ist für die Fir- 



men eine gute. Werbwg. können sie Kommunen sind, können hier nicht frei han- 
dafür gewongeri werden, Baumateriaiien deln. Wenn daher von Seiten eines Kreises 
oder Möbel zu spenden oder zu leihen, oder einer Gemeinde eine Umweltberatung 
wobei die Herkunft gekennzeichnet wird. geschaffen wird, sollte dieses über den Auf- 

- Informationsarchive bestehen aus vielen bau und die Unterstützung einer organisate 
Broschüren und Texten. Etliche davon risch möglichst selbständigen Einrichtung 
sind gratis. Sie ZU bestellen, kostet wenig, (Umweltzentrum, Umweltwerkstatt usw.) ge- 

Das @Jugendaktiom 
heft Umwelt" mit Kon- 
taktadressen und Prc- 

jektvorstellungen ist 
erhältlich bei der 

Jugend-Umwelt- 
InfeSteUe (IUIS) 

Dippelstr. 10 
36251 Bad Hersfeld 

Büchertisch d. Verde- 
ner Umweltwerkstatt 

Herriichkeit 1 
22283 Verden 

MaterialAuswahl Um- 
weltschutz (FuLAUS) 

Postfach 1818 
36228 Bad Hersfeld 

Bundewerband für 
Umweltberatung 
Postfach 150 193 

28091 Bremen 
0421/343400 

ein Infoarchiv hat dann aber schnell eine 
Grundlage. Wichtig ist, auszuwählen. Die 
Menschen, die in die Umweltberatung 
kommen, könqen nur selten zwischen s e  
riösen und unseriasen Information unter- 
scheiden. Gerade Broschüren von Firmen 
und Regierungsseite dienen mehr der 
Selbstbeweihräucherung als der informa- 
tion, enthalten Lügen oder Oberflächlich- 
keiten. Sie sollten nicht eingesetzt werden. 

- Tauschvereinbarung mit anderen Einrich- 
tungen treffen: Doppelte Bücher und ande 
re Materialien austauschen. -Außerdem 
kann eine gegenseitige Unterstützung er- 
folgen, z.B. Weitergabe von M a g e n ,  die 
unterschiedliche Themenschwerpunkte 
bestehen 

&a Wer macn-r 
)mweIf-beratung? 

schehen. Das Rathaus ist ohnehin kein g e  
eigneter Ort für die Beratung, da bei vielen 
Menschen Schwellenängste bestehen (siehe 
auch Kapitel 2, "Behörden und Lobbyarbeit", 
3, Wgerüuienbeteiligung und 5, "Bauleit- 

planuns"). 
Eine von Umweltgruppen und anderen Or- 

ganisationen getragene Umweltberatung 
sollte ebenso in ein räumliches Konzept ein- 
gebunden sein. Durch die gemeinsame An- 
strengung verschiedener Gruppen ist der 
Aufbau möglich. Wichtig ist dazu die Koope 
ration, d.as Zusammenfassen von Kapazitä- 
ten sowie der Verzicht auf vereinseigene 
Räume und Materialien. Wenn die Ressour- 
cen zusamn?engelegt werden, kann mehr für 
aiie herausgekommen. Verbandsmeierei und 
Besitzdenken müssen dafür aber überwun- 
den werden (siehe Kapitel 8, 'Vemetzung"). 

Deutlich einfacher ist die Angliederung 
einer Umweltberatung, wenn schon Umwelt- 
sChu&einrichtungen bestehen. So gibt es 
schon heute viele hundert Umweltzentren, 

Viele könnten es, aber nur wenige tun es. Projektwerkstätten und Umweltbibliotheken, 
Vor d e m  Gruppen und Vereine haben bis die sich für diese Aufgabe eignen. Städten 
heute offenbar viele Ängste, ihre Arbeit nach und Gemeinden sei geraten, diese Einrich- 
außen zu öffnen. Sie verharren in nuückge tungen beim Aufbau eine Umweltberatung 
zogener Arbeit, treffen sich in kleiner Runde zu unterstützen, statt selbst den Verwal- 
und formulieren Briefe und Stellungnahmen tungsappatat weiter aufzublähen. 
an die Regierenden. Die Frage des Umwelt- 
schutzes aber entscheidet sich eher auf der 
Straße: Das Alltagsh&deln der vielen Men- 
schen ist genauso entscheidend wie der poli- 
tische Druck. der von dort kommt. Daher 
sollten auch Umweltschutzorganisationen - 
darüber nachdenken, ob sie nicht einen Teil 
ihrer Kraft in Angebote stecken, die die Öf- 
fentlichkeit ansprechen. 

Grundsätzlich ist eine unabhäncriae Um- 

Ver Autor 

- - 
weltberatung vorzuziehen, da Teil einer sol- Jörg Bergstedt 

c/o instiM für Ökologie, Büro Osthessen chen Beratung auch sein sollte, Fragen zu 
Herafelder Str. 3 

aktuellen Planungen und Entscheidungen in 38223 Niedqraula 
der Politik zu beantworten. UmweltberaterIn- Tel. 068251919295, Fax 919291 
nen, die Angettellte des Staates oder von 
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Die.folgenden Übersich+en w i d k n e n  Texte können W -&jnert.Überb!ie k geben, was 
an konkrebn Naturschutm~nuhmemsinnvoll seim h n ;  W i c h t i ~  is t  jedoch zu be- 
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Klein- und Kleinstaktionell:hd&eh-daher in der Regel keine W i r M g  ur~d'hklf en nicht, 
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Wichtiger als die Arbeit an Einzelmaßnah- 
men ist das Engagement für zusammenhän- 
gm&e Wae,  Per Gesetz sind irr -\-.. ;.,. - 
rnei&d@* " e d ~ p 3 & & * & r g e s c h r i e ~ e n .  
Ihre+@a$t& ....&T ipb-&i& , . ,  I-J-.. sC$& $utterschiedlich. 
Folgende Kriterien müssen in einem guten, 
Plan erfüllt sein. Der 
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Kartierung der aktuellen Bioto?strukturen 
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und ~ u t z u n ~ e n .  auch iruierhqlb d@ 0%. 

- Gegenüberstellung der iatiirlichxep @ndi 
-n 

schaftspptentiale, der histori;ch%Q; ~ i@a& 
und aktueller Bauwerke bzw. Nut-i 

8i 
gen. Darstellung aller ~onflikie, in ein n. 3 
gesonderten Karte mit  ;vorsclh-&en ;ur 

T1 , -  ,,b'-qL . - , 
Entschärfyng. ~ i e ~ b e i  darf kein Bppwerk 

1x e . 
unberüc&sichtigt bleiben (aucfi;mg2$g?! 

t l  
gerne einige so>hätten ...) ! n. :I r r ~ s R  ,s o n ' 3 ~  - *I. Geg&ii$er~teU,un~ der a.k?p,egqdt)s_ 
, sch&ssituation, der Entvyckluysm@g; 
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iichkeiten und neu geplanter: Bayyerkq 
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b m  ~btzungen. Darstellung der '&tste; 

:ri 1 ' ?r12r2 ,. 
heidFn Konfiikte rn$ Aussage& zu WÖg; 

J" '&,i 't ms., .. 
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lich.&itgn der v6r&eidUTLg, 
, t L  4 .; Yk~i l !V>< , 

-  rarb bei tun^ eines . , -zielbildes . , , . - B  , ycj. ejn& 
Maßnaiynenkarte _aus Sicht de$ Natur- 
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-. . C  . .  
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serungsvorschlägeq 
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ntwickkyi3 eines 'ümsetzungsszen~ios 
. , ; :i9g.. . -, .? L i  . , . 
. mt;vqochiedenen chritten, 4f;n passen- 
51 , , . ,  !fy::~:, -;;: : ~ i l f - ; . , ~ r ~ ,  

den k&chtsforqeneyd ,.,22 3 ,.iJ2y:> der ~ & a i G i e k k ~  , .'. , .., , 
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rusationn und 14, h a n z e n ~ A  ' '* L.,!:!. , ,.<,, ; ! . ; - I ; , ! ,  ,-,:::.,(:-; - ', .. x9t:27;,.'.-*' i.. . & .'.; 

,.ipor + r s j b  i :,~i31,!-1 "' Neben d.enA'C&ds&&sSianen C l  -, I ,  -,;X. , . . können 
&&t-&den , J > T  freiwillig , ' Natu9chutzpläne z.B. 
im R a h e n  von ~6rfern&&unaen oder 

~ $ d 7 ? ~  , # 

4 

~?~dsamerunaen''&rlassen. ~ d c h  hier ist 
7 ., 8 3 ,  V, - < -  

ychFg, 3 7  'ch korrektes Vorgehen durch- - t)J?li r ., - - 
NSetie: IUJL~, zu verhindern. daO irgendwel- 

Privilegien (bestih=ndk :7:::" Planuicpn . von 
Bauwerken, landwirtq,cA$tiiche Nutzung, 

r ,% 17 ! 7 0  

Jagd usw.) dazu q e n ,  d& naturschutzun- 
vertrAgliche5~itiiati&&;b " t enbleiben. 
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Eingriffe ii 
die hndschaf 
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& t es verschie- 
dene Beteiligungs- 
~öglicpkeiten daran sollt- aus~eschiipft . I -  nrrut . 
werden, sind d e r  III der 'k4&1;$cht i ~ r e i -  

HeinzEiienberg: 
VegetationMitteleu- 
ropas mit den IUpen 
(1982, Eqgen Ulmer, 
Stuttgart) 

Hartmut Leser: 
Lands&i$lsdko\o- 
gie, (1916, Eugen U1- 
mer. Stuitgart) 

Robert M May: 
Theoretische Okolo 
gie (1980, Verlag 
pemie  Wemeim) 

~ e r b & t  Sukopp u.a.: 
Auswertung der 
Rot6nListe gefähr- 
deter Parn- und 
Bluteqpflanzen in 
der BRD für den Ar- 
tensckutz c1978. 
Land&schaft- 
schaf@m)ag h, 
Ster-Hiltrup) . 

Qtti PI-i.: ' . 
0kol&e 
Pflanzenso~ologie 
(1978, Quelie & 
Meyer Verlag in Hei- 
delberg) 



Natur & Landschaft 

Wolf-Eberhard Barth: 
Naturschutz - 
Das Machbare 

(1995. Paui Parey in 
Hamburg, 481 S.) 

Ein dickeiBuch, in 
dem nicht nur ~ e l e  

Anregungen für 
Biotopschutzaktie 
nen enthalten sind, 
sondern auch Hin- 
weise zu strategi- 

schen Vorgehenswei- 
s a  zur Umwelt- 

pädagogilc. organisa- 
torischen Hinweisen 
um. für Umweltgnip 

pen. 

Jörg Bergstedt: 
Werkbuch 

Biotopschutz 
(1991, Franc-Ko% 

mos-Verlag Stuttgart) 

Jörg Bergstedt: 
Handbuch angb 
wandter Biotop 

schutz (1992, Ece 
med-Verlag in Lands- 

berg) 
Das umfassende 

Grundlagenwerk mit 
ökologischen Grund- 
lagen. Methoden der 
Kartierung. Planung. 

und Umsetzung, 
praktische Tips usw. 

J. BlabJO. Kudrna: 
Hiüsprogramm für 

Schmetterlinge 
(1982, Kilda-Verlag in 

Greven) 

Josef Blab: 
Grundlagen des 
Biotopschutzes 

für Tiere (1986, Kii- - 
&Verlag in Greven) 

Josef Blab: 
Ökologie und Schutz 

von Amphibien 
(1986, Kiida-Verlag in 

Greven) 

Naturschutz R 
(1995, dlv in Mün- 

gen neue Zerstörung ist für den Naturschutz 
nicht sinnvoll. Wichtiger ist die Erarbeitung 
eigener Biotopschutzpläne. Bei geplanten 
Eingriffen können folgende Strategien oder 
Handlungen sinnvoll sein: 

- Erarbeitung eines Gegenplanes, d.h. eines 
eigenen Vorschlages, wie das umstrittene 
Gebiet gestaltet bzw. wie das entstandene 
Problem gelöst werden kann @.B. gegen 
eine Umgehungsstraße mit einem alterna- 
tiven Verkehrskonzept und einem Plan, 
wie die von eher Straße zerstörten Flä- 
chen aufgewertet werden können). 

- Forderung, daß die Nullvariante (also die 
Nichtdurchfühmg des Eingriffs) in den 
Untersuchungen zur Umweltverträglich- 
keit eingeplant wird. in eine etwaige Un- 
tersuchung der Kosten und des Nutzens 
müssen bei der Nullvariante (kein Stras- 
senbau, keine neue Stromleitung, keine 
Hochwasserschutzm~nahme, kein neues 
Baugebiet usw.) sanfte Alternativen durch- 
gerechnet werden (ÖPw-~onzept und 
Radwege, dezentrale Energieversorgung, 
naturnahe Gewässer- und Auengestal- 
tung, Reaktivierung innerörtlicher Flä- 
chen und Gebäude usw.). 

- Sicherung rechtlicher Durchsetzungsmög- 
lichkeiten, insbeso~tdere durch Drohung 
mit Klage. Kiagen sind möglich fllr 
GrundeigentümerInnen irn Gebiet und 
sonstige direkt Betroffene (Unterstützung 
von Grundeigentümerinnen sichern oder 
selbst Grundstück kaufen - "Sperrgrund- 
stück") sowie die nach § 29 Bundesnatur- 
schutzgesetz anerkannten Verbände (de- 
ren Unterstützung checken). 

- Umfassende Öffentlichkeitsarbeit, die Pla- 
nung aus den Behörden und Parlamenten 
"auf die $trai3en bringen. 

- siehe auch Kapitel 3, "Bürgerinnenbeteili- 
gung" und 5, "Bauieitplanung" 

chen, 151 S.) 
Eine Sammlung akhk 
euer Naturschutzge 

setze: Bundes- und 
Landeenaturschutz- 

recht, Artenschutzab 
kommen, FX-Recht. 

Zur ständig- Beratung, Planung, Kontrol- 
le und Öffentlichkeitsarbeit sollte als Aiter- 
native zu in die Vetwatung integrierten die 

Aktions - 

Gv*"": 
Schaffung von Einrichtungen überlegt wer- 
de& die offener wirken und unabhängig ar- 
beiten Als Namen kommen Naturschutz-In- 
formationszentnim, Biologische Station oder 
Ökologische Station usw. in Frage. Wichtig 
ist, daß diese Einrichtungen keinen mu- 
sealen Charakter haben (Ausstellungen mit 
ausgestopfen Tieren oder ähnliches), son- 
dem dai3 echte Kompetenzen hierhin verla- 
gert werden (Betreuung von Schutzgebieten, 
Schutzprogrammen, Förderprogramme für 
eine umweltverträgliche Landwirschaft, Kar- 
tierungen, Schulungen usw.) und ein Stab 
geschulter MitarbeiterInnen auf Dauer in 
der Einrichtung tätig ist. 

Angebote für die Öffentlichkeit wie Bera- 
tungen, Kurse, Vorträge und Seminare, eine J 

Umweltbibliothek, eine beispielhafte Gestal- 
tung des Auflengeländes sowie des Gebäu- 
des selbst usw. können damit verknüpft wer- 
den (siehe Kapitel 9, "Rojektwerkstätten" 
und 20, "ümweltberatung"). 

Die folgenden Seiten enthalten einen kur- 
zen Überblick über EinzelmaDnahmen in b e  
stehenden Lebensräumen. Die Liste kann 
auch als Maßstab bei Neuanlagen genutzt 
werden, um festzustellen, auf welche Aspek- 
te einzugehen ist. Biotopschutz darf aber w e  J 
der mit Hilfe dieser Liste noch durch die vie 
len Bücher und bunten Broschüren, die ein- 
fache Rezepte zur Lebensraumgestaltung 
nennen, zu einem "Basteln" werden. Das 
Herumarbeiten auf Restflächen, Anlegen 
von LDebensräumen ohne Vernetzung mit der 
Umgebung bzw. das Umwandeln von einem 
Lebensraum in den anderen (Brache in 
Gehölz. Rain in Hecke, Feuchtwiese in Teich 
u m )  hat nicht selten schon mehr Schaden 
gebracht als neue Lebensnischen geschaf- 
fen. Fast immer dient ein solcher Natur- 
schutz mehr dem Vortäuschen von Aktivität 
und dem Beruhigen des Gewissens als einer 
tatsächlichen Verbesserung der Lebensbe 
dingungen heimischer Arten. 

Der Blick auf den einzelnen Lebensraum 
und die dort notwendigen Manahmen darf 
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erst arn Schluß einer umfassenden Natur- 
schutzplanung erfolgen. Dann aber ist es 
wichtig, auch die Details zu untersuchen und 
Verbesserungen anzustreben, wo immer das 
möglich ist. Dafür bietet die folgende Liste ei- 
ne Hiüe - ohne Anspruch auf Vollständigkeit. 
Einschlägige Fachbücher zum Biotopschutz 
sind so nicht ersetzt. 

. Feuchtbereiche 

P Generell ist wichtig, die typischen Feuch- 

tigkeitsverhäitnisse zu sichern oder wieder- 
herzustellen. Diese können gleichbleibend 
sein (hoher Grundwasserstand, Versumpfun- 

- Schaffung von Überflutungsraum 
- Renaturierung der Aitarme 
- Renaturierung des gesamten Talraurnes 

RiedundRimrkbt 
- Schutz vor Viehverbiß und Zertritt 
- Stopp von Entwässerungen 
- Saurnstreifen zu gedüngten Flächen 
- Schutz vor Störungen 
- Verhinderung des Zuwachsens 
- Eventuell extensive Pflege/Nutmg 
- Zusatzstrukturen am Rande (Teiche, Ge- 

büsch) 

Fench- 
- Extensive Nutzung per Vertrag 

L gen in Quellbereichen usw.) oder im Jahres- - Stopp aller Entwässerungen 
verla@ stark schwankend (Auendynarnik). - Saurnstreifen zu Feuchtbiotopen 
Ent- und Bewässerungen, Hochwasserschutz- - Zusatzstrukturen (Teiche, Gebüsch, Röh- 
dämme, regulierte Bäche und Flüsse zerstö- richt) 
ren nicht nur die jeweils direkt betroffenen 
Lebensräume, sondern verändern die typi- 
schen Verhältnisse des Wasserhaushaltes im 
gesamten Landschaftsraum. 

Wichtig ist zudem, zusammenhängende 
Feuchträume (z.B. ein Tal mit Nebentälern) 
unzerschnitten zu erhalten. Wichtig sind da- 
bei die Durchlässe bei Dämmen, querenden 
Straßen sowie die naturnahe Gestaltung der 
Fliefigewässer samt Ufer in den Ortschaften. 

- Breite Uferstreifen beidseitig 
L - Uferstreifen auch innerorts 

- Keine künstlichen Befestigungen 
- Ufer mit Gehölz oder Röhricht 
- Pflege vorhandener Kopfbäume 
- Entfernen aller Rohre irn Verlauf 
- Stoppen ailer Verunreinigungen 
- Renaturierung begradigter Bäche 
- Zulassen von Uferabbrüchen und 

Dynamik 
- Rückbau von Wehren, Stauen, 

Schwellen 
- Renaturierung des gesamten Tal- 

raumes Flüsse 

nitre 
- Breite Uferstreifen beidseitig 
- Feuchtwiesen oder Auwald 

angrenzend 
- Stoppen aller Verunreinigungen 

aochraoora 
- Stopp weiteren Abbaus 
- Entfernen befestigter Wege 
- Wiedervernässung und Schutzausweisung 
- Feuchtwiesen und gehölze rundherum 

Bruch-UndAuenwald 
- Stopp aller Entwässerungen 
- Breite Randstreifen zu genutzten Flächen 
- Pflege vorhandener Kopfbäume 
- Entfernen von Nadelbäumen und Hybrid- 

P ~ P P ~ I ~  
- Schutz vor Störungen 
- Überlassung als Naturwald 
- Neuanpflanzung an geeigneten Orten 

Tiimpeil,TedchUndWeiher 
- Schaffung breiter Randstreifen 
- Pflege vorhaiidener ~ o ~ f b ä - e  

Eugeniusz Nowak: 
Gestaltender Biotop 
schutil für gefährde 
te Tierarten und d e  , 
ren Gemeinschaften 

' (1!38Z. Landwirt- 
schaftsverl. Mürt 
ster-Hilt~p) 

Harald Plachter: 
Naturschutz (1991, 
Gustav Fischer- 
Verlag Stuttgart) 

D. Rddel/H. Zucchi: 
Revitalisierung 
von Fließgewässern 
(1996. FH Osna- 
brück, 43 S.) 
Um die Renaturie 
rungen von Bächen 
und Flüssen gibt es 
einen Glaubens 
krieg. Während in 
der Praxis aufwendi- 
ge Bodenmodeik 
mgen vorhen- 
schen. weisen Ökc- 
loginnen vermehrt 
darauf hin, da5 
Selbstentwicklung 
günstiger ist. Bedau- 
erlicherweise lehnt 
sich diese Vertiffent- 
lichung der ersten 
Auffassung an, ob 
wohl Ökologen un- 
ter den Autoren sind. 
Naturnahe B a W  
nahmen sowie die 
abschnittsweise Auf- 
wertung begradig- 
ter Bäche werden 
gezeigt - Modell 
und Ideen, den 
Bächen ihre Dyna- 
mik Ruiickzuge- 
ben fehlen. 



I I? Aktions- 

AK Forstliche Lan- 
despflege: Biotop 

Wege im Wald 
(1985, Kilda Verlag in 

Greven) 

U. Ammer/U. Pröbst: 
Freizeit und Natur 

(1991, Paul Parey in 
Hamburg) 

Beck-Texte: Natur- 
schutzR - Natur- 

schutzgesetze des 
Bundes & der Länder 
(1990. dtv München) 

Jörg Bergstedt: 
An jede Ecke eine 

Hekke - Bedeutung, 
Schutz und Neuania- 
ge von Hecken und 

Feldgehölzen (1990, 
Landwirtschaftskam- 

mer in Hannover) 

H.-P. Blume: 
Handbuch des 
Bodenschutzes 

(1990, Ecomed in 
Landsberg) 

Manfred Ehlers: 
Baum und Strauch in 

der Gestaltung der 
deutschen Land- 

schaft (1985. Paul Pa- 
rey-Verlag Hamburg) 

Jörg Haafke: 
Naturschutz - Erfah- 
rungen und Perspek- 
tiven. (1982, Gesamt- 
hochschule Kassel) 

Institut für 
Umweltrecht: 
Deine Umwelt 
- Dein Recht 

(1991, Fischer-Verlag 
in F r a )  

G. Ketteler/ K. Kip 
pels: Umweltrecht . 

(1988, Deutscher G e  
meindeverlag Köln) 

Rat von Sachverstän- 
digen iih Umweltfrh 

gen: 
Umweltprobleme 

der Landwirtschaft. 
(iss, W. ~ohlliam- 

mer- Verlag in Stutt- 
gart) 

Die umfassendste 
hoblemanalpse. die 
in Deutschland exi- 

stiert. 

- Entfernen von Nadelbäumen und Hybrid- 

pappeln 
- Stopp von Verunreinigungen 
- Vernetzung über Bäche, Raine, Hecken 
- Entfernen von Müll und Schutt 
- Schutz vor Viehverbif) und Zertritt 
- Neuanlage in Niederungen Seen 

Seen 
- Gesamter Schutz kleinerer Seen 
- Sonst: Abschirmung genutzter Bereiche 
- Schutz des Ufers vor Wassersport 
- Stopp von Verunreinigungen 
- Breite Ufersäume (Wald, Röhricht, Grün- 

land) 

Troc ken-magere Bereiche 

b Prägend für diese Bereiche sind die Trok- 
kenheit sowie die Nährstoffarmut der Böden. 
Diese Situation muß erhalten bleiben. Bewäs- 
serungen sind zu verhindern, wichtiger aber 
ist, jeglichen Düngereintrag auszuschließen. 
Trocken-magere Lebensgemeinschaften rea- 
gieren sehr empfindlich auf Diingerzufuhr 
von aui)en, zudem ist wegen der durchlässi- 
gen Böden (Sand, Gestein usw.) das Grund- 
und Oberflächenwasser durch Verschmut- 
zungen besonders gefährdet. 

Neben der intensivierung der Land- und 
Forstnutzung sind Bebauungen @.B. sind 
Südhanglagen für Wohngebiete bevorzugt) 
und Freizeiteinrichtungen (Zeltplätze, M@ 
tocross, Golfplätze um.) Hauptvernichter. 

Tmcken-,aallnrockgn 
& Magerrasen 
- Extensive Nutzung per Vertrag 
- Zonen für Gehölz-Selbstentwicklung 
- Randstreifen zu genutzten Flächen 
- Entfernen d e r  Ablagerungen 
- Schutz vor Störung, Befahren. Zertritt 
- Pflege vorhandener Obstbäume 
- Auf passenden Flächen Obstbaumpflan- 

zungen 

wekrberge 
- Naturnahe Bewirtschaftung 
- Krautunterwuchs durchgehend 
- Trockenmauern, Steinwegel-treppen 
- Naturnahe Strukturen in der Fläche 

~ ~ & . g e b u s c h  
.. e 

- Krautstreifen, Gebüschsaum um Wald 
- Schutz vor Störung und Viehverbiß 
- Entfernen von standortfremden Bäumen 
- Selbstentwickiung am Rand von Mager- 

wiesen u.ä. 
- Sporadischer Gehölzrückschnitt auf Teil- 

flächen 

-M- 

- Belassen/Herstellen vielfältiger Kanten 
- SchutzISchaffung von Steilwänden 
- Schutz vor Störung und Befahren 
- Entfernen von Ablagerungen aller Art 
- Randstreifen an Hangoberkanten 

)Wälder & Gebüsche 

r Ca. ein Drittel der bundesrepublikani- 
schen Fläche sind waldbestanden, hinzu 
kommen die Gehölze in der freien Land- 
schaft (Hecken, Feldgehölze usw.). Diese 
Fläche reicht aus, um umfangreiche Flächen 
einer natürlichen Dynamik zu überlassen, 
d.h. sie nicht zu nutzen und Wege zurückzu- 
bauen. 

Drumhenun solite die Forstwirtschaft na- 
tumah gestaltet sein. Landwirtschaftliche 
Flächen sind mit vielen Kleinstrukturen zu 
rnischq, wobei Hecken und Feldgehölze ei- 
ne große Rolie spielen. Eine Verbindung mit 
Krautbereichen erhöht den Biotopwert er- 
heblich. Wo Wälder in der Nähe sind, sollten 
die Hecken direkt in den Wald übergehen 
(Vernetzung). 

Wald 
- Naturnahe Waldwirtschaft 
- Verzicht auf Dünger, Gift, Pflügen 
- Kernzeiien als Naturwald 
- Rückbau befestigter Wege 
- Entfernen standortfremder Arten 
- Selbstentwicklung auf Kahlschlägen 
- Alt- und Totholz 

Waldsaum 
- Breite Kraut- und Gebüschzone 
- Extensive Mahd und Gehölzpflege 
- Verbindung rn Hecken 
- Wege arn Wald als Graswege 
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Mappe - Umweit 

Hecken I .,,,-' 

- Neuanlage, wo immer möglich 
- Breiter Gehölzbereich (mehrreihig) 
- Breite Krautstreifen beidseitig 
- Schutz vor Viehverbiß, Befahren. Zertritt 

- Entfernen standortfremder Arten 
- Einzelstamm- oder Abschnittspflege 
- Zusatzstrukturen entlang der Hecke 
- Überhälter, d.h. große Bäume in der Hecke 

Peldgehöize 

GrapundKratbee&m,Rakie 
- Schutz vor Befah- 

ren, Zertritt, Pflügen 
- Extensive Pflege / Mahd 
- Aniage entlang aiier 

Wege und Grenzen 

Wege 
- Wenig genutzt: 

Gras- und Erdwege 
- Neuanlage auf Restflächen 
- Gestufter Aufbau mit Buschsaum 
- Breiter Krautsaum rundherum 
- Entfernen standorffremder Arten 
- Erhalt von Mt- und Totholz 

L 

mnzabäume und =büsche 
- Krauffläche um Stamm wie Kronend 

messer - Brücken statt Ver- 
- Schutz vor Anpflügen und Beschädi rohrung über Bäche 
- Vernetzung über Hecken, Raine 

. Äcker & Wildkräuter 

P Zwei grundsätzliche Ziele sind zu nennen: 

Schaffung bzw. Sicherung einer hohen Dich- 
te von ~leinstrukturen zwischen den land- 
wirtschaftlichen Flächen sowie Durchset- 
zung der biologischen Landwirtschaft auf 
d e n  Flächen. Der Einsatz von Gift und Dün- 

L ger schnellstmöglich gestopptwerden. 

Jkkur 
- Naturnahe Bewirtschaftung 
- Schutzstreifen zu umgebenden Lebensräu- 

men 
- Blütenreiche Ackersäume ohne Spritzen/ 

Düngen 
- Hangparaileles Pflügen 
- Erhalt von Kleinstrukturen 
- Mehrjährige Ackerbrachen 

- Naturnahe Bewirtschaftung 
- Schutzstreifen zu umgebenden Lebensräu- 

men 
- Erhalt von Kleinstrukturen 
- Bäume und Biotope in der Fläche 
- Aussparen wertvoller Bereiche 

Fast aiie Küstenbiotope sind großflächig 
und bilden eine typische Stufung vom Meer 
zum Binnenland. Daher 'sind große, unzer- 
schnittene Schutzgebiete unerläßlich. Haupt- 
probleme sind die Deiche, die meist stark 
zerschneidend wirken und küstennah verlau- 
fen, so dai3 weitere Bereiche von der natürli- 
chen Dynamik von Ebbe und Flut abge- 
schnitten sind. Zudem ist die Verschmutzung 
der Meere und Flüsse stark belastend. 

Watt und 
- Schutz vor Störungen 
- Unterbinden von Schadstoffeinleitungen 
- Ausweisung großer Schutzgebiete 
- Abgeschirmte Lehrpfade und Aussichts- 

flächen 
- Verhindern neuer Eindeichungen 

!kwbmmdundDänen 
- Ausweisung ruhestörungsfreier Strandbe- 

reiche 
- Schutz aller Dünen, nur wenige ~ k c h ~ u e -  

rungswege 

6kologischer Land- 
bau Michael Krug 
Karl-Marx-Str. 20 
36452 Empfertshs. 

Reinhart Schade 
Marienhöhe 819 
15526 Bad Saarow 

Demeter-Bund und 
kbeitsgemeinschaft 
ökologischer Land- 
bau (AGÖL) 
Baumschulenweg 11 
64295 Darmstadt 
06155/2081 

Stiffung ökologische 
Konzepte 
Weinsir. Siid 51 
62098 Bad Dürkheim 
06322/66002 

Stütung Ökologi- 
scher Landbau 
Weinstrai3e Süd 51 
81098 Bad Dürkheim 
06322/8666 

Bundesverband öko- 
logischer Weinbau 
Obergasse 9 
62308 Ottersheim 
0&355/1285 

Arbeitsgemeinschaft 
für naturnahen 
Obst-, Gemüse- und 
Feldüuchtanbau 
(ANoG) 
Josef-Schneii-Str. 17 
53121 Bonn 
02281814451 



Aktioris - % Natur s iandsbaft  
U w e l t  - 4b Mappe 

Euronatur: 
Folienvorlagen nu 

EU-Agrarpolitik 
(1995. Stiftung , 

Europ. Naturerbe in 
Rheinbach, 110 S.) 
Über SO überwie- 

gend sehr iibersicht- 
liche Folienvorlagen 
finden sich in dieser 

Sammlung. jeweils 
zusammen mit ei- 
nem erläuternden 

Text. Die Folien ent- 
halten im wesentli- 
chen Thesen Das 

dürfle bei einem Vor- 
trag recht ermüdend 

wirken. 

A. Toepfer- 
Akademie: 

Regeneration 
und Schu. von 

Feuchtgümiand 
(1995. NNAin Schne 

verdingen. 129 S.) 
Zusammenfasssung 
einer Tagung an der 
Uni Bremen mit ver- 

schiedenen Fachbei- 
trägen 

Bernd Röser: 
Grundlagen des Bie 
top und Artenschut- 
zes, (1990, Ecomed- 

Verlag in Lands- 
berg) 

Giselher Kaule: 
Arten- und Biotop 

schutz (1986 Eugen 
üimer-Verlag 

Stuttgart) 
Überflutungsberei- 

chen, der Pflege und 
der konkreten Um- 
setzung (l%anzie- 

nuig W.). 

A. Toepfer- 
Akademie: 

Flächenstiilegung 
' und Mensivienuig 

in der Agrarland- 
schaft - Auswirkurr 

gen auf die Agrar- 
biozönose (1996, 
NNA in Schneder- 

dingen, 13 S.) 
Verschiedene Refe 
rentlnnen beleuch- 
ten die Fragen der 
Stiilegung bzw. der 
umfassenderen Ex- 

tensivierung der 
Landwirtschaft. Im 
Mittelpunkt stehen 
die Auswirkungen 

auf die Tier- und 
Pflanzenarten 

- Wiederbepflanzmg zerstörter Dünenbe- 
reiche 

- Verlegen von Freizeiteinrichtungen in das 
Brackwasser irn Binnenland 

- Vollständige A u s w b g  als Schutzgebiet 
- Schutz auch breiter Uferstreifen 
- Entfernen von Verffiiiungen und Müli - 

Unterbinden von Schadstoffeinieitungen 
- Wo nötig: Wiederzuiassen des Wasseraus- 

tausches mit dem Meer 

tung von Flüssen und Bächen durch die 
Orte 

hbiegdung, Crundwasserschub 
- Förderung der Regen- und Grauwasser- 

riutzung 
- Entsiegelung von Grundstücken, Park- 

plätzen, Nebenstreben 
- Getrennte Erfassung des abfließenden 

Regenwassers, Versickerung in naturna- 
hen Rückhaltebecken. 

L Möglich kei Te,. 
, 

im Arteuischutz 
6LIr: :b:lrkeiche i*t vor ailem 
kleinräumige Vielfait, die Begninung auch 
bebautei Flächen sowie die Durchlässigkeit 
der Böden für das Regenwasser wichtig. Zu- Noch vor wenigen Jahren waren Arten- 

dem muß geprüft werden, inwieweit Orte schutzbemühungen wesentlicher Inhalt der 

großräumige Vemetzungsstränge zerschnei- meisten Naturschutzgruppen - und auch 

den. heute noch schaufeln VogelschützerInnen ki- 
loweise Vogehtter in den Wald, befestigen 

Nanirnake Hunderte von Nistkästen selbst im monoto- 

und- nen Nadehiqald und lassen sich von Politi- 

-  eine Verwendung von Giften und Mine- kern für ihre "HeldenNtaten feiern. Doch sie 

raldüngern vergessen: Tiere und Pflanzen bilden mit ih- 

- Heimische Bäume und Sträucher ren Lebensräumen ein kompliziertes G e  
- Selbstentwicklun~chen (Wildnis) flecht. Einfache Maßnahmen können dort, 
- Keine Kunstbiotope schaffen (Gartentei- wo Arten verschwinden nicht weiterhelfen. 

che u.ä.) Der Mensch ist nicht in der Lage, die ganze 
=elfalt der ökologischen Beziehungen zu 

- S H = U W # d - m  verstehen, geschweige denn nachzubilden. 
- Wandbegrünung (bevorzugt heimische Natur braucht Raum, Entwicklungsmöglich- 

Pflanzen) 'Eine Wildwuchszone oder heimi- 
3 

- Begrünung der Dachflächen (außer bei Gebüsche im Garten sind mehr wert 

Regenwassernutzung) 

Vemetzungshindemisse 

Schatnuig- 
V- - 
- Aufhebung Id&äumiger 

Hindernisse (Rohrstzecken, 
Zäune, Gräben mit stei- 

l, 



- A ktiovis 

- 
Natur d Lamlachaft @ Q CEe 

als zwanzig Nistkästen. Sie sind auch besser 
als ein künstlich angelegter Teich. Statt Nist- 
kästen im monotonen Wald ist der Einsatz für 
Naturwald, richtige Baumartenwahl und hö- 
heren Totholzanteilen wichtiger. 

Gezielte ArtenschutzmaOnahmen können 
nur als Übergangslösung Populationen selte 
ner Arten stützen. Beispiele für solche M& 
nahmen sind: 
- Beschneiden von Kopfbäumen, um Aus- 

faulstellen für Insekten oder Nisthöhlen zu 
schaffen 

- Errichtung von Krötenzäunen oder -tun- 
neln bis zur Schaffung von neuen Laichge 
wässern 

- Öffnen von Dachfenstern in Scheunen, 
Kirchtürmen usw. für Fledermäuse, Eulen 
und andere Arten, Schaffung fledermaus- 
durchgängiger Schutztüren vor Stollen 
und Höhlen 

- Beseitigen von Fallen und Gefahrenpunk- 
ten wie Kellerschächte, gefährliche Strom- 
leitungen. 

- Gezielte Schaffung auch kleiner Wild- 
wuchsflächen, Stein- und Laubhaufen, Tot- 
holz usw. ' 

- Öffentliches Eintreten gegen alle nisätzli- 
chen Eingriffe in die ohnehin einge 
schränkte Selbstregelung der Natur, vor 
allem die Jagd, Fischbesatz usw. 

Zudem lassen sich verwenden: 
- Ulmen (Ulmus spec.) 
- Sommer- und Winter1i.de (Tilia spec.) 
- Birken (Betula spec., auch auf sandigem 

Boden) 
- Eberesche (Sorbus aucuparia) 
- Gemeine Esche (F'rixhus excelsior) 
- Rotbuche (Fagus syhtica) 
- Mehlbeere (Sorbus d a )  
- Elsbeere (Sorbus torminalis) 
- verschiedene Hochstamm-Obstbäume. 

Aile Arten müssen ihren typischen Wuchs- 
formen entsprechend eingesetzt werden. 
Buscharten, die hochwachsen, aber einen 
guten Stockausschlag haben, können auch 
als Randbüsche eingesetzt werden, müssen 
aber entsprechend häufig gepflegt werden. 
Ais niedrige Büsche kommen ohne Pflege 
nur wenige in Frage. in trockenen Bereichen 
sind dies vor d e m  
- Besenginster (Cytisus scoparius) 
- Sanddorn (Hippophae rhamnoides) 
- Kriechweide (Salix repens) 

Bei der Auswahl der Arten dürfen nicht 
n k  die physiologischen Wuchsfaktoren eine 
Rolle spielen, sondern ebenso . der land- 
schaftstypische Charakter. Wo noch Hecken 
vorhanden sind, sollte der dortige Artenbe 
stand auch als Anhaltspunkt für das Neu- 
schaffen von Hecken gelten. Sind vorhan- 
dene Hecken sehr artenarm, können in Neu- 
p f l a m g e n  weitere, den Bodenbedingun- 
gen gemäße und heimische Arten gepflanzt 
werden. Ais Überhälter (grofie Bäume, die 
die anderen überragen) sind vor allem zwei 
Arten immer wieder bevorzugt worden: 
- Vogelkirsche (Prunus avium) 
- Stieleiche (Quercus robur, auch auf sandi- 

gem Boden) 

Auf frischeren, nikhrstoffreicheren Böden 
wachsen: 
- Hunds-/Heckenrose (Rosa canina, auch 

auf trockenem soden) 
- Gemeine Liguster (Ligustrum vulgare) 
- verschiedene, heimische Brornbeerarten 

(Rubus spec.) 

Aile weiteren Busch- und Baumarten eig- 
nen sich vor allem für den inneren Bereich. 
Sie müssen als Randbüsche jedoch öfter zu- 
rückgeschnitten werden. 

Auf trockenen Böden sind dies: 
- WeiDdom (Crataegus spec.) 
- Schlehdorn (Pnutus spinosa) 



institut für Ökologie 
Postfach 100904 

35339 Gie5en 
0641/9433@79 

Deutscher Rat 
für Landespflege 
Konstantinstr. 110 

53119 Bonn 
0228/331097 

Landschaftspflege 
verbände für 
Deutschland 

Bischof-MeiserStr. 2 
91522 Ansbach 

0981/53754 

- Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) 
- Zitterpappel (Pmw tremula) 
- Faulbaum ( R h a u 8  ftanguia) 

Deutsches Institut 
fiir Urbanistik 

Sb& des 11. Juni 110 
10623 Berlin 

030/39001-0 

Institut für 
angewandte Biologie 

Hafenstr. 2 
21729 Freiburg 

04719/8851 

AG fiir Umweltpla- 
nung, Energieberh 
tung, Naturschutz 

(AUEN) 
Heinrichstr. 9 

60327 F'rankfurt 
069/97300694 

Auf frischen, nährstoffreicheren Böden 
wachsen: 
- Feldahorn (Acer campestris) 
- Hainbuche (Carpinus betulus) 
- Kornelkirsche (Comus mas) 
- Roter Hartriegel (CO& sanguinea) 
- HaselnuD (Corylus avellqna) 
- Pfaffenhütchen (Evonymus europaeus) 
- Stechpalme (ilex aquiklium) 
- Kreuzdorn (Rhmwcarthatica) 
- Silberweide (Sah  alba, aueh als Kopf- 

baum) 
- Ohrweide (Sah aurita, auch als Kopf- 

baum) 
- Salweide (Sah  caprea) . 
- Aschweide (Sah  cixmea, auch als Kopf- 

baum) 
- Bruchweide (Sah  fragilis, &U& als Kopf- 

baum) 

- Lavendeiweide (Salix nigra) 
- Schwarzweide (Salix nigra) 
- Purpurweide (Salix purpurea) 
- Mandelmide (Salix triandra) 
- Korbweide (Salix virninalis, auch als Kopf- 

bam) 
- Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) 
- Roter>rTraubenholunder (Sambucus race- 

mosa) 
- Wolüger Schneebail (Viburnum lantana) 
- Gemeiner Schneebail (Viburnum opulus) 

Ger Auror 

Jörg Bergstedt 
c/o insütut für Ökologie - Büro Osthessen- 
Hersfelder Str. 3 
38222 Niederaula 
Tel. 06825/919295, Fax 919297 
eMaik institutquis.insider.org 
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Abbild- 
Ziel und "Krönung" jeglicher Biotopschutzarbeit ist eiri umfmnder %, in dem die MaOnahmen und ihre 
Funktionen eingetragetr ab@, Das Beispiel zeigt, welche Funktionen dabei unter anderem wichtig sind. 

{aus Bergstedt: "Handbuch An&wandter Biotopschutz" Ecomed-Verlag) 
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Forderuvigen 
Wasser & Abwasser 
Wasser ist  eine knappe Ressource und Grundlage allen Lebens. Aber es wird o f t  sinn- 
los verschwendet und verschmutzt. Bäche, Flüsse, Seen und Meere sind mit Rück- 
ständen aus Industrie, Landwirtschaft und Haushalten verseucht. Wasser dient als 
billige beponie für Abfälle aller Art. Auch wenn das Thema "Wasser und Wasserver- 
schmutzung" ein wenig "aus der Mode" gekommen ist, liegt hier doch noch immer ei- 
niges im Argen, das das Engagement von Umweltinitiativen verdient. Die folgenden 
Seiten stellen einige zentrale Forderungen und Handlungsmöglichkeiten fü r  Init iat i- 

L, ven dar. Zur Vertiefung sei die dargestellte Literatur empfohlen. 

Alles wird besser?, 
Vielzahl von Chemikalien in die Umwelt, g e  
gen die auch Kläranlagen machtlos sind. Und 
selbst wenn sie mit dem Klärschiamm dem 

Die "Gewässergüte" unserer Fliisse hat Wasser entzogen werden, bleiben sie dort ei- 
sich in den letzten Jahren kontinuierlich ver- ne gefährliche Mixtur. Kls Düngemittel in der 
bessert, das wird immer wieder von Politike Landwirtschaft ist Klärschiamm kaum mehr 
rInnen und Industrie betont. 'Aber niemand verwendbar. Weiteres Problem: Für einen 
darf sich blenden lassen: Die sogenapte G e  GroBteil der heute produzierten Chemikalien 
wässergüte ist' kein Mai3 für die Wassenrer- gibt es bislang keine adäquaten Nachweis- 
schrnutzung insgesamt, sondern nur für "bio verfahren. Hier kann nur eine vorsorgende 
logisch abbaubare organische Substanzen". giftfreie Produktion umweltfreundlicher Pr@ 
Durch den Bau von mechanisch-biologischen dukte Abhilfe schaffen 
Kläranlagen wurde diese "klassische" Was Ein besonderes Problem sind die Pflan- 
serbelastung v.a. durch Fäkalien tatsächlich zennährstoffe, v.a. Nitrat und Phosphat. Sie 
weitgehend reduziert. Aber Wasserver- sind End- .. produkte des biologi- 
schrnutzung hat heute viele G e  schen A b b a y s u n d  
sichter. Beson- ders durch 
die Industrie ae  lancrt eine 

Oito Klee: 
Wasser untersuchen 
(Queile & Meyer V., 
246 S.) 
Egal ob Laie oder 
Fachfrau/-mann - 
Wasser untersu- . 
chen" gibt einen 
überblick über das 
gesamte Gebiet der 
chemischen und bie 
logischen Untersu- 
chungsmethoden 
Leicht verständlich 
und mit vielen Abbil- 
dungen werden Was- 
senintersuchungen 
leicht gemacht. B e  
sonders herauszuhe- 
ben sind die Beurtei- 
lungskritenen. die 
bei den meisten Ar- 
beiten m diesem 
Thema fehlen 

Baur: 
Gewässergüte be- 
stimmen und beurtei- 
len (1980, Hambwg) 

Meyer: 
Makroskopisch-bie 
logische Feldmethe 
den air Wassergüte- 
beurteilung von 
FlieBgewässern 
(1983, Hannover) 
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Niemeyer-Lüiiwitz 
La.: Rettet die Bäche 

(1988, München) 

ARGE Weser: 
Ökologische 

Gesarntplanung 
Weser (1996, 

Bundesanstalt fih 
Gewässerkunde und 
DVWK, versch. Ord- 

ner & Broschüren) 
'Grundlagen, 

Leitbilder und 
Entwicklungsziele 

für Weser, Wena und 
F'uida* steht im 

Untertitel. Bietet 
einen allgemeinen 

überblick als 
gebundenes Werk 

s+e verschiedene 
Ordner zu einzelnen 

Planungsgebieten. 
Insgesamt liefern die 
Untersuchungen und 

Planungen detaii- 
liertea Wissen über 
die Weser bzw. die 
Zuflüsse Fulda und 

Wena. Farbige Fotos 
und Pläne bringen 

zusätzliche Mor- 
mationen 

werden von herkömmlichen Kläranlagen nur' 
zu geringem Teil beseitigt. Ein Nährstoffein- 
trag führt zu vermehrtem Pflanzenwachstum 
- absterbende Biomasse bewirkt eine "Se 
kundärverschmutwuig". Für unsere Flüsse 
ist die Nährstoffbelastmg freilich ein unter- 
geordnetes Problem - aber aüe Flüsse en- 
den letztlich im Meer und dort reichem sich 
die Nährstoffe an. Pnanzennährstoffe sind 
verantwortlich für die berüchtigte I1Aigen- 
pest". Neben Fäkalien tragen auch phos- 
phathaltige Waschmittel. die Landwirtschaft 
und nicht zuletzt der Autoverkehr (Stickoxi- 
de aus Autoabgasen venusachen nicht nur 
Waldsterben, sondern reagieren mit Regen 
letztlich zu Nitrat) zum Nährstoffeintrag bei. 

sind in Kläranlagen technisch möglich, 
aber noch immer nicht überall vorhan- 
den Die Nachrüstung der kommunalen 
Kläranlage kann eine wichtige kommu- 
nalpolitische Forderung sein. 

Bäche 

Schlimmer noch als bei den großen Flüs- 
sen ist die Situation oft bei den kleinen 
Bächen Hier ist auch die klassische "Gewäs- 
sergüte" vielfach noch ein Problem. Zahlrei- 
che Meine und kieinste Einleitungen bela- 
sten das Wasser. Hinzu kommt fast überall 
die Zerstörung des Lebensraumes Bach 
durch Begradigung und Gewässerbau. Die 

Forderungen & Verschmutzung der Bäche ist vielerorten 
noch nicht erfaßt. 

b Handlungsmöglichkeiten 

- Die "Staatlichen h t e r  für Wasser und Forderungen & 
Abfall" veröffentlichen regelmäßig nicht Handlungsmögl ich keiten 
nur die bekannten Gewässergütekarten, 
sondern auch umfangreiche Berichte, die. 
bei weitem mehr über die Situation der 
Flüsse verraten. Es kann ein lohnendes 
Unterfangen sein, diese Berichte aufmerk- 
sam zu studieren und gegebenenfalls "in- 
teressante Datenn bekannt zu machen. Wo 
Gewässergütekarten in der Presse unkri- 
tisch veröffentlicht werden, können Le 
serhnenbriefe auf die beschränkte Aus- 
sagekraft der "Gewässergüte" hinweisen. 

- Wasserbücher, in denen aüe legalen Ein- 

leitungen verzeichnet sind, gibt es bei 
den "Unteren Wasserbehörden". Sie sind 
öffentlich - die Behörde muß Einsicht g e  
währen. Hier Informationen über Wasser- 
verschrnutzerInnen vor Ort zu sammeln, 
kann Grundlage für Aktionen sein. 

- Ales, was zur Unterstützung ökologischer 
Landwirtschaft, ~ i r  Vermeidung von Pe 
stizideinsatz (z.B. in Kleingartenkolonien), 
zur Reduzierung von Produkten der c h e  
mischen Industrie (v.a. der Chlorchemie) 
und m Vermeidung von Autoverkehr un- 
ternommen wird, dient auch dem Wasser- 
schutz. 

- Sogenannte "Dritte KLärstufen", die die 

- Flächendeckende Untersuchung der Ver- 
schmutzung und der Biotopzerstörung an 
den Bächen. Gegebenenfalls kann die 
Gruppe auch solche Untersuchungen 
selbst durchführen - wenn auch chemi- 
sche Analytik ein weites und kompiizier- 
tes Feld ist, so ist doch zumindest die 
Feststellung der "Gewässergüte" relativ 
einfach möglich, unter anderem auch an 
der Zusammensetzung der Tierarten im 
Bach. 

- Echte Renaturierung von Bächen. 
"Knunmbegradigung", wo der Bach in ei- 
nen geschwungenen Lauf gezwängt wird, 
ist keine Renaturierung. Wichtig ist, daß 
dem Bach Platz bleibt, sein Bett "selbst zu 
bestimmen". Nur so kann die natürliche 
Dynamik erhalten bzw. wieder ermöglicht 
werden. 

- Nicht bei Einzelmaßnahmen zur Renatu- 
rierung stehenbleiben. Zu fordern sind 
übergreifende Konzepte für die Renatu- 
rierung größerer Fließgewässersysteme. 
Es isi sbvolier, einige Fließgewässer auf 
langen Strecken (von der Quelle bis zur 
Mtimhg) zu renaturieren als an vielen 

Nährstoffbelastung erheblich verringern, Ge8Pässiim nur Meine Abschnitte. 
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- Kulturgräben werden vielfach von kom- Der Schutz des Grundwassers muß für 

munden Bauhöfen oder LandwirtInnen die Trinkwassergewinnung oberste Priorität 
geräumt, um den Hochwasserschutz zu si- haben. Ein wesentliches Problem für das 
chern. Informiert Euch über die turnw Grundwasser ist die Belastung mit Pestizi- 
gemäßen Räurnungen und geht auf die den. Über 30.000 Tonnen Pestizide werden 
Verantwortlichen zu, um auf die Berück- jährlich in Deutschland verbraucht. Viele 
sichtigung von Naturschutzsaspekten zu Brunnen mußten schon "dichtgemacht" wer- 
drängen. Es solite auf eine abschnittswei- den, weil diese Gifte ins Grundwasser g e  
Se Räumung hingewirkt werden. Ader- langten. Die EU verbietet nämlich nachweis- 
dem gilt es, die Sohle nicht zu beschädi- bare Mengen von Pestiziden im Trinkwasser. 
gen. Statt hier die Ursachen wirkungsvoll zu b e  

- Die städtische Kanalisation hat normaler- kämpfen, versuchen ChemieLobbyistInnen 
weise "Überläufe" für den "Notfall". Wo R e  seit langem, diese Eü-Richtlinie aufzuwei- 
genwasser und Abwasser durch die glei- chen. Ein anderes Probleme für das Grund- 
chen Rohre fließen, tritt dieser "Notfall" r e  Wasser ist die Versiegelung zahlreicher Flä- 
gelmäßig ein - die Brühe läuft bei jedem chen, die zu einem Sinken des Grundwasser- 
starken Regen in den Bach. Wo größere spiegels führt. 
Gebiete baulich erschlossen werden, soll- Gerade wo Menschen auf Flußwasser als 
te eine Trennwasserkanalisation einge Trinkwasser angewiesen sind, stellt die Rein- 1uaphu: 

richtet werden. Für bestehende Kanalisa- haltung der Flüsse eine besondere Aufgabe Hans Monmghoff 
tionen eine eher langfristige Forderung. dar. Immer aufwendigere Aufbereitungsver- Wege nu oko~ogi- 

Aber irgendwann steht ohnehin eine Sa- schen Wassernver- 
fahren können letztlich die Trinkwasservei- sorgung (1993, o k e  

nierung an - viele Kanalisationen sind sorgung nicht sichern. buch-Verlag in Stauf- 
fen, 137 S ) 

schadhaft (s.u.) und bedürfen dringender  in Gesamtdber- 
Erneuerung. Besser noch ist eine weitest- blick uber Wasser- 

g e m u n g ,  Wasser- 
gehende Förderung der Versickerung von sparen und ~bwas-  

Regenwasser vor Ort (s.u.) Wo Bäche als ~ C i d ~ ~ " : & i i C h k i + M  senemgung 

"offene Abwasserrohre" dienen, ist der Stadtwerke 

Bau eines "richtigen" Rohres und Renatu- Saarbmcken - Die Vermeidung von Pestiziden ist ein ~ a s  Saarbmcker ZU- 
rierung des Baches dringend geboten. dringendes Gebot. Ökologischer Land- kunftkonzept Was- 

ser (1984, Stadtwer- 
bau muß besonders in Bereichen, wo ke in Saarbmcken, 

125s)  Trinkwasser gewonnen wird (aber sonst 
Katalyse e V 
Das Wasserbuch 
(1990, iüepenheuer 
& Witsch in Kbln. 

Die wichtigste Trinkwasserquelle ist das 258s) 
Eh umfassender 

Grundwasser. Aber lange nicht überall rei- Ifberbhck zu nink- 
wasser und Gesund- 
heit 

serversorgung aus. Vor allem in Ballungsr 
Karl-Hem Bose 
Brunnen- und Regert 

Fiußwasser angewiesen. wasser (1991, Öko- 

Mit Chemikalien aus der Industrie, buch-Verlag in Stauf- 
fen, 109 S ) 

Dünger und Pestiziden aus n p s  fur die Nutzung 

wirtschaft befrachtetes in Haus und Garten 

Flußwasser taugt nicht 
als Trinkwasserquelie. 
Mittels Filtern läßt 

von den Wasserwerken zwar not- 
dürftig aufbereiten, an die Reinheit 
unverschmutzter Vorkommen re 
es aber nie heran. 
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28203 Bremen 
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Vereinigung Deut- 
scher Gewässer- 

schutz (VDG) 
MatthiasGrünewald- 

Str. 13  
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0228/315001 

AK Wasser im 
Bundesverband 

Bürgerinitiativen 
Umweltschutz 
Rennerstr. 10 

19106 Freiburg 
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auch!), umgesetzt .werden. Die Kommune 
sollte aufgefordert werden, ökologischen 
Landbau in Gebfeten, die für die Trink- 
wassergewinnung wichtig sind, zu för- 
dern. Dazu gibt es zahlreiche Möglichkei- 
ten: In Leipzig betzeiben die Wasserwer- 
ke 2.B. eigene Landwirtschaft. Auf über 
10.000 Hektar Ackezfläche im Einnigsge 
biet der Brunnen wirtschaften sie konse 
quent ökologisch Zusätzlich unterstützen 
sie benachbarte Bauern bei der Umstel- 
lung auf pestizidfreie Anbaumethoden. 

- In vielen Gemeinden sind die Kanalisati- 

onsrohre alt und beschädigt. Defekte A b  
wasserkanäie sieht niemand - die Repara- 
tur ist ein Kostenfaktor, den Stadtverwai- 
tungen gerne vor sich herschieben. Be- 
sonders betroffen sind Städte, die starke 
Kriegsschäden aufweisen oder durch 
Bergsenkung (Bergbaugebiete) beein- 
trächtigt sind. Nachfragen. nachbohren 
und recherchieren kann hier eine Menge 
"Scheiße" ans Tageslicht bringen. Fordert 
im Zweifelsfall eine umfassende Prüfung 
und gegebenenfaiis Sanierung der Kanali- 
sation. Abwässer aus defekten Kanälen 
belasten direkt das Grundwasser. 

- Obwohl Grundwasser eine knappe Res- 

source ist, wird es vielerorten in Massen 
für industrielle Zwecke verwendet. Eine 
wichtige politische Forderung ist, daB die 
Nutzung von Grundwasser für die Trink- 
wassergewinnung Vorrang haben mM. 
Grwdwasserentnahmen für industrielle 
Zwecke sollten nicht mehr genehmigt 
werden. Es gilt, die Situation vor Ort zu 
recherchieren und dort ~ m c k  zu machen, 
wo Grundwasser für industielle Zwecke 
vergeudet wird. Natürlich ist auch die 
Verschwendung von Oberflächenwasser 
unverantwortlich. Länder wie Israel, in 
denen wegen begrenzter Wasservorkom- 
men strenge Gesetze zum Wassersparen 
herrschen, zeigen, daß die Mustrie nicht 
zwingend Wasser verschwenden muß: 
Dort werden nur 61 Liter pro Kopf und 
Tag verbraucht. In Worn ien  reduzierten 
die Hersteller Ende der 80er Jahre - 
durch anhaltende Dockenheit g e r n -  
gen - ihren Wassernerhauch ohne jeden 
Produktionsverlust um nahezu ein Fünftel. 

in geschlossenen Kreisläufen 1ä0t sich 
das Wasser bei vielen Produktionsschrit- 
ten mehrfach verwenden - in der Papier- 
produktion zum Beispiel rund 20mal. 

- Einsatz für Flächenentsiegelung bm. Pro- 

test gegen Neuversiegelung von Flächen. 
Wo Boden unter Beton und Asphalt ver- 
schwindet, kommt kein Grundwasser 
nach - das Wasser geht direkt durch die 
Kanäle in die Flüsse. An vielen Stellen ist 
Flächenversiegelung unnötig. Eine Haup 
tursache für Flächenversiegelung ist der 
Autove~keiir. Weniger Autos brauchen 
auch'weniger StraDen und Parkplätze. 

- Wasser sparen ist ein weites 'Feld. Der 
größte Teil des Wassers wird von der In- 
dustrie verbraucht. Für die Produktion ei- 
nes PersonalComputers werden Ca. 
33.000 Liter Wasser verschmutzt. Die Ent- 
scheidung für einen gebrauchten Compu- 
ter spart allemal mehr Wasser, als der 
Stopper am Klo! Wasser sparen heißt vor 
allem kritischer Konsum und Verzicht auf 
überfiüssige (v.a. High-Tech) Produkte. 
Dheben sind aber WassersparmaDnah- 
men im Haushalt durchaus sinnvoll, auch 
wenn sie oft mehr als Alibi dienen. Ein 
Beitrag kann die verstärkte Nutzung von 
Regenwasser und "Grauwasser" (schon 
einmal' benutztes Wasser) =.B. für Toilet- 
tenspüiungen oder die Regenwassemut- 
zung (s.u.) sein. Auf politischer Ebene gilt 
es, dies durch eine entsprechende Gestal- 
tung dar Entwässerungsgebühren zu för- 
dern. Neben der Öffentlichkeitsarbeit mit 
Werbung fürs Wassersparen ist es eine 
wichtige Aufgabe, dies durchzusetzen. 

Zunehmende Flächenversiegelung und die 
Abführung von Regenwasser über die Kana- 
lisation tragen sowoN zur Verringerung der 
Grundwasservorräte als auch zur Überla- 
stung der Kanalisationen (S.O.) bei. Eine Ver- 
sickerung von Regenwasser direkt vor Ort 
(wo dies nicht stark belastet ist - 2.B. von 
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Straßen und Parkplätzen) und noch besser ei- male" Abwässer keine Klärung nach dem 
ne Nutzung von Dachablaufwasser ais "Stand der Technik", also dem was technisch 
Brauchwasser entlasten die Abwasserbesei- ohne "Experimente" machbar ist, sondern nur . 
tigungsaniagen. Die Nutzung von Regenwas nach den "allgemein anerkannten Regeln der 
ser verringert außerdem den Trinkwasser- Technik" gefordert wird; das meint, nach 

z2c 
verbrauch und trägt so zur Schonung der dem, was überall anders gängig ist. So ma- 

- 
Grundwasservorräte bei. Sich für Regenwas- chen sich "VorreiterInnenn auf dem Gebiet 
semutzung einzusetzen, ist eine lohnende 
Aufgabe. Ansprechpartnerinnen können hier 
sowohl HauseigentümerInnen sein ais auch 

der Klärtechnik eher unbeliebt, da sie die 
"Gefahr" heraufbeschwören, dai3 eine mögli- 
che aber selten angewandte Technik irgend- 

die Kommunen, die durch eine geeignete Ge wann Pflicht wird. 
staltung kommunaler Satzungen die Regen- 
wassemutzung fördern können. 

Forderungen & 

- Zur Schaffung sicherer Rechtsgrundlagen 
für die Regenwassernutzung durch priva- 
te Haushalte ist es wichtig, dai3 die Kom- 
mune die Wasserabgabesatzung und die 
Gebührensatzung zur Entwässerungssat- 
zung so gestaltet, d d  Regenwassemut- 
m g  gefördert wird und den Nutzerinnen 
bei der Berechnung der Entwässerungs- 
gebühren auch finanziell zugute kommt. 

- Setzt Euch für die Schaffung kommunaler 

Fördertöpfe ein, die den Bau von Regen- 
wassernutzungsaniagen finanziell unter- 
stützen. 

- Es ist sinnvoll, HauseigentümerInnen di- 

rekt über Regenwassemueg zu infor- 
L mieren und evtl. auch an einem eigenen 

Gebäude modellhaft eine Aniage zu instal- 
lieren, die besichtigt werden kann. 

A bwasserabgabengesetz 
b 

Auf der Grundlage des Abwasserabga- 
bengesetzes ( M G )  müssen Einleiter 
schädlichen Abwassegs (Gemeinden, indu- 
strie) eine Abgabe zahlen. Die Höhe der A b  
wasserabgabe richtet sich nach der Schäd- 
lichkeit des eingeleiteten Abwassers. Für die 
Bestimmung der Schäüiichkeit werden die 
Abwassermenge, die oxydierbaren Stoffe (in 
chemischem Sauerstoffbedarf), die Schwer- 
metaiie Quecksilber, Cadmium, Nickel, 
Chrom, Blei, Kupfer und die organischen Ha- 
logenverbindungen (AoX) sowie die Fischgif- 
tigkeit des Abwassers der Bewertung zu- 
grunde gelegt. 

Je geringer die Schädlichkeit eines A b  
Wassers ist, um so geringer ist auch die Ab- 
wasserabgabe. Das Aufkommen der Abwas- 
serabgabe ist für M&nahmen, die der Erhal- 
tung oder Verbesserung der Gewässergüte 
dienen, zweckgebunden. War das Abwasser- 
abgabengesetz ursprünglich als Anreiz zum 

Lorenz: 
Einfühning in die 
biologisch-mikro- 
skopische Belebt- 
schlammanaiyse 
(Quelie & Meyer, 
176 S.) 
Der Belebtschlamm 
und die sich in ihm 
befindlichen Mikre 
und Makrwrganis- 
men stehen im Mit- 
telpunkt dieser Pu- 
blikation Für jeder- 
fraulmann verständ- 
lich werden die Vor- 
raussetzungen einer 
solchen Untersu- 
chung (Räparather- 
steilung ..), sowie die 
Organismen mit 
Kurzbeschreibung 
übersichtlich, darge 
stellt. 

A. 
Toepfer-Akademie: 
Abwasserentsor- 
gung im ländlichen 
Raum (1995, NNA in 
Schneverdingen, 
68 S.) 
Abwasserkonzepte, 
Pflanzenkiäranla- 
gen, kleine Klär- 
beete, Kompost- 
toiletten und andere 
Fragen stehen im 
Mittelpunkt dieser 
Broschüre. 

Vermeidung von Einleitungen gedacht, so 
wurde es unter dem Einfuß der industrielob 

by weitgehend "entschärft". Eine 
Erhöhuna der Abwasserabaa- 

Wasser haus haltsgesetz 

b Als Wasserrecht werden die 
des Bundes und der Länder im 
Gewässerschutzes und der Wasserwir 
schaft bezeichnet. Hierzu gehört im Bun- 
desrecht vor ailem das Gesetz zur-Ord- 
nung des Wasserhaushalts (WH 
haushaltsgesetz). Ein wesentliches Manko 
im WHG ist, daß im Gegensatz zu den mei- , 
sten anderen Umweltgesetzen für "nor- * D 



be wäre für Kommunen und Industrie ein er- 
heblicher Anreiz zur Verbesserung der Situa- 
tion. 

insbesondere gilt dies für den Zusatz 
fremder Stoffe) und in der Trinkwasserver- 
ordnung (schreibt vor, daO Trinkwasser frei 
von Krankheitserregern sein muß und daß 
bestimmte Schwermetalle, Zyanide, polyzy- 
klische aromatische Kohlenwasserstoffe, Ni- 

22.6 SchlieBlich ist es heute oft preiswerter, 
hohe Abwasserabgaben in Kauf zu nehmen, 
als in urnweltfreundlidhe Produktionstechnik 
und verbesserte Abwasserkiärung zu inve- trate und Pflanzenschutzmittel vorgeschrie 
stieren. bene Grenzwerte nicht überschreiten dür- 

fen). Auf Länderebene sind vor aiiem die 
Landeswassergesetze sowie die Abwasser- 

Andere Gesetze abgabengesetze zu nennen, die als Ausfüh- 
rungsgesetze zu den Rahmengesetzen des 

Bestimmungen zum Schutz unserer G e  Bundes ergangen sind. 

wässer finden sich ebenfaib in Rechtsver- 
ordnungen und Verwaltungsvorschriften, die 

- auf das WHG gestützt sind. 
So gibt es ein Waseh- und Reinigungsmit- 

K BahloIGerd Wach: 
Naturnahe Abwas- 

serreinigung (1992, 
Ökobuch-Verlag in 

Stauifen. 137 S.) 
Bau, Planung und G e  
nehmigung von Kiein- 

klär- und Wurzel- 
raumkläranlagen. , 

telgesetz (WRMG), ein Atomgesetz (warn- 
men mit der Strahlenschutzverordnung re- 
gelt es die Konzentration radioaktiver Stoffe 
ini Abwasser), ein Bundesseuchengesetz 
(das Gesetz schreibt u.a vor, dai3 feste und 
flüssige Abfallstoffe unschkidlich beseitigt 
werden müssen und dai3 Trinkwasser be- 
stimmten QualitäSsanfordemgen genügen 
mu5, die von den Gesundheitsämtern zu 
überwachen sind), ein Lebensmittelgesetz 

Reiner Hildebrandt: 
Wasser und Abwasser 

(1995. M. Gemeinde 
verlag in Köln, 121 S.) 
Kommunale Konzep 
te, übersichtlich und 

umfassend. (Trinkwasser ist ein Lebensmittel: das Ge- 
setz schreibt vor, d& Lebensmittel bestimrn- Peter von Rüden (Bildungsgruppe für Ökologie 

und Se lbs tbbung)  
ten Qualitätsanforderungen . entsprechen c/o ~uitur  und Ökologie e.V. 

müssen und dai3 auch iür die Lebensmittel- Postfaah 11 31,21261 Verden 
hersteiiung solche Anforderungen vorge- 
schrieben werden können. 



Verkehr 
Das Auto als Symbol des Motorisierten Individualverkehrs (MIV) ist nach wie vor \ 

Umweltfeind Nr. 1 - in den Industrienationen. Ob die Länder des Südens sich die- 23.' 
ses Recht ebenfalls herausnehmen, bleibt abzuwarten. Insbesondere der Indivi- A 

dualverkehr ruf t  in den verschiedensten Bereichen erhebliche Umweltbelastungen 
hervor: von der Produktion bis zur vorschnellen Verschrottung Produzent un- 
geahnter Müll- und Sondermüllmengen, Energieverbraucher von der Herstellung 
über die Benutzung bis zur Entsorgung, vom Flächenverbrauch des ruhenden Ver- 
kehrs bis hin zu den Verkehrsf lächen. 

Über die bekanntesten Folgen des Umweltzerstörers Automobil, die Emmission- 
sauswirkungen in Form von. Benzol-Vergiftungen, Winter- und Sommersmog, Lärm, 
Verschlechterung der Lebensqualität wird viel geredet. Doch die Zulassung immer 
neuer K f z  steigt selbst im Norden stetig - Zeit fü r  konkrete Forderungen und 
konsequentes Handeln. 

'1< 

b - Der Ka hmev~ 
m 

Forderungen zum Thema Verkehr können 
auf der einen Seite sehr kompleg sein, sind 
aber auf der anderen Seiten als konkrete 
Maßnahmen und Alternativen meist nur vor 
Ort zu beginnen und durchzusetzen. Zudem 
ist ein Konzept für den ruhenden und fließen- 
den Verkehr immer von den örtlichen Gege 
benheiten abhängig. Zum Beispiel ist die 
Führung des Motorisierten Individualver- 

L kehrs (MIV) in einem sogenannten Kuchen- 
konzept (wenige Haupttrassen für den MIV 
zerteilen die Stadt in Kuchen, innerhalb derer 
der MIV massiv eingeschränkt wird) in Städ- 
ten mit Tailage nur sehr beschränkt umsetz- 
bar bzw. je nach Örtlichkeit auch nicht sinn- 
voii. Und die städtische Verkehrsorganisati- 

' 

on unterschiedet sich von der ländlichen 
ebenfalls deutlich. Konkrete Lösungen müs- 
sen also immer vor Ort gefunden werden. J e  
de Umweltgruppe kommt dabei irgendwann 
zu der Erkenntnis, daß eine Lösung der Ver- 
kehrsprobleme nur in regionalen Konzepten 
liegen kann (siehe Kapitel 4, "Umfassende 
Konzepte"), wenn mensch nicht nach dem 
Sankt-Florians-Prinzip handeln will. 

Natürlich bewegen sich aile Ansätze, in 
der Verkehrspolitik vor Ort umzusteuern. 
prinzipiell in einem ähnlichen Rahmen. Die 

Verkehrsleistung im Bereich des Motorisier- 
ten Individualverkehrs muß drastisch redu- 
ziert werden. Dies muß dadurch geschehen, 
daß die Fahrkilometer deutlich reduziert wer- 
den. Zum anderen müssen die notwendigen 
oder übergangsweise bedingten Fahrten we- 
sentlich effektiviert werden in Hinsicht auf 
die Menge der transportierten Personen oder 
Güter. Das gilt sowohl für den Bereich des 
Transportes und des betrieblichen Verkehrs- 
managements als auch für die öffentlichen 
und privaten Bereiche. 

Verkehrssparende Strukturen müssen 
noch wesentlich konsequenter zu einem der 
wichtigsten "Gebote" der Stadtplanung wer- 

den. Allerdings b e  
weisen neuere 

sche) Erhebwgen, 
daß die "Stadt 

Dieter Apel 
u.a. (Hrsg.): 
Handbuch der kom 
munden Verkehrs 
planung (1993, Born) 

Dieter Apel: 
Verkehrskonzepte in 
europäischen Stad- 
ten (1992, difu-Bei- 
trage m Stadtent- 
wickiung, Berlin) 

Dieter Apel u.a.: 
Möglichkeiten der 
Steuerung des Flh 
chenverbrauchs und 
der Verkehrsent- 
Wicklung. (1993, 
difu. Berlin) 

Arbeitskreis Verkehr 
und Umwelt (Hrsg.): 
Stichworte. Argu- 
mente und Fakten 
um Stadtverkehr 
(1991, Berlin) 

Forschungsverbund 
LeMwaum Stadt 
(Hrsg.): Faktoren des 
Verkehrshandeh 
(1994, Berlin) 

Forschungsverbund 
Lebensraum Stadt 
(Hrsg.): Szenarien 
und Handlungsw& 
g e  Mögliche 
te der Stadt, Mobi- 
lität und Kommuni- 
kation im Jahre 2020 
(1994, Berlin) 

H.-J. Ranck (Hrsg.): 
Strategien gegen 
den Verkehrsinfarkt 
(1992, Stuttgart) 

Enquete-Kommissi- 
on "Schutz der Erdat- 
mosphäre": Mobilität 
und Klima 
(1994, Bonn) 

Andreas Feldtkeiler: 
Die zweckentfrem- 
dete Stadt, Wider die 
Zerstörung des öf- 
fentlichen Raumes 
(1994, 
New York) 



Heiner Mohnheim 
u.a.: Stra5en für aile - 
StadWerkehr der Zu- 

kunft (1990. Hamburg) 

Thomas Schaller: 
Kommunaie Verkehre 
konzepte (1993, Köln) 

Kiaus Schlabbach ua. 
Verkehrsbeeinfllus- 

sung innerorts (1993, 
expert, 129 S.) 

Dieter Seifried 
Gute prgumente: 

Verkehr (1991, C.H. 
Beck in München, 

172 S.) 

Petersen / 
Schallaböck: 

Mobilität für morgen 
(1995, Bukhäuser in 

Basel. 315 S.9 

Markus Hesse 
Verkehrswende 

(1995, Metropolis in 
Marburg, 289 S.) 

üirich Höpfner u.a.: 
Pkw, Bus oder Bahn? 
(1988, ÖkeRaben in 

München, 211 S.) 
Schadstoffemissionen 

und Energiever- 
brauch 

Martin Burkhardt: 
Die geseilschaftlichen 

Kosten de8 Autover- 
kehrs (1980, BBU, 

135 S.) 

H. Gloning/S. Böse: 
Gesundheitsrisiko Au- 
to (1995, MabuseVer- 
lag Frankfurt, 169 S.) 

W i e d  Wolf: 
Eisenbahn und 

Autowahn (1986, 
Hambmg) 

M. Verkehrsfom: 
Invdonspotentiaie 
im öffentlichen Pers* 
nennahverkehr (1993, 

BOM) 

Hess. Ministerium Nr 
Landesentwicklung: 

Stadt für Kinder 
(1991, Wiesb.. 143 S.) 

Wege" das Problem allein nicht lösen wird. 
Oft werden Freizeitmgebote @wnan nicht 
genutzt, weil es eben eh unabdingbarer Teil 
der Psyche geworden ist, "'ins Grüne zu fah- 
ren". Daran hat gerade auch die halbherzige 
"Umwelt-VerkehmErziehungM wenig bewirkt. 
Infrastrukturelle Mafkiahmen können also 
nur einhergehen mit konsequent restriktiver 
Verkehrsführung. 

Der Umweltverbund von Bus. Bahn, Rad 
und Fuß muß gegen- dem restlichen 
Straßenverkehr eindeutig bevorzugt werden. 
Oder im neuesten "Politik-Fach-Deutschn: 
Konzentration statt Entflechtung, Steuerung 
statt Deregulierung, Angebotsplanung statt 
Bedarfsplanung, Regionalisierung statt G16 
balisierung. 

Integriertes Verkehrskonzept 

b Da die verschiedenen Verkehrssysteme 

und planerisChen Maßnahmen sich gegen- 
seitig beeinflussen, ist ein integriertes Ver- 
kehrskonzept notwendig. EinzelrnaDnahmen 
sind nur als Anfang' sinnvoi, immer muß 
darauf hingewiesen werden, daß ein Ge- 
samtplan durch die kommunale Regierung 
oder den Nahverkehrsträger zu erstellen ist. 
Zum Konzept gehört eine Analyse, an wel- 
chen Orten eine schnelle Umsetzung. beson- 
ders wichtig ist, (Wohnwerteinschränkung, 
mangelnde Sicherheit usw.). 

b rur uer unyen 

über Verkehwerhalten 
- Schaffung autofreier Wohnviertel 
- EbWziehung von FuOgängerInnen- und Rad- 
verkehr als wesentliche Verkehrsmittel in die 
Verkehrsplanung 

- Verlagerung des Güter- und Schwerlastver- 
kehrs auf die Schiene 

- Autofkeie Innenstädte mit Ausnahme des Lie- 
femerkehrs (zeitlich begrenzt) 

- Wlet$erentdeckung der "Langsamkeitn als neu- 

es Lebensgefühi 
- Stop von Straßenaus- und NeubaumaDnahrnen, 

Irmsfition des eingesparten Geldes in den ÖP- 
NV und Straßenrückbau 

Roden 
- Umlage der ökologischen Folgekosten des 
h4N auf Autohersteller, Mineralölkonzerne und J 
TeihehmerInnen des MN sowie Transportun- 
ternehmen durch deutlich erhöhte Mineralöl- 
Steuer und Flächenversiegelungsabgaben. 

M- 
- Verkehrsflüsse nach örtlichen Gegebenheiten 

steuern, 2.B. nach dem benannten "Kuchenprin- 
zip" (erstmals wurde dies in Groningen ange 
wandt) sowie in einer Art, daf3 aile wichtigen 
Zentren mit Fahrrad und ÖPNV besser ansteu- 
erbar sind als mit dem Auto (Haltestellen U. 
Radständer direkt vor Ort, Parkplätze in Entfer- 

- n w )  
- Stadt der kurzen Fuß-, Fahrrad und Transport- 

Wege, verkehrssparsame Strukturen, z.B. durch 
Verdichtung innerstädtische Wohnlagen, Wä- 
chemecyciing'' bzw. Nachverdichtung im Ort, 
verträgliche Mischnutzung etc. - 

- Regionalisierung, Förderung der Direktver- 
rnarktung sowie kleinräumiger Liefer- und Ver- 
brauchssirukturen (Märkte, Transport- 

,Mobilität allgemein 

Werkekropelitik 
- Eindeutige Bevorzugung des Umweltver- 

bundes 
- Kombination der unterschied- 

lichen Verkehrsmittel 
- Einführung einer kommunalen 

Nahverkehrsabgabe 
- stärkere öffentliche Förderung 

der Erforschung und Umset- 
zung umweltneundlicherer 
Verkehrskonzepte, Forderung 
von Studien und StaWiken 



-Aktions 

- Q"a;re Verkehr 

- Keine weitere Ausweisung von Baugebieten für 
Märkte, Freizeitanlagen, ... außerhalb geschlos- 
sener Siedlungsgebiete 

- Berücksichtigung der ÖPNv-Infrastruktur, 
bzw. Verbesserung derselben bei der Auswei- 
sung von Neubaugebieten Planung/Verkehrsor- 
ganisation 

- Umsetzung der Leitbilder Sozialverträglichkeit, 
Umweltverträglichkeit, Raurnverträglichkeit 
durch die Verkehrsplanung, integrierte Ver- 
kehrsplanung 

- verstärkte Bürgerinnenbeteiligung bei regiona- 
len, besonders aber bei überregionalen Ver- 
kehrsprojekten, Demokratisierung statt Verfah- 
rensbeschleunigung und Ausgrenzung 

wirbchafespoiitilc 
- Umwandlung der Automobil-Industrie in um- 

weltgerechte Firmenzweige 
- Umwelt-Verkehrsauflagen für Großveranstaltun- 

gen (Parkraumbegrenzung, Park & Ride, Kop 
pelung der Eintrittskarten mit ~ P N V - ~ a h r b e  
rechtigung, Sonderbusse und -züge, Fahrradzu- 
wegungen und -abstellanlagen) . 

- Verzicht auf die Produktion von Kfz mit hohem 

Energie und Flächenverbrauch, gegebenen- 
faUs Verbot 

- Technische SicherheitsmaDnahmen nicht nur 
für Autoinsassen. sondern auch für potentielle 
Unfallopfer (Kinder, Fußgängerinnen, Radfahre 
rInnen) 

Motorisierter 

b Individualverkehr (MIV) 

- Konzentration des M N  auf einzelne Verkehrs- 

trassen, lange Wege und Verkehrsbeschr&kun- 
gen/-verbote in Wohngebieten (siehe Kuchen- 

P ~ P )  
- Schritt-Tempo in d e n  Wohngebieten, Tempo 30 

im gesamten Stadtgebiet (keine "Stadtautobah- 
nen"), Tempo 70 auf Land- und KreisstraDen und 
maximal Tempo 100 auf Autobahnen 

- Gestaltung d e r  Straßen zur optischen Beie 

bung, Verkehrsberuhigung und leichterer Que 
rung für Fußgängerinnen. 

- Durchsetzung der Geschwindigkeitsbgrenzun- 
gen durch Kontrolle und bauiiche Maßnahmen 
sowie Verwendung der eingenommenen BuD 
gelder zur Förderung des ÖPNV oder der Fi- 
nanzierung von Krankenhäusern, in denen Un- 
fallopfer aufgenommen werden. 

- Mehr Sicherheit durch innerörtliche Überhol- 

verbote, Temporeduzierung, Querungshilfen. 

und deutliche geführte Radfahrspuien bei A b  
biegurigen 

- "Dosierung" des M N  in Städten auf ein erträgli- 

ches MaB, 2.B. durch Pförtnerampeln, die die 
Argahl der in die innenstadtgebiet gelangen- 
den Kfz regulieren 

- ~ahrverboie Nr alle K f i  bei einer Belastung ab 
120 Müuogramm 0zon/m3 ~ u f t  23.: 

- Nachtfahrverbot für LKW in Wohngebieten - L 

Einrichtung von Abgasmeßstationen in sensi- 
blen Bereichen (z.B. Kindereinrichtungen) und ~teratiir: 
Durchfahrverbot für den MIV bei überschritte 
nen Grenzwerten A. Lüers u.a.: Stadtbus-Systeme 

- Immissionsminderung und Erhöhung der (1996. ßko-Institut - - 
Durchlaßfkihigkeit von Verkehrsknoten durch 
Kreisverkehrslösungen an geeigneten Orten 

- effektive Parkieitsysteme zur Vermeidung von 
unnötigem Suchverkehr 

- konsequente Parkrewirtschaftung:  Wer 
parkt, soll mehr zahlen als ÖPNv-~utzer~nnen 

- Rückbau der Parkplätze 

in Freibwg, 15 S.,) 

H. Baumgarten ua.: 
Perpektiven d. Logi- 
stik (1993, Beriin) 

Dieter Läpple 
(Hrsg.): Gtitewer- 
kehr. Logistik und 
Umwelt (1993, Ber. 
M) 

Tilman Bracher: - .  

- Förderung von Car-Sharing-initiativen- Einsatz Konzepte für den 
Radverkehr (1987, 

der Ablösezahiungen gemäß StellplatZ~atzung , Bielefelder Verlaqs 

o.ä zur Förderung des Umweitverbundes anstait, 216 S.) 

- Keine Park & RideAnlagen, Umwidrnung des Alla. M. 

Geldes mgunsten von ÖPNV-Angeboten und 
Radverbindungen 

- Flächendeckende Abend-, Nacht- und Wochen- 

endverbindungen 
- Schaffung von in sich abgestimmten Regional- 

verbunden, -fahrplänen und -tarifen 
- Integraler Taktfahrplan mit abgestimmten Um- 

steigezeiten und orten 
- Lösungen für Fahrten von einem Regionalver- 

bund in einen anderen (Anschlüsse, Anerken- 
nung der Fahrkarten usw.) 

~&*d-Club: Rad- 
weg-Planung (1983, 
ADFC Bremen, 95 S.) 

nen für die ZU- 
unter besonderer Be 
riicksichtigung des 
Fahrradverkehrs 
(1996, Peter Lang in 
F'rmidint. 362 S.) 

Claudia Frev Marti: 
verkehrs- &d Um- 
weltproblematik in 
touristischen Gebie 
ten (1996, P. Haupt in 
Bern. 320 S.) 

Christian Lasser: 
Verkehrs- und U m  
weltproblematik in 
städtischen Gebie ~ - - ~  - - ~ - - -  

- Anerkennung von BahnCards, "Guten Abend- ten (1995, P. Haupt in 

Ticket" und weiteren Sonderangeboten, die bis- B e n  Ca. 550 s.) 
Formale Lenkungs- 

her nur von der DB angeboten werden, in den instnimente werden 

Verkehrsverbünden vorgestellt. 

- Kurze Wartezeiten an innerstädtischen Ampeln Dirk Matzen: 
für Fußgängerinnen U. RadfahrerInnen, klare Tatort Himmel 

(Ml, Verlag Die 
Benachteiligung für den MIV Werkstatt, 202 S.) 

- einheitliche Fahrplan- U. Preisgestaitung 
- Lückenschiuß vor diem bei der Versorgung -des 

ländlichen Raumes: Einführuna von Anrufsam- 

~ e r s c h m u t r u n g ,  
LärmusW.dwCh 
Flugverkehr ' 

meltaxi (AST), Bürgerinnenbus bzw. Rutbus zu Oeser/Beckers: - 

Fluglärm (1987. C.F. 
abgelegenen Orten sowie nachts bzw. am W@ Müller in Karlsruhe, 
chenende 329 S.) 



Aktions - 
Verkehr 

Bus und Baha 
- Flächendeckend in der Region statt Geld für 

BescNeunigungsGroi3projekte 
- Erhalt und Ausbau des schienengebundenen 

Regionalverkehrs 

- Vorrang für urnweltverträgliche Verfahren bei 
öffentlichen Transportaufträgen 

- Förderung von Fahnadkurierdiensten 
- Beschränkung des innerstädtischen Lieferver- 

kehrs auf bestimmte Zeiten 
- Kundenbferdienst statt Kundenstellplatz - Kostenlose Fahrradrnitnahme im öffentlichen 

Personennahverkehr (ÖPNV) 
- Klare Kennzeichnung @.B. durch unterschiedli- 

che Farben) von Stadt- und Überlandbussen 
- Einrichtung von Bus%puren auf staugefährde 

ten Straßen 
- Vorrangschaltung bei Ampeln 

Luftfahrt, Schif fahrt ) & Sanfter Tourismus 

- Nachfflugverbot 
- inlands- bzw. Kurzstrecken-Flugverbot 
- Fahrverbot für private Motorboote auf Flüssen 

und Seen, weiträumige Sperrung sensibler B e  
reiche für alle Boote und Wassersportarten 

- Begrenzung der Tourist1nnen;Zahlen in allen 
Regionen (dadurch: Verminderung des Ver- 
kehrsaufkommens) 

- TowisükAngebote der Bahn oder entspre 
chender Tochtergesellschaften statt Reisebus- 
fahrten 

- Angebote für Radtouren und Wanderungen för- 
dem 

- Verzicht auf das Auto als Zubringer m Veran- 
staltungen, ÖP~~erre ichbare  Wahl von Veran- 
staitungsorten und Treffpunkten, Darstellung 

- Radfahrstreifen (innerorts) oder neben der 
Straße geführte Radwege, dabei temporeduzie 
rende Verengung der Autostraßen mgunsten 
des Radverkehrs . 

- Bei Platzknappheit oder nur.geringem Radver- 
kehrsaufkommen: Schaffung von Angebots- 
streifen auf der Fahrbahn bzw. Mitnutzungser- 
laubnis des Fußweges (kein Zwang) 

- einheitl. Markierung innerörtlicher Radwege 
- Einrichtung von Fahrradgaragen U tiberdach- 

ten -abstellanlagen im Zentnun, an wichtigen 
Gebäuden U. Haitestelien, Beschiu5 von "Fahr- 

Ailgemeiner Deut- 
scher Fahrrad Club 

(ADFC) 
Am Dobben 91 
28203 Bremen 
0421/Z03410 

Pro Bahn 
Friedr.-Ebert-Str. 134 

42117 Wuppertal 
0202/306002 

Verkehrsclub der 
Bundesrepublik 

Deutschland (VCD) 
Eifelstr. 2 

53119 B o n  
0228/985850 

radstellplatzsatzungenn 
- Freigabe von Einbahnstraßen und Fu5gänge 

rInnenzonen Nr Radfahrerlnnen bei gleichzeiti- 
ger Temporeduzierung 

der umweltgerechten Anreise auf Einladungs 
' schreiben 

- Förderung der Bahn- U. Radbenutzung im Ur- 
laub durch Preisnachiässe, Verzicht auf Kurta- 
xe bei Fahrkartevorlage usw. 

- Schaffung attraktiver Nahverkelusangebote, 
Rad- und Fu5wege in Tourismusorten, Straßen- 
und Parkplatzrückbau. 

- Autofreie Inseln und Täler 

Gesellschaft für ratie 
nale Verkehrspolitik 
Bromberger Straße 5 

- Herausgabe von Radwegekarten mit ÖPNV- 
Umsteigepunkten, Absteilanlagen, ... 

40599 Düsseldorf 
0211/74150Z 

Bundesvereinigung 
gegen Fluglärm 
Westendstr. 26 

- Schaffung kurzer, direkter Mwegeverbin- 
dung, auch in Neubaugebieten 

- "Entrümpelung" von FuBwegen, bauliche Ver- 

hinderung und konsequente Ahndung von wi- 
derrechtlichem Parken 

AK Verkehr und Um- 
welt, Grüne RadlerIn- 

nen & RiOgänger- 
schutzverein FUSS 

Kirchstr. 4 
10552 Berlin 
030/3926146 

- Autofreie Innenstädte, Stadtteile, Geschäftsze 
nen, Freizeitgebiete etc. 

- "Tempobremsen" baulicher, optischer oder ak- 

kustischer Art, vor aiiem an Unfaiischwerpunk- 
ten U. Fußgängerüberwegen 

- ~ c h a f f u n ~  von ~u&hilfen 
- innerstädtische Überholverbote zum Schutz vor 

Unfäiien 

Die Autovem 

Kampagne 
"Neue Mobilität" 

c/o hojektwerkstatt 
Haupstr. 12 

35281 Weiibura- 

Jochen Rosenkranz 
c/o Projektmanagement Ökologie 
Hersfelder Str. 3,36272 Niederaula 
Tel. 06625/919295, Fax 919296 
eIbIail: p~oeko@juis.insider.org 

Transport- & Lieferverkehr b Marco Schrui 
c/o Jugend- & Aktions-Projektwerkstatt 
Fiirstengraben 30,07743 Jena 
Tel./Fax: 03641/449304 
ernail:gl.thuer.presse@IPN-B.corn1ink.apc.org 

C Förderung von CitpLogisükUntm&en, Ver- 
kehrsgüterzentren bzw. Giiterverieplzentren 

- Nachtfahrverbote für Lkw in lärmsensiblen Be- 

reichen 



Klima & Energie 
Obwohl seit Jahrzehnten bekannt ist, daß der steigende Energieverbrauch der In -  
dustrieländer unserer Umwelt auf Dauer schweren Schaden zufügen wird, war "En- 
ergie" fü r  den klassischen Naturschutz lange kein Thema. Erst die Anti-AKW-Bewe- 
gung trug Anfang der siebziger Jahre mit ihrer Forderung nach einer umwelt- und 
sozialverträglichen Energiepolitik das Thema "Energie" in die Umweltbewegung hin- 
ein. Bis heute - auch nach Tschernobyl - ist die Forderung nach dem sofortigen Aus- 
stieg aus der Atomenergie nicht umgesetzt. Als dann das Waldsterben und schließ- 

< lich die globale Bedrohung durch Klimaerwärmung ins Bewußtsein der Öffentlichkeit 
rückte, wurde zunehmend deutlich, daß wir ohne eine Änderung unseres großzügigen 
Umgangs mit Energie die Welt in eine Katastrophe hineintreiben. Das vorliegende 
Kapitel untermauert die zentrale Forderung nach einem Aussteig aus der Atomener- 
gie durch konkrete Forderungen und Beispiele von Maßnahmen. Insbesondere die In -  
dustrieländer sind aufgerufen, das Verbrennen fossiler Energieträger (Kohle, Erdöl, 
Erdgas) möglichst schnell wieder auf ein umweltverträgliches Maß zurückzufahren. 
Dabei hat Deutschland als hochentwickeltes Industrieland obendrein noch Vorbild- 
funktion für die Länder, die heute an der Schwelle zur Industrialisierung stehen. 

Öko-Institut 
Klimaschutz - kon- 
kret! (1995, ÖkcIn- 
st., Freibwg. 123 S.) 
Erfahrungsberich- 
te, Szenarien der 
Energiewende, Tips 
für die Kommunal- 
politik 

Ökdnstitut: 
Das Energiewen- 
de-Szenario 2020 
(1996, ÖkeInstitut 
in Freiburg, 111 S.) 
Szenario für nach- 
haltige Entwick- 
lung. Dabei geht es 
auch um Struktur- 
politik. 

aber auch nackte ökonomische Fakten. Denn Bundesamt für Kon- 

der weltweite Ausbau der Atomenergie ist junkhufiagen: 
Strom rationell nut- 

schlicht nicht bezahlbar, vor allem dann zen (1992, vdf, zü- 

Bei dem Ziel der CO,-Reduktion gibt es rich, 312 S.) Leitfa- nicht, wenn wir an die Folgekosten den- den zur rationellen 
weitgehend Einigkeit. über den richtigen Verwendung von 

Eleidrizität. Weg wird aber weiter gestritten. Kern- em Abbau verstrahiter 
'L energie birgt nach wie vor ihre e ige 

nen, auf lange Sicht unkalkuiierba- 
ren Risiken. 

Mit mehr Atomkraftwerken al- 
lein kann .das Problem ohnehin 
nicht gelöst werden. Denn trotz des 
hohen Atomstromanteils, den 2.B. 
Frankreich oder auch Deutschland ha- 
ben, tragen die über 400 Atomkraftwerke 
auf unserem Planeten nur zu ca 5% nun 
weltweiten Primärenergieaufkommen bei. 

Wollte mensch also über Atomstrom 
das COzProblem lösen, müßten in den 
nächsten Jahrzehnten zusätzlich hun- 
derte von Atomkraftwerken gebaut werden, 
vornehmlich in "Schwellenn-Ländern. Dage- 
gen sprechen aber die damit zunehmende 
Gefahr nukiearer Katastrophen, die ver- 
schärfte Frage der ungelösten En@orgung, 



A ktiovis - 
Klima B Ewrglo @ Eg: 

Dieter Seiiried: 
Gute Argumente 

Energie (1988. C.H. 
Beck in München, 

156 S.) 

Hennicke/Seifried: 
Das Einsparkraft- 

werk (1996, Birkhäu- 
ser in Basel, 359 S.) 
Konkrete Tips und 

polititsche Rahmen- 
bedingungen 

Kommunaler 
Klirnaschutz 

(1998, M. Gemeinde 
verlag in Köln) 

Konkrete Tips fk die 
Energie und Kiimh 

schutzpolitik. 

BINE: 
Erneuerbare Energie 

quellen - Rationelle 
Energieverwendung 
(1991, C. F. Müller in 

Karlsruhe. 596 S.) 
Adressen von Her- 

stellern. Montagebe 
hiebe und Beratungs- 

stellen 

Piene R. Sabady: 
Solararchitektur-Pr% 
xis (Tobler V., 100 S.) 

Sonnenenergienut- 
ning leicht gemacht: 
Praxkbezogende Ar- 

bitsgmdlage für 
Bauplaner. Modelle 

werden mit Konzept, 
Berechnungen und 

Ausführungen aufge- 
zeigt. 

Leuchtner/Preiser: 
Photovoltaik-Ania- 

gen (Öko-ht., 128 S.) 
h e r  200 Angebote 

von Photovolt&-An- 
lagen wurden zu 

einer Marktübersicht 
,ausgewertet. 

Altanlagen oder durch mögliche Katastre 
phen entstehen. Und schließlich der ent- 
scheidende Punkt: Der Aushau der Atom- 
energie verhindert die Weichenstellung zu 
einer sanften Energiepolitik, die auf inteiii- 
genterer Energienutzung, ' auf solarer Ener- 
gieerzeugung und auf Energieeinspanuig 
beruht. 

Energie Sparern 
% aiihe-ti+iiiovow 

Bei dem Begriff "Energiesparen" denken 
viele an eine schlecht geheizte Wohnung, an 
Verzicht auf Aute oder Mofa fahren an kal- 
tes Wasser im Schwimmbad usw. Natürlich 
hat Energiesparen durch Verzicht einen un- 
geheuren Effekt. Aber mit solchen Fordern 
gen wird mensch unsere Mitmenschen eher 
verschrecken, als sie zum Mitmachen zu m e  
tivieren. 

Wenn wir von "Energiesparen" reden, mei- 
nen wir in erster Linie: die vorhandene Ener- 
gie intelligenter und effektiver einsetzen und 
Energieverluste rediislieren. Hinzu kommt 
der Einsatz regenerativer Energiequellen 
(Solarenergie, WiErdenergie, Wasserkraft 
und Biomasse), der letztlich auch zum Ener- 
giesparen beiträgt, nämlich zum Einsparen 
fossiler ~nergieträber und damit auch zur 
CO,-Reduktion. 

-. Bei der Stromerzeugung in konventionel- 
len Kraftwerken gehen Ca. zwei Drittel 
der eingesetzten Energie als Abwärme 
verloren. Eine bessere Energieausbeute 
haben Blockheizkraftwerke (BHKW), bei 
denen die anfallende Abwärme zum Hei- 
zen oder zur Erwärmung von Wasser ge- 
nutzt wird. überall, wo möglichst ganzjäh- 
rig die Abwärme genutzt werden kann, 
können BHKWs wirtschaftlich eingesetzt 
werden @.B. in Hallenbädern, Kranken- 
häusern, vielen Gewerbeeinrichtungen 
und auch in Wohnsiedlungen). 

- Für viele elektrische Geräte, die als 
"Stromfresser" gelten, gibt es Alternati- 
ven, die direkt mit Gas betrieben werden: 
Elektrische Heizungen und Warmwasser- 
bereiter, Herde zum Kochen und Backen, 
und inzwischen auch Wäschetrockner. 
Beim Austausch dieser Geräte durch gas- 
betriebene Geräte kann über die Hälfte 
an himärenergie eingespart werden (Bei 
einem vorhandenen Erdgasanschluß spa-L 
ren die genannten Manahmen auch Be- 
triebskosten)! 

- Wärmepumpen, die in der Regel elek- 
trisch betrieben werden. können unter 
sehr günstigen Umständen zur COzRedu- 
zierung beitragen. Da ihr Preis aber sehr 
hoch ist, und sie die Nachfrage nach 
elektrischer Energie hochtreiben, ist ihr 

Strom sparen, -erzeugen 



Nutzen bei UmweltschützerInnenn um- um dieser Technologie eine Starthilfe zu , 

stritten. geben! 
- Beim Kauf neuer elektrischer Geräte kann - Wasserkraftwerke . und Windkraftwerke 

durch die Wahl der verbrauchSghstig- können ohne COa-Emissionen relativ 
sten Geräte viel Strom eingespart werden preiswert Strom erzeugen. Ihre Einsatz- 
(Bei- Kühlschränken bis zu 50 Prozent!). möglichkeiten sind aber von geeigneten 
Energiesparlarnpen brauchen nur ein Standorten abhängig (An manchen Stand- 
Fünftel des Stroms normaler Glühlampen. orten kann es aber ZU Interessenkonflik- 
Einen Beitrag zum Energiesparen.in priva- ten mit dem Naturschutz kommen). Y 

ten Haushalten leistet das Abschalten von 24.: 
Geräten ansteile der stand-by-Funktion. , 

- Zeitgesteuerte und leistungsangepaßte Wärmebedarf senken 
umwälz- und zirkulation~~um~en bei Hei- ) & Wärmegewinnung 
zung und Warmwasserbereitung sparen ~: 

übers Jahr gesehen etwa soviel Strom, wie - Durch verbesserte Wärmedämmung las- Stentwrst: 
eine moderne Kühl-Gefrierkombination sen sich an Neu ' und an Altbauten die En- Haifles Wasser 

verbraucht. von der Sonne 
ergieverluste stark reduzieren. Hier liegt (ökobuch. 190 s.) 

- Strom kann auch mittels Photovoltaik Der praktische Leit- ein riesiges ~ ~ a ~ ~ o t e n t i a l ,  das noch lange faden berät über durch Sonnenenergie erzeugt werden. Die nicht ausgeschöpft ist. Das sogenannte verschiedene Arten 
Kosten für die solar erzeugte Kilowattstun- . von Solaranlagen 

Niedrigenergiehaus, das vor ailem eine und gibt nützliche 
de sind derzeit verglichen mit anderen bessere Wärmedämmung hat, als in der Tips zur Auswertung 

Technologien noch' relativ hoch, SO daß der Gegebenheiten 
neuen Wärmeschutzverordnung vorge . und nu Auswahl der 

zunächst alle anderen hier genannten schieben ist, sollte bei Neubauten Stan- Hersteller und der 

Maßnahmen durchgeführt werden sollten. Anlagenart. Die Er- 
dard sei. &s nikunftsonentierter Haustyp gänziuigumdas 

Trotzdem ist die ' ~ ö r d e n m ~  von Photovol- Heralellerverzeich- ist das sogenannte Passivhaus schon 
taikanlagen wichtig nis macht das Buch 

für diejenige& die 
eine Anlage einbau- 
en wollen, unersetz- 
lich. 

R. Schüle/M. Ufheü: 
Thermische 
Solaranlagen 
(öko-.Institut. 231 S.) 
Umhsende Markt- 
Übersicht, mit einer 
umfangreichen Liste 

L von Kollektorenher- 
steilem und instaiia- 
tionsfirmen Ergänzt 
wird dieser Ratge 
ber durch eine über- 
sieht von k o m m ~  
len und Landesför- 
d - n a p r w a m -  
men 

Piene R Sabady 
Wie kann ich mit So- 
larenergie heizen? 
(Helion Zürich, 
iis s.) 
Planung, Seihtbau 
und Kauf von Son- 
nenkoiiektoren und 
Sonnenwärmespei- 
chem für Haus oder 
Schwimmbad A4 
pekte sind die Rage 
der Wirtschaftlich- 
keit sowie eint d e  
taiiüerte Analyse 
der Marktpreise. 
Leicht mrständüch 

X QIC .nrL -JL % 



Fördergeselischaft 
Windenergie e. V. 

Walkerdamm 17 
24103 Kiel 

Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg 

Drawehnerstr. 17 
20259 Lüchow 

Energie und Umwelt- 
zentnun am Deister 
Am Elmschenbnich 
31832 Springe-Eld. 

05044/975-0 

Eurosolat 
Plittersdorfer Str. 103 

53173 Bonn 
0228/362373 

BINE 
Mormationsdiensi 

hiiechonstr. 57 
53219 Bonn 

0228/232086 

. Bundder 
.Energieverbraucher 

Josefstr. 24 
53619 Rheinbreitbach 

02224/78415 

Solarplan 
SchioBgartenplatz 2 

64289 Darmstadt 
06151/Z19265 

institut Tür Energie 
& Umweltiorschung 

imSand5 
89115 Heidelberg 

06221/12956 

Stiftung 
Neue Energie 

Postfach 100829 
44708 Bochum 

M. Atomforum 
Heussallee 10 

53113 Bonn 
0228/22939 

Infonnatioxw 
zentrale Elektrizitäts- 

wirtschaft 
. Stresemannallee 23 

60596 Frankfurt 
069/6304312 

Zwischenlager 
Gorleben 

(Mormationshaus) 
Liichower Str. 8 
29475 Gorleben 

05882/ 1038 

Stand der T e c M .  Dort sind die Wärme 
verluste derart verringert. daß ein aktives 
Heizsystem nur noch an wenigen extrem 
kalten Tagen irn J& gebraucht wird (Be- 
fürchtungen, extreme Wärmedämmung 
könnte sich nachteilig auf das Raumklima 
auswirken, sind vöiiig unbegründet. Das 
Gegenteil ist der Fall): 

- Moderne Heizungsanlagen, insbesondere 
mit Erdgas betriebene Brennwertkessel 
haben einen $vesentlich höheren Wir- 
kungsgrad (auch bei d& Warmwasserbe 
reitung) und können in Neu- und Altbau- 
ten eingesetzt werden. Sie emittieren des- 
halb nicht nur weniger CO2, sondern sind 
auch bezüglich der anderen Schadstoffe 
umweltfreundlicher. 

- Über die Nutzung passiver Solarenergie 
lä5t sich der Energieverbrauch im Be- 
reich Wohnen ebenfds senken. Durch 
Fenster mit moderner Wänneschutzver- 
glasung kann, wenn sie nicht von innen 
oder außen verschattet sind, viel Wärme 
ins Haus geholt werden. Auch Wintergär- 
ten können zur Energieeinspasung beitra- 
gen, vorausgesetzt, sie können durch Tür 
ren in der Nacht oder an trüben Tagen 
von der Wohnung getrennt werden. 
Außerdem sollten sie nicht beheizbar 

Ihr Beitrag zur COzReduktion ist aber oh- 
ne großzügige Förderung noch nicht wirt- 
schaftlich. Vor ihrer Anschaffung ist des- 
halb zu prüfen, ob das Geld nicht effekti- 
ver in einer Wärmedämmung oder einem 
Brennwertkessel angelegt ist. 

- Die Wherückgewinnung bei Lüftungs- 
anlagen trägt 2.B. in modernen Hallenbä- 
dern zur Energieeinsparung bei.  euer- 
dings kommt diese Technik auch bei 
Wohngebäuden zum Einsatz. Allerdings 
gleicht dort bei den meisten der angebe 
tenen Anlagen der zusätzliche Stromver- 
brauch die Wärmegewinne wieder aus. 
Für Häuser mit extrem niedrigem Ener- 
gieirerbrauch wird diese Technik aller- 
dings zunehmend interessant. 

- Bisher noch wenig bekannt ist, daß inzwi- 
schen auch sehr wirkungsvolle Luftkol- 
lektoren auf dem Markt sind. Sie können 
die Heizung in Hallenbädern, Sporthaiien 
aber auch in Wohnhäusern unterstützen. 

KOYIKreTQ 
Forderungen 

sein; allein die Frostsicherung der Heiz- 
körper im Winter kann die Whegewin- Die vorliegenden Forderungen beschrän- 
ne wieder aufzehren! . ken sich weitgehend auf die öffentlichen 

- Sonnenkollektoren zur Warmwasserbe und privaten Bereiche vor Ort in den Regie 
reitung oder auch zur Unterstützung der nen Vergleichbar große Energieverbrau- 
Heizung gelten gemeinhin als Wahrzei- cher und Klimazerstörer sind aber immer 
chen ökologischen Bauens. noch Industrieunternehrnen, die ebenso wie 



@"E:," Klima 8 Energie P 
mittelständische Unternehmen und das 
Dienstleistungsgewerbe eine entscheidende 
Rolle spielen. Eine Konversion in Richtung 
energiesparender Produktion und Produkti- 
on energiesparender Produkte ist hier unver- 
meidlich. 

Auch die Vermeidung von energieintensi- 
ven Rohstoffen wie Aluminium ist durch eine 
Vielzahl von Substituten möglich. Jede Roh- 
stoffvermeidung, z.B. durch ausgebaute 
Mehrwegsysteme, trägt zudem ebenso zum 
Klimaschutz bei wie die allseits bekannte 
Wärmedämmung oder die Solarzelle auf dem 
Dach. 

Organisat ions-Ebene: b 
L "Runder Tisch für Klimaschutz (Verwai- 

tung, Parteien, Stadtwerke, Verbände, 
Handwerk, Gewerbe) 

- Kostenlose Energieberatung für BürgerIn- 
nen (siehe Kapitel 20, "Umweltberatungl') 

- Beitritt zu einem Klimabündnis, verbun- 

den mit konkreten Verpflichtungserklä- 
rung, z.B. zur Reduktion der COzEmissio- 
nen 

Konzeptions- & 

L - Umfassende kommunale Klimaschutzkon- 
zepte, versehen mit Prioritätenlisten und 
Urnsetzungsplänen; Jährliche Klima- 
schutzberichte der Verwaltung zur Re- 
chenschaftslegung über die irn Klima- 
schutzkonzept geforderten Maßnahmen. 
Im Klimaschutzkonzept sollten unter an- 
derem enthalten sein: 

- Energiesparkonzept für aiie kommunalen 
Gebäude, Einrichtungen (Verwaltung, 
Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, 
Bäder) und Unternehmen (auch städtische 
Wohnungsverwaltungs- bzw. Bauunterneh- 
men!). Grundlage dafür sind "Energiepäs- 
se" für jedes Gebäude. 

- Verkehrskonzept zur Reduzierung des 
Motorisierten Individualverkehrs (siehe 
Kapitel 23, 'Verkehr") 

- Ausweisung von Flächen zur Nutzung von 

Windkraftanlagen in Flächennutzungsplä- 
nen (FNP). Der FNP stellt zudem die Wei- 
chen für die Herausbildung von verkehrs- 
sparsamen Strukturen in der Region. Vor 
d e m  bei der Ausweisung von Wohnge 
bieten mussen energierelevante Kriterien 
(Südhang statt ~ o r d h a n ~  oder Kaltluft- 
mulde) eine wesentliche Rolle spielen. 

- Ausweisung von Fernwärmevorrangge- 
bieten. 24. 

- Richtlinien für Klimaschutz- und Ener- 
giesparmaßnahmen in Bauleitplänen (B 
Pläne/V&E-Pläne) durch die Verwaltungs- 
spitze. Darin sollen unter anderem 
berücksichtigt werden: 

- Festsetzung von geforderten Wärme- 
dämmwerten (Niedrigenergiehäuser, Pas- 
sivhäuser) 

- passive Sonnenwärmenutzung: Ausrich- 
tung der Baukörper, Bauen mit versetzten 
Ebenen 

- kompakte Baukörper (Verringerung der 
Außenoberfläche irn Verhältnis zum be- 
heizten Volumen, dh. Senkung des A/V- 
Verhältnisses), mitunter auch Nutzung der 
Vorteile gemeinsamer Außenwände (Rei- 
henhäuser) 

- max. Abweichung der Dachflächen von 

45 O von der NordISüd-Achse 
- Prüfung und eventuelle Festschreibung 

von Nahwärmenetzen bzw. -inseln im B 
Plan-Gebiet, Wärmeversorgung minde 
stens durch Brennwerttechnik, möglichst 
aber durch BHKW, Kollektoren und ande- 
re alternativelbzw. effizientere (kraft-wär- 
mekoppelnde) Energieträger 

- keine Festschreibung, die z.B. die Nut- 

zung von Solarkollektoren in Altstadtge- 
bieten aus "städtebaulichen Gründen" ver- 
bieten 

- Ausweisung von "Gebieten" (FNP) bzw. 

Bereichen, in denen zum Schutz vor 
schädlichen Umweltauswirkungen be- 
stimmte luftverunreinigende Stoffe nicht 
verwendet werden dürfen. Dies kann sich 
zum Beispiel in einem Verbrennungsver- 
bot für feste Brennstoffe etc. niederschla- 
gen. In einigen Bundesländern kann auch 
ein Anschiui3- und Benutzungszwang an 
die Fernwärmeversorgung festgelegt wer- 
den. 

- Konzepte z w  Stadtsanierung unter Einbe- 

Othmar Humm: 
Niedrig-Energie- 
Häuser f 1990. Öke 
buch-verlag 
Stautfen. 225 S.) 
Theorie und Praxis 
nüt einigen Beispie 
len. Sehr anschau- 
lich. 

Bundeaarchitekten- 
kammer: Energie- 
gerechtes Bauen 
und Modernisieren 
(1996, BirWiauser in 
Basel, 216 S. mit 
CDRom) 

Heinz Schulz: 
Biogas-Praxis 
(1996, Ökobuch- 
Verlag in Stauffen, 
187 S.) Grundlagen, 
Planung, Aniagen- 
bau und Beispiele 
für diese bislang 
vernachlässigte Al- 
ternativenergie. 

Untemchtsmateria- 
lien Atomenergie 
(Die Werkstatt/ 
AOL, 120 S.) 
Die inzwischen vier- 
te Auflage der Un- 
terrichtseinheit 
enthält Grafiken. 
Arbeitsblätter, Dis 
gramme und Texte 
von den kernphysi- 
kalischen Grundla- 
gen bis zu den alter- 
nativen Energie 
quellen, die die 
SchülerInnen kri- 
tisch an diese Th* 
matik heranführen. 



KTempel/J. Stay: 
Castor Buch 1 

(Toistefanz, 146 S.) 
Castor Buch 2 - Wir 

stellen uns quer 
(Toistefanz, 187 S.) 

Die beiden Bildbände 
dokumentieren mit 

sehr eindnicksvolllen 
Bildern den Wider- 
stand der Beviilke 

rung des Wendlands 
gegen die Chor -  

Transporte. Zu finden 
sind Bilder, die Wut 
und Aggressionen 

hervornLien, zeigen 
wie phantasiereich 

und gewaltfrei ein WI- 
derstand sein kann 

Anzumerken ist. daß 
die Fotos im seltesten 
Fali von hofifotogra- 

phen stammen und al- 
le Fotos kostenlos zur 

Verfügung stehen. 

' Gorlebener 
RumbesetzerInnen: 
Leben im Atomstaat 
(Eigenverlag. 310 S.) 
Dieses Buch. das als 
Resultat einer Beset- 

n i n w o n  der Gor- 
lebener Bohrtiirme 
entstand. will anre- 
gen, innerhalb der 

Repression des Staa- 
tes eine offensive Po- 

sition zu beziehen 
und eine Auseinan- 
dersetzung mit den 
Themen Atomstaat. 

Atommafia, Atom 
müil, Atomjusüz, Wi- 

derst+ und Alterna- 
tiven zur Atomener- 

gie stattfirnden lassen 

John May: 
Das Greenpeace 

Handbuch des 
Atomzeitalters 
(1989, Knaur in 

München, 496 S.) 
Bomben und Reakto- 
ren - ein umfangrei- 

cher Überblick. 

ziehung energiesparender Trotz der Wichtigkeit der vielen kleinen 
Maßnahmen (Wännedäm- Wnahmen:  Das kommunale Engagement 
mung, Fernwärme oder darf nicht davon ablenken, daß die Förde- 
Gasanschluß) m g  einer Dezentralisierung der Energie- 

- Wiedererlangen einer kommu- Versorgung mit dem Widerstand gegen un- 
nalen Energimsorgung / - verantwortliche Großprojekte der Energie- 
Erhalt bzw. Rückkauf von Versorgung einhergehen mu5. So lange 
Stadtwerken. Kein Verkauf Braunkohleabbau in großem Maße und 
an Groß-Energieuersorger. Atomenergie billigen Strom versprechen, 

bleibt die Aussicht auf eine Energiewende 
gering. Es gilt. soichen Projekten die Akzep 

Kosten- & tanz zu entziehen. Dafür ist die Beteiligung 

) Förder-Ebene: an grofien und überregionalen Aktivitäten 
2.B. der Anti-AKW-Bewegung ein gangba- 

der rer Weg. - Linearisierung 
Strom- und Heiztarife, kosten- 
deckende Vergütung der Einspeisung 
von alternativ erzeugtem Strom u.a. durch 
Stadtwerke bk. in der Fortschreibung 
der Konzessionsverträgen . 

- Sparmaf)nahmen im privaten Bereich 
(Wärmedämmung von Altbauten, Bau von 
Niedrigenergie- oder Passivhäusern, Um- 
stellung von Elektro- auf Gasheiningen 
oder Fernwärme, Förderung von Brenn- 
werttechnik, Kochen mit Gas, Ener- 
giesparlampen, Kauf von besonders 
sparsamen Haushaltsgeräten, Sonnenkol- 
lektoren, Photdvoltaik, Wasserkraftwerke, 
Windenergie) 

Weitere Mdnahmen: b 
bei Grundstücksverkäufen durch die 
Kommune energie und. klimarelevante 
Verpflichtungen festschreiben (analog 
der Maßnahmen bei 

- Energiesparschulungen von 
Hausmeisterinnen, Schu- 
lungen von städtischen An- 
gestellten (Leiterinnen von 

Kindertagesstätten) 
Einrichtungen, %B. Schulen, 

- Überprüfung der Tempera- 
turregelung und -anpas- 
sung, der Wartung der 
Heizanlagen Hebich-HeineStr. 8 

- umrüstung von ~leictre 36251 Bad ~ersield 

heizungen 



Forderuuigeui Abfall. 
Positive Bilanzen überall, doch sie trügen. Zur Zeit werden überall rückgehende Rest- 
müllmengen gemeldet. Ein genauer Blick zeigt allerdings, daß die Mengen nicht in dem 
Maße zurückgehen, wie Biomüll- und Grüner-Punkt-Sammlungen zunehmen. Die Gesamt- 
menge der Abfälle steigt also, und zwar beachtlich. Es wird höchste Zeit, daß die Abfall- 
politik geändert wird - weg von der Diskussion um die beste Form der Entsorgung (Ver- 

- - 

brennung oder ~e~onierung) hin zur einer konsequenten Vermeidung. Diese Vermeidung, 
die in allen Gesetzen und Programmen als erster Punkt steht, ist bislang völlig vernach- 
lässigt worden. Statt sich also auf die Diskussion über die Entsorgung einzulassen, müs- 

25. 

Sen Ideen zur Vermeidung eingebracht und verwirklicht werden. Motto: Über die 
Entsorgung reden wir erst,' wenn alle Vermeidungspotentiale ausgeschöpft, der Rest ein 

L optimales Recyclingsystem durchlaufen hat und nur noch geringe Mengen übrig sind. 

- Erarbeitung von Abfaiiwirtschaftskonzep 
ten für Kreis und Gemeinden. Müllvermeidung in Kommunen 

- Schwerpunkt auf Vermeidung, nachran- 
gig auf Verwertung sowie nur für den un- - Erlai3 einer Abgabe auf Einwegverpak- 

vermeidlichen Rest auf eine sichere Ent- kungen zum Direktverzehr (Imbiubuden, 

sorgungstechnik, die die Rohstoffe einer Restaurants usw., Feste und Veranstaltun- 

späteren Verwertung bei verbesserter gen): Festlegung verschiedener Steuersät- 

Technik zugänglich erhält. Das bedeutet ze auf Dosen, Teller, Besteckteile usw. Be  

einen Verzicht auf Verbrennung und unge schluD: Gemeindeparlament. 

ordnete Ablagerung bzw. Zwischendepe - Vertragliches Verbot der Verwendung von 

nieren (keine Vorverfahren zur Verbren- Einwegverpackungen bei genehrnigungs- 

nung wie Trockenstabilat um.). pfiichtigen Veranstaltungen (Straßenfeste 

- Einstellung von AbfallberaterInnen mit usw.): Diese Regelung mu.5 in die Geneh- 

umfassenden Befugnissen der Kontroiie migung geschrieben werden. Beschluß: 

und Weisung in öffentlichen Einrichtun- Gemeindevorstand oder -parlarnent. Zu- 

gen, gegenüber Privathaushalten/Firmen. ständig für Umsetzung und Kontrolle: Ord- 

O - Verbot der Verwendung von 
Einwegverpackungen bei Nut- 
zung gemeindlicher Einrichtun- 
gen: Aufzunehmen in die Nut- 

zungsverträge. Beschluß: Gemein- 

- Müiivermeidung im eigenen Be  
reich (Verwaltung, Bauhof, Ein- - richtungen wie Kindergär- 

ten, Schulen, Krankenhäuser 
usw.): Selbstbindender Be  
schluß des Gemeindeparla- 
mentes bzw. Kreistages, j e  

weils getrennt für die verschie 

Institut iik 
ökolog. Recycling: 
Neue Wege ohne Ab- 
rau (1093, FÖR 
in Beriin, 275 S.) 
DasBuchdokumen- 
tiert eine Fachta- 
gung, auf der ver- 
schiedene Refarext 
tInnen ein vielfält- 
ges Themenapea- 
trum bearbeiteten 
Konkrete Konzepte 
sind ebenso zu fh 
den wie aktuelle Ten- 
denzen. Zahlen oder 
Texte zupoiitischen 
R a h m m w  
gen 

Wolfgang Körk u.a.: 
Abfabenneidung 
durch kommunale 
Verpackungsabg& 
ben (1990, E. Blottner 
in Taunusstein, 
108 S.) 
Rechüiche Moglich- 
kei ten und Grenzen 

'Das bessere 
Müllkonzept': 
Entlastung der D e p  
nian durch Vermei- 
dung, t e c h k h e  An- 
wendung, biologi- 
sche Veriahren 
(1993, Universitäts- 
verlag Ulm. 160 S.) 



denen Bereiche, eventuell zusammen mit ,Müllvermeidung in 
.weiteren ~estle&en~ =.B. zur Nahrungs- Privathaushalten 
mittelqualität (BieFod). 

IFÖR 
Abfd vermeiden 

(1991, Fischer 
in hankfurt, 158 S.) 

Institut für 
ökolog. Recycling 

Müli problemo 
(1991, IFÖR in 
Berlin, 298 S.) 

Zwar schreiben ver- 
schiedene Autorh 

nen, dennoch ist das 
Werk sehr systema- 
tisch aufgebaut und 
schafft einen Über- 

blick über umweltge 
rechte Strategien der 
AbfaUwirischaft. vor 

d e m  die Möglichkei- 
ten der Vermeidung 

sowie kommuna- 
ler Handlungskori- 

zepte. 

E. Abel-Lorenz u.a.: 
Abfdvemeidung - 

Handlungspotentiale 
der Kommunen 

(1994, E. Blottner in 
Taunwtein, 229 S.) 
Rechtliche Möglich- 
keiten und Grenzen 

Institut 131 
ökolog. Recycling 

Das M& d e r  Dinge 
- EcoDesign (1996, 
IFÖR Berlin, 161 S.) 

Wie mufi ein Produkt 
aussehen, das um- 

weltgerecht ist? Die 
ser Frage geht das 

Buch nach Produkti- 
onsverfahren. Repari- 

er- und Recyclebar- 
keit sowie die Grund- 
stoffe stehen im Vor- 

dergrund. einige Bei- 
spiele ergänzen 

den Band. 

- Vertragliches Verbot von Einwegverpac- 
kungen bei ZuschußempfängerInnen der 
Gemeinde (Soziaistationen, Essen auf Rä- 
dern usw.). 

- Kauf langlebiger Geräte und Einrichtun- 

gen. Reparatur statt Neukauf, Kauf von 
Gebrauchtwaren, wo sinnvoll. 

Müllvermeidung 

b bei Firmen 
- Verzicht auf Einwegverpackmigen im ei- 

genen Produktionsbereich, Kantinen, G e  
schäftsführung usw. 

- Einflui3 auf ZuliefererInnen zur Nutzung 
von ~ehrwe~trans~or&er~ackun~en. 

- Bei Produktionsfirmen: Vorrang für lang- 

lebige Produkte, umfangreicher Ersatz- 
teilservice, recycelbare Grundstoffe. 

- Ausschöpfung aiier rechtlichen Möglich- 
keiten für verbindliche Regelungen bei 
der Ausweisung von Industriegebieten, 
Verkauf von Grundstücken an Firmen 
bzw. bei Erteiiungen von Genehmigun- 
gen. 

- Auflagen ZUI Benutzung von Mehrweg 

- Verzicht auf alle Einwegverpackungen. 
Kauf von Getränken und Lebensmitteln in 
MehrwegGlasgefäßen sowie von Gemü- 
se, Obst, Käse, Fleischwaren, Brot usw. 
ohne Verpackung in selbstmitgebrachten 
Gefäßen bzw. Taschen. 

- Initiativen für einwegfreie Kaufhäuser 
oder ganze Stadtteile. Kampagne: Gestar- 
tet von Einzelhandel, Kommune oder Um- 
weltgruppen. 

- Bevorzugung langlebiger Produkte. Kam- 
pagne: Kommune oder Umweltgruppen. 
Reparatur statt Neukauf, Informations- 
schrift Was kann wo repariert werden?" 
(Tip: Kooperation mit Tageszeitung, als 
Beiiage dort). 

- Schaffung von Reparaturbetrieben, die 
die Wirtschaft nicht anbietet, im Rahmen 
von Jugend- und Arbeitslosenförderung. 
Chance für alternative Betriebe, Start- 
hilfeförderung für Kleinbetriebe mit Aus- 
richtung auf Reparatur statt Neuverkauf. 

bzw. recycelten Produkten in Gastrone 
mie und Hotellerie. 

bKompost 6 Biomüll 
- Förderung der Kooperation zwischen Fir- 

dffentlichkeitsarbeit fiir Eigenkompostie 
men zur gemeinsamen Nutzung von Anla- 

rurg aller Gartenbesitzer 
gen im Recycling bzw. Mehrwegsyste - Zuschüsse zum Bau von Kompostanlagen 
men. 

. 1 .  - Vereinbarungen mit örtlichen Betrieben, - Vorrangiges Ziel: GegcNossene FVodukti- 
onskreisläufe. 

die Kompost brauchen und diesen selbst 



C ktioms 

- 
Abfall 

mit Kompostmaterial von Anliegern b e  
treiben (eventuell Sammiung durch kom- 
munale Sammelfahrzeuge) 

- Dezentrale Sammlung und Verarbeitung, 
z.B. in jeder Gemeinde bzw. irn Gemeinde- 
verbund durch Landwirte oder Garten- 
baubetriebe. Keine Großaniagen! 

- Verwertung des Komposts im gemeindli- 
chen Eigenbetrieb, in Firmen der Nähe so- 
wie durch Verkauf an EinwohnerInnen 

- Ständige Gütekontrollen. 

terialbörse (siehe oben: Wertstoffhof) 
- Integration einer Beratung nach dem Mot- 

to "Sanieren statt abreii3enM in das Bauamt 
bzw. die Umweltberatung 

- Überprüfung der bestehenden bzw. der 
neuen Bebauungspläne auf die Förderung 
des Erhalts bestehender Gebäude 

- Selbstbindung der öffentlichen Stellen, 
die Nutzung bestehender Gebäude dem 
Neubau vorzuziehenw 

- Verzicht auf Straßenneubauten. 
' Y  

Recycling des Produktes 

- Aufbau eines Wertstoffhofes mit ständi- 
gem "Flohmarkt", d.h. alte Möbel, Geräte 
usw. werden hier zum Kauf oder Tausch 
aufbewahrt. Zudem: Baumaterialien-Han- 
del (Steine, Fenster, Türen, Holz, Isolie 
rungsstoffe usw.). 

- Aufbau eines Recyclingzentrurns, in dem 
elektrische Geräte, Elektronik usw. w i e  
derhergestellt bzw. so getrennt wird, daß 
die Einzelbestandteile wieder verkauft 
werden können. 

- Kooperation mit technischen Firmen oder 
HandwerkerInnen in der Nähe zur Abga- 
be oder Abnahme von Geräten. 

Recycling . 

des Rohstoff es 

- Aufbau eines Recyclingzentnuns (S.O.) zur 
sortenreinen Trennung von Metaiien, 
Kunststoffen usw. 

- Aufbereitung und Sortierung von Sperr- 
müllgütem. Getrennte Erfassung von tech- 
nischen Geräten. 

- Dichtes Netz von Erfassungscontainem 
oder Tonnen für Einzelhaushalte für Glas, 
Weißblech und Papier. ,.+T'- . _ .  

t * , -  

Bauschutt & ) Baumaterialien 

- Förderung der Renovierung alter Gebäu- 
de statt Neubaugebieten 

- Einrichtung einer Bauschutt- und Baurna- 

besr iariuesr i esr 

Umgang 

- "Umweltverträglichkeitspriifun@ für alle 
Materialbeschafhgen hinsichtlich der 
Punkte Energie und Rohstoffaufwand in 
der Produktion. V o m g  für langlebige 
Produkte mit niedrigem Rohstoffverbrauch. 

- Bevorzugung von Stoffen aus regenerati- 
ven Quellen (Pnanzenfasern, Holz usw.), 
Verzicht auf Kunststoffe, wo möglich. 

- Reduzierung des Restabfaiis durch alle 
vorgehend genannten Maßnahmen. 

- Belohnung freiwilliger Müiieinsparung 
durch gestilfte MWgebühren (z.B. men- 
genbezogene Zahlung entweder nach G e  
wicht per Wiegechip am Miillfahrzeug 
oder nach Volumen mit Plaketten für jede 
Leerung ein- Müllbehälters). 

- Umlegung der Einsparungen auf die N e  
benkosten bei Mietshäusern mit Gemein- 
schaftstonnen. 

- Sortieraniagen für den Restmüll nach dem 
neuesten Stand der Technik. 

- Sichere Lagerung bzw. Deponierung des 
Restmülls in einer Form, der eine spätere 
Entnahme und Wiederverwertung nach 
neuen technischen Verfahren ermöglicht. 
Keine Müiiverbre~ung oder verwertungs- 
hinderliche Vorbehandlung (Trockensta- 
bilat usw.). 

J. Vontabel (Hrsg.): 
Wege aus der Abfall- 
falle (AT Verlag, 
148 S.) 
Ein emstmuiehmen- 
des Handbuch, das 
zum Umdenken und 
Aktivwerden anregt. 
Von Alrtionstips Uber 
phantasievoiies 
Recyclingwirdin 
dieser sehr umwelt- 
freundüch aufge- 
machten (Recycling 
PappEinband) Publi- 
kation dies. auch 
theoretische Sachen 
aufgearbeitet. Leider 
ist das Layout ein 
bikhen überladen 

TMo C. Koch u.a.: 
Ökologische 
Müiiverwertung 
(1991, CS. Müller in 
Karisruhe, 410 S.) 
Umfangreiches 
Handbuch z u  d e n  
wichtigen Bereichen 
der AbfalhRirtschaft. 

Michel Deubert: 
Kommunale Kompe 
tenzen in der Abfdi- 
Wirtschaft (1992, M. 
Gemeindwerlag in 
min, 204 S.) 
Rechtliche Betrach- 
mgen. 

Monika Böhm La.: 
MWvermeidung - 
Müiivemertung 
(1992, C.F. Miiiler in 
Karlsruhe, 130 S.) 
Systematischer 
überblick über die 
M6glichkeiten 



Bundesverband 
Naturkosthändler 

Reichpietschuier 14-76 
10185 Berlin 

Bund iür Umwelt- 
und Naturschutz 

Deutschland (BUND) 
Im Rheingarten 7 

53225 Bonn 
0228/4Wl-0 

Institut für 
ökologisches 

Recgcling (IFöR) 
Kurfürstenstr. 14 

10785 Berh 
030/2628021 

Öko-Institut 
Binzengrün 34a 
19114 Freiburg 

~0161/413031 

Initiative "Das beo 
sere Müllkonzept" 

Pfanstr. 4 
85604 Zorneding 

0810%/20750 

- Reduzierung des Giftmülls durch Öffent- 

lichkeitsarbeit (Akkus statt Batterien, gift- 
freie Farben und Reinigungsmittel usw.). 

- Dezentrale Sammlung der restlichen Gift- 
miiiimengen per Schadstoffmobil sowie in 
den Geschäften. Optimale Sortierung, ma- 
ximale Rückführung ins stoffliche Recyc- 
ling. 

- Wo noch nicht geschehen: Sofortige Kar- 

tierung aiier Altlasten, auch kleinerer 
Hausmüiideponien. Durchführung von 
Messungen, eventuell auch Probebohrun- 
gen, in jedem Fall aber Auswertung d e r  
verfügbaren unte;lagen, um die Frage zu 
klären, welche Schadstoffe und welche 
Wertstoffe begraben sein könnten. 

- Planung von Sanierungs- und Rohstoffge- 

winnungsmai3nahmen. Für jede Aitlast ist 
ein gestuftes Konzept zur sofortigen Si- 
cherung sowie zum mittel- bzw. langfnsti- 
gen Abtrag zu entwickeln, um Schadstof- 
fe herauszunehmen und Rohstoffe wieder 
in die Kreisläufe einniführen. 

- Ständige Beobachtung und Kontrolle 

- Einsatz für eine dosenfreie Zone, Stadt 
oder Gemeinde (unter dem Namen "Total 
Tote Dose" schon in einigen Städten 
durchgeführt: Dosenvorhänge, Anti-De 
sen-Demos, Veranstaltungen usw.) 

- MiiUberge öffentlich präsentieren: Müii 
sammeln und 2.B. auf dem Marktplatz auf- 
schütten. Besonderen Müllverursachern 
(Fast-Food-Ketten, Aidi & Co. usw.) den ei- 
genen Müii aus Containern usw. vor den 
Eingang kippen. 

- Mülldenkmäler aufbauen, Straßentheater, d 
Infostände usw. (siehe Kapitel 1, "Aktions- 
formen") 

- Abfdberatung durch Kommune oder an- 

dere Einrichtungen (Umweltzentren, Ver- 
braucherberatung, siehe Kapitel 20, "Um- 
weltberatung"). 

V e r  Autor 

Jörg Bergstedt 
c/o Institut für 6kologie - Büro Osthessen- 

Hersfelder Str. 3 
36212 Niederaula 
TeL 06625/919295, Fax 919297 
eh¶& insütut@juis.insider.org 



Forderungen Umwelischuiz 

Häuser, versiegelte bzw. befestigte Außenf lächen sowie Mauern und Zäune sind in 
den bebauten Bereichen die prägenden Elemente. I h r  Bau zerstört Flächen und 
führt zu Umweltzerstörungen bereits bei der Produktion der Baustoffe. I h re  Exi- 
stenz erfordert Energieaufwand, weiteren Chemikalieneinsatz, Wasserverbrauch 
usw. All dieses so auszurichten, daß der umweltgefährdende Effekt so gering wie 
möglich ist, muß als wichtiges Ziel einer wirkungsvollen Umweltpolitik entdeckt und 
konsequent angegangen werden. Klar ist dabei, daß es keine echte Umweltfreundlich- 26.1 

L keit gibt. Es geht nur um die Größe des Eingriffs in die Umwelt. Auch ein Niedrige- 
- 

nergiehaus verbraucht Fläche; auch Dämm-Materialien aus Abfällen oder nachwach- 
senden Rohstoffen verbrauchen Energie bei Herstellung und Transport, immer hin 
aber weniger als energieaufwendiges Material. 

Ziele e 
Für die kommunale Politik gibt es zwei 

Ziele: Umweltgerechte Bauweise aller öffent- 
lichen Gebäude und staats- bzw. gemeindeei- 
gener Firmen sowie Öffentlichkeitsarbeit für 
Privathaus- und FirmeninhaberInnen. Die fol- 
genden Einzelvorschläge stellen keinen voll- 
ständigen Katalog dar. Dafür gibt es eine 
Vielzahl von Veröffentlichungen zu Umwelt- 

L 
tips bm. umweltgerechten Bauweisen, Eher- 
gieformen usw. Um diesen Ideen zum Durch- 
bruch zu verhelfen, ist vor d e m  zu fordern, 
dai3 Rathäuser, BürgerInnenhäuser, Schulen 
und andere öffentlichen Einrichtungen 
schnellstmöglich umgestellt werden - und 
das auch offen sichtbar wird. Das gute Bei- 
spiel bewirkt arn meisten. 

Vor aliem der Faktor Flächenversiegelung 
ist dann optimal geregelt, wenn statt neuer 
Bau- und Industriegebiete alte Gebäude und 
ehemals genutzte Flächen saniert und reakti- 
viert werden. Werden dabei schon bestehen- 

de Gebäude (Wohnhäuser, Anbauten, Scheu- 
nen, alte Firmengebäude) ganz oder teilwei- 
se saniert und wieder genutzt, werden auch 
Rohstoffe gespart sowie die Mülldeponien 
um die Menge entlastet, die statt einem AbriD 
jetzt an Ort und Stelle verblieben ist. Giftaus- 
dünstende Baustoffe sollten allerdings in j e  
dem Fall entfernt und als Gefahistoff ent- 
sorgt werden. 

Um die Sanierung und Reaktivierung zu 
beschleunigen, sind folgende Mai3nahmen 
sinnvoll: 
- Kartierung aller nichtbewohnten und nicht- 

genutzten Grundstücke bzw. Gebäude irn 
bebauten Bereich (Erstellung eines Kata- 
sters). Klärung der Verfügbarkeit. 

- Start eines Beratungs- und Förderprogram- 
mes für Vermieterinnen, Eigenheimsu- 
chende und Betriebgründerinnen, um d i e  
se auf bestehende Flächen zu vermitteln. 

- Sanierung und Reaktivierung leerstehen- 
der Gebäude in öffentlichem Eigentum: Er- 
arbeitung eines Konzeptes zur Schaffung 
von Wohnraum, Förderung von Existenz- 
gründerinnen und sanierungswilügen B e  
sitzerInnen bisher ungenutzer Gebäude, 
Aufbau öffentlicher Einrichtungen (Ge- 
meindehäuser, Kindergärten, Vereinsräu- 
me usw.). 

Die Grünen Hessen: 
Ökologie im Haus 
halt (1991, Verlag 
die Werkstatt in Göt- 
tingen. 289 S.) 
Seitenweise Tips für 
den Umweltschutz 
nihauae. 

EmsbUlrich Hier- 
sche und Thomas 
Wdnier: Alternative 
Baustoffe im Bauwe 
Sen (1890, Ernst & 
Sohn in Berlin, 
276 S.) 
Hinweise nu Ver- 
wertung von R e c y c  
ling- und Abfallstof- 
fen irn Hoch- und 
Tiefbau (Bauschutt, 
Schlacke W.).  



- Einbindung des Denkmalschutzes in die - Untersagung der Vollversiegelung aller 
Aktivitäten, wo sinnvoll. keisetzung von Außenflächen auf Grundstücken durch 
Fördermitteln der Denkmalpflege. Festsetzungen in Bebauungsplänen. 

Überprüfung der Satzungen mit dem Ziel, 
den Zwang zum Bauen @.B. von Stellplät- 

I zen für Pkw) durch kreative Ersatzlösun- 
gen m streichen (z.B. Verzicht auf Stell- 
plätze bei Nachweis der Förderung 
der Nahverkehrs- oder Radbenutzung). 

Verringenmg der 
Gebäudegrössen 

Th. Bohr/M. Aitrneyer: 
Öko-Check Wohnen 
(1996, Falken in Nie 
dernhausen. 152 S.) 
Schadstoffe, Krank- 
heitsbilder, Elektre 

Smog, Adressen usw. 
werden gut gegliedert 
und verständiich dar- 

gestellt. Im Anhang 
findet sich ein Frage 

bogen. mit dessen Hil- 
fe die Schadstoffquel- 

len bzw. die Krank- 
heitssymptome erfaßt 

werden können 

Sowohl Eigenheime als auch Industriebau- 
ten verbrauchen immer mehr Fläche. Grund 
ist der größere Wohnraumanspruch von Pri- 
vatleuten sowie die Trend m zwei bis drei 

7 
Autostellplätzen (Garage oder Carport). Irn 

26.2 Industriebau geht die Entwicklung zu gros- 
Sen, einstöckigen Haiien, da diese besser 
von Lkw an- oder gar befahrbar sind und ma- 
schinell bedient werden können. Das spart 
vor d e m  Arbeitsplätze - ökologische und 
soziale Probleme sind programmiert. 

Bund Deutscher 
Architekten: 

vmwelt-Leitfaden für 
Architekten (1995, 

EnvR & Sohn in Berlin, 
20s S.) 

Die wohl beste Zu- 
Bammsnstellung für 

Umweltgesichtspunk- 
te beim Hausbau, in 

der Verkehrs und Ver- 
sorgungsplanung 

USW. 

Peter Weissenfeld 
Holzschutz ohne Gift? 

(1988. Ökobuch-Ver- 
lag in Stauffen, 190 S.) 
Holzschutz und Ober- 
flächenbehandlung in 
der Praxis - innen und 

a*'farbig oder 
transparent. 

Gegen- und Verbesserungsmaßnahmen sind: 
- Festlegung der maxhaien Baugröße in 

den Bebauungsplänen, dagegen mehr F le  
xibilität bei der Bauhöhe bzw. bei beson- 
deren Bauformen. 

- Bei der Erweiterung öffentlicher Gebäude 
sollte die Aufstockung dem Anbau vorge- 
zogen werden, auch wenn deses  oft teu- 
rer ist. Neben dem Flächensparen ist auch 

Aui3erdem können Gebote zum Flächen- 
sparen aufgenommen werden. 

'4 Biologische I 

Unabh-gig, ob Neubau oder Sanierung: 
Die verwendeten Baustoffe wirken sich sehr 
unterschiedlich auf die Umwelt aus. Das b e  
trifft zum einen die Herstellung, zum ande 
ren giftige Ausströmungen oder andere n e  
gative Auswirkungen arn Einbauort, schliea 
lich aber auch die Belastung der Müil- und 
Bauschuttdeponien nach ihrer Entfernung. 

Um in aii diesen Bereichen umweltzerstö- 
rende Wirkungen soweit möglich einzu- 
schränken, sollten folgende Regeln gelten 
und bei alien öffentlichen Gebäuden auch 

mit Energieeinsparung zu rechnen, da auf- zwingend vorgeschrieben sein: 
gestockte Gebäude meist kompakter wer- - Verzicht auf PVC und andere Produkte 
den und Chancen bieten, durch inteiiigen- der Chlorchemie (Beläge, Kabel, Fenster 
te Bautechnik die passive Sonnenenergie um.). 
n u t m g  und eine bessere Isolierung zu - Nutzung regenerativer bzw. wiedenrer- 
verwirklichen. wertbarer Baustoffe, deren Herstellung 

energie und rohstoffsparend erfolgt. Das 
sind vor aliem Holz, Stroh und Lehm. G e  
brannte Lehm- und Tonziegel verbrau- 
chen zwar Energie, sind aber Betonpro- 
dukten wegen längerer Haltbarkeit und 



geringeren Umweltschäden bei Herstel- 
lung und Beseitigung vorzuziehen. Natur- 
stehe können dort eingesetzt werden, wo 
gute Wärmedämmwerte nicht wichtig sind 
(Schieferdach, Fundamente und Keller- 
wände, freistehende Mauem. Wege usw. 
im Außenbereich). 

- Einbau wirksamer Därnmungen, deren 
Herstellung möglichst urnweltgerecht er- 
folgt (hochisolierte Fenster, Altpapierfa- 
Sem oder schonend behandelte Pflanzen- 
bm. Tierfasern, z.B. Holzfasern, Flachs, 
Hanf oder Schafwolle). Verzicht auf Poly- . 
siyrol, Stein- und Glaswolle. 

- Verwendung von Holz als wesentliches 
Baumaterial (Statik, Fußböden usw.). Wahl 

L heimischer Holzarten, maglichst Laubholz. 
- Möbliemg mit Vollholz als Material. 
- Farben, Kleber und weitere Hilfsstoffe auf 

pflanzlicher Basis. 
- Berücksichtigung gesundheitlicher As- 

pekte bei Bau bzw. Renovierung von Ge- 
bäuden, z.B. atmungsaktive Wände, keine 
Gifte, Abschirrnungen gegen ~lektrosmog 
usw. 

- Verzicht auf Baumatenaiien aus seltenen 
Rohstoffen oder umweltzerstörender Her- 
stellung, vor aiiem Aiuminium und Tropen- 
holzarten. Der Einsatz von Kupfer sollte 
auf unersetzliche Bereiche beschränkt 
werden. 

L. 

Öko- Architektur 

Durch technische Produkte bzw. geschick- 
te Planung der Bauwerke bzw. Renovierun- 
gen kann der Verbrauch von Rohstoffen bei 
der Nutzung von Räumlichkeiten verringert 
werden. Irn Vordergrund stehen hier Energie 
und Wasser (siehe Forderungslisten in ent- 
sprechenden Kapiteln). . 

'; .- .:: m 
- Einbau einer solaren Warmwasseranlage 

auf dem Dach jedes, Gebäudes. Diese 
Technik ist bereits ausgereift und amorti- 
siert sich finanziell schnell, so dai3 sie auf 
jedes Gebäude gehört, in dem warmes 
~ b s e r  gebraucht wird. Große Solarwarm- 
wasseranlagen (Kollektoren) können auch 

der Heiningsunterstützung im Winter bzw. 
der Raumheining in der Übergangszeit 
dienen. 

- Nutzung energiesparender Bauformen wie 
guter Isolierung. passiver Sonnenenergie 
nutzung (Wintergarten bzw. hoher Licht- 
einfaii von der Südseite bzw. von oben). 

- Auffangen des Regenwassers von nicht 
bewachsenen Dächern, sammeln in Tanks 
im Keller oder unter der Erde (Nutzung al- 
ter Zisternen oder Gruben nach Säube- 
rung und Dichtung möglich). Nutzung des 
Wassers für die Spülung in Toiletten, als 
Putzwasser, im Garten und zu weiteren 
Zwecken,- die keine Trinkwasserqualität 
voraussetzen. Die Investitionen sind in der 
Regel technisch einfach und können 
überd  erfolgen. 

- Einbau bzw. Nutzung energiesparender 
Geräte, Beleuchtung, Lüftungstechnik 
usw. 

- Nutzung aiier Wasserspamöglichkeiten, 
Prüfung der Nutzung von "Grauwasser" 
(z.B. Einsatz wenig verschmutzten Wassers 
zur Toilettenspülung). 

- Gewinnung der Wärmeenergie aus moder- 
nen Heizkesseln mit Brennwerttechnik 
(Gas) oder optimaler Ausnutzung regene 
rativer Heizstoffe (Holz, Stroh). 

- Länder, Kreise und Kommunen können 
durch gutes Beispiel (Solar- und Regen- 
wasseranlagen in d e n  öffentlichen G e  
bäuden, Schulen, Rathäuser usw.) vorange 
hen, beraten und mit Zuschüssen den Ein- 
bau in Privathäusem fördern. 

- Aufbau von Nahwärmenetzen bzw. An- 
schluß an FernWärmequellen. 

institut für Ökologie 
-Das Umwelthaus - 
Ludwigstr. 11 
35447 Reiskirchen- 
Saasen 
08401/903283 

Arbeitsgemein- 
schaft Allergi~ 
krankes Kind 
Postfach 1141 
35745 Herbom 
02272/41237 

Claus Bliefert: 
Umweltchemie 
(VCH. 458 S.) 
Dieses Lehrbuch 
behandelt aüe Berei- 
che der Umwelt wie 
Luft, Wasser und Bc- 
den, sowie die Pr* 
blembereiche Che 
miekalien und Abiäl- 
le. Eindeutige Abbil- 
dungen erleichtern 
das Begreifen kom 
plexer Zusammen- 
hänge. 

A. Burgwitz: 
Umweitbelastungen 
selbst messen, be 
werten und vermim 
dem (Falken 80 S.) 
Um Krankheiten vor- 
zubeugen, muü 
mensch die Umwelt- 
belastungen recht- 
zeitig erkennen Der 
Umgang mit den ent- 
sprechenden Gerä- 
ten wird hier erläu- 
tert und diskutiert. 

Sowohl in Pnvathäusern als auch in öffent- 
lichen Gebäuden wird tagtäglich mit G e  
räten, Papier, Chemikalien usw. hantiert. Die 
Auswahl der Stoffe und Geräte sowie der Um- 
gang während der Nutzung entscheidet über 
den Grad der Umweltbelastung. Eine Urnstel- 
lung von Schulen,Rathäusern usw. ein- 
schließlich der Vertrage mit NutzerInnen, 
Gastronomie in öffentlichen Einrichtungen 

Katalyse e.V.: 
Zinunerluft - dicke 
Luft (1992, Kiepen- , 
heuer & Witsch in 
Köln, 195 S.) 
Schadstoffe, ihre 
Herkunft, Me5me 
thoden und was 
mensch gegen die 
Gifte tun kann. 

J. Weber: Bürogifte 
(1994, Eichboni Ver- 
lag in Franldurt, 
150 S.) 
Papier, Müil. Kopie 
rer, Computer, M& 
bel, Stromverbrauch. 
Klebetoffe und vieles 
mehr, auch Urnset- 
zungastrategien 



stoffe). Verzicht auf besonders umwelt- 
schädliche Stoffe wie Produkte der Chlor- 
chemie, Aluminium und überflüssig Ein- 

maifolien, -behälter, -tücher usw. 
IG - Verringerung des Mobilitätszwan- 
m es (Zwang zum Fahren) durch de- 

51786 Engelskirch zentrale Strukturen (Schulen, Lä- 
den, Kulturangebote usw. überall), 

VerbraucherInitiative verbesserte Logistik (Zusmmtenfa~- 
Breite Str. 51 

53111 Bonn sung von Ransportvorgängen, Bespre- 
0228/6sso44 chungsterminen usw.) sowie Verlagerung 

auf den "Urnweltmix" aus verbessertem öf- 
fentlichen Nahverkehr, Fahrrad und We- 
gen zu Fuß. Bemchussung von Monats- 
karten, kreative Ideen wie ein "Umwelt- 
Abo" (niedrige Fahrpreise für Dauerkun- 
dlnnen) oder ]obTicket (Fahrkarten für 

und anderen schafft wiederum eine Entla- 
U- stung der Umwelt und gibt gute Beispiele. 

Eberle/GneDham 
mer: Ökobilanzen 

und hoduktanalysen - Verwendung von Umweltschutapapier irn 
(Öke~nsütut, 147 s.) Bürobetrieb und Hygjane/Eknitärpapie~- 

Dieses Nachschiage ' 

werk zelcrt aui. wie es bereich, wenn nicht Mehrwegprodukte 
möglich&, neue hcz 
dukte auf ihre Umwel- 

taumirlangen zu 
analysieren und in ih- 
rer Entwicklungspha- 

seso zu optimieren, 
da5 ökologische und 
nachhaltige Apekte 
berücksichtigt wer- 

den Anhand von kon- 
kreten Beispielen der 
Produkte Waschmit- 

tel. Fernsehgerät und 
Bauprodukte stellen 
Wissenschaftler nun 
vor, welche Kriterien 
ein hodukt erfüuen 

muß, um 'hachhaltig" 
zu sein. 

Kktionskonferenz 
Nordsee e.V.: Chlor- 
chemie (Verlag die 

Werkstatt/AOL, 
176 S.) 

Chlorchemische he 
dukte begegnen uns 

tagtäglich (CD'S, Fert 
sterrahmen etc.). 

Doch der Schaden 
scheint grMer als der 
Nutzen zu sein, denn 
die Entsorgung weist 

@e Schäden auf. 
So wir diese kompii- 

zierte Marterie für die 
Schule, Foabildun- 
gen und 6ffentlich- 
keitsarbeit aufniar- 

beiten versucht. 

Angestellte statt teurem Bau von Parkplät- 
zen). Nutzung von Fahnadkurierdiensten, 
wenn vorhanden. für die Postwege zwi- 
schen den Verwaltungsstellen. 

- F,inrichtung einer Umweltberatung (siehe 
Kapitqi 20, "Umweltberatung"). 

(Stoffhandtücher W.) einsetzbar sind. In Kreisen und Kommunen sollten Projek- 
- Mög~chst UmStallung auf te gefdrdert werden. die Reparaturdienste 

Mehrwegverpachngen (Getränke, Sani- anbieten, 2.B. im Rahmen von Beschäfti- 
tär, Körperpflqe) oder unverpackte Pro- gungs, Ausbildungs- oder Sozialprojekten. 
dukte (Nmgamiwt Haushaltswaren Second-Hand- und Tauschläden gehören 
USW.), die in mitgebrachten Gefäßen, Ta- 

ebeRsO daeu wie I(leinanzeigefisten und 
schen usw. transpwiiert werden. . Flohmärkte. - Wiedernutzuhg gebrauchter Materialien 
&.B. im Bürobetrieb: alte Aktenordner, 
einseitig bedrucktes Papier, alte Möbel 
USW.) 

- Renovierung statt Neukauf. 
- Erarbeitung UndBesc311uß einer Richüi- 

nie nir umweitfreundlichen Matenalbe- 
schaffung als bindende Vorlage für alle 
Bereiche des *dlichen bzw. staaüi- 
chen Handelns. . 

der und reparaturfreundlicher Produkte 
aus giftfreiem, resydingsfähigem Materi- 
al. Computer und ähnliche Gerate Bollten 
aufrüstbar sein, um ständigen Neukauf zu Der Autor 
vermeiden. 

- Verzicht aUf giftige Stoffe, 2.B. bei Putz- Jörg Bergstedt 
c/o Institut für dkologie - Büro Osthessen- mitteln. 
Hemfelder str. 3 - Müiivermeidung ab oberstes Prinzip. Sor- 36272 Niderauia 

tierung der Reststoffe (vor aüemKom- TeL 06838/919296, Fax 919297 
post, Glas, Papier und sortemeine Kunst- ~Mail: insütut@juis.insider.org 



Kongresse, Feste, Messen, Jahrmärkte usw. sind mit verschiedenen Umweltbeein- 
trächtigungen verbunden. Bei guter Planung und konsequenter Umsetzung können 
diese erheblich verringert werden. Wichtig sind die Regeln für eine umweltfreundli- 
che Veranstaltung im eigenen Bereich; Umweltgruppen können sich aber auch ein- 
bringen, wenn die Stadt, ein Verein oder andere größere Feste, Jubiläen, Jahrmärk- 
te  usw. vorbereiten. 

- Gründung eines festen Arbeitskreises 
"Umweltschutz auf der Veranstaltung ...", 
der in alle Informationsflüsse eingebun- 
den wird, jederzeit Vorschläge unterbrei- 
ten kann, etliche Bereiche eigenverant- 
wortlich regelt sowie an allen Gesamtbe 
sprechungen teilnehmen kann. 

- Guter Kontakt zu. anderen an der Organi- 
sation wirkenden Arbeitskreisen, Stadtver- 
waltung, Geschäftssteiien, Firmen usw. se 
wie Teilnahme einer/s AK-Vertreterslin in 
der Gesamtvorbereitung. 

- Frühzeitige Erarbeitung von Gesamtkon- 
zepten für die Bereiche Abfall, Verkehr, Öf- 
fentlichkeitsarbeit, Wasser und Energie. 

- Breite Öffentlichkeitsarbeit für die Maß- 
nahmen, die die BesucherInnen betreffen. 

von Anbieterinnen eßbaren Geschirrs 
oder Mehrweg rechtzeitig vorher. 

- Weitergabe einer Übersicht der Standplät- 
ze und eine Liste der StandbetreiberImen 
an den Umwelt-Arbeitskreis zwecks vorhe 
riger Information oder Rücksprache. 

- Kontrolle des Einwegverbots während der 
Veranstaltung. Einrichtung einer ständi- 
gen Anlaufstelle für Hinweise. Diese Stelie 
und die Kontroiipersonen müssen auton- 
siert sein, auch die Schiießung von Anbie 
terständen anzudrohen und im Zweifelsfall 
auszuführen. 

- Aufbau von Spülmobilen. Anschluß aller 
entsprechenden Stände an die Kanalisati- 
on. Die StandbetreiberInnen bezahlen die 
Nutzung des Spülmobils pauschal mit der 
Standmiete oder über ein Markensystem. 

- Abfaiibehälter an jedem Stand für Rest- 
müll aus Papier &d Bioabfail (eventuell ist 
diese Mischung zu kompostieren, das muß 
geprüft werden). 

' Verbot für Einweg, zugelassen sind nur 
eßbares Geschirr und Mehrweg für aiie 
StandbetreiberI~en (Regelung über Ver- 
trag), Anbieterinnen auf Privatgrundstük- 
ken (Regelung über Genehmigung) und 
SubuntemehmerInnen (Verpflichtung in 
Sammelverträgen z.B. mit Zwischenunter- 
nehmer~ken) 

- Informationsbrief zum Verbot mit Listen 

verkehr, - Wirksame Sperrung des gesamten Festbe 

reichs und der Zugangsbereiche (Förde 
m g  von Fuß- und Radverkehr). 

- Parkgebühren über dem Bahn-IBuspreis 
für Fahrkarten aus der näheren Umge 
bung. Parkgebührenkarte gilt für Benut- 
zung der Busse zum Festgelänge @.B. Pen- 
delbus vom Parkplatz). 

- Kostenlose Parkplätze an den Bahn- und 

Helga Kessler/ 
Monika Z-er- 
mann: Der Oko-Ver- 
anstaitungsplaner 
(1990, Rasch & Röh- 
ring m Hamburg. 
160 S) 
Umweltips für Feste. 
Messen, Märkte. 
Kongresse usw. 

E. Mehrmann/ 
I. Plaetrich: Der Ver- 
ans th -  
ger: (1993, dtv in 
München, 183 S.) 
Konkrete Tips und 
Checkiisten Air 
GroBveranstaitun- 
gen wie Messen, 
Kongresse, Tagun- 
gen u m  



Qb-L2 Aktions - 

- 
Bushaltestellen der umgebenden Orte. VeranstalterInnen, Stände usw. zum G e  

- Ausweisung von für den Autoverkehr g e  brauch von echtem Umweltschutzpapier 
sperrten und gesbndert gekennzeichne gemungasein (Auflage in Verträgen). 
ten Fahrradwegen aus der Umgebung so- 
wie innerhalb der Stadt zu den Veranstal- 
tungszentren. 

- Verdichtung des Taktes der Züge und Bus- 
se (bei großen ~eranstaltun~en minde )Londschaf - Rechtzeitig vor t der Gesamtplanung der 
stens Ein-Stundenabstand, Rückfahrten Veranstaltung ist ein Kataster der emp 
auch noch nachts). Aiie Orte der direkten findlichen Landschaftsräume zu erstellen. 
Umgebung müssen in dieser Dichte ange Diese Flächen müssen unberührt bleiben. 
bunden sein Ist dieses nicht durch einen - Parkplätze sollen soweit wie möglich auf 
ausgeweiteten Linienverkehr möglich, schon versiegelten Flächen angelegt wer- 
müssen S o n d e r b w  eingesetzt werden. den sowie an den Bahnhöfen und Bushal- 
Für die Fahrpläne während der Veranstal- tepunkten der Orte in der Umgebung. 
tung ist über Plakate und Anzeigen in al- - Der Stadt/Gemeinde wird empfohlen, ein 
len Zeitungen der Region großflächig zu Biotcr~utzprogramm aufzulegen, um 
werben (gleichzeitig ftir RadQassen, Park- e rn~ndüche  Bereiche feststeilen zu kön- 
plätze an Umgebungsbahnhöhn). nen (und sich auch überhaupt von einer 

naturschutzgerechten Seite zu zeigen). 

Abwasser, Wasser 

- Der Einsatz gifüger Reinigungsrnittel muß 
insgesamt untersagt werden (nur biolo- 
gisch abbaubare Substanzen!). 

- Aile Bereiche müssen an Abwasser- 
entsorgung und Wasse~ersorgung ange 
schlossen sein. Zumindest ein Spülmobil 
und Toiletten mit AbwasseranschluD müs- 
sen von jedem Stand bzw. Veranstal- 
tungsort schnell erreichbar sein. 

- Rechtzeitig vor der Veranstaltung sollten 
an d e n  (bzw. mögl. vielen) öffentlichen 
Gebäuden Regenwassersammler instal- 
liert werden, um die Toiletten dieser Ge 
bäude und etwaiger Toilettenwagen in der 
Nähe zu versorgen. Diese Anlagen sollten 
über die Veranstaltung hinaus wasserspa- 
rend wirken und so auch im Nachhinein 
die Umweltbilanz verbessern helfen. 

- Ebenso sollten Solaranlagen und andere 
regenerative Energiegewinnungsanlagen 
gebaut werden. die für die Veranstaltung 
und darüberhinaus arbeiten. 

- Für die Veranstaltungen und Stände soll- 
ten strornsparende Auflagen erteilt wer- 
den (z.B. Kochen mit Gas. keine Heizstrah- 
ler, Energiesparlampen ...) 

- Für Plakate, Flugblätter usw. sollten alie 

s-2-F 
keitsarbei t 

- In allen ~eröffentlichun~en der Region 
sind die VeranstaltungsbesucherInnen zu 
umweltgerechtem Verhalten aufzurufen, 
'nsbesondere zum Verzicht auf Einweg so- 
wie zur Nutzung von Rad, Bus und Bahn. 
Dabei sind auch Routen und Fahrpläne zu 
veröffentlichen. 

- Die VeranstalterInnen sollten die Idee ei- 
3 

ner umweltgerechten Veranstaltung mit 
Nachdruck umsetzen, dann den konsequ- 
enten Umweltschutz als dessen Marken- 
zeichen benennen. 

- Auf B u a  Veranstaltungen sollte geprüft 
werden, ob ein Umwelttreff und -infopunkt 
als eigenständiger Veranstaltungsteil g e  
schaffen wird. 

Jörg Bwgstedt 
c/o Mtut für Ökologie - Büro Osthessen - 
Hersfdder Str. 3,36272 Niederaula 
Tel. 086251919295, Fax 919291 
eMaü: instiiut@juis.insider.org 



- ~ k t i o H s  
Ökonomie 

- 0 "oze 

Alferuiative Wir tschaf t  
I n  diesem Kapitel soll aufgezeigt werden, wie engagierte, ökologisch interessierte 
Personen und Organisationen Veränderungen. im Bereich der Wirtschaft erreichen 
können. Einerseits gibt es eine Vielzahl von Möglichkeiten ökonomischer Selbsthilfe 
von unten. I n  ~ ro jek ten  wie ~ohnun~s~enossenschaften. Tauschringen. selbstver- 
walteten Betrieben etc. kann eine neue Wirtschaftsform entwickelt und vorgelebt 
werden. Um aber wirklich die nötigen Veränderungen zu bewirken, braucht die-wirt- 
schaf t neue staatliche Rahmenbedingungen. Dafür gilt es, politisch zu streiten. Posi- 
tive Projekte bleiben sonst ein Tropfen auf den heißen Stein. Hier kann keine umfas- 

L sende Analyse der nötigen Reformen "von oben" geleistet werden. D. Schwerpunkt 
soll auf oftmals unbekannten Alternativen "von unten" lieqen. Trotzdem dürfen die 

Verändenmgen 

Wuppertal Buiietin 
zur ökologischen 
Steuerreform 
Postfach 100480 
42004 Wuppertal 

Reformen angesichts der kleinen Modellprojekte nicht in-~er~essenheit geraten. 

7 

I 
28.1 

Energiesteuer kann im nationalen Aiieingang 
mit positiven Arbeitsplatzeffekten eingeführt 
werden. Um die Höhe der Besteuerung den wahr: 

ökologischen Notwendigkeiten anzupassen, Commenbank. 

ist internationale Abstimmung nötig. Wer geh6rt zu wem? 

Umwelt- & Sozialstandards 

b 
(1994, Commen- 
bank in Frankfurt. 
1315 S ) 

Die WTO-Verträge müssen um globale So- Spekulat ionssteuern 
Ein umfangreiches 

b 
Verzeichnis. welche 

Aal- und Umweltstandards ergänzt werden Firma zu welchem 
Grofikonzern gehort 

Nur so kann vermieden werden, dai3 Freihan- Durch die Liberaiisierung der Kapital- 
del eine immer weitergehende Verwässe märkte dient mehr und mehr Kapital der S p e  Rudqer Liedtke: 

Wem gehört 
rung nationaler Regulierungen mit sich kulation, statt in realen Investitionen ange- die Republik? 

bringt, also soziale und ökologische Errun- (1994. Eichborn in 
legt zu werden Die EiqfUmmg einer Speku- ~rankfurt, 560 s.) 

genschaften zugunsten wirtschaftlicher, in lationssteuer ("TobinSteuer") würde dieses Hier werden d e  

ternationaler Wettbewerbsfähigkeit a b g e  grofkn Konzerne auf- 
Reiben zumindest stark einschränken. gezahlt, ihre TO& 

baut werden. Die Standards müssen den wirt- temmien. Auts~chts 
rate usw. 

schaftlichen Entwicklungsstand der Länder 
berücksichtigen. Die WTO (= World R a d e  Deutsches Institut 

für wlrtschaftsfor- 
Organisation) ist Nachfolgerin des GATT, schung: W'ihaftli- 

eine Organisation zum Abbau von sogenann- che Auswirkungen 
einer ökologischen 

ten Handelshemmnissen. Die WTO-Verträg Steueneform (1994. 

legen für aile Mitgliedsstaat. verbindii- Greenpeace-Studie 
"Okosteuer -Sack- 

che Rahrnenvereinbkungen für den welt- gasae oder Königs- 
weg?", Hamburg) 

weiten Handel fest. 
Stiftung Bauhaus 
Dessau 
Wirtschaft von unten 

,Umweltsteuern in (1995, Dessau, Selbstverlag 267 s.) 
Viele Einzeltaxte ver- 
schiedener Autorin- 

Die Nutzung von Ressourcen und En- nen, Erfahrungen 
ergie muß so besteuert werden, dai3 ihr und Beispiele aus un- 

terschiediichen Län- 
Verbrauch nachhaltig möglich ist. Eine dern 



Grunow/Vfohl- 
fahrt/Beuels 
Region und 

Wissenstransfer 
(meine. 217 S.) 

In der typischen Form 
eines Untersuchungs- 

berichtes abgefaßte 
Buchbeschäftigt sich 
mit der Übertragung 
und Nutzung sozial- 
wissenschaftlicher 

Erkenntnisse in den 
Verwaltungen. Ob- 

wohl es an knapper 
ubnd klarer Formulie 

rung mangelt, sind 
die Ergebnisse weit 

verwendbar. 

Ö ko-soziale Regulierung 
) & Regionalpolitik 
r 

Wegen des zunehmenden internationalen 
Standortwettbewerba fordern Politik und 
Wirtschaft eine Deregdierungsspirale. S e  
ziale und ökologische Auflagen kosten die 
Unternehmen Geld und werden daher als 
nachteilig irn Siandortwettbewerb gesehen. 
Aus ökologischer Sicht ist jedoch mehr und 
nicht weniger Regulierung der Wirtschaft 
nötig, unabhängig davon, ob marktwkt- 
schaftliche oder verordnungsmäßige instru- 
mente eingesetzt werden. Die Regulations- 
fähigkeit des einzeinen Staates nimmt ab, da- 
her muß die EU Regulierungsiunktionen 
übernehmen und diese auch international 
durchsetzen. Dies darf nicht auf Kosten der 
ärmeren Länder qesch&en. 

Regionaipoliük ist ökologische Politik, wenn 
Rat von Sachverstän- 
digen für Umweltfra- 
gen: Konzepte einer 
dauerhaft-umweltge 

rechten Nutzung 
ländlicher Räume 

(1996, Verlag Metzier- 
Poeschel in Stuttgart, 

I22 S.) 
In diesem Sondergut- 
achten werden Strate 

gien und Umwelt- 
schutzvorschlage für 
l&ndliche Rhme ent- 

wickelt. Es geht um 
die Raumordnungspe 
litik. die bestehenden 
Fördergebiete 2.B. der 

EU sowie umweltge- 
rechte Landwirtschaft 
und Naturschutzm& 

nahmen. 

sie nicht dem Mythos der industrialisierung 
aller Räume dient, sondern eine nachhaltige 
Entwicklung der lokalen Ressourcen zum 
Ziel hat. So kann'sie helfen, die Entvölkerung 

nen. Die Voraussetzung dafür ist nicht-staat- 
liche Entwicklungshilfe, sondern faire Be- 
dingungen auf dem Weltmarkt für die Pro- 
dukte der ~ntwicklun~sländer. Dazu gehört 
auch, den Ländern eigenständige Entwick- 
lungspfade zu ermöglichen, dazu müssen 
die Schulden erlassen und die Strukturan- 
passungsprogramme der Weltbank g e  
stoppt werden. Dies ändert natürlich nichts 
an dem moralischen Recht der Entwick- 
lunggländer auf Reparationsleistungen nach 
so0 Jahren Ausbeutung. 

- 

weiter Landstriche zu vermeiden und so eine 
dezentrale WirtschaftsstniMur fördern. 

Fairer Welthandel & 
Reparationsleistungen 

Ökologische Entwicklung kann weltweit 
nur dann erreicht werden, wenn alle Regio- 
nen sich auch wirtschaftlich entwickeln kön- 

Merkmale einer sozial-ökologischen Öko- 
nomie - Projekte und Betriebe einer Wirt- 
s~haft vm unten zeichnen sich durch eine 
Reihe van Bgenschaften aus: 
- bq&cbm&atische Organisation 

- IroWv~ Eigentumsverhältnisse 
- Kooperation und Solidarität statt Konkurrenz 

als Orientierung nach innen und nach au5en 
- w&chaftliche Erfolge für soziale Ziele 

einsetzen, nicht zur Bereicherung 
- hiodukte, die sich an menschlichen Bedürfnis 

sen und nicht am Profitstreben orientieren. 
- äkologische Produktsverfahren 
- hohe Qualitätsstandards an die eigenen Pro- 

dukte (Langlebigkeit und Reparierbarkeit bei 
technischen Geräten) 

- gute Arbeibbedhgungen mit Anrecht auf Wei- 
terbildungsmaßnahmen 

- F6abmng gesellschafüich benachteiligter 

Gruppen. 
- Kurze Wege für Produkte aus Ressourcen der 

Region für Menschen der Region 

Projekte einer 

b " ~ i r f s c h a f  t von unten" 

In den verschiedenen wirtschaftlichen 
Sektoren haben sich erfolgreiche Initiativen 
gebildet, die Wirtschaft nach obigen Kriteri- 
en organisieren. Dieser Abschnitt stellt die 
wichtigsten vor und hilft, Kontakte hermstel- 
len. Unsere Wirtschaft kann grob in zwei B e  
reiche unterteilt werden: den bezahlten (for- 



mellen) und den unbezahlten (informellen) 
Sektor. Weltweit werden die weitaus 
meisten Arbeitsstunden im informellen Sek- 
tor geleistet, also ohne Geld. Dazu zählen un- 
bezahlte Hausarbeit, Kindererziehung, Nach- 
barschaftshilfe, Kranken- und Altenpflege, 
ehrenamtliches Engagement, Handwerks- 
und Gartenarbeit, SelbsthiIfegruppen etc. 
Dagegen zeichnet sich der formelle Sektor 
durch Bezahlung von Arbeit aus. Ziel ökono- 
mischer Selbsthilfe ist daher auch die Auf- 
wertung des informellen Sektors gegenüber 
der Erwerbsarbeit. Selbstversorgungsarbei- 
ten ermöglichen viel mehr Unabhängigkeit 
von der oft unethischen und unbefriedigen- 

C den Lohnarbeit und stehen auch vielen offen. 
die keinen Arbeitsplatz mehr finden. Sie 
schaffen Wohlstand mit weniger Geld. 

Beispiele firi 

Die hier vorgestellten Formen stellen m e  
deiihaft für einige Sektoren und Ansätze ei- 
ner neuen Wirtschaft ab. Es gibt noch eine 
große Zahl weiterer Initiativen, die hier nicht 
vorgestellt werden können. 

Nachbarschaftshilfe 
und Produktion im Haushalt wiederzubele- 
ben. Sie ermöglichen, zu Hause nicht nur für 
den eigenen Haushalt, sondern auch f i i  an- 
dere zu arbeiten Dadurch wird informelle Ar- . 

beit wesentlich effektiver (siehe Kapitel 16, 
"Local Economy"). 

Nach barschaf tswerkstätten 

r'ür viele Formen der Selbstversorgung 
braucht mensch Maschinen, Werkzeuge und 
kompetente Beratung. Dies alles ist teuer und 
macht aus der Selbstversorgung schnell ein 
Hobby, das mehr Geld frißt als es einspart. 
Daher gibt es Nachbarschaftswerkstätten, in 

depen sich viele Menschen die gleichen Ein- 
richtungen teilen. Gegen eine niedrige Benut- 
zungsgebühr kann jede/r selbst dort arbei- 
ten und oft Unterstützung bekommen. Das 
"Haus der Eigenarbeit" in München ist das 
größte Projekt dieser Art. Dort gibt es Werk- 
stätten für Keramik, Glas, Metall, Schmuck, 
Textil, papier; Steine und Holz. AuBerdem ist 
es Treffpunkt für viele Gruppen, hat ein 
selbstorgankiertes Cafe und bietet übungs- 
räume für Kulturinitiativen. 

den, sondern kann auch selbstorganisiert 
sein, 2.B. in Lerngruppen, durch Lernen von 
Bekannten und in selbstorganisierten Semi- 
naren. Eine besondere Form sind Lembör- 
Sen. Eine Kontaktadresse sammelt alle 
Lehrangebote und Lernwünsche und veröf- 
fentlicht sie in einem "Börsenbrief'. Dann 
können AnbieterInnen und NachfragerInnen 
Kontakt miteinander aufnehmen und sich 
zum Lernen verabreden. Besonders viele äi- 
tere Menschen möchten ihr Wissen weiterge 
ben und suchen nach sozialen Kontakten In- 
zwischen gibt es bundesweit bereits etwa 
100 Lern- und Hobbybörsen. 

,Einkauf skooperativen 

Wenn sich Verbraucherinnen zu Einkaufs- 
gemeinschaften zusammenschließen, kann 
leicht direkt bei ErzeugerInnen oder im 
Großhandel eingekauft werden. Das spart 30 
bis 50 % Einzelhandelsaufschlag, kostet aber 
die Organisationsarbeit. Food-Coops werden 
ausführlich irn Kapitel "Local Economy" (16) 
vorgestellt. Das Prinzip funktioniert aber 
auch in vielen anderen Bereichen: ökologi- 
sche Schreibwaren, Kleidung, usw. 

L Sel bstverwaltete Betriebe 

kelbstv-aitete Betriebe. oft auch Genos- 
senschaften oder Kooperativen genannt, sind 
Firmen, die ohne Chef arbeiten. Ihr Ziel ist 

Haus d Eigenarbeit 
WärthstraBe 42 Rgb. 
81667 München 
0891448 06 23 

Bundesarbeitsge 
meinschaft der L e  
bensmittelkooperati- 
ven 
Annette Hoffstiepel 
Weitmarer Str. 21 
4795 Bochum 

* 0234/451713 

Projekt "Lokale Öko- 
nomie", TU Berlin 
(Hrsg.): Lokale Öke 
nornie. Beschäfti- 
gung* und struktuy- 
politik in W N ~  
gionen Ein intema- 
t i o d e s  Symposium. 
(1994, Berlin). 

Andrea Gerih/ 
E. Sing: Knatsch, Zoff 
&Keilerei (1992, AG 
SPAK in München, 
384 S.) 
Konflikte in seibst- 
verwalteten Betrie 
ben und Losungs- 
möglichkeiten. 

Johannes Berger u.a.: 
Seihtverwaltete 
Betriebe in der 
Markhvirtschaft 
(1986, AG SPAK in 
München, 314 S.) 

Jiirgen Daviter ua.: 
Seibetvedtungs- 
wirtschaft(l987, AG 
SPAK in München. 
262 S.) 

Bughard Flieger 
ua: Gemeinsam 
mehr erreichen 
(1996, AG SPAK in 
München, 528 S.) 



es, am Markt erfolgreich zu sein, um allen 
Mitgliedern in guten Atbeitsbedingungen ei- 
nen angemessenen Lohn zahlen zu können. 
Profite für die Kapitdbesitzerinnen werden . 
selten angestrebt. Die ersten selbstverwalte 
ten Betriebe sind vor 200 Jahren während 
der ersten Genossenschaftsbqwegung ent- 
standen. Die meisten sind jedoch wirtschaft- 
lich gescheitert oder haben ihre selbstver- 
walteten Grundsätze aufgegeben (Degenera- 
tion). Der neuen Genossenschafbbewegung 
ab 1968 erging es nicht viel besser. Viele der 
neuen Projekte 8ind degeneriert oder g e  
scheitert. Aber es gibt auch viele Betriebe, 
die seit Jahren am Markt erfolgreich sind 
und als Kollektiv gut funktionieren. Beson- 
ders in Sektoren wie Schreinerei, Vollkorn- 
bäckerei, Fahnadhandei, ökologische Bau- 
stoffe und anderen gibt es viele F?rojekte. 

Parallel zur neuen Genossenschaftsbewe- 

Wohnbund e.V. -Ver- 
gung gibt es ebenfalls eine Wiederbelebung 

band Forderung gemeinschaftlicher Wohnungsinitiativen. 
wohnpolit. Initiativen 

Kasseler Stra6e la Die Bandbreite ist groß. Kommunen, in 
60488 hankfurt denen die Mitgliedez gemeinsam leben und 

069/776025 arbeiten. Ökodorf/&edlungsinitiativen, die 

w+e aus der Krise 
(1995. netz Hessen in 

F'rankfurt, 79 S.) 
Erfahrungsberichte. 

Axel Janitzki/Walter 
Burkart (iirsg.): 

Alternativen zu Miet- 
wohnung und Eigen- 
heim - gemeinsam fi- 

nanzieren, selbst ver- 
waiten (1992, Verlag 
Freies Geistesleben. 

stungart) 

Chr. Kuthe u.a: 
Gemeinsam bauen. 
gemeinsam wohnen 

(1993, fiankfurt) 

Kollektiv Kommune 
Buch (Hrsg.): 

Das KommuneBuch 
t1996. Verlag die 

Werkstatt, Götiingen) 
AUtag zwischen Wi- 

derstand, Anpassung 
und gelebter Utopie. 

ökologisches Leben mit vielen .Menschen 
auf einer großer Fläche realisieren. Hauspre 
jekte, in denen die ehzeinen Familien/Wohn- 
gruppen weiterhin ihirfui Rückaugsbereich 
haben, aber viele Einrichtungen gemeinsam 
nutzen. 

Die Motivationen sind vieEäitig: 
- Gemeinschaft und gwenseitige Hjif? jen- 

seits von konventionellen Famiiienstruktu- 
ren 

- niedrigere Mieten durch Selbstvemal- 
tung und gemeEnsahgftlichen Eigenbau 
und alternative ~ r u n g a f o r m e n  

- Ait und Jung-Wohnprajekte 
- gemeinsame Verantwortung für Kinder 
- neue Eigentumsformen jenseits von Mie 
terIn-/VermieterInStatus durch Nutzungs- 
rechte: "Häuser denen, die drin wohnenn 

- ökologisches Bauen und Leben, 2.B. durch 
gemeinsame biutzung von Geräten und 
Verwendung ökologischer Baustoffe 

Neue Vermarktungsf ormen ) in der Landwirtschaft 

Das Höfesterhen geht weiter. Landwirt- 
schaftiiche Betriebe werden immer größer 
und Landschaften werden öder. Gleichzeitig 
wünschen sich viele KonsumentInnen gesun- 
de Nahrungsmittel von ökologischen Betne- 
ben ZU erschwinglichen Preisen. Vor d e m  
im ökologischen Landbau haben sich neue 
Vermarktungsformen entwickelt, die den 
Zwischenhandel weitgehend umgehen und 
so bessere Preise ermöglichen. 

Die Formen sind vielfältig: 
- AbeKisten liefern ÖkeProdukte in wöch- 

entlichem Turnus ab Hof direkt bis an die 
Haustür. 

- Hofläden ermöglichen Kundinnen, direkt 
auf dem Hof einzukaufen. 

- Direkte Belieferung von Großverbrau- 
cherinnen wie Kantinen, Mensen und Ga- 
stronomiis. 

- Weite&erarbeitung von Produkten in der 
Region in ökologisch orientierten Bäcke 
reien, Molkereien, Käsereien, Metzgerei- 
en, Keltereien und Brauereien. 

- ökol. P a r t y S e ~ c e  und Gastronomie 
- Vabindung von 'ökologischem Landbau 

und Tourismus. 
- Marktstände 
- ErzeugerInnen- / VerbraucherInnen - G e  

meinschaften betreiben Läden, in denen 
die Produkte der Mitgliedsbetriebe an die 
~und~nnen/~itglieder verkauft werden. 

Diese Formen der Vermarktung vermei- 
den gleichzeitig irrsinnige Transportwege 
für Nahrungsmittel. Oft allerdings sind ein- 
zelne Höfe mit der Organisation der Direkt- 
verrnarktung überfordert und schließen sich 
daher zu ökologischen ErzeugerImenge 
meinschaften zusammen. Die Produkte wer- 
den an einem Ort gelagert, verpackt und 
vermarktet. Umweltinitiativen körnen die 
ökologische Landwirtschaft durch Werbung 
und Kaufverhalten unterstützen. Der ökologi- 
sche Landbau braucht dringend Hilfe bei 
der Vermmktung, um nicht auf Supermärkte 
mit ihren nmo~eltfeindlichen und kapitalisti- 
schen Strukturen angewiesen zu sein. 



,Alternative Energien 

Durch eine Kombination von Energiespa- 
ren und alternativen Energiequellen lMt sich 
die Unabhängigkeit von den Stromkonzemen 
mit ihren Atomkraftwerken und ihrem ver- 
schwenderischen Umgang mit fossilen 
Brennstoffen erreichen. Gleichzeitig machen 
Energieimporte einen erheblichen Anteil der 
wirtschaftlichen Abhängigkeit von Regionen 
aus. Energie selbst zu produzieren, ist nicht 
nur umweltfreundlich, sondern .auch ein 
Stück Abkopplung vom Weltmarkt. Die prak- 
tischen Möglichkeiten werden irn ' ~ a ~ i t e l  
"Klima und Energie" (24) aufgezeigt. 

Beschäftigungsgesellschaften, ) Gemeinwesenbetriebe 

Immer mehr Menschen werden arbeitslos. 
Gleichzeitig gibt es jede Menge sozialer B e  
dürfnisse, die weder der Markt noch der 
Staat ausreichend befriedigt: Kinderbetreu- 
ung, Renaturierung. Unterstützung von Hilfs- 
bedürftigen, Bereitstellung und Sanierung se 
zialen Wohnraums etc. Gemeinwesenbetrie 
be sind eine Alternative. Sie steilen Men- 
schen an, die auf dem Krbeitsmarkt kaum 
noch eine Chance haben und erledigen ar- 
beitsintensive Tätigkeiten, die in der Regel 
gleichzeitig ökologisch sind. Dafür erhalten 
sie Zuschüsse vom Staat und ehrenamtliche 
Unterstützung aus dem Gemeinwesen. Die 
Betriebe gehören meist eirfer gemeinnützi- 
gen Gesellschaft. Durch diese Kombination 
können sie dort aktiv werden, wo Markt und 
Staat versagen, und gleichzeitig ein Stück 
Wirtschaft demokratisieren. Soziale Betriebe 
nehmen wichtige ökologische Aufgaben 
wahr. Eine Kooperation von Umweltinitiati- 
ven mit sozialen Betrieben kann sich gerade 
in Bereichen wie Landschaftspflege und Na- 
turschutz lohnen und macht beides gegen- 
über ZuschußgeberInnen attraktiver. 

Alternative Geldanlage 
L 

auf- und auszubauen, brauchen sie Kapital, 
das teuer (Zinsen!) oder gar nicht zu haben 
ist (materielle Sicherheiten). Kapitalbeschaf- 
fung ist eines der gräßten Probleme. Doch es 
g b t  auch hier eine Mmge Selbsthilfeeinrich- 
tungen. AnlegerInnen vergeben Kredite di- 
rekt an Projekte zu niedrigen Zinsen. Sie stel- 
len so wieder eine direkte Beziehung zwi- 
schen ihrem angelegten Geld und wirtschaft- 
lichen Investitionen her. Sie sehen, was ihr 
Geld bewegt. Alternative Banken vermitteln 
niedriger verzinste Einlagen an günstige Kre 
dite suchende Projekte. Gleichzeitig tum- 
meln sich auf dem ethischen Investment- 
markt aber auch einige schwarze Schafe. 

- Viele alternative Wirtschaftsprojekte lei- . 

den unter Geldrnangel. Um ihre Initiativen 

Einige Fragen zur Bewertung sind sinnvoll: 
- Gehen die angelegten Gelder an konven- 

tionelle Firmen mit etwas ökologischeren 
Rodukten oder an konsequente altemati- 
ve, selbstverwaltete Projekte? 

- Welcher Anteil des gesamten Fonds ist 
doch konventioneil angelegt? 

- Wie hoch ist der durchschnittliche Zins- 

satz des Fonds? Je höher der Zinssatz, d e  
sto schwerer ist es für alternative Projek- 
te, erfolgreich zu starten. Für ~mwelti- 
nitiativen bedeutet dG, für ökologische 
Geldanlage direkt in Projekten in der R e  
gion zu werben. 

Besser als eine krampfhafte ~e t r iebs~rün-  
dung ist es aber in jedem Fail, aus schon b e  
stehenden Ideen, 2.B. politischen Projekten, 
einen Gelderwerb entstehen zu lassen (siehe 
Kapitel 15, "'Umweltschutz als Job") 

fen ~mbauprozess 
organisieren 

Wie können sich Prinzipien und Projekte 
einer sozial-ökologischen Wirtschaftsform 
weiter verbreiten? Wie können Umweltschüt- 
zerInnen bei der Verbreitung helfen? Alterna- 
tive Wirtschaftsprojekte brauchen Unterstüt- 
zung. Es gibt viele Menschen, die nach ethi- 
schen Betätigungsfeldern suchen oder ar- 
beitslos sind, aber nicht wissen, wie sie Alter- 
nativen selbst schaffen k ö ~ e n .  Dazu sind 
Unterstützungseinrichtungen nötig, die öke  
nomischer Selbsthilfe auf die Sprünge helfen. 

Bildungsstätte für 
ökonomische 
Selbsthüie 
Wiesenstrde 29 
1335? Berlin-Wedding 
030146 28 111 

GLS 
Gemeinschaftsbank 
Postfach 10 08 29 
44108 Bochum 
023413 07 93 4 

Ökobank eG 
Brönner Str. 9 
60011 Frankfurt 
0691299 8100 

Rion Andelskasse, 
Gerberstrde 9 
22161 Harnburg 
040138 70 60 

Regeimuige Dis- 
kussionen rund um 
das Thema 'selbst- 
verwaitete Betriebe" 
finden in der Zeit- 
schrift "Contraste" 
statt. 
'Contraste" 
Postfach 104520 
69035 Heidelberg 

Eine ttbersicht über 
aiie selbstverwalte 
ten Projekte und 
Betriebe bieten die 
"Bunten Seiten". 
Gründungshilfen fllr 
selbstverwaltete, 
wirtschaitiiche Ini- 
tiativen geben wei- 
tere Bücher des 
Stattbuch-Verlages: 
Stattbuch Verlag 
GneisenaustraDe 2a 
10961 B e r h  
030/69140 94 

Mormationen über 
soziaie Betriebe l i e  
fert die Zeitschrift 
Was nun?. 
'Was n d  
Hrsg. Pauia 
Schüemannstr. 45 
10431 Berlin 
030144 11 597 



Woligang Benkerl 
u.a: Wo bleiben die 

Umweltabgaben? 
(1995, metropoiis in 

Marburg, 259 S.) 
Biiang sind nur weni- 

ge Umweltabgaben 
eingewhrt worden: In 

einigen 01,ten eine 
Verpackungsabgabe, 
in mehreren Ländern 

Gnuidwasserabga- 
ben und in Hessen die 
Sonderabfaiiabgabe. 

Irn Rausch der A b  
scheifung von Um- 

weltschutzstandards 
und dem Wandel der 

Politik zu reinen 
Handlangem der 

Grdindustrie ver- 
schwinden sie auch 

wieder. Vorwärts geht 
kaum etwas. Woran 

Solche Einrichtungen soilten folgende 
Funktionen erfüllen: 
- Analyse der lokalen Wirtschaft: Suche 

nach Defiziten. Ermittlung von brachlie 
genden lokalen Ressourcen. Die Importe 
der Region analysieren und initiativen un- 
terstützen, die diese durch Eigenprodukti- 
on ersetzen. 

- Mobilisierende Planung: Durch BürgerIn- 
nenbeteiligung ki'nnen . Menschen moti- 
viert werden, albrnative Wirtschaftspro- 
jekte zu starten. Dazu gibt es mehrere M e  
thoden: Zuk-erkstätten, "future se 
arch conferences", "Planning for Real", 
"comrnunity appraisalsH. 

- Finanzierungshilfe durch alternative Fi- 
nanzierungskonzepte 

- Weiterbildung für MitarbeiterInnen 
- Aufbau und Vemittiung zu lokalen und 

überregionalen Netzwerken von altemati- 
ven Wirtschaffsprojekten 

- Unternehmens und Initiativenberatung, 
die, auf die Probleme von demokrati- 
schen, alternativen Projekten eingeht: 
Marketing, Buchhaltung. Gnippendyna- 
mik, Entscheidungdmdung, , Rechtsfor- 
men etc. In der Regel gibt es nur in 
grofien Städten Einrichtungen, die mit 
diesen Aufgaben vertraut sind. Umwelti- 
nitiativen, die irn ökonomischen Bereich 
aktiv werden wollen, sollten solche Ein- 
richtungen eines liegionalberatungs- 
büros" fordern WEihrend sich die lokale 
Wirtschaftsförderung oft nur um die An- 
siedelung von Gewerbebetrieben kürn- 
mert, ist es  Aufgabe der Regionalbera- 
tung, die lokalen Ressourcen zu mobilisie- 
ren. Die EinrichtuPig solcher Regionalbe- 
ratungsbüros zahlt sich für die Komrnu- 
nen sozial, ökonomisch und ökologisch 

das liegt, wird im 
Buch dargestellt. 

Ökologisch engagierte Menschen können 
den notwendigen Umbau der Wirtschaft viel- 
fältig unterstutzen Dies beginnt mit dem ei- 
genen Kowumverhalten. Wo und wann irn- 
mer möglich soliten Produkte vorgezogen 
werden, die ökologisch, sozial, in demokrati- 
schen.htrieben, vor Ort hergestellt wurden. 
Gerade Umweltgruppen und Einzelpersonen 
können in ihrem Umfeld den notwendigen 
Markt für diese Produkte schaffen. Mitglie 
der können aufgefordert werden, ihr Geld 
ökologisch und in der Region anzulegen. Po- 
litisch kann eine nachaltige Entwicklung 
der Kommune durch Regionalberatungs- 
büros gefordert werden. 

Genauso wichtig ist jedoch, sich klar zu 
machen. daß der jetzige Lebensstandard 
nicht begrünt werden kann. Wir müssen 
dafür einstehen, weniger zu konsumieren: 
Gut leben statt 'viel haben. Lebensqualität 
statt materieller Wohistand. Die Art und Wei- 
se des Geldverdienens spielt dabei auch ei- 
ne Roiie. Viele Umweltengagierte arbeiten 8 
Stunden am Tag in einer normalen Firma 
und tragen zur Umweltzerstörung bei, um 
sich abends der Umweltpolitik zu widmen. 

Viele könnten umschwenken auf ökologi- 
sche Berufe oder weniger Erwerbsarbeit 
und mehr Zeit für Bildung, Kunst, Politik, Kin- 
der und Familie. So könnten Umweltinitiati- 
ven der Ausgangspunkt für Unternehmens- 
gründungen im ökologischen und sozialen 
Bereich sein, die zeigen, wie eine andere 
Wirtschaft praktisch aussieht. Ebenso kön- 
nen Umweltinitiativen viel dazu beitragen, 
bestehende alternative Wirtschaftsprojekte 
bekannter zu machen. 

Ver Aij-tnr 

Sen Giegold 
c/o Verdener Umweltwerkstatt 
Herrlichkeit 1,21283 Verden 
Tel. Q4231/81046, Fax 81048 
eMail: uw-verden@linkgoe.de 



Hinweis: Die Seitenverweise zu den Stichworten sind nach ihrer Aussagekraft ge- 
ordnet, der Hauptverweis befindet sich zu Beginn der Aufzählung. ' 

Abwasserabgabengesetz 22.5 
Aktionen 

, direkte - 1.2 
, indirekte - 1.2 
, symbolische - 1.2 

L Aktionsformen 1.11-1.16 
Aktionstraining, gewaltfreies 1.4 
Amtsblatt 2.2,5.4,5.6 
Anzeigen 

-akquise 14.11 
-gestaltung 13.8 

Anlageveneichnis 14.16 
Artenschutz 21.6-21.7,19.5 
Atomenergie 24.1,28.5 
Auenwald 23.3. 

Bäche 21.3 
Bahn 23.4 
Bankverbindung 14.12 
Baubiologie 17.4 

I Baugesetzbuch (BauGB) 5.1,5.6,5.7,3.1 
Bauleitplanung 5,3.6,3.1,3.3,24.4,24.5 
Bebauungsplan (B-Plan) 

5.2 - 5.5,5.7,3.1,24.4,26.2,20.3,25.3 
Belege 14.13 

-verwaitung 14.13 
Bewahrung der Schöpfung 17.2 
Biotopschutz 4.2,4.3,21.2.21.3, 19.5 

-p rogram 4.7-4.14 
Ipläne 21.2 

Blitzlicht 6.14 
Blockheizkraftwerk (BHKW) 24.2,24.4 
Brainstorming 6.13 
Broschüre 12.2,138,13.12,9.10 
B S ~  18.10 
Buchführung 14.12,14.14 

- mit dem Computer 14.15 
Bundeaimmissionsschutzge~tz (BImSchG) 

3.1,5.2,3.2 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 5.2,5.3.5.5 

Bürgerlnnen 
-meister 2.2 
-beteiligung 3., 5.5,5.6,5.3,23.3 
-begehen 3.2,5.6,2.3 
-antrag 3.5,3.2,23 
-entscheid 3.5,3.2,3.7 

BuOgeldzuweisung 14.6 
Boykott 1.11 

Car-Sharing 23.3 
Chlorchemie 22.2.26.2,26.4 
City-Logistik 23.4 

Demonstrationsrecht 1.9,1.10,1.11 
Deregulierung 28.2 
Direkte Demokratie 3.5,3.2,5.6 
Dorfemeuerung 21.1,20.3 

Einweg 
-verpackungen 25.1 
-verbot 27.1 

Eimygsennächtigung 14.13 
Elektrosmog 26.3 
E-mail 10.1, 10.3 
Energiespar 

-en 18.7,18.8,24.1,24.2,26.2,26.3,28.5,20.3 
-konzept 24.4 
-1ampe 4.3,24.2,24.5 

Entsiegelung 21.6,22.4 
Erlebnispiidagogilc 19.2 
Erwachsene 19.7 
Erzeuger-VerbraucherGemeinschaft 16.10,9.12 
EU-Mittel 14.4 



@ Index 
Aktions - 

6 "1:;: 

Fax 10.1, 10.7,lO.lO 
Faitblätter 12.2 
Flächennutzungsplan (m) 5.7,5.8,5.2,3.1,4.10,24.4 
Flächemecycling 23.2 
FlieDgewässer 4.2,21.3,22.2 
Flow-Leaming 19.3 
Flüsse 21.3 
FoodCoops 16.5- 16.10,28.3 
Fördennitgliedschaften 14.9 
Förderrichtlinien 2.3,14 
Foto 11.6.13.7, 13.8 
Freiwiliiges Ökologisches Jahr 15.5 
Freianzeigen 11.12 
FTP (File-Transfer-Protocol) 10.4 

Gentechnologie 18.5,18.6,19.5 
Gegendarstellung 11.13 
Gewässergüte 22.1,22.2 
Giftmüll 25.3,25.4 
Globalisiening 23.2 
Glosse 12.11 
Go in 1.13 
Grauwasser 26.3 
Graue Literatur 20.2 

-Gmppenarbeit 6 
Großveranstaltungen 27.23.3 
Griinordnungsplan 5.3 
Grüne Häuser 9.2 

Haushalt 26. 
, kommunaler - 2.2,3.7 
,privater - 22.4,22.5 

Hausfriedensbruch 1.8 
Hecken 21.5 
Hochschule I&, 6.3 
Hochmoor 21.3 
Homepage 10.4 

Iniüativenzeitung 12.2 
Institutionelle Förderung 14.2 

Jahresabschiuß 14.16 
Jugendliche 19.7 
JugendUmwelt-Projektfonds 9.14 
Jugendzentrum 9.5 

Kaffee, fair gehandelt 18.3- 18.4 
Kanalisation 22.3,22.4 
Klage 

-recht 3.4,3.8 
, Schadenersatz- 1.6 
, strafrechtliche- 1.6 
, Unterlassungs- 1.6 
, zivilrechtliche- 1.6 

Kläranlagen 22.1,22.2 
Kleingartensiedhmg 20.4 
Klhaschutzkonzept 24.4 
Klozeitung 12.1 
Kinder 19.7 
Kirche 

, evangelische' 17. 
lngemeinde 17., 20.1 

Kommunaipolitik 2.1,2.8 
Kongreß 27.1 
Konsens 6.14 
kontrolliert biologischer Landbau 
Konziiarer ProzeD 17.2,17.3 
K ü s t a  21.5 

-, Landbau 



Landbau 
, ökologischer ' 11.3,'22.4, 18.4 -18.5,28.4 
, kontrolliert biologischer - 18.4- 18.5 

Landesabfailwirtschaftsges@z 18.9 
Landesnaturschutzgesetze 3.4,4.11 
Landespressegesetz 11.13 
Landeszentrale für Politische Bildung 13.5 
Landeszuweisungen 14.4 
Landrat 2.2 
Landschaflsplan 5.8,21.1 
Layout 13.1-13.12, 12.3 
Lembörsen 28.3 
Lobby 2.1,2.2,2.5,8.1 
Lotte und Troncrnittel 14.3 

4, 
L Lokale Agenda 21 2.1,5.9 

Mailbox 10.1,10.2 
-netze 10.2 

Mehrweg 
-produkte 26.4 
-system 25.2 

'. -verpackung 25.2,20.2 
Messe 27.1 
Modellprojekt 11.4 
Modem 10.6 
Motorisierter Individualverkehr (MN) 23.1-23.3 

~achbarschaftswerkstätten 28.3 
Nahwärmenetz 24.4,26.3 
Naturkostladen 15.1 

Naturschutz 
-plan 21.1 
-zentren 9.2,9.14 

Nachricht 12.10 
Netzwerke 9.12,9.14 

Umwelt- 8.1,8.2,8.5 
alternativer Wirtschaftsprojekte 28.6 
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